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Vor 25 Jahren hat der Hamburger Senat das Konzept 

zur Sanierung der Deponie Georgswerder verabschie-

det. Es war die erste Altlastensanierung dieser Größen-

ordnung in Deutschland und entsprechend hoch war 

seither die öffentliche Aufmerksamkeit für das Projekt. 

Die Sanierungsarbeiten haben Maßstäbe für die Ent-

wicklung von Umweltgesetzen und Regularien gesetzt. 

Heute, 15 Jahre nach ihrem Abschluss, nimmt Ham-

burg eine Vorreiterrolle bei der Folgenutzung ein. Un-

ter bestimmten Bedingungen, so konnten wir zeigen, 

lassen sich ehemalige Deponieflächen sogar wieder für 

eine Nutzung als städtische Flächen aktivieren.

Die Deponie ist heute zum Energieberg geworden, 

der die Entwicklung einer CO2-neutralen Energiever-

sorgung für Hamburg symbolisiert. Windkraftanla-

gen erzeugen rund 5 Mio. kW/h Strom pro Jahr, die 

benachbarte Kupferhütte nutzt das Deponiegas. Seit 

Ende 2009 erzeugt der städtische Energieversorger 

Hamburg Energie mit einer 5.000 m2-Photovol-

taikanlage Strom für rund 170 Haushalte.

Die Internationale Bauausstellung IBA 2013 eröffnet 

schließlich die einmalige Chance, den 40 m hohen 

Berg mit seiner spektakulären Aussicht über den Ha-

fen und die Elbinsel Wilhelmsburg für die Öffentlich-

keit zugänglich zu machen. Er soll als Aussichts- und 

Informationspunkt allen Interessierten offen stehen. 

Das zukünftige Besucherzentrum auf dem Energieberg 

Georgswerder wird der erste dezentrale Infopoint der 

Umwelthauptstadt Hamburg sein.

In der Begründung der EU-Kommission für die Aus-

zeichnung Hamburgs als Europäische Umwelthaupt-

stadt 2011 heißt es: „Hamburg hat in den vergangenen 

Jahren große Leistungen erbracht und auf der ganzen 

Bandbreite exzellente Umweltstandards erreicht.“ 

Kaum etwas könnte diesen Satz besser illustrieren 

als die Wandlung der Deponie Georgswerder von der 

Giftmüllhalde zum Energieberg mit hohem Freizeitpo-

tential.

Anja Hajduk

Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt

der Freien und Hansestadt Hamburg
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Anja Hajduk, Senatorin und Präses der 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Freie und Hansestadt Hamburg
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Dr. Ralf Kilger, Behörde für Stadtentwicklung und 
Umwelt, Hamburg

1.	 Vorwort
Die ehemals zentrale Haus- und Sondermülldeponie 

der Stadt Hamburg wurde noch während der Rekul-

tivierungsarbeiten zu einem Sanierungsfall, nachdem 

Ende 1983 in den aus dem Müllberg aussickernden 

Flüssigkeiten das hochgiftige Seveso-Dioxin entdeckt 

worden war [1]. Das Sanierungskonzept wurde im 

April 1985 vom Senat der Freien und Hansestadt be-

schlossen [2]. Die Bauarbeiten liefen zwischen 1986 

und 1997. Danach begann die in ihrer Zeitdauer nicht 

absehbare Nachsorgephase mit Langzeitbetrieb und 

Eigenkontrolle.

Mit der Sanierung der Deponie Georgswerder wurde 

seinerzeit technisches Neuland betreten. Die begleiten-

den Forschungs- und Entwicklungsprojekte sowie die 

Bau- und Betriebserfahrungen haben die Entwicklung 

von Sanierungstechnologien stark beeinflusst. Georgs-

werder war ein Pilotprojekt der Altlastensanierung.

2.	 Einführung
2.1	 Aufbau, Geologie, Hydrologie
Die Deponie liegt im Urstromtal der Elbe, im Stadtteil 

Wilhelmsburg, einer eingedeichten Elbinsel. Nach dem 

2. Weltkrieg diente die Deponie als zentrale Abfallbe-

seitigungsanlage der Hansestadt. Sie wurde bis 1979 

mit Haus- und Sperrmüll sowie Bau- und Trümmer-

schutt beschickt. So entstand in damaliger Deponie-

technik eine Hügeldeponie von ca. 40 m Höhe auf 

einer Fläche von ca. 45 ha, das Volumen beträgt ca. 

7 Mio. m³. In der Zeit von 1967 bis 1974 wurden zu-

sätzlich Sonderabfälle der Industrie angeliefert – ca. 

150.000 m³ mit flüssigen sowie ca. 100.000 Fässer mit 

pastösen und festen Abfällen. Diese Abfälle wurden in 

gesonderten Flüssigkeitsbecken bzw. Fasslägern kon-

zentriert eingebracht. Insbesondere der flüssige Abfall 

wurde mit Hausmüll vermischt, um ihn so zu binden.

Geologisch gesehen steht die Deponie auf holozänen 

Weichschichten (Klei, Torf, Mudde) mit einer Mäch-

tigkeit von 0,5 bis 7,0 m, die durch Kleiabbau und 

Bombentrichter geschwächt sind. Das Ursprungs-

gelände liegt bei 0,5 bis 1,5 m ü.NN. Darunter liegt 

der oberflächennahe Grundwasserleiter (15 bis 20 m 

mächtig), bestehend aus Fein- und Mittelsanden über 

grobkiesigen Sanden. Unterliegend befindet sich tertiä-

rer Glimmerton (ca. 40 m mächtig), ihm folgen tertiäre 

Braunkohlensande.

Die Hydrologie wies zu Beginn der Sanierung einen 

Stauflüssigkeitskörper innerhalb der Deponie mit ei-

ner Spiegelhöhe von ca. 14 m ü.NN aus, das Volumen 

wurde seinerzeit auf 1.000.000 Mio. m³ geschätzt. Der 

Grundwasserspiegel ist gespannt und liegt im Mittel bei 

+ 0,3 m ü.NN, er ist tideabhängig. Die Fließrichtung 

des oberflächennahen Grundwassers ist heute südwest-

lich bis südlich bei ca. 20 m pro Jahr gerichtet. Man 

rechnet mit einer flächigen Absickerung der Stauflüs-

sigkeiten von ca. 5.000 bis 10.000 m³ pro Jahr bei ab-

nehmender Tendenz infolge absinkenden Stauwasser-

potenzials. Lateral fließen jährlich ca. 10.000 m³ ab.

Entstehung und Sanierung der Deponie
Georgswerder
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2.2	 Schadstoffpotenzial
Hauptanlieferer der Sonderabfälle waren Betriebe der 

chemischen, der Mineralöl- und mineralölverarbeitenden 

Industrie mit den Abfallarten (laut Anlieferungsschein) 

bituminöse Rückstände, Chlorkohlenwasserstoffe (Per- 

und Trichlorethen, HCH, Tetrachlorbenzole u.a.), Lö-

sungsmittel (Benzol, Toluol, Xylole), Naphthalin, Raffi-

nationsrückstände, Ölabfälle (Altöl, Bohrölemulsionen, 

Leichtstoffabscheider- und Tankreinigungsrückstände), 

Phenolharzemulsionen, Schlämme (Klärschlämme, aus 

Kunstharzherstellung, aus Nassentstaubung), Abfälle 

aus der Schmierölverarbeitung (Bleicherden, Sulfosei-

fen). Demnach überwiegen bei weitem organische Son-

derabfälle, während schwermetallhaltige Abfälle nur in 

sehr geringen Anteilen abgelagert wurden. Leitparame-

ter war 2,3,7,8-TCDD, das sog. Seveso-Dioxin. Es war 

in den Sickerölen der Deponie mit 15 bis 75 µg/kg nach-

gewiesen worden.Abb. 1: Lage der Flüssigkeitsbecken 1-10 und 

Fassläger 1-4

Abb. 2: Profilschnitt durch die Deponie
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Im Stauwasser sind wegen ihrer Mobilität besonders 

die leichtflüchtigen Chlorkohlenwasserstoffe, das 

Benzol und in geringerem Maße die Chlorbenzole zu 

beachten. In der Wasserphase erreichen die LCKW-

Konzentrationen bis zu 10.000 µg/l und die Ben-

zolkonzentrationen bis zu 1.000 µg/l, während für 

Chlorbenzole Summenwerte von über 20.000 µg/l er-

mittelt wurden.

In den Ölen der Deponie sind demgegenüber die organi-

schen Schadstoffe teilweise mehr als tausendfach höher 

konzentriert. Das gesamte in öliger Phase abgelagerte 

CKW-Inventar der Deponie umfasst dementsprechend 

die Größenordnung von mehreren tausend Tonnen.

2.3	 Gefährdungspotenzial
Die Entdeckung des Dioxins hatte deutlich gemacht, 

dass die Deponie ihren eigentlichen Zweck, die abge-

lagerten Stoffe, insbesondere die Sonderabfälle, auf 

Dauer zu binden, nicht (mehr) erfüllte. Hauptursachen 

für die beobachtete Freisetzung waren physikalisch-

chemisch-biologische Prozesse im Deponieinnern so-

wie das Eindringen von Niederschlag wegen Fehlens 

einer dichten Abdeckung; das so gebildete Stauwasser 

mobilisierte die Schadstoffe und gab diese lateral und 

vertikal an die Umwelt ab. Dies führte zu einer Ge-

fährdung der die Deponie umgebenden Oberflächen-

gewässer, zu einer Belastung des Grundwassers (vor al-

lem durch LCKW und Benzole) sowie zu einer Gefahr 

des direkten Kontaktes von Lebewesen im Bereich der  

Sickerflüssigkeitsaustritte.

Die durch biologische Abbauprozesse entstehenden 

Deponiegase stellten lediglich eine Beeinträchtigung 

für den Pflanzenwuchs dar. Das als hoch einzustufende 

Gefährdungspotenzial der Deponie ergab sich einer-

seits aus den genannten Ausbreitungspfaden und den 

dadurch betroffenen Schutzgütern, andererseits aus 

der großen Menge hochgiftiger Schadstoffe.

2.4	 Sanierungsziele
Neben den grundsätzlichen Zielen, wie der Schutz der 

in der Umgebung wohnenden und an der Sanierung 

arbeitenden Menschen vor Kontakt mit Schadstoffen, 

Verhinderung der weiteren Ausbreitung von Schadstof-

fen sowie Minderung des Schadstoffpotenzials wurden 

konkrete Ziele vorgegeben: Minimierung der Schad-

stoffmobilisierung durch eindringende Niederschläge, 

Verhinderung des lateralen Aussickerns der Stauflüssig-

keiten, Fassung und Abführung der sich ständig neubil-

denden Deponiegase, Schutz des Grundwassers.

3.	 Sanierungskonzept
3.1	 Sanierungskonzept – Stand 1985
Ein voller Abtrag der Deponie und damit eine wir-

kungsvolle Beseitigung des gesamten Gefährdungs-

potenzials wurde wegen der damit verbundenen 

Umweltrisiken und des Fehlens von Wiederablage-

rungsmöglichkeiten und Verbrennungskapazitäten 

ausgeschlossen. Das 1985 vorgelegte Sanierungskon-

zept sah stattdessen eine Kombination verschiedener 

Sicherungs- und Dekontaminationsstrategien mit fol-

genden Hauptkomponenten vor [3]:

•	 Neuabdeckung der Deponie mit Dichtmaterialien;

•	 aktiver Entzug der Stauflüssigkeiten aus der Deponie;

•	 Sicherstellung des Grundwasserschutzes durch 

Herstellung einer Dichtwand oder/und durch hy-

draulische Maßnahmen;

•	 Bau einer Sickerflüssigkeitsbehandlungsanlage;

•	 Bau einer Hochtemperaturverbrennungsanlage; bis 

zu deren Inbetriebnahme Bau eines Zwischenla

gers auf der Deponie;

•	 Deponierung der Reststoffe aus der Verbrennungs-

anlage;

•	 Fassung und Nutzung der Deponiegase.

Unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, der Dring-

lichkeit, aber auch des Standes der jeweiligen Realisier-

barkeit wurde ein stufenweises Vorgehen vorgesehen:

•	 schnell und vorrangig zu realisierende Maßnahmen, 

wie die Abdeckung des oberen Bereiches der Depo-

nie sowie der Bau einer ersten Stufe einer umfassen-

den Sickerflüssigkeitsreinigungsanlage (Flotation);

•	 konkrete Maßnahmenplanungen, wie der Grund-

wasserschutz durch Bau einer in den Glimmerton 

einbindenden Dichtwand oder durch einen Ring 

von Förderbrunnen im ersten Grundwasserleiter, 

die Planung einer Hochtemperaturverbrennungs-

anlage (HTVA) und die Planung eines Silolagers 

als Zwischenlager;

•	 Untersuchungen mit dem Ziel der Entwicklung 

und Beurteilung von weiteren Sanierungsmaßnah-

men, wie die Behandlung der Stauflüssigkeiten aus 

der Deponie in einer zweiten Behandlungsstufe, 
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TV 10b:	 EDV-Auswertungskonzept für die Daten 

der Deponie Georgswerder

TV 11:	 Lösungskonzepte für die Entnahme von 

kontaminierten Böden und Abfallstoffen 

aus Flüssigmüllbecken

TV 12:	 Untersuchung der Vegetation auf dem Ab-

decksystem

TV 0:	 Projektübergreifende Aufbereitung und 

Darstellung der Ergebnisse des Verbund-

vorhabens – Hinweise zur Text- und Gra-

phikpräsentation

3.2	 Neue Erkenntnisse und konzeptionelle 
	 Änderungen nach 1985
Ergebnisse aus den Forschungsprojekten sowie die 

ökonomische Entwicklung führten zu nachfolgend 

dargestellten wichtigen Erkenntnissen und Einschät-

zungen, die insgesamt eine Modifizierung des Sanie-

rungskonzeptes von 1985 zur Folge hatten:

Das mehrschichtige Abdecksystem, bestehend aus 

einer Rekultivierungs- und Dränageschicht sowie 

einer Kunststoffdichtungsbahn (PEHD Polyethene 

high density) und einer bindigen mineralischen Dicht-

schicht (Mergel), stellte sich als gut wirksam heraus. 

Dies zeigten die Ergebnisse eines entsprechenden For-

schungs- und Entwicklungsprojektes (FuE-Projekt 

TV 7), die Überwachung des Abdecksystems sowie 

ein bereits zu beobachtender Rückgang der Stau-

flüssigkeiten von ca. 14 m ü.NN auf ca. 11 m ü.NN 

(1995) und 9 m ü.NN in 2010. Es zeigte sich, dass die 

Kunststoffdichtungsbahnen neben der ursprünglichen 

Aufgabe einer Wurzel- und Nagetiersperre eine ganz 

wesentliche Funktion als Dichtungselement übernah-

men. In diesem FuE-Projekt wurde nachgewiesen, 

dass das Schichtenpaket aus Decksubstrat mit Drä-

nage und PEHD-Bahn über 99% des Niederschlags 

über Verdunstung bzw. lateralen Abfluss oberhalb 

der Dichtungsbahn zurückhält. Bei ca. 800 mm Jah-

resniederschlag verdunsten dabei ca. 60 bis 70%, ca. 

30 bis 40% fließen lateral als Dränageabfluss ab. Der 

Oberflächenabfluss macht nur ca. 1% aus, die Dicht-

schichtdurchsickerung auf der Oberen Abdeckung 

deutlich unter 1%.

der aktive Entzug der Stauflüssigkeiten aus der De-

ponie und die Untersuchung von Verfestigungsver-

fahren zur Fixierung von Schadstoffen;

•	 flankierende und absichernde Untersuchungen, 

wie der Wasserhaushalt mehrschichtiger Abdeck-

systeme, das Langzeitverhalten von Deponiegasen, 

die vertikale Ausbreitung von Grund- und Sicker-

wässern im Glimmerton sowie die Dioxinanalytik;

•	 gegenüber dem Stand von 1985 wurden zusätzliche 

Untersuchungen durchgeführt, wie eine Vor-Ort 

Schnellanalytik, die Entnahme von kontaminierten 

Böden und Abfällen, eine Prognose des Schadstoff-

transports im Deponieuntergrund, die Untersu-

chung der Vegetation der neuen Abdeckung.

Die beschriebenen Planungen und Untersuchungen 

wurden überwiegend im Rahmen von zwölf For-

schungs- und Entwicklungsprojekten (FuE-Teilvorha-

ben, TV) durchgeführt [4]:

TV 1a:	 Vertikale Ausbreitung von Grund- und 

Sickerwässern im Deponiebereich von Ge-

orgswerder (Glimmerton-Projekt)

TV 1b:	 Prognose des Schadstofftransports im De-

ponieuntergrund (Weichschichten-Projekt)

TV 2:	 Behandlungssystem für die Stauflüssigkei-

ten aus der Deponie Georgswerder – Un-

tersuchungszeitraum 1986 bis 1988 sowie 

1989 bis 1990

TV 3:	 Durchführbarkeitsuntersuchung für ein 

Zwischenlager zur mittelfristigen Lage-

rung hochkontaminierten Abfalls

TV 4:	 Verfestigungsverfahren für Sonderabfälle

TV 5:	 Untersuchungen zum Langzeitverhalten 

der in der Deponie produzierten Gaskom-

ponenten

TV 6:	 Entnahmesysteme für schadstoffbelastete 

Flüssigkeiten aus Deponien

TV 7:	 Wasserhaushalt und Wirksamkeit mehr-

schichtiger Abdecksysteme – Untersu-

chungszeitraum 1986 bis 1990

TV 8:	 Projektierung einer Entsorgungsanlage zur 

Behandlung hochtoxischer Sonderabfälle 

in Hamburg (HTVA)

TV 9:	 Nachweis und Quantifizierung halogenier-

ter Dibenzo-p-dioxine und Dibenzofurane

TV 10a:	 Schnelle Vor-Ort-Analytik mit einem mo-

bilen Massenspektrometer
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Maßnahmen (Förderbrunnen) erfolgen sollte. In den 

Folgejahren wurde entschieden, den Grundwasser-

schutz durch die Anlage eines Systems von Förder-

brunnen sicherzustellen, da die Herstellung einer der-

artig tiefen Wand (ca. 50 m) seinerzeit noch technisch 

problematisch war und ein so hergestellter „Topf“ auf 

Dauer hydraulisch hätte bewirtschaftet werden müs-

sen, um ein nach innen gerichtetes Gefälle zu erzeugen. 

Als Ergebnis von umfangreichen Grundwassermodell-

rechnungen war eine reine hydraulische Lösung hin-

sichtlich ihrer Wirksamkeit technisch gleichwertig und 

unter Kostengesichtspunkten wesentlich günstiger.

Auf der Basis dieser Entscheidung sollte ein Entnahme-

system zunächst nur entwurfsreif geplant und bei Bedarf 

schnell umgesetzt werden. Allerdings ergaben die inten-

sive Grundwasserüberwachung sowie umfassende Un-

tersuchungen und Modellrechnungen zum Schadstoff-

transport im Deponieuntergrund neue Erkenntnisse:

•	 Das Grundwasser unterhalb der Flüssigkeitsbe-

cken ist stark mit Schadstoffen verunreinigt;

•	 die Schadstoffe LCKW und Benzole haben sich in 

einer Fahne im ersten Grundwasserleiter bereits bis 

zu 350 m über die südwestliche Deponiegrenze 

	 hinaus ausgebreitet;

•	 die Wanderungsgeschwindigkeit der Schadstoffah-

ne im Grundwasser beträgt ca. 15 bis 20 m/a;

•	 auch für die Zukunft ist von einem dauerhaften 

Eintrag auszugehen.

Die großflächige Verunreinigung des ersten Grundwas-

serleiters und der weiter zu erwartende Schadstoffein-

trag machten Sanierungsmaßnahmen unumgänglich.

3.3	 Sanierungskonzept – Stand 1995
Das aufgrund der neuen Erkenntnisse aktualisierte 

Sanierungskonzept berücksichtigte 1995 nur noch die 

Gefahren, die von dem Müllkörper für die oberflächen-

nahe Umgebung sowie für das Grundwasser ausgehen 

[5]. Insgesamt bestand es aus vier Komponenten:

•	 der Oberflächenabdichtung,

•	 der Gasfassung,

•	 der Sickerwasserfassung und

•	 der Grundwassersanierung.

Die mineralische Dichtungsschicht ohne aufliegende 

Kunststoffdichtungsbahnen altert sehr schnell; es ent-

stehen Schrumpfrisse, eine Selbstheilung ist nicht ge-

geben. Die beobachteten erhöhten Durchlässigkeiten 

stellen den Einsatz dieser Dichtungsschicht bei anderen 

Sanierungsmaßnahmen stark in Frage.

Die Erfahrung bei der Herstellung der neuen Abdeckung 

hat darüber hinaus gezeigt, dass der Einbau der bindigen 

mineralischen Dichtungsschicht sehr stark witterungs-

abhängig ist, was u.a. zu erheblichen zeitlichen Verzö-

gerungen führte (zehn Jahre Bauzeit bei Georgswerder).

Der Vegetation kommt eine wesentliche Rolle sowohl 

bei der Verdunstung als auch beim Schutz der Abde-

ckung gegen Erosion zu. Ein entsprechendes FuE-Pro-

jekt (TV 12) ergab, dass sich auf der neuen Abdeckung 

innerhalb von fünf Jahren überwiegend hochdeckende, 

stabile Grünlandpflanzengesellschaften bildeten. Aller-

dings sind nach wie vor Tiefwurzler (z.B. Meerrettich, 

Disteln) vorhanden. Die Flächendränage wird teilwei-

se durchwurzelt. Auf Gehölzpflanzungen in Bereichen 

mit nur in Fallrichtung verschweißt verlegter PEHD-

Bahn wurde deshalb anfangs weitgehend verzichtet. 

Nach heutigem Kenntnisstand sind Gehölze auch auf 

der Oberen Abdeckung tolerierbar.

Die Stauflüssigkeiten sickerten lateral nach außen in 

die Oberflächengewässer und vertikal durch die Weich-

schichten in den ersten Grundwasserleiter. Man rechnete 

seinerzeit damit, dass nach Aufbringen einer neuen dich-

ten Abdeckung die Flüssigkeiten – vornehmlich Wasser 

– infolge der (passiven) Entnahme aus der randlichen 

Sickerwasserdränage sowie der Absickerung durch die 

Deponie-Basis in ca. 25 Jahren von selbst bis auf das Ni-

veau des Grundwasser-Druckspiegels absinken würden. 

Ziel eines aktiven forcierten Entzuges war es, diese Frist 

abzukürzen und so das Gefährdungspotenzial entschei-

dend zu verringern. Insbesondere die Ergebnisse aus 

dem FuE-Projekt „Prognose des Schadstofftransports im 

Deponieuntergrund“ (TV 1b) führten dazu, dass einige 

unsichere Annahmen nunmehr konkreter und belastba-

rer für die weitere Planung verwandt werden konnten.

1985 war die Frage noch offen, ob der Schutz des 

Grundwassers durch eine in den Glimmerton einbin-

dende tiefe Dichtwand oder aber durch hydraulische 
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Die Abdeckung war in zwei Schritten ausgeführt wor-

den. Zuerst wurde der Kuppenbereich als sog. Obere Ab

deckung oberhalb des Stauflüssigkeitsspiegels von 14 m 

ü.NN ausgeführt (Fläche ca. 15 ha). Danach wurde der 

restliche Teil abgedeckt. Da bei dieser Unteren Abdeckung 

mit einer Beaufschlagung von Stauflüssigkeiten zu rech

nen war, wurde der Regelaufbau entsprechend verändert.

Obere Abdeckung:

•	 mindestens 0,35 m Ausgleichsschicht aus ton- und 

schlufffreiem Sand/Kies mit der Körnung 0,1 bis 

3,0 mm als Gasdränage zur kontrollierten Ablei-

tung von Deponiegas;

•	 0,60 m mineralische Dichtung (Geschiebemergel) 

mit einem Durchlässigkeitsbeiwert von Kf<10–9 m/s 

zur Begrenzung des Sickerwasserzuflusses in die 

Deponie und der unkontrollierten Gasaustritte;

•	 1,5 mm PEHD Kunststoffdichtungsbahn, in der 

Horizontalen überlappend verlegt, in Fallrichtung 

verschweißt, mit sandrauher Oberfläche, 1 bis 

2 mm hohen Stegen an der Oberseite und 65 mm 

hohen Spikes an der Unterseite (gegen Abgleiten);

•	 0,25 m Flächendränage zur Abführung des 

schadstofffreien Sickerwassers aus grobsandi-

gem Feinkies mit einem Durchlässigkeitswert von  

Kf>5•10–4 m/s und einer Körnung von 0,5 bis 8 mm;

4.	 Durchgeführte Sanierungsmaßnahmen
4.1	 Oberflächenabdichtung
Die Abdeckung (Oberflächenabdichtungssystem) hat 

folgende Funktionen und Anforderungen zu erfüllen:

•	 weitestgehende Minderung der in den Deponiekör-

per eindringenden Wassermengen;

•	 getrennte Fassung und Ableitung des oberhalb der 

Dichtung anfallenden, nicht kontaminierten Was-

sers und des aus dem Deponiekörper austretenden 

kontaminierten Stauwassers;

•	 weitgehende Unterbindung unkontrollierter Aus-

tritte der in der Deponie entstehenden Gase in die 

Atmosphäre;

•	 Wiedereingliederung der Deponie in ihr natürli-

ches Umfeld und Erhöhung der Verdunstung durch 

Begrünung der Deponie in Kombination mit Bü-

schen und Bäumen.

Die Abdeckung muss neben ihrer Dichtungsfunktion 

noch folgenden Anforderungen Rechnung tragen:

•	 Erosionssicherheit;

•	 Sicherheit gegen Beschädigung durch tiefreichende 

Pflanzenwurzeln und tiefgrabende Tiere;

•	 Rutschsicherheit der einzelnen Schichten;

•	 Anpassungsfähigkeit an die Setzungen der Deponie.

Abb. 3: Sanierungskonzept 1995
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Besondere Sorgfalt wurde auf die Ausbildung des Fuß-

punktes der Abdeckung gelegt. Dieser hat mehrere 

Funktionen zu erfüllen:

•	 Anbindung an die vorhandene natürliche Weich-

schicht;

•	 Aufnahme der Sammelleitung der Flächendränage 

für aussickernde Stauflüssigkeiten, der Gasringlei-

tung und der unteren Betriebsstraße;

•	 aus Gründen des Hochwasserschutzes wurde der 

Fußpunkt deichartig ausgebildet.

 

Das das Decksubstrat durchsickernde saubere Wasser 

wird in der Flächendränage oberhalb der PEHD-Dich-

tungsbahnen gesammelt und in einer Sammelleitung 

dem Wilhelmsburger Entwässerungssystem zugeführt.

Besondere Anforderungen wurden an die Bauausfüh-

rung gestellt:

•	 aus Arbeitsschutzgründen wurde eine Schüttgut

umschlagsanlage errichtet. Die Verteilung der neu-

en Abdeckmaterialien auf der Deponie erfolgte 

mit einem eigenen Transportsystem mittels Spezi-

alfahrzeugen. Die Dekontamination der Fahrzeuge 

erfolgte durch eine gesonderte Waschhalle. Für Per-

sonen wurde eine Schwarz-Weiß-Anlage errichtet;

•	 wegen der starken Witterungsabhängigkeit der 

mineralischen Dichtung musste vertraglich eine 

Bauzeit von April bis Oktober vereinbart werden. 

Trotz dieser Einschränkungen waren die Ausfall-

zeiten noch erheblich;

•	 die PEHD-Dichtungsbahn wurde im Heizkeilver-

fahren mit einer Doppelnaht und einem dazwi-

schenliegenden Prüfkanal verschweißt;

•	 eine Wellenbildung der PEHD-Dichtungsbahn 

durch Sonneneinstrahlung wurde durch eine 

unmittelbar folgende Kiesaufschüttung einge-

schränkt;

•	 die Qualitätssicherung erfolgte sowohl durch eine 

vertraglich vereinbarte Eigenüberwachung durch 

die ausführende Firma als auch durch Fremdüber-

wachung durch den Auftraggeber. Es wurde auf 

der Baustelle ein Erdbaulabor eingerichtet.

4.2	 Deponiegas
Die Entgasung der Deponie musste schon vor der Ent-

deckung des Dioxins durchgeführt werden, da die im 

Zuge der Rekultivierungsmaßnahmen gepflanzte neue 

•	 Geotextilvlies (450 g/m2), um den Eintrag von 

Feinteilen aus dem Decksubstrat in die Drain-

schicht zu verhindern;

•	 mindestens 0,75 m kulturfähiger Boden (Decksub-

strat) als Wurzelraum sowie Wasser- und Nähr-

stoffspeicher für die Vegetation, obere 0,25 m mit 

4 bis 8% Humusgehalt.

Das gesamte Schichtenpaket hat eine Stärke von etwa 

2 m und eine Mindestneigung von 4%.

Untere Abdeckung:

•	 0,50 m Ausgleichs- und Flächendränageschicht zur 

Ableitung von Deponiegas und Sickerflüssigkeiten, 

0,20 m Sand- und Kiesgemisch (ton- und schluff-

frei), darüber 0,30 m Kies (4 bis 32 mm);

•	 Trennvlies, Geotextil 450 g/m², aus PEHD;

•	 Kombinationsdichtung aus 0,60 m mineralischer 

Dichtung und 2 mm starker allseits verschweißter 

PEHD-Kunststoffdichtung;

•	 0,30 m mineralische Flächendränage;

•	 Flächenfilter aus Geotextilvlies; 

•	 0,75 bis 2,0 m Decksubstrat je nach Bepflanzung.

Für die Oberflächengestaltung wurde ein Mindest-

gefälle von 6% gewählt, um auch bei Setzungen den 

Abfluss von Niederschlagswasser gewährleisten zu 

können.

Abb. 4: Schichtaufbau der Oberen Abdeckung
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eine Umplanung der Schlammbehandlung durch Hoch-

temperaturverbrennung anstatt der Einlagerung.

3. Stufe: In einem FuE-Projekt (TV 2) sowie in nach-

folgenden halbtechnischen Versuchen wurden verschie-

dene Technologien untersucht, um insbesondere den 

hohen AOX-Gehalt in der wässrigen Phase nach der 

2. Reinigungsstufe zu minimieren. Im Ergebnis wurde 

eine Nassoxidationsanlage mit Ozon gewählt, mit der 

die Einleitwerte in das öffentliche Abwassernetz sicher 

erreicht werden. Aufgrund betrieblicher Schwierigkei-

ten (Verblockung im Reaktor mit Lösen durch Säurezu-

dosierung, was aber – da hochkorrosiv – zu Lochfraß im 

Edelstahl führte) wird die Anlage seit Dezember 2005 

mit Erfolg als reine Aktivkohleadsorption gefahren. Der 

Reparaturaufwand sowie die Betriebskosten sind bei 

gleich guten Reinigungsergebnissen deutlich gesunken.

Die Flotationsanlage wurde bereits 1986 als erste tech-

nische Maßnahme errichtet. Die Auslegung erfolgte 

seinerzeit auf erwartete 10 m3/h, wobei ein möglicher 

forcierter Stauflüssigkeitsentzug aus der Deponie mit 

einkalkuliert wurde. Da die Sickerwasserfassung der 

Deponie nur 1 bis 1,5 m³/h liefert, enthält die Gesamt-

anlage freie Kapazitäten, die auch für andere Altlasten 

der Freien und Hansestadt genutzt werden.

Stauflüssigkeitsentzug
Auf der Grundlage des FuE-Vorhabens „Stauflüssig-

keitsentzug“ (TV 6) wurden zwischen 1998 und 2006 

rd. 1.745 m³ Sickeröl-/Stauwassergemisch mit einem 

Ölanteil zwischen 13 und 22% aus den Becken 5 und 6 

entnommen und ohne weitere Behandlung in Spezial

containern zu einer Hamburger Hochtemperaturver-

brennungsanlage transportiert und dort entsorgt. Aus 

betrieblichen Gründen ist die Entnahme unterbrochen 

worden.

4.4	 Grundwassersanierung
Ziel dieser Maßnahme ist es, die Kontaminations

fahne zurückzuziehen, die Schadstoffmenge im ober-

flächennahen Grundwasserleiter zu reduzieren und die 

zukünftige Ausbreitung der Schadstoffe über den De-

ponierand hinaus zu verhindern. Das Handlungskon-

zept sieht eine hydraulische Maßnahme mit Hilfe von 

Förderbrunnen vor.

Vegetation geschädigt wurde. 1983 wurde eine Anlage 

bestehend aus 39 Gassonden errichtet. Die alle Sonden 

verbindende Ringleitung ist an eine Gasverdichtersta-

tion angeschlossen. Von hier wird das Gas an einen 

nahe liegenden Industriebetrieb zur dortigen Nutzung 

verkauft. Die Förderrate betrug Mitte der neunziger 

Jahre ca. 250 bis 300 m³/h bei einem Methangehalt 

von ca. 60 Vol.%. Heute sind es rd. 140 m³/h bei einem  

Methangehalt von 50 Vol.%. Technisch aufwendig war 

die Anpassung der Anlage an das neue Abdichtsystem.

4.3	 Sicker- und Stauflüssigkeiten
Sickerflüssigkeitsfassung
Auf die großflächige aktive Entnahme von Stauflüssig-

keiten wurde – wie dargestellt – verzichtet. Der hohe 

Flüssigkeitsspiegel im Innern der Deponie führt jedoch 

dazu, dass lateral Flüssigkeiten dem neuen Fußpunkt 

der Deponieabdeckung zusickern. Diese werden in ei-

nem randlichen Dränage-Ringleitungssystem gefasst, 

das durch Stichleitungen und eine Flächendränage un-

terhalb der Abdeckung ergänzt wird. Z.Z. fallen ca. 

1  m³/h an, Mitte der neunziger Jahre waren es noch 

2  m³/h. Aus Arbeitsschutzgründen ist die Sickerwas-

sererfassung als geschlossenes System ausgeführt. Das 

Ringsleitungssystem enthält 44 Pump-, Kontroll- und 

Umlenkschächte. Sie müssen in der normalen betrieb-

lichen Handhabung nicht bestiegen werden. Zur Ver-

meidung von Emulsionen werden langsam laufende, 

ex-geschützte und sickerflüssigkeitsresistente Exzenter-

Schneckenpumpen eingebaut.

Die Behandlung der Flüssigkeiten erfolgt in einer drei-

stufigen Anlage:

1. Stufe: Leichtstoffabscheidung, zweistraßig, Arbeits-

weise nach dem Schwerkraftprinzip, Öldichte < 0,98 

g/ml, max. Durchfluss 20 m³/h, geschlossenes System. 

Flüssigkeitsstand-gesteuertes Umpumpen der Leicht-

stoffe in speziell entwickelte Lager- und Transportcon-

tainer.

2. Stufe: Chemisch/physikalische Behandlung zur Ent-

fernung von Schwermetallen und restlichen Kohlenwas-

serstoffgehalten. Zweistraßig, max. Durchflussmenge 10 

m³/h. Arbeitsprinzip: Druckentspannungsflotation. Die 

Flotatschlämme werden in einem speziellen Trocknungs-

verfahren auf 95% Trockensubstanzgehalt getrocknet 

und in einer Untertagedeponie deponiert. Derzeit erfolgt 
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von grundlegender Bedeutung). Anfänglich gestaltete 

sich die Umsetzung der Vorschriften in praxisbezoge-

ne Arbeitssicherheit, aufgrund fehlender Erfahrungen, 

problematisch. Aufbauend auf Gefährdungsanalysen 

durchzuführender „üblicher“ Tätigkeiten wurde ein 

Arbeitsschutzhandbuch entwickelt. Für Einzelmaß-

nahmen wurden Merkblätter mit detaillierten Arbeits-

schutz- bzw. Sicherheitsanweisungen erarbeitet, die 

den jeweiligen Bauvertrag ergänzten. Organisatorisch 

wurde beim Auftraggeber eine „Sicherheitsfachkraft für 

Gefahrstoffe“ als sachkundige Person bestellt. Ihr oblag 

die Fortschreibung der bestehenden Regelungen, deren 

Umsetzung sowie die messtechnische Überwachung.

7.	 Nutzung der gesicherten Deponie
7.1	 Bisherige Nutzungen
Nach Beendigung der Abfallanlieferungen im Jahre 

1979 war die Deponie nach den Plänen eines Land-

schaftsarchitekten rekultiviert worden. Ziel war die 

Nutzung des gesamten Geländes als öffentliche Grün-

anlage mit einem vielfältigen Angebot an Freizeitein-

richtungen. Die erforderliche Sanierung verhinderte 

die Umsetzung dieses Zieles. Bei Aufstellung des Sanie-

rungskonzeptes (1984/85) und ebenso nach der Fertig-

stellung des Sicherungsbauwerks Mitte der neunziger 

Jahre war man der Überzeugung, dass der gesicherte 

Müllberg als technisches Bauwerk mit all seinen Be-

triebs- und Kontrolleinrichtungen sowie mit dem hoch-

giftigen Schadstoffinventar niemals für die Öffentlich-

keit zugänglich sein könnte. Dennoch boten sich auch 

damals einige wenige Nutzungsmöglichkeiten an:

•	 Nutzung als Windpark: Seit 1992 betreibt die 

Stadt Hamburg auf der Deponie Energieerzeu-

gung durch Windkraft. Derzeit befinden sich auf 

dem Müllberg vier Windkraftanlagen mit einer 

Gesamtleistung von 2.650 kW, wovon zwei in pri-

vatem Besitz sind. Die Setzungen des Müllkörpers 

konnten im Vorwege aufgefangen werden, so dass 

sie bis heute kein Problem darstellen. Außerdem 

wurde eine Nachjustiermöglichkeit konstruktiv an 

den Anlagen berücksichtigt;

•	 Nutzung der Sickerwasserreinigungsanlage für 

weitere Sanierungsfälle der Stadt;

•	 Sonderflächen zur Erhaltung schützenswerter 

Pflanzen und Tiere; die Grenzen einer solchen Nut-

zung sind allerdings durch die notwendige Erhal-

tung des Bauwerkes Deponieabdeckung gesetzt.

Zur Festlegung der Entnahmestrategie, der Brunnenstand-

orte sowie der Förderraten wurde 1993/94 ein Grund-

wassermodell entwickelt. Dieses ist ein horizontales 

Strömungs- und Stofftransportmodell. Besondere Rand-

bedingungen waren – nach damaligem Kenntnisstand – 

neben den Schadstoffparametern und dem Tideeinfluss 

ein erwartetes Absinken des Stauflüssigkeitsstandes in der 

Deponie bis auf Niveau des Grundwasserdruckspiegels 

(0,3 m ü.NN) und danach nur noch diffusive Einträge 

von Schadstoffen. Es wurden fünf verschiedene Stra-

tegien von der Nullvariante (keine Maßnahme) bis zur 

Vollsanierung durchgerechnet. Im Ergebnis wurde nach 

einer Kosten-Nutzen-Betrachtung eine Teilsanierung in 

zwei Stufen gewählt: Stufe 1: 5 Brunnen auf 15 Jahre (8,5 

m³/h); Stufe 2: 3 Brunnen danach (5 m³/h). Der heutige 

Stand ist in Kap. 10.2 dargestellt.

Die Aufbereitung des Grundwassers erfolgt über Strip-

pung, Enteisenung und Aktivkohlebehandlung sowie 

mikrobiologischer Reinigung der Strippluft. Das auf-

bereitete Wasser wird der Norderelbe als Vorfluter zu-

geleitet.

5.	 Nachsorge und Überwachung
Mit der Sicherung der Deponie ist ein Ingenieurbau-

werk entstanden, das auf Dauer nachgesorgt, d.h. 

betrieben, unterhalten, überwacht, kontrolliert und 

notfalls repariert werden muss. Die Wirksamkeit und 

die Langzeitbeständigkeit der Sanierungsbauwerke 

und -anlagen müssen dauerhaft sichergestellt sein. Zur 

Überwachung der gesicherten Deponie wurde Mitte 

der neunziger Jahre ein umfangreiches Konzept ent-

wickelt, mit dem der Altlastkörper, das Sicherungs-

bauwerk und die Schutzgüter durch insgesamt 17 ver-

schiedene Mess- und Kontrollprogramme überwacht 

werden (Näheres siehe in diesem Tagungsband im 

Beitrag „Nachsorge der Deponie Georgswerder: Er-

fahrungen aus der Eigenkontrolle“).

6.	 Arbeitsschutz
Die Realisierung von Sanierungsmaßnahmen auf Alt-

lasten, wie der Deponie Georgswerder, erfordern um-

fangreiche Arbeitsschutzmaßnahmen. Neben dem 

Arbeitsschutzgesetz mussten vornehmlich die Ge-

fahrstoffverordnung und das Chemikalienschutz

gesetz beachtet werden (ab 2002 ist zusätzlich die 

Betriebssicherheitsverordnung für den Arbeitsschutz 
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8.	 Kosten und Finanzierung
Die Baukosten aller Sanierungsmaßnahmen betrugen 

ca. 90 Mio. Euro. Für Planung und Untersuchungen, 

Gutachten, Studien, Labor- und Pilotversuche wurden 

ca. 11 Mio. Euro ausgegeben. Die Durchführung der 

FuE-Projekte kostete rd. 13 Mio. Euro, woran sich der 

Bund mit rd. 5,3 Mio. Euro beteiligte. Für die Um-

gestaltung zum Energieberg Georgswerder werden ca. 

8,5 Mio. Euro veranschlagt.

Nach Inbetriebnahme aller Behandlungsanlagen und 

nach Umsetzung des Überwachungskonzeptes wurde 

mit jährlichen Kosten von ca. 1,5 Mio. Euro gerechnet. 

Tatsächlich betragen sie derzeit rd. 700.000 Euro pro 

Jahr: durchschnittlich 600.000 Euro für den Anlagen-

betrieb einschließlich Entsorgung der hochtoxischen 

Abfälle und 100.000 Euro für die Eigenkontrolle.

Die Investitions- und Betriebskosten wurden bzw. 

werden vollständig aus dem hamburgischen Haushalt 

finanziert. Bereits zu Beginn der Sanierung wurde ge-

prüft, ob und inwieweit Produzenten und Anlieferer zu 

einer Beteiligung an den Kosten herangezogen werden 

können. Zehn Hauptanlieferern der ca. 600 registrier-

ten Anlieferer wurden Kostenheranziehungsbescheide 

zugestellt. Im Vergleichswege haben sieben Firmen ca. 

11,7 Mio. Euro gezahlt, in den übrigen Fällen unterlag 

die Freie und Hansestadt Hamburg in verwaltungs-

rechtlichen Verfahren, so dass von weiteren Beschei-

den abgesehen wurde.

9.	 Beteiligung Betroffener
Die Dioxinfunde auf der Deponie Georgswerder führ-

ten ab 1984 zu heftigen Bürgerprotesten im betroffe-

nen Stadtteil Wilhelmsburg. Obwohl in Deutschland 

damals noch keine Erfahrungen im konfliktlösenden 

oder -minimierenden Umgang zwischen Betroffenen 

und Verwaltungen vorlagen (wie z.B. die Bildung von 

Beiräten oder Mediationsverfahren), hat Hamburg in 

kurzer Zeit eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, die 

im Sondergutachten Altlasten des Rates der Sachver-

ständigen für Umweltfragen (1989/90) als beispielhaft 

Erwähnung fanden [7]:

•	 zwei Tagungen zu Fragen der Deponieüberwa-

chung und Sanierung sowie der Gesundheitsge-

fährdung, an denen sich die betroffenen und inter-

essierten Bürger beteiligen konnten;

Aber schon 1997 wurde erkannt, dass die Sicherung 

von Altablagerungen die spätere Nutzung stark ein-

schränkt. Zukünftig sollten Sicherungsmaßnahmen 

auch unter Nutzungsgesichtspunkten konzipiert wer-

den, um durch Zulassung gewisser Nutzungen einen 

ökonomischen Effekt zu erzielen.

7.2	 Energieberg Georgswerder
In den letzten zehn Jahren hat ein Umdenken stattgefun-

den: es begann mit dem Wunsch aus der Bevölkerung 

nach jährlichen Besichtigungen der Fläche, insbesonde-

re auch wegen der schönen Aussicht von der Anhöhe in 

Richtung Innenstadt. Es folgten Aktivitäten der Lokal-

politiker, der Landesplanung und der Hamburger Han-

delskammer, die Deponie dauerhaft der Öffentlichkeit 

zugänglich zu machen, auch um den Ortsteil Georgs-

werder vom Stigma des „Giftberges“ zu befreien.

Im Rahmen des Leitprojekts „Sprung über die Elbe“, 

das den südlich gelegenen Stadtteil Wilhelmsburg stär-

ker mit dem Zentrum Hamburgs verbinden soll, wurde 

das besondere städtebauliche Potenzial des gesicherten 

Deponiegeländes mit seiner Fläche von 44 ha und einer 

Höhe von 40 m erkannt, und die Stadt Hamburg kon-

zipierte die Umgestaltung zum „Energieberg Georgs-

werder“ [6]. Als Ergebnis eines 2009 durchgeführten 

Wettbewerbes soll ein 900 m langer Höhenrundweg 

als Aussichtsplattform am Rande der Deponiekuppe 

entstehen. Zusätzlich soll im Gelände und in einem 

neuen Informationsgebäude eine Ausstellung einge-

richtet werden, die aktuelle innovative Technologien 

der Energiegewinnung zeigt und in der die Geschich-

te der Altlastenbearbeitung in Hamburg dargestellt 

ist. Das Gebäude, in dem auch das Betriebspersonal 

auf der Deponie untergebracht sein wird, soll Passiv-

eigenschaften haben; die Energiezufuhr erfolgt über 

Photovoltaik und eine Wärmepumpe unter Nutzung 

der Abwärme aus den Sickerflüssigkeiten und/oder aus 

dem gereinigten Grundwasser. Darüber hinaus werden 

eine 2 bis 3 kW-Windkraftanlage (beabsichtigte Na-

benhöhe rd. 100 m) als weithin sichtbare Landmarke 

gebaut (und dafür die beiden städtischen Altanlagen 

„repowert“) sowie eine ca. 10.000 m² große Photovol-

taikanlage (1.000 kW), die bereits zur Hälfte realisiert 

wurde. Das Vorhaben wird im Rahmen der Internati-

onalen Bauausstellung 2013 (IBA 2013) realisiert und 

auch darüber hinaus betrieben.
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stoffemissionen auf Dauer unterbunden werden. Eine 

Gefahr für Menschen und Umwelt konnte mit hoher 

Sicherheit ausgeschlossen werden, wenn man einmal 

vom Grundwasserpfad im unmittelbaren Deponiebe-

reich absah. Die geschaffenen baulichen Anlagen er-

forderten allerdings einen erheblichen technischen und 

finanziellen Aufwand, um sie auf lange Sicht wirksam 

zu halten. Es ist ein Ingenieurbauwerk mit einer endli-

chen Lebensdauer entstanden, das ständig kontrolliert, 

überwacht und notfalls repariert werden muss. Der 

Fall Georgswerder hatte gezeigt, dass Sanierungskon-

zepte für derartige alte Deponien flexibel gestaltet wer-

den müssen. Bei Georgswerder war dies notgedrungen 

so, da Erfahrungen mit solchen Ablagerungen noch 

nicht vorlagen.

Aus den Erfahrungen bei der Sanierungsvorbereitung 

wurde Mitte der neunziger Jahre auch die Lehre gezo-

gen, dass Sanierungskonzepte schrittweise entwickelt 

werden müssen, ansetzend am Hauptgefährdungspfad. 

In sich geschlossene umfassende Konzepte, die „in ei-

nem Stück“ umgesetzt werden, würde es nur noch sel-

ten geben. Der Einsatz von Behandlungstechnologien 

sollte erst nach sorgfältigem Testen mit Originalflüs-

sigkeiten realisiert werden. Nur so kann auf Kostenex-

plosionen wirksam reagiert werden.

Die Erfahrungen bei der Baudurchführung zeigten, 

dass bei der Herstellung des Oberflächenabdichtungs-

systems eine besondere Sorgfalt erforderlich war. Der 

notwendige Arbeitsschutz musste hier kritischer als 

bei Baustellen des normalen Tiefbaus wahrgenommen 

werden. Die Überwachung der Bauarbeiten war notge-

drungen intensiver.

Die hohen Investitionskosten erforderten auch ein 

Nachdenken über Qualitätsstandards, insbesondere 

für das neue Abdecksystem, das Eingang in die TA Ab-

fall fand. Eine wichtige Erkenntnis war, dass die Ver-

wendung der vorgeschriebenen bindigen mineralischen 

Dichtschicht wegen der starken Witterungsabhängig-

keit die Bauzeiten unvertretbar verlängerte. Zudem 

führte ein FuE-Projekt („Testfelder“, TV 7) Anfang 

der 1990er Jahre zu der Erkenntnis, dass die minerali-

sche Dichtung als alleiniges Dichtelement keine Lang-

zeitbeständigkeit aufweist, wohingegen die Kunststoff-

dichtungsbahn als das entscheidende Dichtelement im 

•	 Veröffentlichung von sechs Berichten über den je-

weils aktuellen Stand der Arbeiten in hohen Aufla-

gen;

•	 Offenlegung aller Messergebnisse von der Depo-

nie;

•	 Einrichtung einer Informations- und Beratungs-

stelle in einer nahegelegenen Schule mit regelmäßi-

gen Sprechzeiten für Anwohner;

•	 zahlreiche themenbezogene Abendveranstaltun-

gen, die Gelegenheit zur Diskussion mit den betei-

ligten Behörden boten;

•	 Errichtung eines Informationspavillons auf dem 

Gelände der Deponie, der auch für Vortragsveran-

staltungen genutzt wurde;

•	 Beteiligung von Behördenvertretern an Versamm-

lungen und Gesprächskreisen betroffener Bürger;

•	 Einrichtung eines Sonderausschusses der Bezirks-

versammlung Harburg, dessen Sitzungen öffent-

lich waren;

•	 kontinuierliche Information der Presse und

•	 kontinuierliche Information der Bürgerschaft.

Über mehrere Jahre fanden ein bis zwei Veranstaltun-

gen mit den betroffenen Bürgern, insbesondere aus den 

Kleingartenvereinen, statt, bei denen der Hamburger 

Umweltsenator und die beteiligten Behördenvertreter 

über den Fortgang der Sanierung informierten und An-

regungen aufnahmen.

Die Umweltbehörde kam damals zu dem Schluss, dass 

ohne diese Maßnahmen die Akzeptanz für das Sanie-

rungskonzept vermutlich nicht so weitgehend hätte 

herbeigeführt werden können und führt auch das Ver-

ständnis der Bevölkerung für Schwierigkeiten und un-

vermeidliche Verzögerungen darauf zurück.

10.	 Erfahrungen und Ausblick
10.1	 Damals
Nach Abschluss der wesentlichen Sanierungsarbeiten 

stellte sich die Frage, wie der Sanierungserfolg zu be-

urteilen sei.

Planung und Durchführung der Sanierungsmaßnah-

men waren auf einem hohen technischen und wissen-

schaftlichen Niveau nach dem Stand der Wissenschaft 

und der Technik erfolgt. Sie ließen erwarten, dass 

durch die ausgeführten Sicherungselemente Schad-
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gen. Daher wird es unumgänglich sein, zu gegebener 

Zeit sowohl die Abdichtung als auch das Ringleitungs-

system – in Teilen oder im Ganzen – zu erneuern, so-

fern in der Zukunft nicht neue finanzierbare Verfahren 

(zur in situ(?)-Dekontamination) entwickelt werden.

Grundwassersanierung
Bei der Sanierung der Grundwasserfahne beträgt die 

gesamte bisherige Förderleistung der Grundwasserbe-

handlungsanlage seit 1997 rd. 760.000 m³. Die stän-

dige Überwachung des Grundwasserschadens zeigte 

2005, dass die Kontaminationsfahne ihre Lage ver-

ändert hat, infolge der Umgestaltung des Wasserhal-

tungssystems auf der Wilhelmsburger Insel mit einer 

verstärkten Absenkung eines größeren Vorflutgrabens 

südlich der Deponie. Daher waren die bisherigen För-

derbrunnen nicht mehr in der Lage, die Fahne optimal 

zu erfassen, was den Bau von zwei neuen Förderbrun-

nen erfordert (Fertigstellung im Herbst 2010). Mit 

dem Betrieb der neuen Brunnen (Gesamtförderrate 

9 m³/h) sind erhöhte Schadstoffgehalte im geförder-

ten Wasser zu erwarten, aus diesem Grund wird die 

Grundwasseraufbereitungsanlage derzeit überplant 

und an die neuen Bedingungen angepasst.

Nach aktuellen Prognosen mit dem Grundwassermo-

dell wird heute davon ausgegangen, dass die derzeit 

noch rd. 400 m lange Kontaminationsfahne in ca. 25 

Jahren außerhalb der Deponie saniert sein wird. Ein 

Sicherungsbrunnen am Deponierand wird danach aber 

auf unabsehbare Zeit immer noch in Betrieb bleiben 

müssen, um das unterhalb der Deponie abströmende 

Wasser zu fassen.

Flüssigkeitsbecken
Eine Machbarkeitsstudie zur Möglichkeit der Dekon-

tamination zweier oberflächennah lagernder ehemali-

ger Flüssigabfallbecken (Becken 5 und 6, siehe Abb. 1) 

führte zu dem Schluss, dass wegen der enormen Kosten 

und erheblicher technischer Risiken die Schadstoffent-

nahme nicht zu realisieren war. Eine spätere Betrach-

tung aller zehn Becken kam zu einem entsprechenden 

Ergebnis, wobei noch zu beachten ist, dass die meisten 

Becken eher im Bereich der Deponiebasis liegen und 

hoch mit Kommunalmüll überschüttet wurden. Neue

re Überlegungen zeigen jedoch, dass ein Durchtritt 

von Phase durch die Weichschichten im Bereich eini-

System anzusehen ist. Daher verzichtete man in Ham-

burg ab da auf derartige Kombinationsdichtungen.

Man erkannte auch, dass die Unterhaltung von bauli-

chen Sicherungselementen und ihre Überwachung be-

reits in der Planungsphase mit bedacht werden müssen. 

Gerade im Bereich der Überwachung fehlte es noch an 

Erfahrungen, hier wurde ein Schwerpunkt zukünftiger 

Entwicklungsarbeiten gesehen.

10.2	 Heute
Abdichtung und Sickerflüssigkeitsentzug
Aufgrabungen der Abdeckung an verschiedenen Stand-

orten, die 1999 und 2006 durchgeführt wurden, zei-

gen, dass das Dichtsystem auch nach knapp zwanzig 

Jahren keine funktionsbeeinträchtigende Alterungser-

scheinungen zeigt. Entsprechendes gilt für die Kiesflä-

chendränage und den Rekultivierungsboden. Einzelne 

Wurzeln von krautigen Tiefwurzlern und Gehölzen ha-

ben zwar die Flächendränage erreicht, stören aber of-

fensichtlich nicht deren Funktion. Die inzwischen gut 

entwickelte stabile Vegetationsdecke aus Grünland, 

Gehölzen und Sukzessionsvegetation weist eine rela-

tiv hohe Verdunstungsleistung auf, verhindert Erosion 

und ist teilweise ökologisch wertvoll. Aufmerksamkeit 

muss inzwischen dem, zu den invasiven Neophyten 

gehörenden, asiatischen Staudenknöterich und dem 

Riesenbärenklau (Herkulesstaude) gewidmet werden, 

die sich seit ca. 2003 angesiedelt haben. Sie bilden zum 

Teil größere Bestände und müssen regelmäßig entfernt 

bzw. kurz gehalten werden.

Der forcierte Stauflüssigkeitsentzug erwies sich als 

nicht durchführbar, wie ursprünglich erhofft. Die 

randliche (passive) Sickerwasserdränage förderte seit 

Fertigstellung der Abdeckung im Jahr 1995 insgesamt 

ca. 150.000 m³ Flüssigkeiten. Da jedoch gegenwärtig 

noch etwa 500.000 m³ mobiler Stauflüssigkeiten im 

Deponiekörper enthalten sind, ist eine „Trockenle-

gung“ der Deponie in einem überschaubaren Zeitraum 

nicht erreichbar.

Damit durch Regenniederschläge der Stauwasserstand 

innerhalb der Deponie künftig nicht wieder ansteigt, 

muss die Funktionsfähigkeit der Abdichtung auch wei-

terhin vollständig erhalten bleiben. Der erforderliche 

Zeitraum wird eher Jahrhunderte als Jahrzehnte betra-
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ger ehemaliger Bombentrichter zumindest theoretisch 

nicht ganz ausgeschlossen werden kann, weshalb hier 

ein verstärktes Monitoring notwendig wird.

Fazit
Insgesamt ist in den letzten rd. 20 Jahren die Depo-

nie mit ihren technischen Einrichtungen stets sicher 

betrieben worden. Die intensive Überwachung hat 

eine Vielzahl wichtiger Erkenntnisse über den derzei-

tigen Zustand geliefert, die auch Prognosen über die 

weitere Entwicklung zulassen. Auf dieser Datenbasis 

konnten verantwortbare Rahmenbedingungen für die 

jetzt beabsichtige Umgestaltung zum „Energieberg Ge-

orgswerder“ vorgegeben werden. Sanierungsbetrieb 

und Überwachung sowie die damit verbundenen jähr-

lichen Kosten sind auch für die Zukunft unverzicht-

bare Pflichten, die erforderlich sind, um die gesicherte 

Deponie zuverlässig „im Griff“ zu haben.
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Dr. Volker Sokollek, Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt, Hamburg

1.	 Einführung
Am 25. November 1983, also vor fast 27 Jahren, wur-

de in einer Sickerölprobe der damals bereits rekultivier-

ten Haus- und Sondermülldeponie Georgswerder das 

sog. Seveso-Dioxin 2,3,7,8-TCDD entdeckt. Dieser Be-

fund löste eine der größten Deponiesanierungen in der 

Geschichte der Bundesrepublik Deutschland aus. 

Im Frühjahr 1985 trafen Bürgerschaft und Senat der 

Freien und Hansestadt Hamburg die Entscheidung, die 

Deponie Georgswerder mit einem Kostenaufwand von 

ca. 150 Mio. DM zu sanieren. Dabei sollte ein neuartiges 

Sicherungskonzept zum Einsatz kommen, das im We-

sentlichen aus einer „Einkapselung“ mit einer Sickerf

lüssigkeitsfassung am Rande der Deponie bestand. Der 

erste große Bauabschnitt des Oberflächenabdichtungs-

systems, die knapp 15 ha große „Obere Abdeckung“, 

war im Herbst 1988 fertiggestellt. Ab diesem Zeitpunkt 

wurden Nachsorge- und Eigenkontrollmaßnahmen für 

das Sicherungsbauwerk notwendig. 

Bei der bautechnischen Sicherung einer Deponie oder 

Altlast ist die Nachsorge mit der Langzeit-Eigenkont-

rolle unumgänglicher Teil der Sanierungs-Gesamtkon

zeption. Sicherungsbauwerke und -anlagen müssen 

langfristig funktionsfähig bleiben, um die Sanierungszie

le, insbesondere die Isolierung des kontaminierten Be

reiches gegenüber der zu schützenden Umwelt, erreichen 

zu können. So müssen die Funktion der mitunter kom

plexen Bauwerke, der Kontaminationskörper und die 

Schutzgüter mit geeigneten Methoden kontinuierlich 

oder regelmäßig kontrolliert werden. Entsprechende Er

fahrungen mit der Deponie Georgswerder aus zwei Jahr-

zehnten werden hier dargestellt und bewertet.

2.	 Gefährdungspotenzial und Sicherung der 
Deponie Georgswerder 

Mit ca. 7 Mio. m3 konsolidiertem Ablagerungsvolumen 

auf einer Fläche von ca. 45 ha bei einer Höhe von 40 m 

stellt die Deponie Georgswerder eine der größten alten 

Deponien Deutschlands dar. Die 1979 geschlossene 

Deponie enthält etwa 200.000 t hauptsächlich chlor

organisch belasteter Sonderabfälle, die in den Jahren 

1967 bis 1974 großenteils in flüssiger Form abgelagert 

wurden. Nach der Entdeckung des Dioxins 2,3,7,8-

TCDD im Sickeröl am Deponiefuß sowie dem Auf-

treten von Gasschäden an der Vegetation der damals 

aufgebrachten Abdeckung wurde das erhebliche Ge-

fährdungspotenzial dieser großen Sonderabfalldeponie 

für Mensch und Umwelt offensichtlich. Auf eine aus-

führliche Beschreibung der Deponie Georgswerder wird 

hier verzichtet; siehe hierzu [1, 2].

Bereits in den Jahren 1984/85 wurde für die Deponie 

Georgswerder ein technisch umsetzbares, finanzierba-

res und dabei zukunftsweisendes Sicherungskonzept 

mit dem Ziel einer dauerhaften Unterbrechung der 

Schadstoffpfade entwickelt, das im Wesentlichen fol-

gende Komponenten umfasst:

•	 vollständige Oberflächenabdichtung (Kombina

tionsdichtung aus PEHD-Kunststoffdichtungs-

bahn über 60 cm Geschiebemergel, darüber 25 bis 

Nachsorge der Deponie Georgswerder: 
Erfahrungen aus der Eigenkontrolle
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30 cm Kies-Flächendränage und 75 bis 200 cm Re-

kultivierungsboden mit differenzierter Begrünung) 

als Kontaktsperre und zur Verhinderung der Stau-

wasserneubildung;

•	 Deponiegasförderung durch ein Entgasungssys-

tem, bestehend aus 39 Gasbrunnen, einem Lei-

tungssystem mit 28 Entwässerungs- und Umlenk-

schächten und einer Gasverdichterstation. Das 

geförderte Gas wird industriell genutzt; 

•	 Sickerflüssigkeitsfassung (Stauflüssigkeitsfassung) 

am Deponiefuß (2,5 km langes System mit Drä-

nagen, Druckleitungen und 41 Pump- und Kon-

trollschächten) zur Verhinderung eines Flüssig-

keitsaufstaus unter der Dichtung, mit mehrstufiger 

Aufbereitungsanlage;

•	 Grundwasser-Schutzbrunnensystem am Südwest-

rand der Deponie zum Abbau der Schadstofffahne 

(hauptsächlich leichtflüchtige CKW und Benzol) 

und zur Verhinderung zukünftiger Schadstoffaus-

breitung über die Deponiegrenze hinaus, mit Auf-

bereitungsanlage.

Das Oberflächenabdichtungssystem wurde im Kup-

penbereich der Deponie („Obere Abdeckung“) im Jahr 

1988 fertiggestellt, die Gesamtfläche wurde bis 1995 

abgedichtet. Die Entgasung ist bereits seit 1985 in Be-

trieb. Die Sickerflüssigkeitsbehandlungsanlage wurde 

1988 in Betrieb genommen. Grundwasserhydraulische 

Maßnahmen laufen seit 1997. 

3.	 Nachsorge der gesicherten Deponie Ge-
orgswerder 

Seit Fertigstellung der Sicherungsbauwerke und –anla-

gen auf der Deponie werden intensive Nachsorgemaß-

nahmen durchgeführt. Die Nachsorgephase begann im 

Hinblick auf die Obere Abdeckung bereits 1988 und 

bezogen auf die gesamte gesicherte Deponie im Jahr 

1995. 

Zu den grundsätzlichen Aufgaben während der Nach-

sorgephase zählen nach [4, 5]:

•	 Langzeitbetrieb und -unterhaltung,

•	 Langzeiterhaltung,

Abb.1: Schnitt durch Deponie Georgswerder und Untergrund mit Stauflüssigkeitsspiegel 1988, 2002 und 2010; nach [3]
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•	 Funktionskontrolle von Bauwerken und Anlagen,

•	 Überwachung der Wirkungspfade.

Bezogen auf die Deponie Georgswerder umfasst der 

Langzeitbetrieb die aufwändige Sickerflüssigkeitsfas-

sung und -aufbereitung, die Entgasung sowie Grund-

wasserentnahme und -aufbereitung. Im Rahmen der Un-

terhaltung sind u.a. die Grünlandflächen regelmäßig zu 

pflegen. Erfahrungen aus Langzeitbetrieb und -unterhal-

tung sind in [6] dargestellt. Größere Erhaltungsmaßnah-

men waren bisher nur gelegentlich erforderlich. Hierzu 

gehören beispielsweise umfangreiche Reparaturen an 

Leitungen und Schächten des Entgasungssystems im 

Jahr 1999 zur Behebung alterungs- und setzungsbeding-

ter Schäden. Funktionskontrollen und Überwachung der 

Wirkungspfade werden im Rahmen der Langzeit-Eigen-

kontrolle (Langzeit-Überwachung) durchgeführt. 

Eigenkontrollmaßnahmen nach  §  15  Abs.  2  

BBodSchG im Rahmen der Nachsorge dienen dazu, 

die langfristige Wirksamkeit der durchgeführten Sanie-

rungsmaßnahmen, d.h. die Einhaltung der festgelegten 

Sanierungsziele, zu überprüfen und sicherzustellen, 

z.B. durch Funktionskontrollen der Sicherungsbau-

werke, sowie ggf. mögliche Gefahren für Schutzgüter 

rechtzeitig zu erkennen, z.B. durch Überwachung der 

Wirkungspfade (nach [4]).

4.	 Eigenkontrolle der gesicherten Deponie 
	 Georgswerder in der Nachsorge
4.1	 Übersicht über das Programm
Das in Tab. 1 dargestellte Eigenkontrollprogramm der 

Deponie Georgswerder als wesentlicher Bestandteil des 

Nachsorgeprogramms wurde Anfang der 1990er Jah-

re im damaligen Fachamt Altlastensanierung der Um-

weltbehörde Hamburg strukturiert und abgestimmt. 

Als Rahmenbedingungen berücksichtigt es die Geneh-

migungsauflagen der zuständigen Behörden, örtliche 

Gegebenheiten, bereits installierte Messanlagen aus 

FuE-Projekten, Anforderungen des Betriebes und der 

Tab. 1: Eigenkontrollprogramm der gesicherten Deponie Georgswerder in der Nachsorge mit Unterprogrammen
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ist heute etwa ein Viertel der vorhandenen Messstel-

len nicht mehr nutzbar. Aus diesem Grund wurde ein 

neuer Messstellenplan entwickelt, mit dem Ziel einer 

Vergleichmäßigung der Messstellendichte sowie der 

Erfassung auch der tiefsten Deponieschichten, u.a. im 

Bereich von Bombentrichtern des 2. Weltkrieges. Die 

Herstellung der 18 geplanten neuen Messstellen soll 

bis 2012 erfolgen. Seit gut 20 Jahren werden die Stau-

flüssigkeitsstände vierteljährlich gemessen, zusätzlich 

die Ölschichtdicken in den Ölpegeln einmal pro Jahr. 

Die Stauflüssigkeitsbeschaffenheit im Deponiekörper 

wird demgegenüber nur ungefähr alle zehn Jahre sys-

tematisch untersucht.

Das Setzungsmessprogramm wird jährlich durchge-

führt. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf den Fun-

damentplatten der vier Windkraftanlagen, den Gebäu-

den, den Dränageleitungen mit ihren Schächten und 

den Stauflüssigkeitsmessstellen. Lagemessungen finden 

in größeren Zeitabständen vor allem im Bereich der 

oberen Ringstraße statt, mit besonderem Focus auf 

den Südostteil.

Die ca. 40 ha umfassende Vegetationsdecke wird seit 

Fertigstellung der Oberen Abdeckung, also seit gut 

20 Jahren, alljährlich systematisch aufgenommen 

(Übersichtskartierung) sowie auf immissionsbeding-

te Schwermetallbelastungen untersucht. Nachdem 

1997/98 einige Grünlandbereiche in Grünlandbrache 

ohne Mahd umgewandelt wurden, wird die Sukzessi-

on auf diesen Standorten stetig fachkundig beobachtet. 

Die Aufnahme von Rote-Liste-Arten gehört darüber 

hinaus zum Programm. Des Weiteren werden Vor-

kommen und Ausbreitung sog. invasiver Neophyten 

(insbesondere asiatischer Staudenknöterich sowie Her-

kulesstaude) aufmerksam verfolgt und Bekämpfungs-

maßnahmen in ihrer Wirksamkeit bewertet. Ergänzend 

zur Kontrolle der Flora wird auch die Vogelfauna regel-

mäßig und systematisch erkundet und dokumentiert.

Der Wasserhaushalt des Abdecksystems wird diffe-

renziert nach Oberer und Unterer Abdeckung sowie 

drei Testfeldern seit über 20 Jahren ermittelt. Auf 

eine korrekte Niederschlagserfassung (bodengleiche 

Messung, Benetzungskorrektur) wird Wert gelegt. Die 

Abflüsse der Flächendränage werden mit magnetisch-

induktiven Durchflussmessern kontinuierlich erfasst. 

Unterhaltung, Bedarfe im Zusammenhang mit der 

Planung weiterer Sicherungsbauwerke, verfügbare Fi-

nanzmittel und verfügbares Personal. Die Grobstruktur 

des Programms (Dreigliederung) entspringt einer kom-

partimentbezogenen geowissenschaftlichen Sichtweise. 

Besonderer Wert wird darauf gelegt, dass neben den 

Sicherungsbauwerken und den Schutzgütern auch der 

Altlastkörper (Kontaminationskörper) selbst überwacht 

wird. Denn ein wesentliches Ziel der Sicherung ist die 

Schadstoffimmobilisierung im Deponiekörper durch 

weitgehende Absenkung des Stauflüssigkeitsspiegels. 

Daraus können physikalisch-chemisch-mikrobiologi-

sche Veränderungsprozesse im Altlastkörper resultie-

ren, welche wiederum Veränderungen des Gefährdungs-

potenzials zur Folge haben können und deshalb zu 

überwachen sind. Die Feinuntergliederung des Überwa-

chungsprogramms in 17 Unterprogramme entstand mit 

der Zielsetzung, ausgehend von methodischen, medien- 

und bilanzbezogenen Überlegungen, wohldefinierte und 

in der Praxis umsetzbare „Arbeitspakete“ aufzustellen. 

Im Folgenden kann allerdings nicht auf jedes einzelne 

Unterprogramm eingegangen werden.

 4.2	 Mess- und Kontrollverfahren
Zur Durchführung der Eigenkontrolle wurden um-

fangreiche Messnetze auf der gesicherten Deponie und 

in ihrem Umfeld installiert. Hierzu gehören nach heu-

tigem Stand insbesondere: 

•	 ca. 70 nutzbare Stauflüssigkeitsmessstellen (Öl- 

und Wasserpegel),

•	 ca. 400 Setzungsmesspunkte,

•	 10 Vegetations-Probenahmestandorte,

•	 1 Ombrometer, 6 Niederschlagssammler,

•	 3 Abflussmessanlagen,

•	 1 Großlysimeteranlage (Testfelderanlage),

•	 32 Grundwasserstandsmesstellen mit Datensamm-

lern,

•	 ca. 50 Grundwasserbeschaffenheitsmessstellen.

Auf der Deponie gab es ursprünglich fast 100 Stau-

flüssigkeits-Messstellen, d.h. im Deponiekörper in un-

terschiedlichen Tiefen verfilterte Pegelrohre, die in den 

1980er Jahren eingebaut wurden, räumlich konzen

triert im Bereich der Flüssigabfallbecken im Südosten. 

Infolge von Materialermüdung, Setzungen und Ver-

schiebungen im Deponiekörper sowie bedingt durch 

das flächenhafte Absinken des Stauflüssigkeitsspiegels 
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Auffälligkeiten in den Schichten des Systems werden 

ungefähr alle fünf Jahre durchgeführt. 

Die kontrollierbare Sonder-Abdeckung der ober-

flächennah gelegenen Flüssigabfallbecken 5 und 6 

am Südostrand der Deponie unterliegt ebenfalls ei-

nem Messprogramm. Die Doppel-KDB-Dichtung 

mit dazwischenliegender Kontrollschicht ermöglicht 

aufgrund ihrer Unterteilung in acht Sektoren eine 

räumlich differenzierte Ermittlung eventueller Undich-

tigkeiten in der obenliegenden KDB. Zu dem Zweck 

wurde über mehrere Jahre regelmäßig beobachtet, ob 

und in welcher Quantität Abflüsse an den Tiefpunkten 

der Sektoren auftraten.

Zur Ermittlung der Grundwasserfließverhältnisse und 

der hydraulischen Wirksamkeit der Sanierungsbrun-

nen sind im Bereich der Schadstofffahne einschließlich 

Anstrombereich und Umfeld gegenwärtig in 32 Mess-

stellen Drucksonden mit Datensammlern installiert. 

Diese werden alle zwei Monate ausgelesen und durch 

Abstichsmessungen kontrolliert. Die Daten werden u.a. 

zur regelmäßigen Anpassung des seit längerem beste-

henden Grundwasser-Stofftransportmodells verwendet.

Grundwasserbeprobungen erfolgen einmal jährlich, 

wobei das besondere Augenmerk auf der Analyse der 

organischen „Leitparameter“ liegt: Leichtflüchtige 

CKW mit Vinylchlorid, Benzol, ferner Chlorbenzole. 

Im Jahr 2005 wurde ein umfangreiches SHW-Pro-

gramm (Sondierungen mit horizontierter Wasserpro-

bennahme) im Bereich südlich der Deponie durch-

geführt, um die zwischenzeitlich leicht verdriftete 

Schadstofffahne genau einzugrenzen.

Die Beschaffenheit der Oberflächengewässer (Mar-

schengräben, Teiche) wurde über ein Jahrzehnt regel-

mäßig untersucht. Da keine erheblichen Belastungen 

festgestellt wurden, wird zurzeit kein entsprechendes 

Untersuchungsprogramm durchgeführt.

Ein kleinerer Teil der Kontrollen wird von technischen 

Mitarbeitern der Abteilung Bodenschutz/Altlasten der 

BSU durchgeführt. Die meisten Messprogramme, Pro-

bennahmen, Analysen, Biotopuntersuchungen, Aufgra-

bungen und umfangreichere Auswertungen werden an 

Büros, Sachverständige und Firmen vergeben. 

Der Oberflächenabfluss der Gesamtabdeckung wird 

mit Hilfe eines Venturigerinnes kontinuierlich gemes-

sen. Zur Qualitätssicherung erfolgen u.a. wöchentliche 

Vor-Ort-Kontrollen der Messanlagen. Die laufende 

Kontrolle der Abflussvolumina ist auch deshalb erfor-

derlich, weil im Rahmen der wasserrechtlichen Ein-

leitgenehmigung für die Abläufe der Abdeckung eine 

mengenmäßige Beschränkung (maximal 90 l/s) vor-

gegeben wurde, mit dem Ziel, in niederschlagsreichen 

Perioden Überschwemmungen der tiefliegenden Mar-

schengebiete im Umfeld der Deponie vorzubeugen.

Die 1986/87 als FuE-Projekt erstellte Großlysime-

teranlage oder Testfelderanlage (vergl. [7]) wird bis 

heute im Rahmen der hydrologischen Überwachung 

der Oberflächenabdichtung genutzt. Von den sechs 

vorhandenen Testfeldern von je 500 m² Größe werden 

diejenigen drei Felder kontinuierlich weiter gemessen, 

in denen Kombinationsdichtungen wie auf der Oberen 

bzw. Unteren Abdichtung eingebaut sind. Hier besteht 

die Möglichkeit, die Abflüsse unterhalb der Dicht-

schicht direkt zu messen und damit die „Dichtungs-

durchsickerung“ zu ermitteln. Darüber hinaus lassen 

sich mit Hilfe der Wasserhaushaltsgleichung auch die 

jährlichen Verdunstungshöhen der unterschiedlich 

begrünten Testfelder mit guter Genauigkeit erfassen, 

sofern man als Bezugszeitraum das sog. „Bilanzjahr“, 

also den Zeitraum 1. April bis 31. März des Folgejah-

res, verwendet. 

Alle registrierenden hydrologischen und meteoro-

logischen Messeinrichtungen sind an die zentrale 

Leittechnik der Betriebsanlagen angeschlossen und 

können über eine ISDN-Fernverbindung auch im Ver-

waltungsgebäude der Behörde für Stadtentwicklung 

und Umwelt (BSU) abgefragt und kontrolliert werden. 

Die erfassten Daten werden zunächst in einer acron-

Datenbank gespeichert.

Die Abflussbeschaffenheit der Einleitungen aus dem 

Abdecksystem in die Marschengräben nordwestlich 

der Deponie wird durch zweimalige jährliche Bepro-

bung überwacht.

Aufgrabungen der Abdeckung zur Ermittlung der 

Dichtsystem-Langzeitbeständigkeit, der Tiefenent-

wicklung von Wurzeln und sonstiger bodenkundlicher 
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Abb 2: Deponie Georgswerder mit Sanierungs- und Kontrolleinrichtungen; aus [8]
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Die Gesamtkoordination der Programme liegt beim 

Autor, unterstützt durch Kollegen der Abteilung Bo-

denschutz/Altlasten.

4.3	 Ergebnisse der Langzeit-Eigenkontrolle
4.3.1	 Deponiekörper
Stauflüssigkeitshaushalt
Maßgeblich für die Bewertung des Stauflüssigkeits-

haushalts ist die Entwicklung des Stauflüssigkeitsspie-

gels. Dieser ist im Zentrum der Deponie in gut 20 Be-

obachtungsjahren infolge der Oberflächenabdichtung 

und der Flüssigkeitsentnahme von etwa 14 m ü. NN 

auf etwa 9 m ü. NN abgesunken (vergl. Abb. 1). Der 

Rückgang ist jedoch deutlich geringer als erwartet und 

hat sich in den letzten Jahren auffallend verlangsamt. 

Um eine Stauflüssigkeitsbilanz aufstellen zu können, 

muss weiterhin die Förderung aus der randlichen Si-

ckerflüssigkeitsfassung betrachtet werden. Seit 1989 

werden die geförderten Sickerflüssigkeitsmengen kon-

tinuierlich registriert (siehe Abb. 3). Zunächst wurde 

mehrere Jahre lang aus provisorisch angelegten Gerin-

nen an den Deponiehängen gefördert, wodurch nur 

Teilströme erfasst wurden und niederschlagsabhängige 

Schwankungen im Förderverlauf auftraten. Nach Fer-

tigstellung der Abdeckung mit ihrem Randbauwerk 

konnte im Jahr 1995 die 2,5 km lange Sickerflüssig-

keitsfassung, die die gesamte Deponie umschließt, in 

Betrieb genommen werden. Dementsprechend zeigt die 

Ganglinie der Förderraten ein Maximum im Jahr 1995 

und danach längere Zeit einen fallenden Trend, bei im 

Ganzen geringeren Schwankungen. Dieser Trend hat 

sich seit dem Jahr 2000 jedoch nicht stetig fortgesetzt. 

Die Ursachen der Anstiege in 2000 und 2004 konn-

ten bisher nicht abschließend geklärt werden. Gegen-

wärtig liegt die Förderung bei etwa 8.000 m³ pro Jahr 

bzw. 150 m³ pro Woche (0,9 m³/h). Seit Schließung der 

„Deponiekapsel“ 1995 wurden ca. 150.000 m³ Sicker-

flüssigkeiten aus dem Altlastkörper entnommen und 

aufbereitet. 

Für den Zeitraum ab Schließung der Deponiekapsel 

lässt sich mit Hilfe des flächenhaften Absinkens des 

Stauflüssigkeitskörpers und unter Berücksichtigung 

der Sickerflüssigkeitsförderung sowie kleinerer Input- 

und Outputgrößen der Flüssigkeitshaushalt der De-

ponie näherungsweise bilanzieren, siehe Tab. 2. Man 

erhält als „Restgröße“ eine Absickerung aus der De-

ponie in den Grundwasserleiter von rechnerisch 6.550 

m³/Jahr. Realistisch dürfte eine Größenordnung von 

5.000 bis 10.000 m³ pro Jahr sein.

Abb. 3: Wöchentliche Förderraten (m³/Woche) der deponieumschließenden Sickerflüssigkeitsfassung der Deponie Ge-

orgswerder im Zeitraum 1989 bis 2009, mit Niederschlagshöhen (mm/Woche)
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samtsetzungen von etwa 40 cm auf. Dabei betragen 

die Setzungsdifferenzen nur 2 cm auf 10 m Distanz, 

wodurch die Standsicherheit der Anlage nicht gefähr-

det ist. Bemerkenswerte lokale Setzungsunterschiede 

werden nur am Randbauwerk der Deponie sowie im 

Bereich der ehemaligen Flüssigabfallbecken 5 und 6 

beobachtet.

Hinsichtlich horizontaler Verschiebungen, die seit 

etwa 15 Jahren an relativ wenigen Punkten verfolgt 

werden, lässt sich folgendes feststellen: die maximalen 

Verschiebungsbeträge liegen bei 8 cm innerhalb die-

ses Zeitraums, gemessen am Südostrand der Oberen 

Abdeckung. Insgesamt scheint der Deponiehügel vom 

Zentrum ausgehend leicht „auseinanderzufließen“, 

und zwar stärker „in die Breite“, also nach Osten und 

Westen als in Längsrichtung (nach Norden und Süden).

 
4.3.2	 Abdeckung (Oberflächenabdichtung)
Vegetation
Die Vegetationsdecke als wesentliche Komponente 

des Oberflächenabdichtungssystems hat sich über 22 

Jahre (Obere Abdeckung) bzw. gut 15 Jahre (Untere 

Abdeckung) insgesamt sehr zufriedenstellend entwi-

ckelt. Die Grünlandflächen auf ca. 25 ha, die in der 

Stauflüssigkeitsbeschaffenheit
Hinsichtlich der Stauflüssigkeitsbeschaffenheit, insbe-

sondere der (chlor-)organischen Schadstoffkonzentra

tionen in Wasser- und Ölphase, sind demgegenüber 

bisher keine eindeutigen Veränderungen erkennbar. An-

zeichen für einen relevanten biogeochemischen Schad-

stoffabbau innerhalb der hochbelasteten Sonderabfallbe-

reiche im Deponiekörper sind bisher nicht nachweisbar. 

Das belegen sowohl systematische Beprobungen des 

Stauflüssig-keitskörpers Mitte der 1980er Jahre sowie in 

den Jahren 1992 und 2003 als auch die regelmäßigen 

Zulaufkontrollen der Sickerflüssigkeits-Aufbereitungs-

anlage, ferner Messungen der Stauwassertemperatur. 

Setzungen
Seit Ende der Abfallablagerung hat sich der Depo-

niehügel in 30 Jahren insgesamt um fast 5 m gesetzt 

(siehe Abb. 4). Die Setzungen sind zwar weitgehend 

abgeklungen, müssen aber bei aktuellen Jahresbeträ-

gen von 1 bis 2 cm weiterhin beachtet werden. Von 

besonderer Bedeutung sind die Setzungskontrollen an 

den Fundamentplatten der vier auf der Oberflächenab-

dichtung flach gegründeten Windkraftanlagen (WKA). 

Das Fundament der ältesten WKA (Inbetriebnahme 

1992) auf der höchsten Kuppe weist über 17 Jahre Ge-

Tab 2: Wasserbilanz des Stauflüssigkeitskörpers der Deponie Georgswerder mit zu- und abfließenden Flüssigkeitsströ-

men für den Zeitraum 1996 bis 2009; verändert nach [9]
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Regel zweimal pro Jahr gemäht werden, weisen Sta-

bilität und hohe Deckungsgrade auf, Erosion spielt 

keine Rolle. Die 1995 bepflanzten Gehölzflächen (ca. 

12 ha) werden seit längerem sich selbst überlassen und 

bilden inzwischen überwiegend gutwüchsige, weit-

gehend geschlossene Biotope. Inzwischen haben sich 

auch zahlreiche „wilde“, potentiell tief wurzelnde, 

Gehölze angesiedelt (z.B. Eichen, Robinien), weshalb 

hier in nächster Zeit Pflegeeingriffe unumgänglich wer-

den. Auf den nicht mehr gemähten Grünlandbrache

flächen (Sukzessionsflächen, ca. 3 ha) ist die erwartete 

Verbuschung, die nicht überall erwünscht ist, in den 

ersten Jahren nur langsam vorangeschritten, hat aber 

inzwischen bereichsweise ein erhebliches Ausmaß er-

Abb. 4: Setzungsverlauf der nordwestlichen Deponiekuppe 1980 bis 2002; aus [8]

Abb. 5: Veränderungen der pflanzensoziologischen Zusammensetzung der Vegetation im Verlauf der Sukzession auf der 

Westlichen Sukzessionsfläche 1998 bis 2009; aus [10]
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reicht, so dass auch hier Eingriffe unumgänglich wer-

den (siehe Abb. 5). Rote-Liste-Arten sind insbesondere 

auf den Sukzessionsflächen, in einigen Gehölzbestän-

den sowie auf dem Magerrasen der südlichen „Vogel-

schutzfläche“ zu finden, darunter auch in Hamburg 

„verschollene“ Pflanzenarten. Die grüne Abdeckung 

hat sich darüber hinaus zu einem wertvollen Vogel-

biotop entwickelt, mit 140 Brutrevieren und etwa 50 

brütenden bzw. Nahrung suchenden Vogelarten (Stand 

2009, nach [20]).

Wasserhaushalt
Ergebnisse der Wasserhaushaltsuntersuchungen an der 

Oberen Abdeckung (14,3 ha ohne Testfelder) sowie an 

drei Testfeldern (je 500 m²) liegen inzwischen für einen 

zwanzigjährigen Zeitraum vor. Die Obere Abdeckung 

umfasst den Zentral- und Kuppenbereich der Deponie. 

Die Neigungen betragen hier 4 bis 30%. Die Oberflä-

che ist überwiegend mit Grünlandvegetation (mit ho-

hem Anteil krautiger Tiefwurzler, wie Meerrettich und 

Ampfer) bedeckt. Etwa 4% der Fläche sind mit Gehöl-

zen bepflanzt und 5% versiegelt. Die Kunststoffdich-

tungsbahnen der Kombinationsdichtung sind auf der 

Oberen Abdeckung hangparallel ohne Verschweißung 

überlappend verlegt. Die Soll-Mächtigkeit der Rekul-

tivierungsschicht beträgt überwiegend 0,75 m, auf ca. 

20 % der Oberen Abdeckung jedoch ca. 1,20 m. Die-

se „Aufhöhungen“ wurden im Jahr 1992 hergestellt, 

sie waren ursprünglich für eine Strauch-bepflanzung 

vorgesehen. Die hydrologischen Messsysteme zur Ab-

fluss- und Niederschlagsmessung sind z.B. in [11] be-

schrieben.

Die insgesamt sechs Großlysimeter von jeweils 

10 m x 50 m umfassende Testfelderanlage befindet sich 

auf dem Nordhang der Oberen Abdeckung, gehört aber 

nicht zu ihrem hydrologischen Einzugsgebiet. Drei Fel-

der liegen im nur 4% geneigten Plateaubereich (darun-

ter F2 und F3), die anderen drei Felder (darunter S2) 

auf der mit 20% geneigten Böschung. Eine ausführliche 

Beschreibung des FuE-Konzeptes und des Testfelderauf-

baus sowie der Messtechnik ist z.B. in [7] und [12] ent-

halten. Der Aufbau der Testfelder und die eingebauten 

Wasserfassungssysteme erlauben eine vollständige Bi-

lanzierung des Wasserhaushalts jedes einzelnen Feldes.

In Tab. 3 sind die Jahres-Wasserbilanzen der Oberen Ab-

deckung für 20 Jahre zusammengestellt. Der Gesamtab-

fluss wird im Wesentlichen vom Drainschichtabfluss 

bestimmt. Der Oberflächenabfluss wurde nur bis 2001 

gemessen und für die Folgejahre geschätzt. Er liegt im 

Mittel bei unter 10 mm/a und entstammt fast ausschließ-

lich den Straßenflächen. Von besonderem Interesse ist 

die bilanzjährliche Unterschiedshöhe U (jeweils vom 

1. April bis 31. März). Um zu prüfen, ob U der Höhe 

der wirklichen Verdunstung ETa entspricht und damit 

die Bilanz „aufgeht“, wurde ETa für die Obere Abde-

ckung unabhängig von U  näherungsweise berechnet. 

Für die Vegetationsflächen wurde die empirische Formel 

nach Renger/Wessolek verwendet (vergl. [13]), für den 

Tab 3: Jahres-Wasserbilanzen der Oberen Abdeckung OA (14,3 ha) in den Bilanzjahren 1989 bis 2008 und Vergleich 

der Unterschiedshöhen und ETa-Höhen mit den Werten des Grünland-Testfeldes F3 (500 m²); alle Angaben in mm/a.

N 	  = Niederschlagshöhe

Ages 	  = Gesamtabflusshöhe (Drainschichtabfluss + Oberflächenabfluss)

U 	  = Unterschiedshöhe N – Ages

ETa 	  = Reale Verdunstungshöhe (für OA Berechnung nach Renger/Wessolek, für Testfeld F3 Annahme U = ETa)

Bilanzjahr	 = Zeitraum 1. April bis 31. März
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geringen versiegelten Flächenanteil eine grobe Abschät-

zung durchgeführt. Beim Vergleich der Werte von U und 

ETa der Oberen Abdeckung ergibt sich im Mittel nur ein 

geringer „Bilanzüberschuss“ von 24 mm/a. 

Außerdem bietet sich ein Vergleich der Unterschieds-

höhen der Oberen Abdeckung mit den ermittelten ETa-

Höhen des Grünland-Testfeldes F3 an, man beachte 

hierzu die Spalte „Differenz 1“ in Tab. 3. Im Mittel der 

20 Jahre ist auch diese Differenz mit 18 mm sehr ge-

ring. Es fällt allerdings auf, dass beim Vergleich der bei-

den Teilperioden die Werte von „Differenz 1“ bis 1995 

überwiegend negativ waren, seit 1996 aber durchweg 

positiv sind. Die Unterschiedshöhen (Verdunstungs-

höhen) der Oberen Abdeckung sind demnach im Ver-

gleich zu den Verdunstungshöhen des Testfeldes mit der 

Zeit deutlich größer geworden. 

Mehrere Erklärungsansätze sind möglich: Zum einen 

ist die Vegetationsdecke der Oberen Abdeckung im 

Laufe der Jahre offenbar vitaler geworden, zugleich hat 

sich eine verdunstungsfördernde Bodenentwicklung 

vollzogen (Durchwurzelung des ursprünglich verdich-

teten Unterbodens, Auflockerung durch Bodentiere, 

Strukturbildung). Des Weiteren hat der Anteil krau-

tiger Tiefwurzler zugenommen, die auch in Trocken-

zeiten kräftig transpirieren, zudem wurden auf kleinen 

Teilflächen Gehölze angepflanzt. Andererseits fällt auf, 

dass die ETa-Werte des Testfeldes F3 in der zweiten 

Teilperiode ab 1996 trotz im Mittel höherer Nieder-

schläge etwas niedriger liegen als in der Anfangsperio-

de. Die Ursache hierfür ist noch nicht geklärt. 

Insgesamt zeigen die Zahlen der Tab. 3, dass die Dif-

ferenzen zwischen den unterschiedlich ermittelten, die 

Verdunstung kennzeichnenden Bilanzgrößen im Gan-

zen gering sind und sich wahrscheinlich teilweise auch 

durch Messungenauigkeiten erklären lassen. Es gibt auf 

jeden Fall keinen Hinweis auf einen größeren Abstrom 

bzw. eine erhebliche Dichtungsdurchsickerung auf den 

14,3 ha der Oberen Abdeckung. Zudem wird die gute 

Verdunstungsleistung der Vegetationsdecke in einer 

Größenordnung von 550 mm/a pro Jahr (knapp zwei 

Drittel der Niederschlagshöhe) deutlich.

Dichtungsdurchsickerung (Testfelder)
Die Dichtungsdurchsickerung wird inzwischen über 

mehr als zwei Jahrzehnte in den drei langfristig be-

obachteten Testfeldern F2, F3 und S2 direkt ermit-

telt, wenn auch nur auf in Relation zur Gesamtfläche 

Abb. 6: Jahressummen des Abflusses unterhalb der Kombinationsdichtungen der Testfelder F2, F3 und S2 auf der Depo-

nie Georgswerder im Zeitraum 1988 bis 2008 in mm/a (Messlücke 1998 wegen Umrüstung der Messtechnik)
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des Dichtungsbauwerks „kleinen“ Teilflächen von je 

500 m². Die unterhalb der Dichtungen aufgefangenen 

Wassermengen, ausgedrückt als Jahres-Abflusshöhen, 

liegen in der Größenordnung zwischen etwa 0,5 und 

5 mm/a (Abb. 6). Die Mittelwerte des Gesamtzeitraums 

betragen 1,3 mm/a bei F2 und 2,4 mm/a bei S2. Mit 3,7 

mm/a liegt der entsprechende Wert im Testfeld F3 etwas 

höher, was vermutlich auf die hier nicht verschweißte 

KDB in der Kombinationsdichtung zurückzuführen ist. 

Tendenziell liegen die Abflussraten bei F2 und S2 seit 

etwa 2001 bei ähnlichen Jahresniederschlägen etwas 

höher als in früheren Jahren, was vermutlich an einer 

„Alterung“ der Testfelderbauwerke liegt (geringe Rand-

umläufigkeit, seitliche Zuflüsse), so dass der von Mel-

chior [7] in den ersten Beobachtungsjahren festgestellte 

temperaturbeeinflusste Wassertransport in der Dichtung 

(mit Abflussmaxima im Spätsommer) überlagert wird, 

siehe auch [2]. Auf das Verhalten anderer Dichtsysteme 

(bindige mineralische Dichtungen ohne KDB, erweitere 

Kapillarsperre, Bentonitmatten), die im Zeitraum 1988 

bis 1997 auf der Deponie Georgswerder im Rahmen des 

Testfelder-FuE-Projektes untersucht wurden, wird hier 

nicht eingegangen (siehe hierzu den Beitrag S. Melchior 

in diesem Tagungsband).

Insgesamt erreichen die Werte der „Dichtungsdurchsi-

ckerung“ (inkl. Konsolidationswasser und in Dampf-

form eingedrungenes Wasser) nur Größenordnungen 

von unter 0,5% des Jahresniederschlages. Damit wird 

eine anhaltend sehr gute Dichtwirkung des Oberflä-

chenabdichtungssystems belegt.

Vegetationseinfluss auf den Wasserhaushalt
An den Testfeldern F2, F3 und S2 kann der Einfluss 

unterschiedlicher Pflanzendecken auf den Wasserhaus-

halt des Systems Rekultivierungsschicht/Vegetation er-

mittelt werden. Die Rekultivierungsschichten der drei 

Testfelder sind hinsichtlich Mächtigkeit (0,75 m) und 

Bodeneigenschaften (Bodenart lehmiger Sand, nutzbare 

Feldkapazität 110-120 mm) sehr ähnlich. Alle Felder 

sind nordexponiert. Die Hangneigungen betragenen 

4 % bei F2 und F3, gegenüber 20% bei Feld S2. Bis 

1995 waren alle Testfelder von Grünlandvegetation 

bedeckt, die zweimal pro Jahr gemäht wurde. Danach 

erfolgten gezielte Veränderungen der Vegetationsdecke 

auf zwei Feldern. F2 wurde im Zuge der systemati-

schen Gehölzanpflanzungen auf Teilen der Deponie-

abdeckung in den Jahren 1995/96 flächendeckend mit 

Sträuchern, wie Liguster, Johannisbeere, Rosen und 

Abb. 7: Jährliche reale Verdunstungshöhen ETa (ermittelt aus den Unterschiedshöhen) der unterschiedlich begrünten 

Testfelder F2, F3 und S2 im Zeitraum 1993 bis 2008 in mm/a (Messlücke 1998 wegen Umrüstung der Messtechnik); 

Bilanzierungsperiode: 1993 bis 1995 Kalenderjahr, ab 1996 Bilanzjahr (1. April bis 31. März)
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Kriechweiden, bepflanzt. Das Feld S2 wurde von 1998 

bis 2007 nicht gemäht, um hier wie auf anderen Teilflä-

chen der Deponie die Entstehung von Grünlandbrache 

und in der Folge eine naturnahe Vegetations-Sukzession 

zuzulassen. Testfeld F3 hingegen blieb „Referenzfeld“ 

mit Grünlandvegetation. Es wurde weiterhin alljährlich 

im Juni und September gemäht.

Der Vegetationseinfluss auf die Jahreshöhen der rea

len Verdunstung (es gilt die Annahme: ETa = U) ist 

aus Abb. 7 ablesbar. Ab dem Jahr 2001, also vier Jah-

re nach der Gehölzpflanzung auf F2 bzw. drei Jahre 

nach dem Brachfallen von S2, werden zunehmende 

systematische Unterschiede zwischen den ETa-Höhen 

der drei Vegetationstypen deutlich. Offenbar spielt 

hierbei der für das Wachstum besonders günstige, 

sehr nasse Sommer 2001 eine Rolle, in dem erstmals 

ein Bestandsschluss auf dem Gehölz-Testfeld zu be-

obachten war. Danach wird die ETa-Höhe der Ge-

hölzfläche im Vergleich zu Grünland und Grünland-

brache fast stetig von Jahr zu Jahr größer, mit einem 

herausragend hohen Wert von 844 mm im nasswar-

men Jahr 2007. Die ETa-Werte der Gründlandbrache 

liegen überwiegend etwas niedriger als die des Refe-

renzfeldes F3. Vergleicht man die Periode 1993 bis 

2000 mit der „Gehölzphase“ 2001 bis 2008, so liegt 

in dieser Phase die jährliche reale Verdunstungshöhe 

des Gehölzfeldes F2 im Mittel um ca. 110 mm über 

derjenigen des gemähten Grünlandfeldes F3. Der 

Gehölzbestand auf Testfeld F2 bildet inzwischen ein 

praktisch undurchdringliches Buschwerk von knapp 

drei Metern Höhe. Eine gewisse Rolle bei der Ver-

dunstungssteigerung dürfte auch der im Mittel höhe-

re Niederschlag in der zweiten Periode spielen. Die 

Tendenz ist aber auch für die trockeneren Jahre 2003, 

2005 und 2008 eindeutig (siehe Abb. 7).

Die in der Abbildung zu erkennende leichte relative Ab-

nahme der realen Verdunstung beim Grünlandbrache-

Feld S2 ist möglicherweise folgendermaßen zu erklären: 

auf dem Testfeld hatte sich ein dickes Polster abgestorbe-

ner Gräser gebildet, das das Wachstum frischer Vegeta-

tion behinderte. Zudem hatte der Vegetationsdeckungs-

grad von fast 100% auf etwa 80% abgenommen [15]. 

Abb. 8: Aufgrabung der Oberen Abdeckung im Bereich einer Aufhöhungsfläche im September 2006, mit hochgeklapp-

ter KDB und freigelegter Oberfläche der Geschiebemergeldichtung. Über der KDB liegen Flächendränage aus Kies  

(20 cm), Geotextilvlies, Unterboden der Rekultivierungsschicht aus Geschiebemergel (50 cm), überdeckter Oberboden 

und Aufhöhungsschicht aus lehmigem Sand bis sandigem Lehm (zusammen 60 cm). Den Abschluss bildet Oberboden 

aus humosem schwach lehmigem Sand (20 cm) mit Grünlandvegetation.
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unteren Rekultivierungsboden treten stellenweise 

Verockerungen (vereinzelt auch Gipsausfällungen) 

in der Flächendränage auf, jedoch ohne Funktions-

minderung des Systems;

•	 die Kunststoffdichtungsbahnen wurden labortech-

nisch untersucht. Demnach entsprechen die Labor-

werte nach ca. 20 Jahren den Einbauwerten;

•	 die bindige mineralische Dichtung aus Geschie-

bemergel ist unter der KDB funktionsfähig (kei-

ne Durchwurzelung, Austrocknung oder Aggre

gierung). An einem Standort auf der Unteren 

Abdeckung (Osthang) wurde eine Verschiebung 

der KDB auf dem Geschiebemergel um ca. 1 cm 

festgestellt. In der Grube auf dem Südosthang 

der Oberen Abdeckung (Abb. 8) wurde unter der 

KDB ein Riss in Falllinienrichtung im Geschie-

bemergel entdeckt, der durch die gesamte Dicht-

schicht reicht, vermutlich bedingt durch lokale 

Setzungsunterschiede. Im Jahr 1999 war bereits 

andernorts, im Südostbereich der Oberen Abde-

ckung, ein hangparallel verlaufender Riss im Ge-

schiebemergel unter der KDB-Überlappungszone 

entdeckt worden.

4.3.3	 Grundwasser
Die Grundwasserüberwachung erfolgt hauptsächlich 

mit dem Ziel, die Veränderungen der seit Ende der 

1980er Jahre beobachteten Schadstofffahne (LCKW, 

Benzol, Chlorbenzole) südwestlich bis südlich der 

Deponie zu kontrollieren und zugleich die Förderung 

aus dem Schutzbrunnensystem am Deponierand (In-

betriebnahme 1997) nachzusteuern. Ein wesentliches 

Steuerungsinstrument ist dabei ein mathematisches 

Stofftransportmodell, das im Geologischen Landesamt 

Hamburg erstellt wurde und anhand der hydrauli-

schen und hydrochemischen Überwachungsdaten lau-

fend aktualisiert wird. 

Die LCKW-Konzentrationen liegen am südwestlichen 

Deponierand bei etwa 2.000 bis 5.000 µg/l und im Be-

reich der knapp 400 m entfernten Fahnenspitze nahe 

der Dove-Elbe-Wettern bei 1.000 µg/l. Bei Benzol be-

tragen die entsprechenden Werte etwa 200 µg/l bzw. 

50 µg/l, während die weniger mobilen Chlorbenzole 

mit Konzentrationen von etwa 100 µg/l nur um ca. 

100 m über den Deponierand hinaus gewandert sind.

Gehölze haben sich hier, im Gegensatz zu anderen 

Grünlandbracheflächen auf der Deponie, kaum ange-

siedelt.

Die Wasserbilanzermittlungen an den Testfeldern zeigen 

vor allem, dass Gehölzvegetation aus hydrologischer 

Sicht gegenüber Grünland den Vorteil bietet, dass deut-

lich weniger Wasser aus der Rekultivierungsschicht zum 

Dichtsystem der Abdeckung absickert. Bei Gehölzen 

sind dies nur etwa 25% der jährlichen Niederschlaghö-

he, bei Grünland hingegen fast 40% (gültig für Bedin-

gungen der Deponie Georgswerder der letzten Jahre). 

Dichtsystem-Langzeitbeständigkeit (Ergebnisse 
von Aufgrabungen)
Seit 1989 haben mehrere Aufgrabungen auf den Test-

feldern, der Oberen und der Unteren Abdeckung statt-

gefunden, um die Systemkomponenten, insbesondere 

die technischen Dichtungen und die Flächendränage, 

zu begutachten und auf Veränderungen zu überprüfen. 

Zuletzt wurde im Herbst 2006 ein Aufgrabungspro-

gramm mit vier Gruben durchgeführt. Dabei wurden 

folgende Standorte ausgewählt:

•	 Obere Abdeckung Osthang, Aufhöhungsfläche mit 

Grünlandvegetation (siehe Abb. 8);

•	 Obere Abdeckung Südosthang, Aufhöhungsfläche 

mit Gehölzvegetation (u.a. Robinien);

•	 Untere Abdeckung Westhang, Anschlussbereich an 

die Ringstraße der Oberen Abdeckung, Grünland-

brache;

•	 Untere Abdeckung Osthang, Aufhöhungsbereich 

mit 1,0 bis 2,0 m Rekultivierungsschicht, Gehölz-

vegetation.

Mit den Aufgrabungen wurde jeweils das Schichtenpa-

ket bis zur Geschiebemergeldichtung unter der Kunst-

stoffdichtungsbahn (KDB) freigelegt. Aufgrund der 

letzten sowie der früheren Aufgrabungen ergaben sich 

kurzgefasst folgende Schlussfolgerungen (nach [16]):

•	 das Oberflächenabdichtungssystem ist auch nach 

ca. 20 Jahren voll funktionsfähig;

•	 die Wurzeln von Gehölzen bzw. krautigen Tief-

wurzlern (wie Meerrettich) haben teilweise die 

KDB in 1,0 bis 1,5 m Tiefe erreicht, ohne Flächen-

dränage und Dichtung zu beeinträchtigen;

•	 aufgrund hoher Eisengehalte (sowie Pyritgehal-

te) und bereichsweise anaerober Verhältnisse im 
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Abb. 9: Veränderung der LCKW-Schadstofffahne im oberflächennahen Grundwasserleiter 1997 bis 2009. Die Fahnen-

ränder entsprechen der 10 µg/l-LCKW-Isokonze. Mit Darstellung der fünf bestehenden alten und der zwei neu konzi-

pierten Sanierungsbrunnen; nach [3] 
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Die grundwasserhydraulischen Verhältnisse sind in 

diesem Teil der Elbmarsch bei insgesamt geringem 

Spiegelgefälle des überwiegend gespannten Grund-

wasserleiters durch eine nach Südsüdwesten gerichtete 

Strömung gekennzeichnet. Im Mittel liegt der Grund-

wasserdruckspiegel im Bereich der Deponie bei etwa 

0,3 m ü. NN. Für die Hydraulik des Grundwassers 

südlich der Deponie spielt das Oberflächengewässer 

Dove-Elbe-Wettern eine wichtige Rolle, das ca. 400 m 

südlich der Deponie in West-Ost-Richtung verläuft und 

als regional bedeutsamer Entwässerungskanal seit etwa 

1998 durch ein Pumpwerk ständig auf einem tiefen 

Wasserstand von ca. 0,3 m u. NN gehalten wird. 

Vor allem der Einfluss des genannten Entwässerungs-

kanals auf die Grundwasserströmung hatte dazu ge-

führt, dass im Laufe der Jahre die Schadstofffahne von 

einer ursprünglich südwestlichen in eine fast südliche 

Richtung verschwenkt wurde (siehe Abb. 9). Das 1994 

erstellte Grundwassermodell war noch von der süd-

westlichen Schadstoffausbreitung ausgegangen, wes-

halb die damals konzipierten fünf Förderbrunnen ent-

sprechend platziert wurden. Mit Hilfe dieser Brunnen 

konnte der Westteil der Fahne abgebaut und die Fahne 

deutlich verschmälert werden (siehe Fahnen von 1997 

und 2002 im Vergleich). Die Fahnenverschwenkung 

ließ sich jedoch nicht verhindern, trotz mehrfacher 

Modifikation der ursprünglichen Förderkonstellation 

durch Abschalten der westlichen Brunnen und Erhö-

hung der Förderrate im östlichsten der alten Brunnen, 

so dass seit 2007 schließlich nur noch aus diesem einen 

Brunnen gefördert wird. 

Durch erneute Anwendung des Stofftransportmodells 

wurde inzwischen eine optimierte Förderkonstellation 

ermittelt. Diese besteht aus zwei neu zu errichtenden 

Brunnen, und zwar am Deponierand sowie im Südteil 

der Fahne (siehe Abb. 9), bei annähernd gleicher Ge-

samtförderrate wie bisher. Die neuen Brunnen sollen im 

Herbst 2010 in Betrieb gehen. Gemäß Modellprognose 

soll in etwa 25 Jahren die Fahne im Vorfeld der Deponie 

vollständig abgebaut sein, so dass dann nur noch der 

Deponierand-Brunnen mit reduzierter Förderleistung 

zu betreiben ist, um langfristig eine Schadstoffwande-

rung über den Deponierand hinaus zu verhindern. 

4.4	 Kosten der Eigenkontrolle
Die jährlichen Kosten der Nachsorge mit Betrieb, Un-

terhaltung und Eigenkontrolle liegen in der Summe bei 

ca. 700.000 Euro (ohne kalkulatorische Kosten und 

behördliche Personalkosten). Die Umsetzung des Ei-

genkontrollprogramms inkl. Auswertungen verursacht 

jährliche Kosten von ca. 100.000 Euro, dabei schwan-

ken die Jahresraten zwischen etwa 50.000 und 150.000 

Euro. Bezogen auf die Investitionskosten für Sanie-

rungsbauwerke und -anlagen von rund 100 Mio. Euro 

(inkl. Planungskosten) betragen die jährlichen Nachsor-

gekosten 0,7%, die Kosten der Eigenkontrolle 0,1%. 

5.	 Bewertung der Eigenkontroll-Ergebnisse
5.1	 Ältere Prognosen – tatsächliche Entwick-

lung
In der Untersuchungs- und Konzeptphase 1984/85 

[17] sowie in den Folgejahren der FuE-, Planungs- 

und Bauphase bis 1994 [18] wurden nach damaligem 

Kenntnisstand diverse Prognosen zur Langzeitentwick-

lung der (gesicherten) Deponie aufgestellt, die sich 

heute – ca. 25 bzw. 15 Jahre später – verifizieren oder 

falsifizieren lassen.

Hinsichtlich des Stauflüssigkeitskörpers wurden fol-

gende Vorhersagen gemacht:

•	 Rückgang des Spiegels bis auf das Niveau des 

Grundwasserdruckspiegels bis 2020;

•	 Stauflüssigkeitsentnahme bis 10 m³/h ist möglich;

•	 Absickerung durch die Deponiebasis ca. 50.000 

bis 80.000 m³ pro Jahr;

•	 Weichschichten an der Deponiebasis bilden einen 

sicheren Filter gegen Phasenabsickerung.

Nach heutigem Erkenntnisstand sind die ersten drei 

Prognosen nicht zutreffend. Der Flüssigkeitsspiegel 

sinkt in den letzten Jahren derartig langsam ab (ca. 

10 cm pro Jahr mit abnehmender Tendenz), dass bei 

gleichbleibenden Randbedingungen nicht vor dem Jahr 

2100 das angestrebte Endniveau erreicht wird. Hierbei 

spielt natürlich auch eine Rolle, dass der ursprünglich 

vorgesehene forcierte Stauflüssigkeitsentzug nicht reali-

siert wurde. Tatsächlich findet nur eine (passive) Flüs-

sigkeitsentnahme aus der Randdränage von ca. 2 m³/h 

(1995) bzw. 1 m³/h (heute) statt. Die Absickerung liegt 

nach neuerer, plausibler Bilanzrechnung nur bei 5.000 

bis 10.000 m³ pro Jahr. Auch bei früherem maxima-
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len Stauwasserstand dürften die Absickerungsraten 

bei etwas höherem hydraulischen Gradienten nicht 

wesentlich über 10.000 m³/a gelegen haben. Der Stau-

flüssigkeitskörper weist offenbar ein unerwartet starkes 

„Beharrungsvermögen“ auf. Hinsichtlich eines mögli-

chen Phasenübertritts in den Grundwasserleiter wird 

nach neuen Berechnungsergebnissen nach [19] diese 

Gefahr bei sehr ungünstigen Randbedingungen (auf 

Weichschichten aufliegende hohe Phasenmächtigkeit 

über ehemaligem Bombentrichter) als gegeben gesehen. 

Das tatsächliche Eintreten einer Phasenverschleppung 

ist aber weiterhin als sehr unwahrscheinlich anzusehen.

Bezüglich des Oberflächenabdichtungssystems sind 

zwei Annahmen von 1984/85 hervorzuheben:

•	 die mineralische Dichtschicht (hier: verdichteter 

Geschiebemergel) bildet das eigentliche Dichtele-

ment mit Dauerfunktion, die aufliegende PEHD-

Bahn (KDB) hat nur eine Funktion als ergänzende 

Wurzel- und Nagetiersperre;

•	 auf der Oberen Abdeckung sind keine Tiefwurzler 

tolerierbar.

Zwar haben die Aufgrabungen gezeigt, dass der Ge-

schiebemergel unter der KDB keine Schäden aufweist 

und damit seine Funktion erfüllen kann (solange die 

KDB nicht altert), jedoch ergab das Testfelder-FuE-

Projekt, dass der Geschiebemergel als alleinige Dich-

tung nach einigen Jahren seine Dichtfunktion verliert 

[7, 12]. Entscheidend sind also das Vorhandensein und 

die Langzeitbeständigkeit des PEHD-Dichtelements, 

das glücklicherweise auf der Deponie Georgswerder 

vorausschauend mit eingebaut wurde. Während der 

Lebensdauer der KDB dürfte der Geschiebemergel nur 

für eine graduelle Verbesserung der Systemdichtigkeit 

sorgen, z.B. im Bereich der KDB-Überlappungsstellen 

der Oberen Abdeckung. Hinsichtlich der Tiefwurzler 

zeigen die Aufgrabungsergebnisse bisher, dass einige 

Wurzeln zwar die Flächendränage und die KDB errei-

chen, offenbar aber wegen des tendenziell anaeroben 

Milieus auch an KDB-Überlappungsstellen nicht in den 

Geschiebemergel eindringen. Eine unmittelbare Gefahr 

geht demnach von diesen Pflanzen nicht aus, stark-

wurzelnde Gehölze sollten dennoch beobachtet bzw. 

vorsorglich eliminiert werden. Es spricht aber nichts 

gegen eine Ausweitung der verdunstungsstarken, eher 

flachwurzelnden Gehölzbestände aus Sträuchern. 

Hinsichtlich der Grundwasserbelastung gibt es folgen-

de ältere Aussagen:

•	 es ist mit einem dauerhaften Schadstoffeintrag in 

den Grundwasserleiter zu rechnen;

•	 Schadstoffe wandern im Grundwasser horizontal 

mit 15-20 m/a;

•	 die Schadstofffahne ist südwestlich gerichtet, 

Rückholung ist bis etwa 2030 möglich.

Die erste Aussage gilt nach wie vor, auch nach Absin-

ken des Stauflüssigkeitsspiegels ist noch langfristig mit 

einem diffusiven Schadstoffeintrag zu rechnen. Die ho-

rizontale Ausbreitungsgeschwindigkeit liegt offenbar 

tatsächlich in der genannten Größenordnung. Nach 

Befüllung der ersten Flüssigabfallbecken um 1970 

herum hat sich die LCKW-Fahne in den folgenden 30 

Jahren ungefähr 600 m nach Südwesten ausgebreitet, 

bevor sich der massive wasserwirtschaftliche Eingriff 

südlich der Deponie ausgewirkt hat. Durch diesen Ein-

griff ist die Fahne inzwischen nach Süden gerichtet, mit 

Hilfe der neuen Förderbrunnen-Konstellation wird ein 

Fahnenabbau bis etwa 2035 erwartet.

Auch hinsichtlich der zu erwartenden jährlichen Nach-

sorgekosten, damals als Kosten des Sanierungsbetriebs 

(Summe von Betrieb von Sanierungsanlagen, Überwa-

chung und Unterhaltung) bezeichnet, wurden im Jahr 

1994 Prognosen, zunächst bis 1998, aufgestellt [18]:

•	 es wird mit jährlichen Kosten des Sanierungsbe-

triebs (der Nachsorge) von 3,1 Mio. DM gerechnet;

•	 die jährlichen Kosten der Überwachung werden 

auf 0,2 Mio. DM geschätzt.

Tatsächlich liegen in den letzten Jahren die Nachsorge-

kosten insgesamt bei etwa 0,7 Mio. Euro, also knapp 

halb so hoch wie damals angenommen, was vor allem 

an dem gegenüber der Voraussage deutlich billigerem 

Anlagenbetrieb liegt. Die Eigenkontroll- oder Über-

wachungskosten hingegen erreichen seit längerem im 

Mittel rund 0,1 Mio. Euro pro Jahr, so dass die Prog-

nose zutreffend anzusehen ist. 
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5.2	 Konkrete Sanierungsziele des Sanierungs-
konzeptes aus 1985 erreicht?

Das Sanierungskonzept von 1985 nennt mehrere kon-

krete Sanierungsziele [17]:

•	 Minimierung der Schadstoffmobilisierung im De-

poniekörper durch „Trockenlegung und Trocken-

haltung“.

Die Oberflächenabdichtung verhindert nahezu hundert-

prozentig Einträge von Niederschlagswasser in den De-

ponieköper. Durch die daraus resultierende Absenkung 

des Stauflüssigkeitsspiegels wurde zwar ein Teilvolumen 

des Deponiekörpers „trockengelegt“, doch besteht heute 

noch und auf längere Zeit ein großer flüssigkeitsgesät-

tigter Bereich von bis zu 2 Mio. m3 im Deponieinnern, 

der die Flüssigabfallbecken einschließt. Die Schadstoff-

mobilisierung in und aus den Becken ist also nach wie 

vor möglich, auch wenn eine „Durchspülung“ durch 

Niederschlagswasser nicht mehr stattfinden kann. Aller 

Wahrscheinlichkeit nach wird ein großer Rest-Flüssig-

keitskörper in der Deponie noch über lange Zeit (100 

Jahre?), wenn nicht auf Dauer, bestehen bleiben. Das 

Ziel der „Trockenlegung“ wurde und wird nicht erreicht.

•	 Verhinderung des Sickerwasseraustritts in Oberflä-

chengewässer.

Dieses Ziel wurde sicher erreicht. Das Randbauwerk 

der Kapsel verhindert laterale Austritte.

•	 Fassung und Abführung des Deponiegases.

Das Ziel wurde erreicht. Durch die Gasbrunnen sowie 

die Gasdränage des Abdecksystems wird das Gas nahe-

zu vollständig erfasst und kann zur industriellen Nut-

zung abgeführt werden. Gasschäden an der Vegetation 

der Abdeckung treten seit längerem nicht mehr auf.

•	 Fassung und Sanierung der Grundwasser-Schad-

stofffahne.

Zwar läuft die Grundwassersanierung seit 1997 und 

wurde die Fahne teilweise abgebaut, die vollständige 

Fassung der verschwenkten Fahne ist aber erst nach In-

betriebnahme der neuen Brunnen ab 2010 zu erwarten. 

Mit der Zielerreichung im Sinne einer Fahnensanie

rung ist in ungefähr 25 Jahren zu rechnen.

5.3	 Konzeptionelle Sanierungsziele erreicht?
Mit dem 1984/85 aufgestellten Sanierungskonzept 

wurden folgende konzeptionelle, übergeordnete Sanie-

rungsziele verfolgt [2, 17]:

•	 Schutz der Menschen vor Kontakt mit Schadstof-

fen ist sicherzustellen;

•	 weitere Ausbreitung von Schadstoffen in die Um-

welt ist zu verhindern;

•	 Schadstoffpotenzial in der Deponie ist zu mindern 

oder, wenn möglich, aufzuheben.

Das Ziel „Schutz der Menschen“ wurde und wird er-

reicht durch die Einkapselung der Deponie sowie die 

stringenten Arbeitsschutzvorschriften für die Beschäf-

tigten. Theoretisch ist zurzeit noch ein Schadstoffkon-

takt im Bereich der Schadstofffahne außerhalb der 

Deponie möglich, z.B. infolge einer ungenehmigten 

Grundwasserförderung. Eine weitere Schadstoffaus-

breitung wird durch die Kapselung und die flankieren-

den Maßnahmen verhindert, was die Wirkungspfade 

Mensch, Tier, Vegetation, Atmosphäre und Oberflä-

chengewässer angeht. Der Wirkungspfad Schadstoff 

– Grundwasser wird jedoch voraussichtlich nie ganz 

unterbrochen sein, wenn auch eine laterale Ausbrei-

tung über das Deponiegrundstück hinaus zukünftig 

verhindert werden kann. 

Eine Minderung des Schadstoffpotenzials ist bisher nur 

in geringem Maße gelungen. Zu nennen sind hier die 

graduelle Verringerung der Schadstoffmobilisierung in 

der Deponie, der Teilabbau des Stauflüssigkeitskör-

pers, die Stauwasserentnahme (ca. 150.000  m³) und 

Phasenentnahme (insgesamt ca. 150 m³) sowie eine ge-

wisse Schadstoffentnahme über die Grundwasserför-

derung (ca. 200 kg LCKW und 25 kg Benzol in 12 Jah-

ren). Angesichts von ungefähr 200.000 t abgelagerter 

Sonderabfälle einschließlich etwa 50.000 t zumindest 

theoretisch förderbarer öliger Phase hat bisher offen-

sichtlich keine relevante Minderung des Schadstoff-

potenzials stattgefunden. Diese wäre nur durch eine 

teilweise oder vollständige Auskofferung der Sonder-

abfallanteile der Deponie zu erreichen.
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6.	 Ausblick
Nachsorge und Eigenkontrolle der gesicherten Depo-

nie sind nach heutigem Erkenntnisstand noch über 

lange Zeit fortzusetzen. Betriebliche Maßnahmen, wie 

die passive Sickerflüssigkeitsentnahme, sind angesichts 

der „Trägheit“ des Stauflüssigkeitskörpers vermutlich 

noch mehr als 50 Jahre lang durchzuführen. Unterhal-

tungsmaßnahmen, wie die Pflege der Vegetationsde-

cke, werden während der gesamten Lebensdauer der 

Abdeckung notwendig sein. In nächster Zeit ist ein 

verstärktes Augenmerk auf die Pflege der Gehölzbe-

stände sowie die Eindämmung der invasiven Neophy-

ten zu richten.

Das differenzierte Eigenkontrollprogramm sollte wei-

terhin konsequent durchgeführt werden. Dazu gehört 

eine mehr oder weniger regelmäßige Veränderung und 

Anpassung der Unterprogramme, da sich im Laufe der 

Zeit Veränderungen an den Messnetzen, Weiterent-

wicklungen der Mess- und EDV-Technik, veränderte 

organisatorische Rahmenbedingung sowie neue fach-

liche Erkenntnisse ergeben.

Es hat sich herausgestellt, dass das hydraulische Ver-

halten des Stauflüssigkeitskörpers noch nicht voll ver-

standen wird und daher eher unsicher zu prognostizie-

ren ist. Ebenfalls fehlt noch ein vertieftes Verständnis 

des im Deponieinnern anzutreffenden Mehrphasen-

systems Wasser – Ölphase – Deponiegas – organischer 

Abfall – Mineralboden. Die entsprechenden Messpro-

gramme sollten daher weiter durchgeführt, das Mess-

netz ausgebaut und die Daten sachkundig ausgewertet 

werden. Darüber hinaus wäre auch dem Phänomen 

der seit Jahren mengenmäßig nahezu „konstanten“ 

passiven Sickerflüssigkeitsförderung aus der Ringdrä-

nage nachzugehen. 

Für das Sicherungsbauwerk „Oberflächenabdichtung“ 

haben die langjährigen Wasserhaushaltsuntersuchun-

gen unter Einbeziehung der Großlysimeter sowie die 

systematischen Aufgrabungen ergeben, dass es seine 

Funktion voll erfüllt bzw. einen hohen Wirkungsgrad 

aufweist. Es gibt keine Hinweise auf eine relevante 

Dichtungsdurchsickerung. Das gilt mit Sicherheit für 

die Obere Abdeckung (14,3 ha) im Zentralbereich der 

Deponie. Entsprechende umfangreiche Bilanzuntersu-

chungen für die Untere Abdeckung (27 ha Einzugsge-

biet) stehen noch aus, die benötigten Daten sind jedoch 

vorhanden. Die Wasserhaushaltsuntersuchungen soll-

ten fortgesetzt werden, unter Einschluss der drei Test-

felder mit Kombinationsdichtung, solange diese noch 

keine relevanten alterungsbedingten Schäden zeigen. 

Ebenfalls sind systematische Aufgrabungen in ange-

messenem Umfang fortzusetzen.

Im Zuge der Umplanung der gesicherten Deponie zum 

„Energieberg“ werden die Erfahrungen aus der lang-

jährigen Eigenkontrolle benötigt, um Vorgaben und 

Restriktionen für mögliche Einbauten und Umgestal-

tungen von Teilen der Abdeckung definieren zu kön-

nen. Die wesentlichen Funktionen des Sicherungsbau-

werks müssen dabei erhalten bleiben, auch unter dem 

Druck größerer Besucherzahlen. Das gilt auch für den 

Biotopcharakter der grünen Oberflächenabdichtung. 

Die Eigenkontrolle muss auch unter diesen neuen Rah-

menbedingungen im notwendigen Umfang wie bisher 

weiter durchführbar sein. 

Es bleibt die Frage, ob und wann die gesicherte De-

ponie Georgswerder einmal aus Nachsorge und Eigen-

kontrolle entlassen werden kann. Nach gegenwärtigem 

Erkenntnisstand werden Nachsorge und Eigenkont-

rolle zumindest während der Lebensdauer des Siche-

rungsbauwerks, die grob mit 100 Jahren anzusetzen 

ist, weiter konsequent durchzuführen sein. Wenn dann 

zur Erneuerung des Sicherungsbauwerks erhebliche 

Investitionen anstehen, sollte alternativ über eine end-

gültige Dekontamination der Sonderabfallteile der 

Deponie nachgedacht werden, die mit möglicherweise 

neuartigen Technologien vielleicht einfacher zu be-

werkstelligen sein wird als heute. Mit einem „natür-

lichen“ Schadstoffabbau (natural attenuation) in der 

Deponie ist – nach heutiger Einschätzung – günsti-

genfalls in Jahrtausenden, wenn nicht in geologischen 

Zeiträumen zu rechnen. Damit unsere Nachfolger 

auch nach mehreren Generationen noch auf brauch-

bare Entscheidungsgrundlagen über den Umgang mit 

dieser alten Deponie zurückgreifen können, ist schon 

heute eine solide, nachhaltige Dokumentation über die 

Historie des Standorts, das Sicherungsbauwerk und 

wichtige Eigenkontroll- und Forschungsergebnisse un-

abdingbar. 
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Hermann Brandt, Behörde für Stadtentwicklung 
und Umwelt, Hamburg

1.	 Einleitung, 25 Jahre Betrieb
Mit dem Bau der Entgasungsanlage auf der Deponie 

Georgswerder, die 1986 ihren Betrieb aufnahm, wurde 

es notwendig, einen Arbeitsbereich Betriebsführung zu 

schaffen. Aus einem Ein-Mann-Betrieb hat sich zwi-

schenzeitlich eine eigene Arbeitsgruppe entwickelt, die 

über das Hamburger Stadtgebiet verteilt 23 Wasser-

aufbereitungsanlagen und 8 gesicherte Altlasten be-

treut. Bis heute ist die Deponie Georgswerder jedoch 

aufgrund der finanziellen Dimension, des Schadstoff-

potenzials und der Größe der zentrale Betriebspunkt 

geblieben.

2.	 Aufgaben und 25 Jahre Erfahrungen
Die Deponie ist ein technisches Bauwerk, die An-

lagenteile und Komponenten des Sicherungsbauwerks 

unterliegen der Alterung, dem Verschleiß und der Ab-

nutzung. Die Lebensdauer der technischen Einrichtun-

gen, das gilt auch für die Oberflächenabdeckung, ist 

begrenzt. Durch den Betrieb in Verbindung mit der 

Nachsorge gesicherter Altlasten werden diese Effekte 

systematisch erfasst und dokumentiert sowie die er-

forderlichen Instandhaltungs- und Instandsetzungs-

maßnahmen veranlasst und durchgeführt. Ziel ist, die 

Funktion aller Komponenten des Sicherungsbauwerks 

und der Anlagen über 24 Stunden an 365 Tagen im Jahr 

über Jahrzehnte zu gewährleiten, ohne dass dabei eine 

Gefahr für die Umwelt oder den Menschen entsteht. 

In den vergangenen 25 Jahren konnte das Ziel erreicht 

werden. So wie die Deponiesanierung eine technische 

Innovation darstellte, trifft dies auch auf den Betrieb 

zu. Ohne Skandale, ohne Unfälle, konnten 25 Jahre 

Betrieb auf der Deponie erfolgreich gemeistert werden. 

Das Bauwerk hat einen dem Alter angemessenen guten 

Zustand. Die Auflagen und Bedingungen aus den Ge-

nehmigungen, insbesondere die Einleitwerte der Was-

seraufbereitungsanlagen, werden eingehalten. 

2.1	 Aufgaben
Unter dem Begriff Betrieb sind im Wesentlichen folgen-

de Kern-Aufgaben zusammengefasst:

Langzeitbetrieb
Unter diesem Begriff ist die maschinentechnische Be-

triebsführung von Anlagen (Sickerwasserfassung und 

-behandlung, Grundwasseraufbereitung, Entgasungs-

anlage) sowie die Unterhaltung von Anlagen und Bau-

werken zusammengefasst.

Langzeitunterhaltung
Sie umfasst die Reparatur oder teilweise Erneuerung 

von Bauwerken und der zugehörigen Anlagen (Maß-

nahmen, die bei einem Schaden oder einer Abnutzung 

zur Wiederherstellung der angestammten Funktion 

notwendig sind, z.B. der Ersatz von schadhaften ober 

abgenutzten Anlageteilen) (Quelle: www.ifaas.de/ak-

tuelles/beitraege/beitrag_0303_01.pdf).

Auf der Basis der vorhandenen Erfahrungen und Er-

gebnisse ist ein vorausschauendes Handeln zur Bewäl-

tigung der Ewigkeits-Aufgabe Deponiebetrieb erfor-

derlich. 

Chancen und Risiken einer Nachnutzung 
aus Betreibersicht



48

2.2	 Investitions- und Betriebskosten 
Die Investitionskosten für die Abdeckung und die Was-

seraufbereitungsanlagen sowie die sonstigen techni-

schen Bauwerke auf der Deponie lagen bei ca. 90 Mio. 

Euro und wurden in den Jahren 1985 bis 1996 getätigt. 

Zurzeit wird ein Anlagevermögen von ca. 54 Mio. Euro 

verwaltet. Die Abschreibung im Jahr 2009 betrug ca. 

1,6 Mio. Euro. Die Betriebskosten im Jahr 2009 lagen 

für die Deponie bei ca. 0,55 Mio. Euro. Wobei die Aus-

wertung für das Jahr 2009 folgende Aufteilung ergibt: 

1.	 Instandhaltung und Pflege der Abdeckung, der 

Einbauten wie der Dränage- und Entwässerungs-

systeme ca. 65.000 Euro;

2.	 die Betriebskosten für die Sickerwasseraufberei-

tung ca. 350.000 Euro;

3.	 für die Grundwasseraufbereitungs-Anlage ca. 

80.000 Euro und

4.	 für die Entgasungsanlage ca. 50.000 Euro 

Die Kosten beinhalten Wartungs- und Instandhal-

tungskosten, Verbrauchskosten (Energie, Chemikali-

en, Aktiv-Kohle), Entsorgungskosten für Reststoffe, 

verschiedene Gebühren, Kosten für vorgeschriebene 

Prüfungen sowie interne und externe Personalkosten. 

Nicht enthalten sind die Abschreibungskosten.

2.3.	 Personal 
Zur Durchführung der erforderlichen Betriebsauf-

gaben wird sowohl internes als auch externes Per-

sonal eingesetzt. Die Behörde für Stadtentwicklung 

und Umwelt (BSU) hat eine Betriebsingenieurin mit 

dem Schwerpunkt Georgswerder im Einsatz, die mit 

ca. 1,5 Stellenanteilen durch gewerbliche Mitarbeiter 

der BSU unterstützt wird. Daneben wurde eine Be-

treibergesellschaft für die Betriebsführung der Was-

seraufbereitungsanlagen durch einen Langfristvertrag 

über mehrere Jahre verpflichtet. Die Langfristigkeit ist 

hier besonders herauszustellen, da die Art und Weise 

der Betriebsführung sowie die intensive Kenntnis ins-

besondere der biologischen Abbauprozesse bei der 

Wasseraufbereitung entscheidenden Einfluss auf die 

Betriebsführungskosten und auf die Einhaltung der 

genehmigungsrechtlich vorgegebenen, zulässigen Ein-

leitwerte für das gereinigte Wasser haben. 

Erforderliche Leistungen wie die Pflege, das Mähen der 

Oberfläche, Kontroll- und Reparaturarbeiten werden 

in der Regel über Ausschreibungen an externe Firmen 

vergeben.

2.4	 Arbeitsschutz 
Ohne einen geregelten und bei den Mitarbeitern verin-

nerlichten Arbeitsschutz ist ein gesicherter Deponiebe-

trieb nicht zu gewährleiten. Der Arbeitsschutz hat bei 

allen Aktivitäten höchste Priorität. Für die sicherheitsre-

levanten Arbeiten auf der Deponie, wie z.B. das Bestei-

gen von Schächten, das Arbeiten an Anlagenteilen mit 

kontaminierten Medien oder Betriebsmitteln wie z.B. 

Wasserstoffperoxid oder Säuren, die im Anlagenbetrieb 

für die Reinigungsprozesse erforderlich sind, wurden 

Betriebsanweisungen erarbeitet. Es werden regelmäßig 

Unterweisungen und Schulungen durchgeführt, wobei 

auch externe Firmen, die regelmäßig auf der Deponie 

arbeiten, in den Schulungskreis aufgenommen werden. 

Die erforderliche Messtechnik zur Beurteilung von Ge-

fahrensituationen wird betriebsbereit vorgehalten und 

die erforderliche persönliche Schutzausrüstung bereit ge-

stellt. Bei der Vergabe von Leistungen an externe Firmen 

wird mit der Ausschreibung die besondere Arbeitssitu-

ation auf der Deponie beschrieben. Die Mitarbeiter der 

externen Firmen werden vor der Aufnahme der Arbeiten 

eingewiesen, wie sie sich auf dem Gelände der Deponie 

zu verhalten haben. Bei Nichtbeachtung der Regeln wer-

den Hausverbote ausgesprochen. „Zutritt für Unbefugte 

verboten“; nach dieser Devise wird die Deponie zurzeit 

betrieben. Nur unterwiesene Personen oder Personen, 

die sich in Begleitung einer fachkundigen, unterwiesenen 

Person befinden, haben Zutritt zur Deponie.

3.	 Betriebsanlagen auf der Deponie
Neben der Pflege und Unterhaltung des „Bauwerkes 

Abdeckung“ und der Entwässerungseinrichtungen be-

steht die Betriebsaufgabe hauptsächlich in der Betreu-

ung der Reinigungsanlagen für das Sickerwasser und 

das Grundwasser sowie der Entgasungsanlage. 

3.1	 Sickerflüssigkeitsbehandlung
3.1.1	 Fassungssystem
Um eine Mobilisierung und Emission der in der Deponie 

Georgswerder eingelagerten Schadstoffe, unter anderem 

auch Dioxine und Furane, zu verhindern und Nieder-

schlagswasser fernzuhalten, wurde die Deponie mit einer 

Abdeckung versehen. Die unter der Abdeckung vorhande-

nen Stauflüssigkeiten werden über eine Flächendränage in 
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einer am Böschungsfuß verlaufenden Dränageringleitung 

gefasst. Diese Ringleitung ist auf der Gesamtlänge von 

ca. 2500 m in mehrere Haltungen unterteilt. In den Tief-

punkten sind Pumpschächte, in den Hochpunkten sind 

Kontrollschächte angelegt. Das Gesamtsystem besteht 

aus 14 Pump-, 24 Kontroll- und 6 Umlenkschächten. Die 

Sickerflüssigkeit läuft über die Dränageringleitung den 

Pumpensümpfen der Pumpschächte zu, sammelt sich 

dort und wird bei Erreichen eines definierten Füllstan-

des über Druckrohrringleitungen in die Sickerflüssig-

keitsbehandlungsanlage gepumpt.

3.1.2	 Sickerflüssigkeitsbehandlungsanlagen
Die Reinigung der Sickerflüssigkeiten erfolgt über drei 

Behandlungsstufen:

Leichtstoffabscheideranlage (siehe Abb. 1)
Die Leichtstoffabscheideranlage (LSA) dient in erster 

Linie dazu, die Sickerflüssigkeiten soweit vorzureini-

gen, dass eine Entlastung der nachgeschalteten Flotati-

onsanlage erreicht wird.

Der erste Schritt der LSA ist ein Sediment- und Aus-

gleichsbehälter, in dem eine Pufferung und Entspan-

nung der Flüssigkeitsströme stattfindet. Absetzbare 

Stoffe können sich im konischen Boden des Behälters 

absetzen und über eine Schlauchpumpe einem Entwäs-

serungscontainer zugeführt werden.

Über einen schwimmenden Ablauf, der niveaugeregelt 

werden kann, gelangt die Flüssigkeit in einen parallel 

aufgebauten Leichtstoffabscheider. In jeder Abschei-

derstraße befinden sich zwei Kammern, in denen die 

Leichtstoffe aufgrund unterschiedlicher Dichte an der 

Oberfläche aufschwimmen. Über im Abscheider inte

grierte Abzugsvorrichtungen wird die Leichtflüssig-

keitsphase vom Wasservolumen abgetrennt. Die Ölpha-

se fließt automatisch in Vorlagebehälter, aus denen sie 

über Pumpen in spezielle Tankcontainer gefördert wird.

Die Wasserphase gelangt über eine Wehrkante am 

Ende des Abscheiders in die getrennten Ablaufkam-

mern. Aus beiden Kammern wird das weitgehend von 

Leichtstoffen und somit auch von Dioxinen und Fu-

ranen befreite Sickerwasser mit den Transferpumpen 

niveaugesteuert in die Ausgleichsbehälter der Flota

tionsanlage gepumpt.

Abb. 1: Fließbild Leichtstoffabscheider
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Die Abluft aus dem LSA wird über zwei in Reihe ge-

schaltete je 15 m³ große mit Rindenmulch befüllte Bio-

filter gereinigt. Aufgrund der Zersetzung des Mulches 

wird er etwa alle fünf Jahre gewechselt.

Flotationsanlage (siehe Abb. 2)
Die Flotationsanlage ist eine chemisch-physikalische 

Behandlungsanlage (CPB) mit dem Ziel, Schwerme-

talle und die restlichen dioxinbelasteten Kohlenwas-

serstoffe aus dem Sickerwasser zu entfernen. Dazu 

werden vorhandene Schwermetalle mit Wasserstoff-

peroxid H2O2 aufoxidiert und als unlösliche Oxide 

ausgefällt. Die Kohlenwasserstoffe werden mit Hilfe 

von Chemikalienzusätzen durch Fällung und Flockung 

als Schlamm aus dem Sickerwasser abgetrennt. Über 

die Fällung und Flockung werden außer den Kohlen-

wasserstoffen auch fein suspendierte Schwebstoffe und 

kolloidale Bestandteile des Sickerwassers entfernt.

Aus der Leichtstoffabscheideranlage gelangt das Si-

ckerwasser über eine Rohrbrücke in das benachbarte 

Gebäude in die beiden Ausgleichsbehälter der Flotati-

on. Diese Behälter mit einem nutzbaren Volumen von 

jeweils ca. 30 m³ können einzeln oder parallel befüllt 

werden. Im Zulauf der Behälter erfolgt die Dosierung 

des Wasserstoffperoxids.

Aus den Ausgleichsbehältern wird das Sickerwasser 

mit Pumpen in die jeweilige Flotationsstraße gefördert. 

Die Anlage besteht aus zwei parallelen Straßen, die je 

für einen Durchsatz von 5 m³/h ausgelegt sind. Je nach 

Sickerwasseranfall wird eine oder werden auch beide 

Straßen betrieben. Eine Straße gliedert sich in folgende 

Bereiche:

•	 eine Schnellmischkammer mit einem Volumen von 

ca. 1 m³;

•	 zwei Rührwerkskammern mit einem Volumen von 

je ca. 2,45 m³;

•	 die Flotationskammern mit einem Volumen von je 

2 m³.

In der Schnellmischkammer wird das Primärflockungs-

mittel (FeCl
3) dosiert, das zur Bildung von feinen Flo-

cken führt.

Der Aufenthalt in den Rührwerkskammern dient der 

Flockenbildung. In der zweiten Rührwerkskammer 

Abb. 2: Fließbild Flotationsanlage
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wird ein weiteres Flockungshilfsmittel dosiert, ein 

langkettiges Polymer. Hier ballen sich die feinen Flo-

cken zu größeren zusammen, die leichter abgetrennt 

werden können.

Die entstandenen Flocken werden nach dem Prinzip 

der Entspannungsflotation abgetrennt. In der Flota-

tionskammer wird eine, unter Druck bereitete, Luft-

Wasser-Dispersion zugegeben. Durch die Entspannung 

bei der Einleitung bilden sich feine Luftblasen, die beim 

Aufsteigen die anhaftenden Flocken mitführen. Es bil-

det sich eine Schwimmschlammschicht, die über einen 

Bandräumer in den Flotatschlammbehälter gefördert 

wird. Dorthin gelangen auch die Bodenschlämme aus 

den Flotationskammern und den Ausgleichsbehältern.

Das von den Flocken getrennte Ablaufwasser der Flo-

tation wird, zur vollständigen Abtrennung suspendier-

ter Partikel, über einen Schnellsandfilter geleitet, der 

sich am Ende jeder Straße befindet. Anschließend ge-

langt das gereinigte Wasser in den Zwischenspeicher 

(500 m³) der 3. Behandlungsstufe.

Ein Teilstrom des gereinigten Wassers wird, soweit dies 

möglich ist, als Prozesswasser genutzt. So wird dieses 

Wasser für die Bereitung des Dispersionswassers und 

die regelmäßige Rückspülung der Sandfilter verwen-

det. Das Rückspülwasser gelangt nach Gebrauch in 

das Notüberlaufbecken, von wo es in die Ausgleichs-

behälter der Flotation zurückgeführt wird.

Die gesamte Flotationsanlage ist als geschlossenes Sys-

tem ausgelegt, um die Emission flüchtiger organischer 

Verbindungen zu verhindern. Die Abluft der Flota

tionsanlage wird zur Reinigung über Aktivkohlefilter 

geführt, die in regelmäßigen Abständen mittels Dampf 

regeneriert werden können. Die Anlage ist explosions-

geschützt ausgeführt.

3. Stufe / Aktivkohleadsorption (siehe Abb. 3)
Bei der 3. Stufe der Stau- und Sickerwasserbehandlung 

der Deponie Georgswerder handelte es sich ursprüng-

lich um eine Anlage zur chemischen Nassoxidation der 

im Ablaufwasser der Flotationsanlage noch vorhan-

denen Schadstoffe (Rest-CSB, Rest-AOX). Die Nass-

oxidation mittels Ozon war von 1998 bis Ende 2005 

Abb. 3: Fließbild 3. Stufe
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in Betrieb. Seit Dezember 2005 wird die vorhandene 

Anlage, hauptsächlich aus Kostengründen, als reine 

Aktivkohleadsorption betrieben. Das Ablaufwasser 

der Flotationsanlage wird über zwei Pumpen in den 

500 m³ Zwischenspeicher gepumpt. Hier erfolgt be-

reits durch hohe Aufenthaltszeiten eine biologische Re-

duzierung des AOX-Wertes. In dem Speicher können 

Zulaufspitzen hinsichtlich Menge und Qualität des 

Sickerwassers abgepuffert werden. Das Wasser wird 

niveaugeregelt in die Reaktoren der 3. Stufe gepumpt.

Die 3. Reinigungsstufe besteht aus zwei Reaktoren, die 

einzeln sowie in beliebiger Reihenfolge nacheinander, 

beschickt werden können. In den Reaktoren liegt die 

Aktivkohle auf einer Schicht keramischer Kugeln, die 

mit einem Edelstahlnetz abgetrennt sind. In der Ku-

gelschicht befindet sich das Wasserverteilsystem. Das 

Kohlebett wird mit einem hydraulischen Stempel am 

Platz gehalten. Die Beschickung erfolgt im Gegensatz zu 

herkömmlichen Adsorberanlagen von unten nach oben.

Nach der Aktivkohleadsorption gelangt das gereinigte 

Wasser in das öffentliche Schmutzwassersiel. Die Ad-

sorptionsanlage wird seit Inbetriebnahme im Dezem-

ber 2005 im Dauerbetrieb beschickt.

Schlammbehandlungsanlage (SBA)
Der aufgrund der Dioxinbelastung nicht wieder ver-

wertbare Flotatschlamm muss, gemäß TA-Abfall, einer 

geregelten Abfallentsorgung zugeführt werden. Für die 

Endlagerung in der Untertagedeponie Herfa-Neurode 

müssen die Schlämme soweit verfestigt werden, dass 

keine Flüssigkeiten auftreten können. Durch eine weit-

gehende Trocknung wird außerdem die Reststoffmen-

ge auf ein Minimum reduziert. 

Die Schlammbehandlung wird in mehreren Stufen aus-

geführt. Die Schlammentwässerung, als erster Schritt, 

ist seit 1989 in Betrieb.

Der Flotatschlamm wird zur Entwässerung in den 

Schlammvorlagebehälter I der Schlammbehandlungs

anlage gefördert. Der Schlamm wird mit einer De-

kanterzentrifuge (siehe Abb. 4) unter Zugabe ei-

nes Polymers entwässert und gelangt dann in den 

Schlammvorlagebehälter II. Das entstehende Zentrat 

Abb. 4: Fließbild Dekanter
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Abb. 5: Fließbild Schlammtrocknung

der Entwässerung gelangt über eine Vorlage zurück in 

die Ausgleichsbehälter der Flotationsanlage. Nach der 

Entwässerung schließt sich eine zweistufige thermische 

Trocknung an (siehe Abb. 5).

Aus dem Schlammvorlagebehälter II wird der entwässer-

te Schlamm (TS 18-25%) mit einem Durchsatz von ca. 

50 kg/h in den Vortrockner gepumpt. Der Vortrockner 

ist ein Dünnschichttrockner, dessen Mantelfläche über 

ein Thermalöl beheizt wird. Der Schlamm wird während 

der Förderung durch den Trockner soweit aufgeheizt, 

dass ein Teil des Wassers als Brüden entweicht. Das aus-

getragene Material aus dem Dünnschichttrockner (TS 

ca. 70%) gelangt in einen Bandtrockner. Der Schlamm 

fällt auf das Förderband des Trockners und wird von 

unten mit warmer Luft angeströmt, dabei wird soviel 

Wasser verdampft, dass ein Trockensubstanzgehalt von 

ca. 90% erreicht wird. Vom Austrag des Bandtrockners 

wird das entstandene Granulat über eine Rohrförder-

schnecke direkt in Fässer abgefüllt. Nach dem Füllen 

werden die Fässer ver-schlossen, in das Feststofflager 

transportiert und dort zur Entsorgung zwischengelagert.

Die während des Trocknungsvorganges entstehende 

Abluft (Brüden) wird über einen Kühlkreislauf kon-

densiert. Das Kondensat gelangt in eine Pumpenvor-

lage und von dort in die Ausgleichsbehälter der Flota-

tionsanlage. Die Abluft wird einer Behandlungsanlage 

zugeführt, die aus einer Aktivkohlefiltereinheit, einem 

Taschenfilter, einer Befeuchtung und zwei Biofiltern 

besteht. Die Abluft aus der Leichtstoffabscheideranla-

ge wird ebenfalls dieser Behandlung zugeführt.

3.1.3	 Aufbereitete Wassermengen und Kosten
Im Zeitraum 1998 bis 2008 wurden insgesamt ca. 

263.000 m³ kontaminierte Flüssigkeit in der Sicker-

wasser-Reinigungsanlage behandelt. Die Menge setzt 

sich aus den Teilströmen Dränage Deponie Georgs-

werder mit ca. 107.000 m³, Dränage der benachbarten 

Deponie Müggenburger Straße mit ca. 135.000 m³ und 

den Stauwasserbrunnen der Deponie Müggenburger 

Straße mit ca. 21.000 m³ zusammen (siehe. Abb. 6).

Zwischen 2004 und 2008 wurden im Mittel jährlich 

ca. 212.000 Euro an Betriebskosten für Energie, Ver-

brauchstoffen wie Aktivkohle sowie für Reparaturen 

und Instandhaltung aufgewendet. In den Kosten sind 

keine Personalkosten und keine Abschreibungen ent-

halten.
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3.2	 Grundwasseraufbereitung
3.2.1	 Sanierungsbrunnen
Das kontaminierte Grundwasser wird mit Unterwas-

sermotorpumpen aus den Sanierungsbrunnen geför-

dert. Von den zu Beginn errichteten fünf Sanierungs-

brunnen ist, aufgrund veränderter Fahnengeometrie, 

zurzeit nur ein Brunnen in Betrieb (SB 3; Stand April 

2010), der die Gesamtzulaufmenge zur Anlage fördert. 

Die Steuerung der Pumpen erfolgt im Normalbetrieb 

über das Prozessleitsystem der Grundwasseraufberei-

tung. Dabei kann für jede Pumpe über die SPS (spei-

cherprogrammierbare Steuerung) eine Sollfördermen-

ge vorgegeben werden. Die Drehzahl der Pumpen wird 

über einen Frequenzumrichter geregelt. Jede Pumpe ist 

mit einem MID (magnetisch-induktiver Durchfluss-

messer) ausgerüstet, der Füllstand im Brunnen wird 

über eine Drucksonde erfasst. Zusätzlich werden die 

Pumpen über eine Leitfähigkeitssonde vor Trockenlauf 

geschützt und in der Brunnenstube ist eine Leitfähig-

keitssonde installiert, die die Brunnenpumpe bei Ein-

dringen von Wasser abschaltet.

Die ca. 1.000 m lange Rohwasserleitung aus PE-Ma-

terial zwischen den Förderbrunnen und der Aufbe-

reitungsanlage verläuft im Seitenbereich des Äußeren 

Randgrabens der Deponie. Parallel dazu sind die Steu-

erkabel und E-Versorgungskabel verlegt.

Abb. 6: Tabelle Fördermengen 1998 – 2008

3.2.2	 Aufbereitungsanlage (siehe Abb. 7)
Das aus den Sanierungsbrunnen geförderte Rohwas-

ser gelangt über ein Zulauf-MID auf einen Strippturm. 

Das Wasser rieselt durch den Strippturm, dabei wird 

ein Großteil des im Wasser vorhandenen Vinylchlorids 

ausgestrippt. Das Rohwasser gelangt dann in freiem 

Gefälle in eine Pumpenvorlage. Die Strippluft wird 

über ein Gebläse durch zwei in Reihe betriebene Biofil-

ter geführt und gelangt dann ins Freie. Die Filter sind 

mit Rindenmulch befüllt. 

Die Strippung ist nachträglich in die Aufbereitungs-

anlage integriert worden und erst seit dem Jahr 2000 

in Betrieb. Die erste Stufe der Aufbereitungsanlage, 

bestehend aus einer Dosier- und Mischeinheit für Flo-

ckungshilfsmittel und einem Parallelplattenabscheider, 

ist nicht in Betrieb. Die hier vorgesehene Enteisenung 

mit anschließender Schlammabtrennung findet durch 

Kontaktoxidation direkt auf den Sandfiltern statt.

Das durch die Strippung mit Sauerstoff angereicherte 

Wasser wird aus der Pumpenvorlage mit zwei frequenz-

gesteuerten Exzenterschneckenpumpen (EP  1 und 

EP 2) über die beiden Sandfilter und die zwei Aktivkoh-

lefilter gepumpt. Die Regelung der Pumpenleistungen 

erfolgt über eine Niveausteuerung in der Pumpenvorla-

ge. In den zwei in Reihe geschalteten Schnellfiltern wird 

durch Kontaktoxidation ein Resteisengehalt <0,2 mg/l 

sichergestellt. Der erste Filter ist als Mehrschichtfilter 

ausgeführt. Auf den Filtern finden zur Entlastung der 
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nachgeschalteten Aktivkohle schon biologische Abbau-

prozesse der organischen Schadstoffe statt. Die Schnell-

filter sind mit Einrichtungen zur Rückspülung mit Luft 

und Wasser versehen. Die Rückspülung der Sandfilter 

erfolgt automatisch, dabei werden die Spülintervalle 

und Parameter über die SPS gewählt.

In den beiden Aktivkohlefiltern findet die abschließen-

de Aufbereitung durch Adsorption der noch vorhande-

nen organischen Schadstoffe statt. Die Aktivkohlefilter 

können bei Bedarf (Neubefüllung, Eisenschlamm) mit 

Wasser zurückgespült werden (Handbetrieb). Aus den 

Aktivkohlefiltern gelangt das gereinigte Wasser über 

die Ablaufleitung in den Vorfluter Östliche Georgs-

werder Wettern. Am Ablauf der Anlage ist noch ein 

MID installiert. 

Ein Teil des Ablaufwassers dient zur Befüllung des 

Spülwassertanks für die Rückspülung der Filter. Das 

bei der Filterspülung anfallende Schlammwasser wird 

in die Schlammeindicker gepumpt und sedimentiert 

dort. Die Klarphase wird nach einer über die SPS 

wählbaren Absetzzeit zurück in die Pumpenvorlage 

gefördert. Der anfallende Dünnschlamm kann mittels 

Tankwagen abgefahren und entsorgt werden.

3.2.3	 Aufbereitete Wassermengen und Kosten
Seit der Inbetriebnahme 1997/98 wurden 

ca.   60.000  m³ gefördert und aufbereitet, was einer 

mittleren Förderrate pro Jahr von ca. 70.000 m³ ent-

spricht (siehe Abb. 8).

Zwischen 2005 und 2008 wurden im Mittel jährlich 

ca.27.000 Euro an Betriebskosten für Energie, Ver-

brauchstoffe wie Aktivkohle sowie für Reparaturen und 

Instandhaltung aufgewendet. In den Kosten sind keine 

Personalkosten und keine Abschreibungen enthalten.

Abb. 7: Fließbild GW-Anlage
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3.3	 Entgasungsanlage
3.3.1	 Veranlassung
Erster Anlass zum Bau und Betrieb einer Entgasungs-

anlage auf der Deponie Georgswerder war schon An-

fang der 1980er Jahre der Umstand, dass die damalige 

Deponieoberfläche gasfrei gehalten werden musste 

und um Schäden an der Vegetation und die Gefahr von 

Verpuffungen und Bränden zu vermeiden. Inzwischen 

wurde deutlich, dass die Entgasung auch aus Gründen 

des globalen Klimaschutzes erforderlich ist. Ab 1983 

wurde die Deponie Georgswerder mit einer umfas-

senden Entgasungsanlage, bestehend aus zwei Gas-

fassungssystemen, ausgestattet. Aufbau und Funktion 

dieser Systeme werden folgend näher beschrieben.

3.3.2	 Anlagenbeschreibung (siehe Abb. 9)
Zwischen den Jahren 1986 und 1995 wurde die De-

ponie Georgswerder in zwei Abschnitten (oberer und 

unterer Deponiebereich) mit einem mehrschichti-

gen Abdecksystem gesichert. Ein aus gastechnischer 

Sicht wichtiger Unterschied im Aufbau der Oberflä-

chenabdichtungssysteme ist in der Verlegungsform der 

PEHD-Dichtungsbahnen zu sehen. Im oberen Kern-

drittel der Deponie („Obere Abdeckung“) wurden die 

PEHD-Bahnen nur in Gefällerichtung verschweißt und 

hangparallel überlappend verlegt, wodurch in diesem 

Bereich mit einer gewissen Gaswegigkeit des Abdeck-

systems gerechnet werden muss. Im unteren Abdeck-

bereich („Untere Abdeckung“) wurde die Kunststoff-

dichtungsbahn vollständig verschweißt und ist somit 

weitgehend gegenüber Gas abgedichtet. Als Schnitt-

stelle zwischen dem oberen und unteren Abdeckbe-

reich gilt die obere Ringstraße.

Abb. 8: Tabelle Fördermenge GW 
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Die Gasfassung des oberen Gasfassungssystems erfolgt 

über 39 vertikale Gasbrunnen, die im zentralen Bereich 

der Deponie innerhalb der oberen Ringstraße angeord-

net sind. Die senkrecht gerammten Gasbrunnen mit ei-

ner maximalen Tiefe von ca. 16 m u. GOK besitzen im 

unteren Bereich Filter- und im oberen Bereich Aufsatz-

rohre mit Tondichtungssperren. Bis auf drei Brunnen, 

welche unter dem Asphalt der oberen Ringstraße ein-

gerichtet wurden, befinden sich die Brunnenköpfe in 

rechteckigen GFK-Schächten auf der Rekultivierungs-

schicht. Alle Brunnenköpfe wurden jeweils mit einer 

Regelklappe zur Einstellung der Absaugwirkung und 

einer Gas- Probenahmestelle bestückt.

Die Gasbrunnen werden durch Stichleitungen in eine 

Ringleitung eingebunden. Letztere ist an die Gasver-

dichterstation angeschlossen. In dieser Ringleitung sind 

Kunststoffschächte mit Absperrorganen und Konden-

satabscheidern angeordnet. Das gesamte Leitungssys-

tem besteht aus PEHD-Rohren. Innerhalb der Schächte 

und an den Köpfen der Gasbrunnen wurden flexible 

Leitungsteile eingefügt, um Setzungsvorgänge ausglei-

chen zu können. In Folge von Setzungen ist praktisch 

kein Gasbrunnen mehr voll durchgängig. Die verbliebe-

ne Durchlässigkeit reicht jedoch zur Gasförderung aus.

Das untere Gasfassungssystem besteht aus 26 in 

Hangrichtung verlaufenden Dränageleitungen, die un-

terhalb des Abdeckungssystems in einer etwa 30 cm di-

cken Kiesschicht verlegt worden sind. Diese Gasdränage-

leitungen führen zu den Schächten am Deponiefuß und 

werden hier bereichsweise über Membranventile an eine 

ringförmige Gassammelleitung (Bereichsleitung) ange-

schlossen, die durch pneumatisch angetriebene Klappen 

in 6 einzelne Bereiche aufgetrennt werden kann. Parallel 

dazu wurde eine zweite Ringleitung als Gastransport-

leitung angeordnet. Die Gasdränageleitungen schließen 

in der Nähe der oberen Ringstraße oberirdisch ab und 

wurden hier mit einer Gas-Probenahmestelle versehen.

Die Entgasung der Deponie Georgswerder wird allein 

am oberen Gasfassungssystem betrieben. Die Einstell-

arbeiten am Gasfassungssystem haben zum Ziel, das in 

der Deponie produzierte Gas weitgehend zu erfassen 

und mit einem Methangehalt >50 Vol.-% zu fördern. 

Um dieses zu erreichen, ist das Entgasungssystem re-

gelmäßig bei laufender Gasförderung zu überprüfen 

und einzustellen. Eine Absaugung des unteren Gas-

fassungssystems erfolgte bislang nur im Rahmen eines 

Probebetriebs. Hierbei wurde festgestellt, dass seine 

Inbetriebnahme nicht erforderlich ist, da aufgrund des 

Randabschlusses und der eingeschränkten Deponie-

gasbildung keine Gasmigrationen stattfinden und die 

im unteren Bereich gebildeten Mengen durch das obere 

System gefasst werden.

Das Deponiegas wird von der Gasverdichterstation 

(GVS) abgesaugt und in eine Transportleitung gedrückt, 

über die es zur Verwertung zur AURUBIS AG (ehemals 

Norddeutsche Affinerie AG) gefördert wird. In der Gas-

verdichterstation wird mit einem Drehkolbengebläse 

sowohl der Saugdruck in der Ringleitung für die Entga-

sung der Deponie als auch der Überdruck von 100 bzw. 

inzwischen 125 hPa zur Weiterleitung an die AURUBIS 

erzeugt. Neben der Druckregelung befinden sich hier 

Einrichtungen zum Explosionsschutz und eine Kälte

trocknungsanlage zur Entfeuchtung des Gases.

Die geförderte Deponiegasmenge wird bei der AURU-

BIS geregelt. Sie wird abhängig von der Deponiegas-

produktion von der BSU vorgegeben, bzw. mit dem 

entsprechenden Ansprechpartner bei der AURUBIS 

abgesprochen. Durch Veränderungen der internen 

Abb. 9: Ringleitung
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Abwärmenutzung innerhalb der AURUBIS wird seit 

November 2000 die Trockentrommel (im Gegensatz 

zu früher, wo Deponiegas zum Erdgas in geringem 

Verhältnis beigemischt wurde) im hohen Maße mit 

Deponiegas betrieben. Stillstände der Trockentrommel 

bedingen entsprechende Stillstände bei der Gasförde-

rung, allerdings hat sich jetzt eine weitgehend konti

nuierliche Abnahme eingespielt.

 

Sauerstoff- und Methangehalt im Gasstrom werden 

kontinuierlich erfasst. Der zur Messung benötigte 

Teilstrom zweigt vor einer t90-Strecke (Verzögerungs

strecke) am Eintritt der GVS ab, damit beim Auftreten 

von zu hohen Sauerstoffgehalten die Anlage rechtzei-

tig abgeschaltet wird, bevor ein explosionsfähiges Ge-

misch das Drehkolbengebläse (potentielle Zündquelle) 

erreicht. Um festzustellen, ob u.U. innerhalb der tech-

nischen Anlage Luft eindringt, wird auch nach dem Ver-

dichter auf Sauerstoff im Gas geprüft. Bei einem Sau-

erstoffgehalt von 3 Vol.-% erfolgt eine Störmeldung, 

bei 5 Vol.-% schaltet sich die Anlage automatisch ab. 

Gleichfalls erfolgt bei einem Methangehalt von rund 

35 VoI.-% eine Störmeldung und bei 25 Vol.-% eine 

Abschaltung.

Neben diesen Sicherheitsprüfungen und -abschaltun-

gen, um der Bildung zündfähiger Gemische innerhalb 

der technischen Anlage vorzubeugen, findet eine Raum-

luftüberwachung auf brennbare Gase, hier auf Methan 

statt, um auch innerhalb der Räume, in denen sich die 

technische Anlage befindet (Anlagen/Apparatetechnik 

sowie Schaltanlage mit Analysentechnik), die Bildung 

zündfähiger Gemische zu vermeiden. Bei 10% der un-

teren Explosionsgrenze (UEG) von Methan (100% UEG 

entspricht bei Deponiegas rund 5 Vol.-% Methan) wird 

ein Lüfter eingeschaltet, der den weiteren Konzentra-

tionsanstieg bremsen soll. Sofern dies nicht ausreicht, 

wird die Anlage bei 20% UEG spannungslos geschaltet. 

Der Bau und Betrieb der Anlage hatte folgende histo-

rische Entwicklung:

1982	 Absaugversuche, Ermittlung des Gaspo-

tenzials

1983/85	 Bau des Oberen Gasfassungssystems mit 

Gasverdichterstation

1986	 Inbetriebnahme

1986/89	 Herstellung der Oberen Abdeckung mit 

Gasflächendränage

1993	 Umsetzung der Gasverdichterstation

1990/95	 Herstellung der Unteren Abdeckung inkl. 

Unteres Gasfassungssystem

1996/98	 Untersuchungen zur Inbetriebnahme des 

Unteren Gasfassungssystems

1998/99	 Instandsetzung der Oberen Gasfassung

Abb. 10: Diagramm Gasproduktion 
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3.3.3	 Gasvolumen und Erlöse
Die geförderten Gasmengen nehmen in Abhängigkeit 

von den natürlichen biologischen Abbauprozessen in 

der Deponie langfristig ab. Es ist aber zu erwarten, dass 

noch über einen längeren Zeitraum Deponiegas in einer 

verwertbaren Größenordnung anfällt. Wurden 1996 

ca. 0,8 Mio. m³ Methangas gefördert, liegt die Förder-

rate in den Jahren 2008 und 2009 bei ca. 0,4 Mio. m³.

Im Jahr 2008 betrug der Stromverbrauch der Gasver-

dichterstation 22,4 MWh. Bezogen auf die abgegebe-

nen Deponiegasmengen liegt der spezifische Strom-

verbrauch bei rund 0,03 kWh/Betriebs-m³. Die an 

AURUBIS abgegebene Energiemenge (CH4-Brennwert) 

betrug rund 4.400 mWh, verstromt entspräche das 

ca.  1.500 kWhel. Der Eigenverbrauch liegt damit bei 

ca. 1,5% der erzeugbaren elektrischen Energie.

Für die Jahre 2008 und 2009 lagen die Einnahmen in 

der Größenordnung von ca. 100.000 Euro/a und haben 

damit einen erheblichen Beitrag zur Finanzierung der 

Betriebskosten auf der Deponie Georgswerder geleistet.

4.	 Nachnutzung
Besonders für einen Stadtstaat wie Hamburg mit nur 

755 km² Gesamtfläche stellt sich die Frage nach der 

Aufteilung der kostbaren Ressource „Fläche“. Von 

2002 bis 2007 nahm die Siedlungs- und Verkehrs

fläche Hamburgs um durchschnittlich 283 Hektar im 

Jahr zu (Quelle: www.nachhaltigkeitsrat.de/uploads/

media/Fachgespraech_Governance_Praesentation_

Braasch_09-04-2008.pdf).

Geschlossene Deponien haben nur einen untergeord-

net kleinen Anteil an der Gesamtfläche Hamburgs, 

können aber unter bestimmten Randbedingungen ei-

nen Beitrag zur nachhaltigen Flächennutzung in der 

Metropolregion Hamburg leisten. Neben der Trieb

feder des schonenden Flächenverbrauchs, ergibt sich 

der Nachnutzungsgedanke aus dem Ansatz, die anfal-

lenden Nachsorgekosten zu reduzieren. 

4.1	 Bisherige Nachnutzungen auf der Deponie 
Georgswerder 

4.1.1	 Sekundärbiotop
Nach der Herstellung der Deponieabdeckungen, Ein-

saat und teilweiser Bepflanzung mit Gehölzen hat 

sich eine naturnahe Nachnutzung in dem geschützten 

Raum der Deponie in Form eines „Sekundärbiotops“ 

eingestellt. Auf der Deponie hat sich aufgrund der 

geringen Beanspruchung der Oberfläche eine entspre-

chende standortbezogene Fauna und Flora eingestellt. 

Der entstandene Naturraum kann anteilig als ein Aus-

gleich für den massiven Eingriff des Menschen für 

den Bau der Deponie gewertet werden. Diese Art der 

Nachnutzung ruft nur Pflegemaßnahmen zum Schutz 

der Oberfläche hervor und ist daher kostengünstig, hat 

aber auch keinen monetären Ertrag. 

4.1.2	 Recyclinghof 
Von 1997 bis 2004 hat sich auf der Deponie ein Re-

cyclinghof der Stadtreinigung Hamburg befunden. Die 

Bürger konnten hier ihren Sperr- und Sondermüll ent-

sorgen. Der Recyclinghof befand sich im nördlichen 

Teil der Deponie in unmittelbarer Nähe zur Einfahrt. 

Leider lag der Standort sehr abseits, war für die Bürger 

schlecht erreichbar und wurde daher von der Stadt-

reinigung Hamburg aufgegeben.

4.1.3	 Windenergie
Schon 1992 hat sich die BSU mit der Nutzung von 

Windenergie auf der Deponie Georgswerder beschäf-

tig und die erste Windkraftanlage (WKA) auf der De-

ponie errichtet. Zielsetzung war, den mit dem Betrieb 

verbundenen Energiebedarf, der einen wesentlichen 

Teil der Betriebskosten darstellt, selbst zu produzieren. 

Der Betrieb von Windenergieanlagen auf stillgelegten 

Deponien hat sich unter der Voraussetzung, dass die 

erforderlichen Windpotenziale an dem Standort vor-

handen sind, inzwischen zu einer allgemein anerkann-

ten und favorisierten Art der Nachnutzung entwickelt. 

Auf der Deponie sind zurzeit vier Windkraftanlagen 

vorhanden und in der Tabelle 1 dargestellt:

1992 lagen keine Erfahrungen zu Setzungen, zu Set-

zungsdifferenzen und sich daraus ableitenden Schief-

stellungen vor. In den vergangenen Jahren wurden 

umfangreiche Datenreihen erhoben. Die bisherigen 

Erfahrungen am Beispiel der WKA 1 zeigen Setzungen 

von fast 40 cm im Zeitraum von 1993 bis 1997. Die 

Setzungsdifferenzen der Fundamentplatte sind mit ca. 

2 cm bei 10 m Abstand der Messpunkte eher gering 

und geben keinen Anlass zur Besorgnis hinsichtlich der 

Standsicherheit der Windkraftanlage.
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Stromproduktion und Erlöse
Die Windkraftanlagen der BSU tragen zur Reduzierung 

der Betriebskosten und natürlich zur Produktion von re-

generativer Energie bei. In den Jahren 2006 bis 2008 lag 

der Eigenverbrauch an Strom auf der Deponie Georgs-

werder bei ca. 210.000 kWh/a. Die beiden Windkraft-

anlagen der BSU erzeugten im gleichen Betrachtungszeit-

raum im Mittel ca. 780.000 kWh/a, so dass die BSU ca. 

570.000 kWh/a in das öffentliche Netz einspeisen konn-

te. Dadurch konnte der Stromverbrauch von ca. 150 

Haushalten/a bei einem Verbrauch von 4.000 kWh/a ge-

deckt werden. Der durchschnittliche Erlös pro Jahr aus 

dem Stromverkauf lag bei ca. 75.000 Euro. 

4.1.4	 PV-Anlage
Das bisherige Energiekonzept zur Gewinnung rege-

nerativer Energien wurde 2009 durch den Bau einer 

Photovoltaik-Anlage durch HAMBURG ENERGIE im 

Rahmen des IBA-Projektes „Energieberg Georgswer-

der“ ergänzt. 

Es wurde eine Anlage bestehend aus 2.160 Photovol

taik-Modulen (500 kWp) auf einer Fläche von ca. 

5.000  m² installiert. Geplant ist 400.000 kWh/a zu 

produzieren. Damit können bei einem Verbrauch von 

4.000  kWh/a ca. 100 Haushalte mit Strom versorgt 

werden. 

4.1.5	 Öffentlichkeit
In der Vergangenheit bestand sowohl auf nationaler 

als auch auf internationaler Ebene immer starkes In-

teresse, insbesondere bei Fachleuten der Altlastensani-

erung, an einem Besuch verbunden mit einer fachkun-

digen Führung auf der Deponie Georgswerder. Aber 

auch die Öffentlichkeit in Gestalt der Hamburger 

Bürger hat immer wieder Interesse an der Deponie be-

kundet. Grundsätzlich ist die Deponie für die Öffent-

lichkeit zurzeit nicht zugänglich. In der Vergangenheit 

hat es von dieser Regelung nur zu besonderen Anlässen 

Ausnahmen gegeben. So wurde einmal im Jahr ein Tag 

der offenen Tür durchgeführt, wobei die Zielgruppe 

in erster Linie auf interessierte Bürger aus der näheren 

Umgebung der Deponie beschränkt war. 

4.2	 Zukünftige Nachnutzungen, Chancen und 
Risiken

4.2.1	 Energieberg
Aus der Sicht des Deponiebetriebes werden allen Akti-

vitäten, die im Bereich der erneuerbaren Energien und 

in der konsequenten Weiterentwicklung von Einspar-

potenzialen fossiler Energieträger liegen, große Chan-

cen beigemessen. Hier wird eine Vielzahl von Mög-

lichkeiten gesehen, wobei die Risiken auf der Deponie 

überschaubar und durch organisatorische Maßnah-

men beherrschbar sind. Während der Bauphase neuer 

Tab. 1: Übersicht WKA
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Anlagen zur Produktion regenerativer Energien ist eine 

große Anzahl von Fremdfirmen mit einer Vielzahl von 

Mitarbeitern auf der Deponie tätig. Um Risiken zu be-

grenzen, sind verbindliche Regeln über das Kommen 

und Gehen auf der Deponie zu treffen. Bei größeren 

Baumaßnahmen werden Zugangskontrollen erforder-

lich. Es haben die erforderlichen Sicherheitsunterwei-

sungen stattzufinden, verbunden mit der Delegation 

der Verantwortung auf die ausführenden Firmen. Der 

Deponiebetreiber hat die Einhaltung der Regeln zu 

kontrollieren.

Wie die Erfahrungen aus der jüngsten Vergangenheit an 

den Beispielen Bau der PV-Anlage und Bau der WKA 4 

zeigen, sind bauliche Eingriffe ohne Schädigung an dem 

Bauwerk Deponie möglich. Alle baulichen Aktivitäten 

sind so auszuführen, dass die Oberflächendichtung 

in ihrer Funktionalität und ihrer Dauerbeständigkeit 

nicht beeinträchtigt wird. Diese Fragestellung tritt bei 

allen Gründungen in den Vordergrund. Auf der Depo-

nie sind alle Gründungen als Flachgründung auszufüh-

ren, die zulässige Flächenpressung ist auf 50 KN/m² 

begrenzt. Tiefgründungen, mit dem Risiko die Weich-

schichten unterhalb der Deponie zu durchdringen und 

damit Wegigkeiten für kontaminierte Flüssigkeiten in 

den Grundwasserleiter zu schaffen, sind unzulässig. 

Sowohl für neue Bauwerke als auch für die Deponie-

abdeckung ist eine konstruktive und statisch zulässige 

Lösung zu erarbeiten. PV–Anlagen können oberhalb 

der Kunststoffdichtungsbahn gegründet werden. Be-

sonderes Augenmerk ist auf den Anfall von Nieder-

schlagswasser bei Starkregenereignissen zu legen, die 

Bildung von Erosionsrinnen ist auszuschließen.

Die Gründung von Windkraftanlagen auf Deponien ist 

bekanntermaßen wegen der Setzungen eine besondere 

Herausforderung. Mit zunehmender Größe der Wind-

kraftanlagen, inzwischen wird eine 3 MW-Anlage 

auf der Deponie angestrebt, müssen abgestimmt auf 

den Einzelfall entsprechende Baugrunduntersuchen 

und eine Statik erstellt werden. Wobei im Falle des 

Versagens das Risiko, insbesondere das finanzielle, 

bei dem Betreiber der Windkraftanlage zu sehen ist. 

Sollte es im Worst-Case zum Kippen kommen, ist zu 

erwarten, dass dies nicht plötzlich eintritt, Schiefstel-

lungen kündigen sich erfahrungsgemäß langfristig an. 

Daher ist nicht davon auszugehen, dass Personen zu 

Schaden kommen würden. Mögliche Schäden an der 

Abdeckung ließen sich mit überschaubarem Aufwand 

reparieren. Der Einfluss auf den Wasserhaushalt der 

Deponie würde, da ein möglicher Schaden lokal und 

temporär begrenzt wäre, untergeordnet sein. Wind-

kraftanlagen sind in das Überwachungsprogramm der 

Deponie aufzunehmen, mit dem besonderen Augen-

Abb. 11: Setzungen WKA 1
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merk auf die Setzungsproblematik und Schiefstellung. 

Im Winter, wenn bei Windkraftanlagen die Gefahr von 

Eisabwurf besteht, ist der Zugang zu den gefährdeten 

Bereichen zu beschränken. 

4.2.2	 Weg der Horizonte
Geplant ist im Bereich der Kuppe einen Höhenweg 

zu errichten. Das Bauwerk soll teilweise auf Stelzen 

errichtet werden. Es ist in die Planung einzubezie-

hen, wie die Lasten aus der Konstruktion auf dem 

Sicherungsbauwerk abgesetzt werden, ohne Schaden 

an der Kunststoff-Dichtungsbahn hervorzurufen. Aus 

den bisherigen Erfahrungen werden hier keine unlös-

baren bautechnischen Probleme gesehen. 

4.2.3	 Teilweise Öffnung der Deponie
Publikum auf der Deponie war bisher die Ausnahme. 

Dadurch wurden jedoch die Potenziale, die der Stand-

ort Deponie Georgswerder insbesondere als Aussichts-

berg hergibt, nicht ausgeschöpft. Der Blickbezug von 

der Deponie zur Hamburger Innenstadt hat bisher 

noch jeden Besucher begeistert. Mit der Öffnung ist 

aus Betreibersicht die Chance verbunden, dass die Sün-

den der Vergangenheit, der volkswirtschaftliche Scha-

den durch den unsachgemäßen Umgang mit Abfällen 

und die Ewigkeitsaufgaben Deponiebetrieb und -über-

wachung im gesellschaftlichen Bewusstsein bleiben. 

Aus den bitteren Erfahrungen der Vergangenheit die 

Wichtigkeit eines nachhaltigen Handelns abzuleiten, 

kann an dem Beispiel der Deponie exemplarisch ver-

anschaulicht werden. Die Öffnung soll durch Informa-

tionen und eine Ausstellung über die Geschichte der 

Deponie und der Altlastensanierung begleitet werden. 

Es ist vorgesehen einen Ausstellungs- und Informati-

onspavillon, gekoppelt mit einem neuen Betriebsge-

bäude für die gewerblichen Mitarbeiter, im Norden der 

Deponie zu errichten. 

Bereits nach der Schließung der Deponie 1979 sollte 

der menschgemachte Hügel in der Elbmarsch zu einem 

Naherholungsgebiet für die Wilhelmburger entwickelt 

werden. Damals standen nur die Chancen im Vorder-

grund, die bestehenden Risiken durch die Deponiegas-

bildung und das Dioxin im Sickeröl wurden ausgeblen-

det. Heute tritt der Gedanke der Öffnung wieder in 

den Vordergrund, was sicher auch als Erfolg des De-

poniebetriebes zu werten ist, da mit den Risiken nach 

der Sanierung in den vergangenen 25 Jahren verant-

wortungsvoll umgegangen wurde. Mit dem geplanten 

Öffnungskonzept findet ein Paradigmenwechsel statt. 

Publikum wird bewusst näher an die Gefahrenquellen 

herangeführt. Als Deponiebetreiber werden hier erheb-

liche, jedoch lösbare, Risiken gesehen. Den Risiken ist 

mit einer Sicherheits-Analyse, die die veränderte Aus-

gangssituation im Fokus hat, mit daraus abgeleiteten 

Maßnahmen zu begegnen. Die Öffnung für das Publi

kum macht zwangsläufig, aufgrund der Gefahrenpo-

tenziale durch die kontaminierten Medien und durch 

das Deponiegas, eine neue Sicherheitskonzeption und 

bauliche Veränderungen erforderlich. Es ist wechsel-

seitig auszuschließen, dass Besucher auf der Deponie 

zu Schaden kommen und es ist auszuschließen, dass 

Besucher die Einrichtungen der Deponie beschädigen 

oder zerstören. 

Technische Maßnahmen
Die Planer der Deponiesanierung in den 80er Jahren 

des vergangenen Jahrhunderts haben einen Deponie-

betrieb in Verbindung mit Öffentlichkeit ausgeschlos-

sen, Publikum wurde bewusst ferngehalten. Eine 

räumliche Trennung in unterschiedliche Bereiche mit 

differenzierten Gefahrenkategorien ist auf der Depo-

nie nicht vorhanden. Hier ist der zwingende Ansatz 

für bauliche Veränderungen gegeben. Für die Öffent-

lichkeit wird nur der Bereich der Oberen Abdeckung 

zugänglich gemacht. In dem Bereich der Oberen Ab-

deckung gibt es kein bzw. nur ein geringes Gefah-

renpotenzial ausgehend z.B. von Schächten und Ein-

bauten. Diesem kann durch bauliche Änderung, z.B. 

schwere, verschließbare Schachtdeckel, begegnet wer-

den. Erforderlich werden Abgrenzungen, Barrieren 

zum Bereich der Unteren Abdeckung, wo das Gefah-

renpotenzial deutlich höher ist und daher der Zutritt 

für Publikum weiterhin verboten bleibt. Die Barriere, 

die Abgrenzung zwischen den Bereichen muss bau-

lich derart ausgestaltet sein, dass deutlich der Über-

tritt in eine verbotene Zone erkannt und verhindert 

wird. Für den Bereich der Unteren Abdeckung, in der 

für die Öffentlichkeit verbotenen Zone, werden alle 

oberirdischen Anlagenteile mit einer Grundsicherung, 

die konstruktiv den Kontakt mit gefährlichen Medi-

en verhindert, versehen. Dadurch wird erreicht, dass 

Personen, die gegen die Regeln unbefugt in den nicht 

öffentlichen Bereich eindringen, eine Abgrenzungs-
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barriere überwinden müssen und dass diese Personen 

kontaminierte oder explosive Medien nur erreichen, 

wenn eine Sicherung, eine weitere Schutzeinrichtung 

vorsätzlich überwunden wird.

Zudem sieht die Planung vor, besonders kritische An-

lagen durch Sicherheitseinrichtungen zu überwachen. 

Hier könnten Überwachungskameras, die an eine ent-

sprechende Zentrale angeschlossen sind, zum Einsatz 

kommen.

Organisatorische Maßnahmen
Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt (BSU) 

ist die verantwortliche Deponiebetreiberin und hat die 

abschließende Verantwortung für einen geregelten und 

sicheren Betrieb auch unter den neuen Rahmenbedin-

gungen: Publikum auf der Deponie und „Energieberg“. 

Die BSU wird auch in Zukunft nur die Kernaufgabe, 

den Betrieb und die Überwachung der Deponie wahr-

nehmen. Zukünftig wird es durch die geplanten Akti-

vitäten eine Reihe weiterer Beteiligter auf der Deponie 

geben, die Teilaufgaben übernehmen.

•	 HAMBURG ENERGIE wird die Aktivitäten im 

Bereich der Photovoltaik- und der Windkraftanla-

gen übernehmen.

•	 Für den Ausstellungs- und Informationspavillon 

wird es einen Betreiber geben. Erste Aktivitäten in 

dem Gebäude sind im Zusammenhang mit Green 

Capital im Sommer 2011 vorgesehen.

•	 Im Bereich des geöffneten Teils der Deponie ist auf 

der Kuppe eine Event-Fläche geplant, dafür wird es 

ebenfalls einen entsprechenden Betreiber geben.

Die BSU wird mit den Betreibern für die Ausstellung 

und für die Öffnung sowie mit HAMBURG ENERGIE 

Verträge schließen, in denen die Verantwortungen und 

Verpflichtungen geregelt werden. Besonderes Augen-

merk bei den Verträgen wird dabei auf die Umstände 

gelegt, die sich aus den speziellen Randbedingungen 

einer gesicherten Altlast ergeben.

Aus Sicht der BSU ist es möglich, mit den genannten 

technischen und organisatorischen Maßnahmen den 

Risiken, die sich aus der Öffnung, der Umgestaltung 

zum Energieberg ergeben, adäquat zu begegnen.



Verdichtung des Geschiebemergels, Deponie Georgswerder
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Helga Schors, Arbeitskreis Georgswerder, Hamburg

Die Entstehung und den Betrieb der Mülldeponie Ge-

orgswerder habe ich sowohl aufgrund meines Lebens-

alters wie auch des Umstandes, dass ich erst im Jahre 

1981 nach Hamburg gezogen bin, persönlich nicht 

miterlebt.

Gleichwohl habe ich mir durch viele Gespräche mit 

den Bewohnern und aufgrund übereinstimmender 

Aussagen ein umfassendes Bild aus Sicht der Georgs-

werder Bevölkerung machen können.

Ältere Georgswerderaner erinnern sich daran, dass 

die Fläche der jetzigen Deponie jahrzehntelang zum 

Tonabbau für eine nah gelegene Ziegelei genutzt 

wurde, weshalb am Fuße der Deponie auch die sog. 

„Ziegeleiteiche“ entstanden sind. In gleicher Weise 

hatte sich nach dem Tonabbau auch die Deponie

fläche durch Regenwasseransammlung und natürlicher 

Pflanzenansiedlung in ein Feuchtbiotop entwickelt, das 

schon damals zu einem besonderen Lebensraum für 

viele Vogel- und Tierarten wurde.

Bereits 1935 begann jedoch die Stadtreinigung der 

Stadt Harburg damit, Hausmüll auf diese Fläche zu 

bringen, zunächst in kleineren Mengen. 

Nach dem 2. Weltkrieg, etwa ab 1948, also zu einer 

Zeit, als eine geordnete und gesetzlich geregelte Ab-

fallentsorgung für Haushalte, Gewerbe und Industrie 

noch nicht den ökologischen Stellenwert hatte wie 

heute und von Nachhaltigkeit sowieso keine Rede war, 

wurde diese Fläche offiziell für Hausmüllablagerungen 

und Trümmerschutt freigegeben. Es war ein zentraler, 

über Hauptverkehrsstraßen und Autobahnen gut er-

reichbarer Ort. Auch für den Hafen erwies es sich als 

eine gute Adresse, um nicht für den Handel bestimmte 

Ware zu entsorgen. Zuerst wurden überreife Südfrüch-

te auf dem Gelände abgekippt, später auch vom Zoll 

beschlagnahmte Waren wie Schuhe, Kabel, Isolierband 

und dergleichen, alles in riesigen Mengen. Viele Ge-

orgswerderaner bedienten sich an diesen Dingen und 

deckten sich so mit noch genießbaren Früchten, mit 

Schuhen und anderen brauchbaren Materialien ein, 

schließlich war der „Aschberg“, wie er im Volksmund 

hieß, für alle frei zugänglich. Um die Gruben, die aus-

gehoben worden waren, nicht zu schnell zu verfüllen, 

wurde auch Müll entzündet und abgebrannt, manch-

mal brannte es weithin sichtbar lichterloh, etwa in 

der Größe eines Fußballfeldes. In dieser Zeit existierte 

auch noch kein Bundesemissionsschutzgesetz. Das war 

auch der Grund, warum die benachbarte Industrie auf 

der Peute ebenfalls zu einem täglich wahrnehmbaren 

Emittenten für den Stadtteil wurde. Viele Stadtteilbe-

wohner hatten einen Garten mit Obstbäumen, deren 

Blüte durch Luftschadstoffe so geschädigt wurde, dass 

sie keine Früchte trugen. Der Industriebetrieb wuss-

te sich zu helfen, indem er jeden Obstbaumbesitzer 

mit einem Betrag von 30,00 DM pro Baum und Jahr 

entschädigte. Bei mehreren Obstbäumen kam so ein 

für damalige Zeit stattlicher Betrag zusammen, den 

die Bürger wohlwollend annahmen. Ich erwähne das 

deshalb, um einen für die damalige Zeit angemesse-

Außenansichten – 
Die Deponie im Stadtteil Georgswerder
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nen Gesamteindruck über den Umgang mit umwelt-

relevanten Gegebenheiten zu vermitteln. Aus heutiger 

Sicht mag das alles sehr sonderbar und unverständlich 

klingen. Man darf dabei aber nicht vergessen, dass vie-

le Menschen hier ihren Lebensunterhalt nicht in schi-

cken Büros, sondern in Industriebetrieben und im Ha-

fen verdienten, also den Umgang mit Schmutz, Dreck 

und unangenehmen Gerüchen gewohnt waren. Und 

wenn jeder, der heute gesundheits- und umweltbewusst 

lebt, noch einmal an vergangene Zeiten zurückdenkt, 

wird mancher ehrlich zugeben müssen, auch nicht un-

bedingt zu den Umweltschützern oder Grünen der ers-

ten Stunde gehört zu haben.

Die Menschen haben sich mit den Gegebenheiten ar-

rangiert und fühlten sich zum Teil sogar mit ihrem 

Wohnstandort besonders privilegiert, da sie regelmä-

ßig „zusätzliche Einnahmen“ in Geld- und Sachwerten 

verbuchen konnten. Und mit der Flut 1962, bei der al-

lein in Georgswerder 45 Menschen ihr Leben verloren, 

kamen wieder andere Sorgen und Probleme hinzu, die 

auch bewältigt werden mussten.

Für Anfang der 60er Jahre waren von der Stadt Ham-

burg Haushaltsmittel für die Erweiterung der Müll-

verbrennungsanlage in der Borsigstraße vorgesehen 

worden. Nun aber floss das Geld in Entschädigungs-

zahlungen für die vielen Flutopfer, die besonders auf 

der Elbinsel Wilhelmsburg zu beklagen waren oder die 

ihr Hab und Gut verloren hatten.

Bis zur Flut 1962 war die Deponie durch eine Zufahrt 

von der Autobahnseite angefahren worden. Nun aber 

wurde die Fiskalische Straße durch das Wohngebiet 

und an die Kleingärten vorbei als Deponiezufahrt ge-

nutzt – zeitweise rollten hier täglich 300 bis 500 Müll-

Lastkraftwagen vorbei, eine nahezu unerträgliche 

Situation. Im Jahre 1967 wurde dann einem privaten 

Betreiber die Genehmigung erteilt, flüssigen Sonder-

müll in Erdbecken einzulagern. Das war der Beginn 

der „Sonder- und Industriemülldeponie“. Von diesem 

Zeitpunkt an wurde aber auch eine erste Messstelle 

für Grund- und Stauwasser installiert. Aufgrund des-

sen wurden bereits 1968 Verstöße bei der Ablagerung 

von Industrieabfällen festgestellt. Dennoch wurde 

ab 1970 die Ablagerung von flüssigen und pastösen 

Abfällen in Folienbecken genehmigt. Als weitere Ver-

dachtsmomente von illegalen oder nicht sachgemäßen 

Ablagerungen auf der Deponie bekannt geworden 

waren, wurde 1971 der 1. Parlamentarische Unter-

suchungsausschuss (PUA) zur Deponie Georgswerder 

gegründet, der 1973 seine Arbeit beendete. Dieser PUA 

beförderte unhaltbare Zustände und das Versagen von 

allen Beteiligten, von Politik und Verwaltung, von den 

Betreibern und Beschickern der Deponie, zutage. Be-

sonders die Firma Boehringer geriet in das Visier der 

Behörden und der Staatsanwaltschaft, was 1974 zu ei-

nem Stopp von Ablagerungen durch diese Firma führ-

te, was diese aber ignorierte und ihre Entsorgungen 

durch Nacht- und Nebelaktionen vornahm. Der Fall 

Boehringer gipfelte damals durch eine Studie über eine 

überproportional hohe Zahl missgebildeter Kinder im 

Hamburger Osten, also der Hauptwindrichtung des 

Werkes, in einen großen Skandal.

 

Die Georgswerder Öffentlichkeit hingegen war über 

den PUA nicht oder nur schlecht unterrichtet oder sah 

keinen direkten Bezug zu den Geschehnissen vor ihrer 

Haustür – jedenfalls war noch immer kein Misstrauen 

geweckt, auch wenn der Müllberg wuchs und zuneh-

mend mächtiger wurde. Die Bürger vertrauten den Be-

hörden und mutmaßten ausgiebige Kontrollen sowie 

einen Hergang nach Recht und Gesetz – wem hätten 

sie denn sonst vertrauen sollen, wenn nicht dem Staat?

Man sollte auch nicht unerwähnt lassen, dass die 

Anwohner grundsätzlich in einer äußerst miserablen 

Rechtsposition waren. Es gab nur wenige private 

Grundeigentümer. Die meisten Bewohner waren Mie-

ter oder Kleingärtner bzw. Behelfsheimbewohner in 

Kleingärten auf städtischen Grund und Boden, also 

nur geduldet. Ihre Behelfsheime hatten sie nach dem 

Krieg bzw. nach der Ausbombung in Hamburg selbst 

errichtet und wurden dadurch zu Festbewohnern einer 

Kleingartenanlage. Von diesen Kleingartenvereinen 

mit Dauerbewohnern gab es in Georgswerder fünf an 

der Zahl. Und die Kleingärtner mit einer Wohnung 

in anderen Hamburger Stadtteilen interessierten sich 

kaum für Angelegenheiten außerhalb des Zaunes ihrer 

Gartenparzellen. 

Im gleichen Jahr, also 1974, trat auch das Bundes-

emissionsschutzgesetz in Kraft mit der Folge, dass die 

Industrie auf der Peute erhebliche technische Investiti-
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onen in den Umweltschutz, vor allem in Filteranlagen, 

erbringen musste. In den Folgejahren verbesserten sich 

dann auch die lufthygienischen Verhältnisse vor Ort so 

erheblich, dass die „Obstbaum-Entschädigungs-Rege-

lung“ hinfällig wurde. 

Im Jahre 1976 wurde die Weltöffentlichkeit durch ei-

nen Giftunfall in Seveso / Italien aufgerüttelt. In einer 

Chemiefabrik wurde durch eine Explosion in einem 

Kessel über eine halbe Stunde lang das hochgiftige 

2,3,7,8-TCDD, besser bekannt als Dioxin, in die Um-

gebung freigesetzt und vergiftete so die Umgebung. Die 

Menschen dieses Ortes mussten evakuiert werden, die 

gesundheitlichen Folgen waren erheblich, die Weide-

tiere sind durch das Fressen des verseuchten Grases 

sofort verendet.

Dieses Geschehen wurde natürlich auch hier im Stadt-

teil unter den Bewohnern zu einem Gesprächsthema, 

doch dachte wirklich niemand auch nur im Entferntes-

ten daran, dass dieses Gift buchstäblich auch vor ihren 

Füßen lag. Und hätte das jemand behauptet, hätte man 

ihm gar nicht geglaubt, so unvorstellbar war zu diesem 

Zeitpunkt ein solcher Gedanke.

Gegen Ende der 70er Jahre dachten die Behörden be-

reits darüber nach, die Einlagerungen zu stoppen und 

die Deponie zu schließen. Es wurden Rekultivierungs-

maßnahmen für ein Naherholungsgebiet geplant, so-

gar von Tennisplätzen und Rodeln war die Rede – als 

Entschädigung für die jahrelang ertragenen Belastun-

gen durch eine europaweit genutzte Sondermüllkippe. 

Im Jahre 1979 war das Haus meines Ehemannes be-

zugsfertig geworden. Mein Mann hatte sein Traum-

grundstück genau am Niedergeorgswerder Deich vor 

dem Grünzug am Deponierand mit einem 3-Familien-

Haus selbst erbaut. Der Deponiebetrieb war schon 

weitgehend eingestellt worden, nichts, aber auch wirk-

lich gar nichts deutete auf irgendwelche Probleme hin. 

Der Garten war idyllisch, das Hinterland ebenso und 

unverbaut, über den Deponiehügel wuchs buchstäblich 

Gras. 1981 zog ich vom Ruhrgebiet zu meinem späte-

ren Mann nach Hamburg, fühlte mich pudelwohl und 

hatte eine gut dotierte Arbeit in der Personalabteilung 

der Reederei Hapag Lloyd gefunden. Auch ich machte 

mir keinerlei Gedanken über den großen, teils grünen 

Berg vor der Haus- und Gartentür, über die Gescheh-

nisse in den vergangenen Jahrzehnten wussten wir so 

gut wie nichts, es war kein Thema mehr im Stadtteil.

Im Mai 1983 haben wir dann geheiratet und planten 

auch Familienzuwachs, überlegten aber auch, ob wir 

das Haus verkaufen und stattdessen ein kleineres im 

Hamburger Umland erwerben sollen – aber das alles 

hatte ja keine Eile, dachten wir. Im Herbst 1983 hörten 

wir spätabends eine Gruppe von Demonstranten über 

den Deich ziehen, aus einem Lautsprecher drang Mu-

sik, dann kamen einige Durchsagen. Ich kann mich nur 

an eine, nämlich sehr wesentliche, erinnern: „Weg mit 

dem Müllberg – freie Sicht auf die Affi!“ Am nächsten 

Tag erkundigte ich mich, wer oder was diese Gruppe 

war und bezweckte. Und ich fand heraus, dass es Mit-

glieder der damaligen Bürgerinitiative Wilhelmsburg-

Neuland waren, die gegen einen Lärmschutz an der 

Autobahn aus Hafenschlick – innen Flugasche, gegen 

eine Klärschlammdeponie und eine Güterumgehungs-

bahn in Wilhelmsburg ankämpften. Wie ich später 

erfuhr, waren ihnen kurz zuvor noch geheime Infor-

mationen zu den ersten Dioxinfunden auf der Deponie 

zugespielt worden. Daher auch die Forderung: ..“Weg 

mit dem Müllberg…!“ Und einer der Sprecher dieser 

Initiative hatte, wie ich später erfuhr, persönliche Kon-

takte zu Klaus Bednarz vom WDR Köln, der damals 

das politische ARD-Fernsehmagazin „Monitor“ mo-

derierte. So kam es, dass Herr Bednarz recherchierte 

und die Behörden dadurch gezwungen waren, die Di-

oxinfunde nicht mehr länger geheim zu halten. Zu die-

sem Zeitpunkt waren wir hinsichtlich dieser Initiative 

zwar neugierig geworden, sahen aber noch keine Ver-

anlassung, uns ebenfalls zu engagieren, zu sehr waren 

wir noch mit anderen Plänen beschäftigt.

Am Sonnabend, den 10. Dezember 1983, mein Mann 

schlief an den freien Sonnabenden immer etwas länger 

als ich, wollte ich mich vor dem gemeinsamen Frühstück 

schon einmal mit einer Tasse Kaffee und dem Hambur-

ger Abendblatt auf ein schönes Wochenende einstimmen 

und schlug die Zeitung auf – vor mir prangte auf der 

ersten Seite die Schlagzeile: Gefährlicher Müllberg, dar-

unter unübersehbar Seveso-Gift in Hamburg. Ich stand 

buchstäblich unter Schock, denn in Sekundenschnelle 

hatte ich erfasst, was das bedeutete: Angst vor gesund-

heitlichen Gefahren, Sorge um ein Kind, das wir uns 
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wünschten, Haus über Nacht wertlos geworden, Ver-

kauf chancenlos, denn wer kauft so ein Objekt, wenn es 

direkt vor dem Dioxinberg liegt? Tränenüberströmt lief 

ich zu meinem Mann und reichte ihm die Zeitung – er 

war sprachlos, wirklich sprachlos und sprach auch in 

den nächsten Tagen kein einziges Wort.

Die Öffentlichkeit in Georgswerder war teils entsetzt 

oder beunruhigt, teils ungläubig. Manche hielten die 

Presseartikel für Zeitungsenten oder zumindest für 

maßlose Übertreibungen. Das Problem war für vie-

le nicht fassbar. Es war nichts zu riechen, nichts zu 

schmecken, nichts zu sehen, niemand fiel auf der Stelle 

tot um – den meisten ging es gut und Chlorakne hatte 

auch niemand. Auffällig war nur, dass die Wahrneh-

mungen je nach Bildungsstand unterschiedlich waren, 

d.h., je höher der Bildungsgrad, desto eher setzte man 

sich mit dem Problem auseinander. Und ebenso intere

ssant: Neu hinzugezogene Bürger wurden aktiver als 

die alteingesessenen Bewohner. Offenbar hatten diese 

sich schon an die absurdesten Verhältnisse gewöhnt 

oder fühlten sich macht- und hilflos. Mit zunehmen-

dem nationalen und internationalen Medieninteres-

se und sehr spektakulären Berichterstattungen nahm 

dann doch die Angst vor gesundheitlichen Gefahren 

oder einer möglichen Evakuierung des Stadtteils einen 

größeren Raum ein.

Als ich mich ein wenig besonnen hatte, überlegte ich, 

was man tun könnte. Nichts ist schlimmer als Hilf-

losigkeit und tatenloses Zusehen. Also nahmen wir 

an den Sitzungen dieser Bürgerinitiative teil, deren 

Hauptthema nun die Deponie wurde. Bereits im Janu-

ar 1984 fand eine große öffentliche Veranstaltung mit 

dem damaligen Bürgermeister Klaus von Dohnanyi im 

Wilhelmsburger Berufsschulzentrum statt. Der Saal 

war überfüllt und auch die engagierten Bürger hielten 

großartige, substanzielle Redebeiträge. Verständlicher-

weise war der Unmut gegenüber den Politikern und 

Behördenvertretern groß und schließlich versprach 

der Bürgermeister, dass es für die Zukunft keine wei-

teren Belastungen für Wilhelmsburg geben werde. Da-

mit waren die Planungen für eine Klärschlamm- und 

Hafenschlickdeponierung sowie für eine Güterumge-

hungsbahn endgültig vom Tisch. Und der Bürgermeis-

ter sagte ebenfalls zu, dass sich der zuständige Senator 

für Umwelt, Herr Curilla, und der zuständige Senator 

für Wasserwirtschaft, Energie und Stadtentsorgung, 

Herr Kuhbier, mit den Bürgern gemeinsam um eine 

Lösung dieses eklatanten Problems bemühen werde. 

Das war der Beginn einer fast unendlichen Geschich-

te und einer so zuvor nie dagewesenen offensiven und 

transparenten Informationspolitik, die besonders Se-

nator Jörg Kuhbier immer wieder vertreten und durch-

gesetzt hat. Man kann sogar sagen, dass in den kom-

menden Jahren viele der engagierten Wilhelmsburger 

zur Weggefährten des Senators wurden, eine gewisse 

Art von Leidensgemeinschaft, der eine aus beruflichen 

Gründen, die anderen aus persönlicher Betroffenheit. 

 

Ich begann, akribisch Fakten und Daten zu sammeln, 

mich auf öffentliche Veranstaltungen vorzubereiten, 

Schriftverkehr und Gespräche mit den Behördenver-

tretern, vor allem mit den zuständigen Senatoren, zu 

führen.

Im Februar 1984 wurde durch einen Beschluss der 

Bürgerschaft der 2. Parlamentarische Untersuch

ungsausschuss zur Deponie Georgswerder eingesetzt.  

Abb. 1: Artikel aus dem Hamburger Abendblatt vom 

10.12.1983
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Dieser beendete seine Arbeit Anfang 1985 mit ähnli-

chen Ergebnissen wie der 1. PUA und der Feststellung, 

dass die Firmen, die durch illegale oder unsachgemäße 

Ablagerungen diesen Umweltskandal zu verantworten 

hatten, sich einer Regresspflicht oder einer angemesse-

nen Beteiligung an den Sanierungskosten verweigerten. 

Im Frühjahr 1984 wurde in der Georgswerder Schule 

Rahmwerder Straße eine Informationsstelle mit einer 

„Ein-Mann-Besetzung“ eingerichtet, als Anlaufstelle 

für besorgte Bürger, die ihre Fragen hier loswerden 

sollten. Nun war diese Stelle aber nicht mit einem Na-

turwissenschaftler besetzt worden, sondern von einem 

Mitarbeiter des Bezirksamtes Harburg, der von Beruf 

Sozialpädagoge war. Mittlerweile waren auch in den 

Kleingärten Bodenproben gezogen und untersucht 

worden.

Im Ergebnis stellte man zwar keine Zusammenhänge 

zur Mülldeponie fest, fand jedoch andere Altlasten 

durch erheblich erhöhte Schwermetalle und Arsen. 

Das hatte zur Folge, dass die Kleingärtner bezüglich ih-

res Gemüse- und Obstanbaus Anbaubeschränkungen 

erhielten. Nun war das Durcheinander perfekt. Die 

Kleingärtner differenzierten nicht in den Belastungen 

mit chlorierten Kohlenwasserstoffen und denen mit 

Schwermetallen und führten alles, zum Teil auch heute 

noch, auf die Deponie zurück. 

Und der Behördenmitarbeiter vor Ort musste geduldig 

die immer wiederkehrenden Fragen beantworten, ob 

Radieschen oder Tomaten nun gegessen werden dür-

fen oder nicht und warum man Sellerie nicht anbauen 

sollte. Ich selbst traktierte diesen armen Mann, der wie 

viele andere zu diesem Zeitpunkt auch, völlig über-

fordert war, mit Fragen zu chemischen Verbindungen, 

Wechselwirkungen verschiedener Chemikalien, toxi-

kologischen Bewertungen und möglichen Sanierungs-

verfahren, zu Themen wie Evakuierungsabsichten oder 

Pufferzonen. Solche Fragen konnte er selbstverständ-

lich nicht beantworten, bemühte sich aber, Antworten 

aus den Fachbehörden zu besorgen. Aber die waren 

auch nur sehr spärlich, denn zu dem Zeitpunkt gab 

es noch keine verlässlichen Aussagen. Jedenfalls blieb 

der Mann stets freundlich und für viele Bürger war er 

zumindest eine Adresse vor Ort, die man aufsuchen 

konnte.

Das Medieninteresse setzte sich unvermindert fort 

und schnell fanden die Journalisten nicht nur heraus, 

welche Politiker und Behördenmitarbeiter zuständig 

waren, sondern auch welche engagierten Bürger man 

ansprechen konnte. Und so kam es, dass sich die Presse 

mehrmals an uns wandte und um Interviews bat. Als 

Beispiel dient hier der Artikel in der Harburger Rund-

schau des Hamburger Abendblattes mit dem Titel:

„Familie Schors ist verzweifelt. Der Müllberg bringt 

sie um ihr Glück“ !

Das klingt im Moment sehr theatralisch, war aber da-

mals bitterer Ernst. Da die Mülldeponie Georgswerder 

inzwischen in der weltweiten Medienwelt bekannt ge-

worden war, wunderten wir uns auch nicht, als sich 

eines Tages das Schwedische Fernsehen bei uns anmel-

dete.

Ein großes Kamerateam rückte bei uns zu Hause an 

und drehte einen Filmbeitrag. Die schwedische Bevöl-

kerung sei sehr an dem Thema interessiert, wurde uns 

erklärt. Vom 13. bis 15.06.1984 fand dann ein Inter-

nationales Experten-Symposium in der Handelskam-

mer Hamburg statt. Die engagierten Bürger wurden 

hierzu eingeladen. Doch da es eine Fachveranstaltung 

war, die über drei Tage andauerte, nahmen nur wenige 

Interessierte daran teil, jedenfalls war ich so neugierig, 

dass ich an allen drei Tagen dieses Symposium besucht 

Abb. 2: Artikel aus dem Hamburger Abendblatt vom 

19.03.1983
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habe. Ich habe zahlreiche Fachbeiträge angehört, wo-

bei mich der Beitrag von Professor Epstein aus Chi-

cago und der vom italienischen Dioxin-Experten aus 

Seveso Angelo di Demenico am meisten beeindruckt 

haben, was mich allerdings auch keineswegs in mei-

ner Befindlichkeit beruhigte. Immerhin beklagten die-

se und andere Wissenschaftler, dass die Hamburger 

Behörden in der Vergangenheit die Gefahren für die 

Bürger erheblich unterschätzt hatten. Die Veranstal-

tung gipfelte in den Beitrag vom – wie ich erst später 

erfahren habe, nicht ganz unumstrittenen – Professor 

Wassermann aus Kiel, der voller Überzeugung warn-

te, die Deponie könne jederzeit explodieren, da noch 

alte Blindgänger, also Fliegerbomben aus dem Krieg, 

in dem Berg schlummern. Auch diese Aussage war 

wieder eine große Presseschlagzeile wert, so dass die 

Verunsicherung unter der Bewohnerschaft im Stadtteil, 

ja in ganz Wilhelmsburg, fast von Woche zu Woche 

zunahm.

Ebenfalls im Juni 1984 wurde aufgrund weiterer Er-

mittlungen die Produktion im Hamburger Werk der 

Firma Boehringer untersagt. Im Dezember 1984 wurde 

das Werk schließlich durch eine Betriebsuntersagung 

von Seiten der Umweltbehörde endgültig geschlossen. 

Bis zu diesem Zeitpunkt war eine solche Betriebsstill-

legung ein einmaliger Vorgang in der Geschichte bun-

desdeutscher Behörden. 

Eine gute Personalentscheidung von Senator Kuhbier 

war auch im Jahre 1984 die Berufung des promovier-

ten Chemikers Dr. Fritz Vahrenholt aus dem Umwelt-

ministerium in Hessen zum Staatsrat in die Hamburger 

Umweltbehörde. Das Senator Kuhbier im Jahre 1987 

Senator Curilla als Präses der Umweltbehörde ablösen 

und Dr. Vahrenbolt 1991 zu Senator Kuhbiers Nach-

folger in der Umweltbehörde werden sollte, ahnte da-

mals natürlich niemand.

Die Beunruhigung im Stadtteil nahm wieder zu, als 

in Haarproben von untersuchten Bürgern überhöh-

te Schwermetallwerte, insbesondere Cadmium und 

Quecksilber, gefunden wurden und bei stillenden Müt-

tern Dioxin in der Muttermilch. Aus Haushalten im 

Stadtteil wurden Staubsaugerbeutel abgeholt und der 

Hausstaub analysiert. Aber Schwermetallbelastungen 

konnten nicht auf die Deponie zurückgeführt werden. 

Und trotz oder gerade aufgrund von Vergleichsproben 

aus anderen Wohngebieten konnten bei den Dioxinbe-

lastungen keine überproportionalen Werte festgestellt 

und so nicht schlüssig nachgewiesen werden, dass ein 

ursächlicher Zusammenhang mit der Deponie Georgs-

werder bestand. Bei weitergehenden Untersuchungen 

im gesamten Bundesgebiet auf Dioxine in der Mut-

termilch kamen ähnliche Analyseergebnisse zustande. 

Aber damals konnten sich die Hamburger Behörden 

auch nicht zu einer groß angelegten epidemiologischen 

Untersuchung entschließen.

In den Folgemonaten rätselten die Bewohner, wie es 

nun weitergehen könnte. Selbstverständlich waren die 

Häuser unverkäuflich geworden. Die Hausbesitzer 

mussten so die Dinge abwarten, während nach und 

nach immer mehr Familien mit Kindern, die zur Mie-

te wohnten, wegzogen, vorwiegend in das Hamburger 

Umland. Das hatte natürlich negative Auswirkungen 

auf die Sozial- und Infrastruktur. Nicht nur, dass die 

Einzelhändler vor Ort weniger Kundschaft hatten, 

auch die Schülerzahl in der Schule vor Ort ging rapide 

zurück.

Die Senatoren Kuhbier und Curilla kamen aber re-

gelmäßig auf die Elbinsel und in die Bürgerinitiative, 

berichteten über den jeweiligen Sachstand und disku-

tierten mit den Bürgern. Senator Kuhbiers Aussage, es 

gäbe „keine akute Gefährdung“ beruhigte ein wenig 

die Gemüter, gleichwohl war das eine Zeit absoluter 

Ungewissheit. Nachdem verschiedene Sanierungsvari-

anten auch öffentlich diskutiert worden waren, aber 

eine Öffnung der Deponie und die Entnahme der 

Schadstoffe aus Sicherheitsbedenken ziemlich schnell 

verworfen wurde, wurden Spundwände und Einkap-

selungstechniken näher geprüft. Im Jahre 1985 wurde 

dann ein Sanierungskonzept entwickelt, das der Öf-

fentlichkeit auch vorgestellt wurde. Im April 1986 be-

schloss der Hamburger Senat die Sanierung der Depo-

nie, mit den Arbeiten wurde bereits im Mai begonnen.

Um die Anwohner am Ortseingang und die Kleingärt-

ner nicht erneut zu belasten, wurde eigens für die Sa-

nierungsphase für 300.000 DM eine neue Straße ge-

baut, um als Baustraße eine eigene Zufahrt von der 

Autobahnseite zu schaffen. Die Bewohner waren na-

türlich sehr froh, dass endlich mal auf ihre Befindlich-

keiten Rücksicht genommen wurde.
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Von nun an fanden in dem Betriebsgebäude am Ein-

gang der Deponie regelmäßig öffentliche Informati-

onsveranstaltungen statt, zu denen alle Bürger, Initi-

ativen, Vereine, Orts- und Bezirkspolitiker sowie die 

Presse eingeladen wurden, anfangs in einem Halb-

jahres-Rhythmus. Als Informationsmaterial wurde je 

nach Sachstand und Fortschreiten der Sanierung ein 

„Bericht zur Überwachung und Sanierung der Depo-

nie Georgswerder“ herausgegeben, im Laufe der Zeit 

waren es insgesamt sechs Sanierungsberichte. Nun 

hatten auch wir engagierten Bürger eine hinreichende 

Lektüre, mit der wir uns beschäftigen konnten. Die 

kurzfristige Idee, auf der Deponie eine mobile Hoch-

temperaturverbrennungsanlage zum Einsatz zu brin-

gen, wurde auch aufgrund der Bürgerproteste relativ 

schnell wieder verworfen.

Diese Transparenz und Offenlegung von Fakten und 

einzelnen Sanierungsschritten konnten wir als vertrau-

ensbildende Maßnahme verbuchen, die zu einer sachli-

chen Diskussionskultur erheblich beigetragen hat.

Da eine Bürgerinitiative normalerweise nur einen zeit-

lich limitierten Auftrag erfüllt und irgendwann ihre 

Arbeit einstellt, uns allen aber klar wurde, dass uns 

die Deponie auf enorm lange Sicht weiter beschäftigen 

und ein langatmiges Bürgerengagement erfordern wür-

de, entschlossen sich die engagierten Georgswerder 

Bürger, ebenfalls im Jahre 1986, zur Gründung einer 

eigenen Initiative mit dem Arbeitstitel „Arbeitskreis 

betroffener Bürger“. Unser Ziel war die Beobachtung 

und Begleitung der Sanierung der Deponie, eine Auf-

wertung des Stadtteils Georgswerder und ein „Lasten-

ausgleich“ für die erlittenen Benachteiligungen. 

Und da nun feststand, dass die Deponie sanierbar war 

und beherrschbar sein konnte, auch wenn sie ein auf 

Jahrzehnte zu überwachendes „Industriebauwerk“ 

bleiben würde, entschlossen mein Mann und ich uns, 

unsere „Zweiergemeinschaft“ zu erweitern. Gesund-

heitliche Bedenken aufgrund der Umwelt- und Umfeld-

bedingungen hatten wir nun nicht mehr und im Mai 

1987 kam unsere gesunde Tochter zur Welt. Am Tag 

der Krankenhausentlassung fand abends in der Aula 

der Schule in der Rahmwerder Straße eine Veranstal-

tung mit Senator Kuhbier statt, und mein Mann und 

ich gingen hin. Herr Kuhbier freute sich uns zu sehen, 

erkundigte sich nach dem Baby … und war erleichtert 

und zufrieden. Ich denke mal, dass er doch nicht so 

ganz angstfrei gewesen ist. 

Ebenfalls im Jahre 1987 löste Senator Kuhbier den Se-

nator Curilla als Präses der Umweltbehörde ab. Seine 

offensive Informationspolitik setzte Senator Kuhbier 

mit den Informationsveranstaltungen und anderen 

Diskussionsforen weiter fort und mit Fortschreiten der 

Sanierungsarbeiten wuchs auch unter den Bewohnern 

wieder das Vertrauen in die Behörden. Der Arbeits-

kreis betroffener Bürger arbeitete eng mit der Fach-

behörde zusammen und wurde zum Multiplikator für 

den Stadtteil, da er sich aufgrund seiner sachlichen und 

überparteilichen sowie konstruktiven Arbeit zu einem 

im Stadtteil wie auch weit über den Stadtteil hinaus 

anerkannten Gremium entwickelte.

Auch als Dr. Vahrenholt im Jahre 1991 das Amt von 

Senator Kuhbier übernahm, setzte sich die gewohnte 

transparente und vertraute Gesprächs- und Diskussi-

onskultur weiter fort. Persönliche Gespräche in sei-

ner Behörde waren keine Seltenheit, die öffentlichen 

Informationsveranstaltungen wurden auf etwa einmal 

im Jahr reduziert, da es mit dem Fortschreiten der 

Sanierung immer weniger Informationsbedarf gab. 

Aber wir diskutierten bei den Besuchen in der Behörde 

über den landschaftspflegerischen Begleitplan zur De-

ponie, über eine Flächennutzungsplan-Änderung zur 

Aufwertung der Ziegeleiteiche am Fuße der Deponie 

und planten gemeinsam den ersten öffentlichen Kin-

derspielplatz auf dem Gelände der Schule Rahmwer-

der Straße. Die allgemeinen Stadtteil-Themen rückten 

nach und nach in den Vordergrund. 1994 wurde dann 

der von uns dringend forcierte Bebauungsplan Wil-

helmsburg 71/72 beschlossen. Das bedeutete, dass ein 

Wohngebiet in Georgswerder mit einem hohen Auf-

wand erschlossen wurde, die Behelfsheimbewohner 

in der Wohnsiedlung Hövel die Grundstücke kaufen 

und dass 45 neue Baugrundstücke angeboten werden 

konnten. Und erstaunlicherweise wurden die Grund-

stücke auch in relativ kurzer Zeit vermarktet. Das war 

das erste positive Signal für alle Grundeigentümer, die 

in den letzten Jahren im Stadtteil verbleiben mussten, 

wenn sie nicht erhebliche Wertverluste ihrer Immobili-

en in Kauf nehmen wollten. Nach und nach entstanden 

auch nahe der Deponie neue attraktive Wohnhäuser.  



Bau der Ringdränage zur Sickerflüssigkeitsfassung, Deponie Georgswerder
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Das war ein großer Schritt hin zu einer Normalität. 

Und der Arbeitskreis betroffener Bürger wurde so 

immer mehr zum Überbringer von guten Nachrich-

ten an die Bürger, was uns sehr viel Anerkennung 

und Vertrauen im Stadtteil verschaffte. Mitte 1994 

entschlossen wir uns deshalb, nicht länger „betroffe-

ne Bürger“ zu sein, das Wort „betroffen“ ist ja eher 

negativ besetzt, weshalb sich der „Arbeitskreis betrof-

fener Bürger einfach in „Arbeitskreis Georgswerder“ 

umbenannte. Unter diesem Namen sind wir bis heute 

weit über den Stadtteil hinaus bekannt. 1995 waren 

die Sanierungsarbeiten auf der Deponie abgeschlossen. 

Dieses Ereignis wurde, von den beteiligten Bauunter-

nehmen organisiert, recht groß in einem Festzelt gefei-

ert. Auch ich nahm die Einladung gerne an und blickte 

endlich zuversichtlich in die Zukunft.

So, wie nach der Sanierung die Abdeckung wieder 

begrünt wurde, wuchs auch im Stadtteil Gras über 

dieses Thema. Nicht ganz abgeschlossen war und ist 

das Imageproblem, die Außenwirkung in andere Ham-

burger Stadtteile. Als Besucher erinnert man sich dann 

doch wohl eher an die Schlagzeilen, weil der für sie 

alltäglich nicht sichtbare Berg doch eher ein Novum ist 

und dadurch Erinnerungen hervorruft. 

Als auf der Deponie insgesamt drei Windkraftanlagen 

installiert waren, diskutierte ich mit Senator Vahren-

holt, wie man die Außenwirkung der Deponie positiv 

stärken könnte. Schon damals hatte ich die Idee, zur 

Autobahnseite den Berg mit einer durch Photovolta-

ikanlagen gespeisten Leuchtschrift als „Windkraftpark 

Georgswerder“ auszustatten. Doch offenbar hatte ich 

bei diesem Ansinnen noch nicht die Gunst der richti-

gen Stunde erwischt, jedenfalls wurde die Idee nicht 

weiterverfolgt. Immerhin entwickelte der Arbeitskreis 

Georgswerder sein eigenes Logo mit dem Berg und drei 

Windkrafträdern, das bis heute einen sehr hohen Wie-

dererkennungsgrad hat.

In der nächsten Zeit bemühten wir uns, einen vom 

Bezirksamt Harburg zugedachten Bebauungsplan ab-

zuwehren, der für ein naturräumlich hoch sensibles 

Gebiet, nämlich an der Landschaftsachse Dove Elbe, 

aufgestellt werden sollte. Dieses gelang uns mit Erfolg 

– bis heute! Die Bewohner im Stadtteil waren aufgrund 

ihrer leidvollen Erfahrungen in den Bereichen Umwelt 

und Natur selbst sensibler geworden und haben eine 

höhere Wertschätzung dafür entwickelt. Aus diesem 

Grunde sollten die Behörden auch in Zukunft weiter-

hin respektvoll mit diesen Ressourcen umgehen, die 

ja auch die lufthygienischen Verhältnisse deutlich ver-

bessern, in dem sie Schadstoffe aus der noch immer 

benachbarten Industrie und dem nahegelegenen Auto-

bahn- und Schienennetz kompensieren.

1997 übernahm dann Alexander Porschke den Pos-

ten des Umweltsenators. Auch mit Senator Porschke 

pflegten wir Kontakte und machten ihn im Rahmen 

einer Rundfahrt und Diskussion mit den Themen des 

Stadtteils bekannt. Leider war Umweltsenator Porsch-

ke nicht lange genug im Amt, als dass man gemeinsam 

konkrete Projekte hätte entwickeln können.

Die Informationsveranstaltungen auf der Deponie 

Georgswerder fanden unter der Leitung von Senator 

Porschke nicht mehr statt. Auch seit dem Übergang der 

einst selbständigen Umweltbehörde zur Stadtentwick-

lungsbehörde gab es offenbar noch keine Veranlassung 

für eine Einladung.

Dem Arbeitskreis Georgswerder fielen in den nächsten 

Jahren andere Aufgaben zu. Wir waren Teilnehmer am 

Runden Tisch zur Problematik der Kontaminationen 

im Kleingartenverein 723, beschäftigten uns mit Ideen 

zur Attraktivitätssteigerung am Ortseingang und vie-

len anderen stadtentwicklungspolitischen Aufgaben. 

Abb. 3: Logo des Arbeitskreis Georgswerder
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Als wir vor etwa 2 ½ Jahren erfahren haben, dass der 

„Energieberg Georgswerder“ ein eigenes IBA-Projekt 

außerhalb des IBA-Kernzentrums werden sollte, waren 

wir positiv überrascht. Auch die anderen Bewohner 

des Stadtteils, die davon Kenntnis hatten, reagierten 

sehr positiv auf dieses Vorhaben, auch wenn ihnen 

Einzelheiten zum Ausstellungskonzept noch nicht be-

kannt sind. Wir sind uns aber auch sicher, dass einige 

Bürger noch gar nichts von dem Projekt wissen, so 

dass noch ein wenig Öffentlichkeitsarbeit von allen 

Seiten geleistet werden sollte.

Dass die Deponie, die in erschreckender Weise die 

Umweltsünden der Vergangenheit buchstäblich beher-

bergt, künftig aber die umweltfreundlichen erneuer-

baren Energien präsentiert, erscheint doch irgendwie 

kurios und macht diesen Berg wirklich zu einem be-

sonderen Ort.

Auch die Teilnahme am Kolloquium zum Wettbe-

werbsverfahren im letzten Jahr war eine angenehme

Erfahrung von konstruktiver Zusammenarbeit, die 

wir als Multiplikatoren auch weit in den Stadtteil 

getragen haben. Die von der IBA herausgegebenen 

Publikationen waren dabei sehr hilfreich. An dieser 

Stelle möchte ich noch einmal daran erinnern, dass die 

Nutzung des Geländes für die Öffentlichkeit in einem 

ausgewogenen Verhältnis zwischen Freizeit, Tourismus 

und Information auf der einen Seite und Sicherheit und 

Naturschutz auf der anderen Seite einhergehen muss. 

Ein Event-Platz für sporadische Sonderveranstaltun

gen wäre nach wie vor ein Wunsch aus dem Stadtteil, 

um diesen besonderen Ort dauerhaft spannend und 

abwechslungsreich zu gestalten als einen weiteren Bau-

stein für eine aufwertende Stadtentwicklung.

Im nächsten Jahr feiert der Arbeitskreis Georgswerder 

sein 25jähriges Bestehen und wir sind zufrieden mit 

dem, was wir bis heute erreicht haben. Andererseits 

wünschen wir uns manchmal doch, ein wenig „arbeits-

los“ zu sein. Aber wir werden anlässlich des Jubiläums 

ebenfalls ein kleines Fest ausrichten, zu dem wir sicher 

auch einige auf der Tagung Anwesende begrüßen dür-

fen. Für die Zukunft wünschen wir uns weiterhin eine 

gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit allen 

Hamburger Politikern und Behördenvertretern – wir 

werden dazu unseren Teil beitragen, und zwar in ge-

wohnter Weise überparteilich – sachlich – konstruktiv 

– fair und vor allem unabhängig! 

Allen Lesern oder Zuhörern, die vielleicht im Rahmen 

ihrer beruflichen Tätigkeit einmal mit einer vergleich-

baren Ausnahmesituation wie die Hamburger Behör-

den im Jahre 1983 konfrontiert werden, kann ich nur 

die erfolgreichste Methode empfehlen:

Niemals ohne die Bürger, niemals hinter dem Rücken 

der Bürger und schon gar nicht gegen die Bürger!

Ehrlichkeit, Transparenz und Zusammenarbeit sind 

die gemeinsamen Wege zur Lösung!

Schließen möchte ich mit dem bekannten Zitat von 

Otto von Bismarck, das ich noch ergänzen möchte:

„Politik ist die Kunst des Möglichen“

(Otto von Bismarck)

„Erfolgreiches politisches Bürgerengagement hingegen 

ist die Kunst des Unmöglichen“



Block 2
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Dr. habil. Stefan Melchior, melchior + wittpohl 
Ingenieurgesellschaft, Hamburg

1.	 Einführung
Vor 25 Jahren begann die Sanierung der Deponie Ge-

orgswerder: Gefühlt eine lange Zeit - im Hinblick auf 

die angestrebte Beständigkeit der Sicherungssysteme 

erst der Anfang einer undefiniert langen Geschichte. 

Was wurde seinerzeit von der „Einkapselung“ der De-

ponie erwartet und wie hat sich bisher die realisierte 

Oberflächenabdichtung im Vergleich zu anderen da-

mals und heute möglichen Alternativen bewährt? Der 

vorliegende Beitrag befasst sich mit der Entwicklung 

des Kenntnisstandes zur Beständigkeit von Sicherungs-

systemen für Deponien und Altlasten und zieht ein 

Zwischenfazit hinsichtlich der „Einkapselung“ der 

Deponie Georgswerder. 

2.	 Ausgangslage 1985 und Ziele der Sicherung 
der Deponie Georgswerder

Die an der Deponie Georgswerder 1983 festgestellten 

Schadstoffkonzentrationen haben maßgeblich dazu 

beigetragen, die Altlastenproblematik in das Bewusst-

sein der Öffentlichkeit zu rücken. Altlasten wurden 

von der Öffentlichkeit als erhebliche Bedrohung und 

ihre Sanierung als wichtige Aufgabe wahrgenommen. 

Die Gesellschaft war bereit, erhebliche Finanzmittel 

für diese Aufgabe bereitzustellen, womit die Voraus-

setzung für die Entwicklung eines Standes der Technik 

der Altlastensanierung geschaffen wurde. 

Im Bereich der Deponietechnik war bereits Ende der 

70er Jahre erkannt worden, dass „wilde Müllkippen“ 

wie beispielsweise die Deponie Georgswerder nicht 

mehr tragbar waren und „geordnete Deponien“ zu-

künftig über natürliche und technische Barrieren an 

der Deponiebasis verfügen sollten, um den Schadstoff-

transport ins Grundwasser zu minimieren. Als techni-

sche Barrieren wurden zunächst Tondichtungen und 

gelegentlich auch „Kunststofffolien“ vorgeschlagen. 

Die zunächst dünnen „Folien“ aus unterschiedlichen 

Werkstoffen wurden durch Fachleute in den USA und 

Deutschland (hier maßgeblich unter der Regie der Bun-

desanstalt für Materialforschung und –prüfung, BAM) 

zu dickeren „Kunststoffdichtungsbahnen (KDB) aus 

Polyethylen hoher Dichte (HDPE)“ weiterentwickelt, 

die gegen aggressive Deponiesickerwässer beständig 

sein sollten. Die Kombination aus KDB über Tondich-

tung wurde in den 80er Jahren als Basisabdichtung für 

Deponien etabliert, wobei die KDB in erster Linie was-

serdicht sein sollte und die Tondichtung Schadstoffe 

zurückhalten sollte. Dieses Kombinationssystem wur-

de in der Folgezeit auch für die Oberflächenabdichtung 

von Deponien und Altlasten vorgeschlagen, da man der 

Meinung war, dass es unvernünftig und aufwändig sei, 

kontaminierte Deponiesickerwässer erst entstehen zu 

lassen und dann aufwändig zu fassen und zu reinigen 

(„Multibarrierenprinzip“). Der Grundwasserschutz 

genoss hohe Priorität und schadstoffbelastete Abfälle 

sollten möglichst wasserdicht eingekapselt werden.

Zur Deponietechnik gab es in den 80er Jahren erste 

Merkblätter (beispielsweise das NRW-Merkblatt zu 

mineralischen Dichtungen) und Fachdokumente der 

BAM. Die abfallrechtlichen Regelwerke TA Abfall [36] 

Langzeitbeständigkeit von baulichen 
Sicherungsmaßnahmen
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und TA Siedlungsabfall [37] wurden noch entwickelt 

und erst 1991 bzw. 1993 verabschiedet. Die Altlas-

tensanierung steckte noch in ihren Kinderschuhen und 

wurde mit erheblichen Ängsten der Öffentlichkeit, 

aber auch einer gewissen Technik-Euphorie der betei-

ligten Fachleute begleitet. So wurden Ende der 80er 

und Anfang der 90er Jahre vielfältige Verfahren des 

Spezialtiefbaus für die Altlastensanierung in Betracht 

gezogen. Neben unterschiedlichen Verfahren der Ein-

kapselung durch Dichtwände (Einphasen-Dichtwände, 

Zweiphasen-Dichtwände, Kombinationswände mit in 

Tonsuspension eingestellter KDB, Stahlspundwänden 

mit Schlossverbindungen, Dichtwänden aus Glas) 

wurde sogar die bergmännische Unterfahrung von 

Altlasten ernsthaft vorgeschlagen, jedoch nie realisiert.

Vor diesem Hintergrund wurde die Sanierung der De-

ponie Georgswerder geplant. Die Umschließung der 

Deponie mit einer Dichtwand wurde aufgrund der hy-

drogeologischen Standortverhältnisse und der Schad-

stoffbelastung wieder zugunsten einer hydraulischen 

Sicherung mit Brunnengalerien im Grundwasserabstrom 

verworfen. Die „Einkapselung“ der Deponie erfolg-

te durch die Sicherung der Deponieoberfläche in zwei 

Bauabschnitten (siehe auch [1] bis [6]). Die sogenannte 

„Obere Abdeckung“ des Kuppenbereichs lag oberhalb 

des Stauflüssigkeitsspiegels der Deponie und wurde 

zuerst hergestellt. Die Böschungsbereiche mit dem auf-

wändigen Randabschluss zur Fassung seitlich aus dem 

Deponiekörper austretender Sickerflüssigkeit wurden 

im zweiten Bauabschnitt, der „Unteren Abdeckung“, 

gesichert. In beiden Abschnitten kam unter einer Rekul-

tivierungsschicht („Decksubstrat“) und einer Entwäs-

serungsschicht („Flächendränage“) eine Kombinations-

dichtung aus einer KDB über einer tonhaltigen Dichtung 

aus Geschiebemergel (0,6 m aus drei Lagen mit einem 

Wasserdurchlässigkeitsbeiwert kf ≤ 1 · 10-9 m/s) zum 

Einsatz. Die Kosten für die flächenhafte Herstellung der 

Oberflächenabdichtung betrugen ohne die aufwändige 

Randabschlusskonstruktion ca. 75 Euro / m². Mit der 

Oberflächenabdichtung wurden folgende Ziele verfolgt:

•	 Grundwasserschutz durch Minimierung der 

Schadstoffmobilisierung durch eindringende Nie-

derschläge;

•	 Fassung und Ableitung der aus dem Deponiekör-

per seitlich austretenden kontaminierten Stauflüs-

sigkeiten;

•	 Weitgehende Unterbindung unkontrollierter Aus-

tritte der in der Deponie entstehenden Gase in die 

Atmosphäre;

•	 Landschaftsgerechte Wiedereingliederung der De-

ponie in ihr Umfeld.

Interessant ist im Rückblick hinsichtlich der erwarte-

ten Langzeitbeständigkeit der Oberflächenabdichtung, 

dass man der Geschiebemergel-Dichtung die Haupt-

aufgabe der Abdichtung zuwies. Tone galten als dau-

erhaft beständig, da sie „in geologischen Zeiträumen“ 

als Verwitterungsendprodukt entstanden waren, wäh-

rend die mechanische und chemische Beständigkeit 

der „dünnen“ KDB angezweifelt wurde. Es gab ins-

besondere hinsichtlich der mechanischen Beständigkeit 

der Schweißnähte Bedenken, weshalb die KDB in der 

Oberen Abdeckung auch dachziegelartig überlappend 

verlegt und nicht verschweißt wurde. Während die 

Geschiebemergel-Dichtung in der Planung und den 

begleitenden Drucksachen als Dichtung bezeichnet 

wurde, wurde die KDB nicht als zweite, redundante 

Dichtung, sondern als „Wurzel- und Nagetiersperre“ 

bezeichnet. Mitte der 80er Jahre waren, von den Er-

gebnissen einiger Kurzzeit-Laborversuche abgesehen, 

kaum belastbare Erkenntnisse zum Langzeitverhalten 

von Oberflächenabdichtungen verfügbar, so dass die 

Planung von solchen Systemen mit erheblichen Unsi-

cherheiten behaftet war.

3.	 Untersuchungen zur Langzeitbeständigkeit 
von Oberflächenabdichtungssystemen auf 
der Deponie Georgswerder 

Sanierungsbegleitend wurde ein vom Bund gefördertes 

umfangreiches FuE-Verbundvorhaben „Neue Verfah-

ren und Methoden zur Sanierung von Altlasten – am 

Beispiel der Deponie Georgswerder, Hamburg“ gestar-

tet (BMFT Förderkennzeichen 1440359 I). Eines der in 

diesem Rahmen realisierten Teilvorhaben wurde durch 

das Institut für Bodenkunde der Universität Ham-

burg durchgeführt und befasste sich mit dem Thema 

„Wasserhaushalt und Wirksamkeit mehrschichtiger 

Abdecksysteme“. Hauptziel dieses Vorhabens war die 

Erhebung von übertragbaren Daten zum Langzeitver-

halten von unterschiedlichen Oberflächenabdichtun-

gen unter repräsentativen Feldbedingungen. Hierzu 

wurden zunächst sechs Großlysimeter („Testfelder“, 

jeweils 10 m · 50 m) mit dem damaligen Stand der 
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Technik entsprechenden Bauverfahren hergestellt 

und so in die Oberflächenabdichtung der Deponie 

integriert, dass sie in situ den deponietypischen Alte-

rungsprozessen ausgesetzt wurden. In den Testfeldern 

wird der Wasserhaushalt der Systeme bestimmt und 

die Durchsickerung der untersuchten Dichtung direkt 

gemessen. Zahlreiche Sonderversuche und Aufgrabun-

gen ergänzten die Testfelduntersuchungen. 

Von 1986 bis 1990 wurde das Testfelder-Projekt auf 

der Deponie Georgswerder zu je 50% vom Bund 

(BMFT) und von der Freien und Hansestadt Hamburg 

(Umweltbehörde) gefördert. Die Fortsetzung des Pro-

jekts von 1991 bis 1993 wurde zu 100% von der Um-

weltbehörde Hamburg finanziert. Von 1994 bis 1995 

schloss sich unter dem Titel „Entwicklung und Bewer-

tung von alternativen Systemen zur Abdeckung von 

Altlasten“ eine Projektphase an, die zu jeweils 50% 

von der Umweltbehörde Hamburg und der Deutschen 

Bundesstiftung Umwelt getragen wurde. In dieser Zeit 

wurden die ursprünglichen sechs Großlysimeter auf 

der Deponie Georgswerder durch zusätzliche Testfel-

der, in denen Bentonitmatten untersucht wurden, er-

gänzt. Die Untersuchung der Bentonitmattentestfelder 

wurde bis 1997 unter Förderung der Umweltbehörde 

Hamburg fortgesetzt (ergänzende Aufgrabungen fan-

den noch bis 1999 statt) und zeitgleich die Testfelder-

anlage umgeplant. Nach Ende der FuE-Phase (1997) 

wurden die Testfelderuntersuchungen im Rahmen der 

Langzeitüberwachung der gesicherten Altlast durch 

die Umweltbehörde Hamburg weitergeführt. Seit 1999 

sind deshalb die Messungen auf die drei Testfelder re-

duziert, in denen das großflächig realisierte Dichtungs-

system eingebaut ist. Abb. 1 zeigt den Schichtaufbau 

der in den Testfeldern untersuchten Systeme.

Der Aufbau, die Herstellung und das Messprogramm 

der Testfelder sowie die Ergebnisse der ersten Un-

tersuchungsphase werden in [7] bis [11] ausführlich 

dargestellt. Die Arbeiten [12] bis [20] enthalten zu-

sammenfassende Veröffentlichungen der wichtigsten 

Untersuchungsergebnisse, so dass hier auf eine aus-

führliche Darstellung verzichtet wird. Die Ergebnis-

se zum Langzeitverhalten der untersuchten Oberflä-

chenabdichtungssysteme können wie folgt zusammen 

gefasst werden:

Abb. 1: Schichtaufbau der Testfelder auf der Deponie Georgswerder 

Legende: 1 Vegetation, 2 Rekultivierungsschicht (lehmiger Sand, obere 25 cm mittel humos), 3 Geotextil, 4 Entwäs-

serungsschicht (Grobsand/Feinkies), 5 Bentonitmatte, 6 und 10 Kunststoffdichtungsbahn (1,5 mm PEHD), 7 Bindige 

mineralische Dichtung (Geschiebemergel, Dicke der Einzellagen 20 cm), 8 Kapillarschicht (Feinsand), 9 Auffangdrän 

(Grobsand/Feinkies, auf S3 gleichzeitig Kapillarblock)
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Bindige mineralische Dichtungen
In den Feldern F1, S1 und S3, in denen die untersuchten 

bindigen mineralischen Dichtungen aus Geschiebemer-

gel nicht durch eine Kunststoffdichtungsbahn geschützt 

werden, wurde weltweit erstmals festgestellt, dass nach 

dem Stand der Technik eingebaute bindige mineralische 

Dichtungen innerhalb weniger Jahre nach ihrer Her-

stellung durch Rissbildung infolge Austrocknung und 

Durchwurzelung irreversibel altern können. Die Alte-

rung erfolgte in mehreren Schritten (vgl. Abb. 2 und 3):

•	 Nach ihrer Herstellung wiesen die Dichtungen 

Durchlässigkeitsbeiwerte kf von im Mittel 2,4 · 10-

10 m/s auf (Laborergebnisse der Fremdüberwa-

chung beim Einbau). In den ersten 1,5 Jahren der 

Untersuchung (1988 bis Mitte 1989) wurden auf 

den Testfeldern in situ Durchsickerungsmengen 

von 1 bis 5 · 10-10 m³/(m² · s) gemessen. Ähnli-

che Durchlässigkeitswerte ergaben sehr aufwändi-

ge in situ, außerhalb der Testfelder durchgeführte 

Feldversuche mit dem Doppelring-Infiltrometer. 

Die Dichtungen waren also mit der gewünschten 

Dichtwirksamkeit eingebaut worden.

•	 Der Sommer 1989 war durch eine anhaltend relativ 

trockene Witterung gekennzeichnet. Als Folge der 

Wasserabgabe an die ausgetrockneten Deckschich-

ten (kapillarer Aufstieg in die Entwässerungs-

schicht) traten in den mineralischen Dichtungen 

Wasserspannungen bis ca. 400 hPa auf. Diese erste 

Austrocknung hatte die Bildung von Schrumpfris-

sen zur Folge, die seither als bevorzugte Wasserwe-

ge für die Durchsickerung der Dichtungen dienen. 

Die Existenz solch bevorzugter Wasserwege wurde 

durch einen Tracerversuch im Testfeld S1 im Jahre 

1989 eindeutig bewiesen. In der Folgezeit traten 

bis 1992 Durchsickerungsmaxima der minerali-

schen Dichtungen von 2 bis 7  · 10-9 m³/(m² · s) 

auf. Die Jahresraten der Durchsickerung stiegen 

auf rund 10 bis 30 mm/a.

•	 Der Sommer 1992 war gegenüber 1989 noch er-

heblich trockener. Die Wasserspannungen in den 

mineralischen Dichtungen stiegen schnell und so 

stark an, dass die methodisch bedingte obere Mess-

bereichsgrenze von Tensiometern (ca. 800 hPa) 

überschritten wurde. Diese starke Austrocknung, 

an der vermutlich auch die Wasseraufnahme von 

Pflanzen beteiligt war, die einzelnen Aufgrabungen 

zufolge mittlerweile bereichsweise die Dichtun-

gen erreicht hatten, verursachte eine zusätzliche 

Schrumpfrissbildung. Aufgrabungen in den Fol-

gejahren zeigten in den Feldern unterschiedlich 

Abb. 2: Jahressummen der Dichtungsdurchsickerung für vier verschiedene Dichtungstypen der Testfelder auf der Depo-

nie Georgswerder im Zeitraum 1988 – 2007 in mm/a (Messungen Geschiebemergelfelder nur 1988 – 1997, Bentonit-

mattenfelder nur 1994 – 1997, Kapillarsperrenfeld nur 1988 - 1998)
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ausgeprägte Schadbilder. Die Dichtung in S1 war 

sehr spröde, wies klaffende Risse auf, die z.T. bis in 

1,6 m Tiefe durch einen dichten Wurzelfilz ausge-

kleidet waren und an den Risswänden rot gefärbte 

Ausfällungen von oxidiertem Eisen aufwiesen. Die 

Rostfleckung belegt die wechselfeuchten Verhält-

nisse in der Dichtung. Beim Einbau war der Mer-

gel noch grau gefärbt und das Eisen in reduzierter, 

mobiler zweiwertiger Form enthalten. Die Wasser-

gehalte der Dichtungen beweisen, dass die Aus-

trocknung 1992 Wasserspannungswerte von über 

3.000 hPa erreicht haben muss. Im Feld F1 war der 

Mergel demgegenüber feuchter und noch überwie-

gend grau gefärbt. Zumindest in der Profilgrube 

der Aufgrabung 1995 wurden keine Pflanzenwur-

zeln in der Dichtung festgestellt. Die Schrumpfrisse 

waren sehr viel schmaler und nur mit Mühe mit 

bloßem Auge erkennbar. Trotz dieser eklatanten 

visuellen Unterschiede war die Wirksamkeit der 

Dichtungen in den Feldern S1 und F1 fast gleich 

geschädigt. Die maximalen Durchsickerungsraten 

lagen in den Folgejahren im Bereich von 4,1 bis 

9,5 · 10-8 m³/(m² · s). Die Jahresraten der Durchsi-

ckerung stiegen auf Werte zwischen rund 100 und 

200 mm/a (zu den Einzelwerten siehe Tabellen in 

[19] und [20]). In den Jahren 1992 bis 1997 sicker-

ten im Durchschnitt 143 mm/a durch die Geschie-

bemergeldichtungen der Felder F1, S1 und S3 (das 

entspricht 42% der gesamten Zusickerungsmenge 

in die Entwässerungsschicht). Die Maximalwerte 

einzelner Jahre liegen bei rund 200 mm/a oder 78% 

der Zusickerung in die Entwässerungsschicht.

Die Schäden an den bindigen mineralischen Dichtun-

gen und deren Ursachen sind durch unterschiedliche 

Versuche, Messdaten und Beobachtungen bei Aufgra-

bungen umfangreich dokumentiert (siehe insbesondere 

[8], [12], [16] und [18]). 

Kombinationsdichtungen 
(Kunststoffdichtungsbahn über Geschiebemergel)
Die Deponie Georgswerder weist in ihrem ersten 

Bauabschnitt, der Oberen Abdeckung, eine Kombi-

nationsdichtung auf, wie sie in Testfeld F3 realisiert 

wurde. Die KDB ist dort dachziegelartig überlappend 

verlegt worden. Auf den Testfeldern F2 und S2 wurde 

die KDB wie im Bereich der Unteren Abdeckung ver-

schweißt. Die Wirksamkeit der Kombinationsdichtung 

ist in allen drei Felder sehr gut (vgl. Abb. 4 und 5). Die 

Jahressummen an Wasser, das unter den Dichtungen 

aufgefangen wird, liegen zwischen 0,3 und 5,3 mm/a, 

im Mittel bei 2,5 mm/a. Dabei zeigt das Testfeld mit 

Abb. 3: Wasserhaushalt der Testfelder mit Geschiebemergeldichtung ohne schützende Kunststoffdichtungsbahn (Felder 

S1 und F1) vor und nach Alterung der mineralischen Dichtungen (Flussraten als Mittelwerte in mm/a)	



82

der überlappend verlegten KDB mit im Durchschnitt 

3,7 mm/a geringfügig höhere Werte als das Vergleichs-

feld mit verschweißter KDB (1,3 mm/a). Die Kombi-

nationsdichtungen zeigen demgegenüber auch nach 

18 Jahren einen unvermindert hohen Wirkungsgrad.

Eine genaue Analyse des Jahresganges der Abflüsse 

aus den Kombinationsdichtungen zeigt, dass die Ab-

flussbildung sehr eng mit den Temperaturverhältnissen 

in der mineralischen Dichtung korreliert ([8], [9] und 

[17]). Im Sommerhalbjahr wird die Oberkante der 

Dichtung stärker erwärmt als ihre Unterkante, so dass 

Wasser in flüssiger und dampfförmiger Phase abwärts 

transportiert wird. Im Winterhalbjahr kehrt sich dieser 

Fluss um und es bildet sich Kondenswasser unter der 

KDB, wie Aufgrabungen gezeigt haben. Zusätzlich zu 

den Testfeldern wurden daher Anfang der 90er Jahre 

auf der Deponie Georgswerder sehr aufwändige Son-

derversuche im Feld durchgeführt, in denen der Wär-

mehaushalt in drei Versuchszellen, die in situ und ohne 

Störung der Dichtungen instrumentiert wurden, gezielt 

gesteuert wurde [9]. Dabei wurde versucht, zeitraffen-

de Versuchsbedingungen einzustellen, um zu untersu-

chen, ob die mineralische Dichtung auch unter einer 

intakten KDB durch temperaturabhängige Flüsse so-

weit austrocknen kann, dass Schrumpfrisse auftreten 

können. Die Versuche ergaben, dass diese Prozesse ex-

trem langsam verlaufen und innerhalb der Zeiten, die 

für die Haltbarkeit von Kunststoffdichtungsbahnen 

diskutiert werden (über 100 Jahre), keine Schrumpf-

rissbildung in der mineralischen Oberflächenabdich-

tung unter der KDB zu erwarten sind. 

Kapillarsperre
Im Testfeld S3 auf der Deponie Georgswerder wurde 

erstmals in Deutschland eine Kapillarsperre unter-

sucht. Zur Materialwahl und Dimensionierung von 

Kapillarschicht und Kapillarblock gab es seinerzeit 

keinerlei Erfahrungen oder technische Regeln. Kipprin-

nen zur Eignungsprüfung von Kapillarsperrenmateria-

lien waren noch nicht bekannt. Als Kapillarblock wur-

de daher ohne hydrologische Voruntersuchungen der 

gleiche Kies eingesetzt, der ansonsten in der Testfeld-

anlage in der Entwässerungsschicht verwandt wurde. 

Als Kapillarschicht wurde ein sehr gut sortierter Fein-

sand eingebaut, der standortnah aus einer natürlichen 

Lagerstätte gewonnen wurde. Um die Kapillarsperre 

nicht durch zu intensive Zusickerung aus den Deck-

schichten zu überlasten, wurde auf der Kapillarschicht 

eine zweilagige Geschiebemergeldichtung eingebaut.

Abb. 4: Jahressummen des Abflusses aus den Kombinationsdichtungen der Testfelder F2, F3 und S2 auf der Deponie 

Georgswerder im Zeitraum 1988 – 2007 in mm/a (Kombinationsdichtung aus 1,5 mm KDB über 0,60 m verdichtetem 

Geschiebemergel; 1998 Messlücke wegen Umrüstung der Messtechnik)
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In den ersten Jahren der Untersuchung funktionier-

te diese „erweiterte“ Kapillarsperre nahezu perfekt 

(Abb. 2 und 6). Mit zunehmender Alterung der Ge-

schiebemergeldichtung nahm die Zusickerung in die 

Kapillarschicht ab 1992 stark zu, so dass erste Durch-

sickerungsereignisse der Kapillarsperre auftraten. Seit-

her wurden Jahressummen der Durchsickerung von 

im Mittel 17 mm/a bestimmt. Ohne die Kapillarsper-

re wäre die Durchsickerung des Systems um fast das 

Zehnfache höher (im Mittel rund 160 mm/a). 

Mit dem Testfeld S3 gelang der erste in Deutschland 

geführte Nachweis der Funktionsfähigkeit von Kapil-

larsperren. Dieses gute Ergebnis ist umso erstaunlicher, 

Abb 5: Wasserhaushalt der Testfelder mit Kombinationsdichtungen (KDB über Geschiebemergel, Testfelder S2, F2, F3, 

Flussraten als Mittelwerte in mm/a; 1998 Messlücke wegen Umrüstung der Messtechnik)	

Abb. 6: Wasserhaushalt des Testfeldes S3 mit Geschiebemergeldichtung über Kapillarsperre vor und nach der Alterung 

der Geschiebemergeldichtung (Flussraten als Mittelwerte in mm/a)	
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wenn man rückblickend bedenkt, wie wenig Vorinfor-

mation bei der Materialwahl zur Verfügung stand, und 

wenn man vergleicht, um wieviel leistungsfähiger Kapil-

larsperren mit Kapillarschichten aus gröberen Sanden 

sind. Nach heutigem Stand dimensionierte Kapillarsper-

ren haben ein noch wesentlich höheres Wirkungspoten-

zial als die im Testfeld S3 untersuchte Materialkombina-

tion. Eine im Jahr 1999 durchgeführte Aufgrabung der 

Kapillarsperre in Testfeld S3 ergab allerdings auch erste 

Hinweise auf eine Alterung durch Eisenausfällungen in 

Kapillarschicht und Kapillarblock. 1999 hatten diese 

Verockerungserscheinungen die hydraulische Leistungs-

fähigkeit der Kapillarschicht noch nicht eingeschränkt. 

Eine abschließende Bewertung der Auswirkungen die-

ser Prozesse ist allerdings noch nicht möglich, da nicht 

bekannt ist, wie lange solche Verockerungsprozesse an-

halten und wann die Nachlieferung von löslichem Ei-

sen erliegt. Leider wird die Abflussmessung am Testfeld 

S3 seit 1999 nicht mehr durchgängig betrieben, da eine 

Kontrolle der Kapillarsperre für die Nachsorge der De-

ponie nicht relevant ist und eine Forschungsförderung 

bislang nicht zu erhalten war. Aus diesen Gründen bleibt 

die Chance, das Langzeitverhalten einer alternden Kapil-

larsperre zu dokumentieren, bis auf weiteres ungenutzt.

Bentonitmatten
Bentonitmatten kamen Anfang der 90er Jahre in 

Deutschland auf den Markt. Da ihre Wirksamkeit auf 

dem Quellvermögen von Tonmineralen beruht und da-

her wie bei bindigen mineralischen Dichtungen durch 

Austrocknung und Schrumpfung gefährdet ist, wurde 

1994 beschlossen, ihre Wirksamkeit in zusätzlichen 

Testfeldern auf der Deponie Georgswerder zu unter-

suchen. Da zu diesem Zeitpunkt bereits bekannt war, 

dass die bindigen mineralischen Dichtungen in den be-

stehenden Testfeldern auch in Tiefen von 1,60 m durch 

Austrocknung, Durchwurzelung und Schrumpfung ge-

schädigt worden waren, wurde in Abstimmung mit den 

Herstellern entschieden, die Überdeckung der Bentonit-

matten in den neuen Testfeldern deutlich zu reduzieren, 

um das Langzeitverhalten der Bentonitmatten unter 

zeitraffenden Bedingungen zu untersuchen. Die Über-

deckungsmächtigkeit betrug in den Bentonitmatten-

testfeldern daher nur 0,45 m. Es wurde erwartet, dass 

die Matten nach einer Austrocknung und Schrumpfung 

schnell wieder quellen und ihre ursprüngliche Dicht-

wirkung erreichen. Dies war jedoch nicht der Fall.

Abb. 2 zeigt, dass die Durchsickerung der Bentonit-

matten innerhalb weniger Jahre auf Werte von rund 

200  mm/a zugenommen hat. Die Unterschiede zwi-

schen den verschiedenen Fabrikaten waren gering. 

Diverse Aufgrabungen und ergänzende Laboruntersu-

chungen ergaben, dass irreversible Schrumpfrisse für 

die Zunahme der Durchsickerung verantwortlich wa-

ren. Durch nahezu vollständigen Ionenaustausch von 

Natrium zu Calcium nahm das Quellvermögen des 

Bentonits stark ab. Durch die Risse stieg die Permittivi-

tät der Bentonitmatten gegenüber dem Einbauzustand 

um 3 bis 4 Zehnerpotenzen von 7 · 10-10 bis 6 · 10-9 

1/s auf Werte zwischen 2 · 10-4 bis 1 · 10-5 1/s. Eine 

„Selbstheilung“ der Matten durch Rückquellung und 

Wiedererlangen ihrer Dichtwirkung konnte im Feld 

nicht beobachtet werden. Die irreversiblen Schäden 

wurden nicht nur in einlagig verlegten Bentonitmatten 

festgestellt. Auch die unteren Lagen der Überlappungs-

bereiche waren ab 1998 stark geschädigt, unabhängig 

davon, ob der Zwischenraum zwischen den beiden 

Mattenlagen durch Bentonitpulver gefüllt war oder 

nicht. Die Untersuchungsergebnisse an den Bentonit-

matten wurden in [11] bis [15] publiziert.

4.	 Beispiele von anderen Standorten und Ent-
wicklung des Standes der Technik 

4.1	 Sicherungssysteme für Altlasten
Zeitgleich zur Sanierung der Deponie Georgswerder 

wurde in den 80er Jahren die Sanierung anderer ehe-

maliger Sondermülldeponien in Deutschland geplant 

und durchgeführt. Anders als in Georgswerder sah die 

Sanierung der Deponien Malsch in Baden-Württem-

berg und Gerolsheim in Rheinland-Pfalz zusätzlich zur 

Oberflächenabdichtung die vertikale Umschließung der 

Deponien mit Dichtwänden vor. In [21] werden diese 

Maßnahmen beschrieben. Obwohl auch für diese Maß-

nahmen erhebliche öffentliche Forschungsmittel einge-

setzt wurden und seinerzeit durch den Projektträger ein 

regelmäßiger Austausch der Ergebnisse der Forschungs-

vorhaben an den Standorten Georgswerder, Gerolsheim 

und Malsch initiiert wurde, liegen zu den Sanierungen 

Malsch und Gerolsheim keine öffentlich zugänglichen 

Dokumente über den Erfolg der Maßnahmen vor.

Ein ähnlich gelagerter, jedoch gut dokumentier

ter Sanierungsfall ist die ehemalige Industriemüll

deponie Prael in Sprendlingen, Rheinland-Pfalz [23]. 
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Hier wurde eine ehemalige Lösslehmgrube auf einer 

Fläche von 10 ha zwischen 1966 und 1979 mit rund 

640.000 m³, teils hoch mit organischen Schadstoffen 

belasteten Abfällen verfüllt. Der Standort weist einen 

kompliziert aufgebauten Untergrund mit einer mächti-

gen Barriere aus Rupelton auf, die den oberen vom un-

teren Grundwasserleiter trennt und an ihrer Oberfläche 

durch Terassenstrukturen stark pleistozän überformt 

wurde. Aufgrund erheblicher Verunreinigungen des 

oberen Grundwasserleiters wurde 1985 bis 1988 ein Sa-

nierungskonzept zur Einkapselung und hydraulischen 

Sicherung der Deponie aufgestellt und umgesetzt. 

Die Sanierung bestand aus zwei Teilmaßnahmen. Es 

wurde eine Oberflächenabdichtung aus einer Rekulti-

vierungsschicht (ca. 0,8 m dick) über einer bentonit-

vergüteten Lösslehm- und Tondichtung (0,3 m dick) 

hergestellt. Zusätzlich wurde eine vertikale Dichtwand 

(teils als Einphasendichtwand mit eingestellter KDB, 

teils als Zweiphasendichtwand ohne KDB) zur Unter-

bindung des Grundwasserzustroms und -abstroms ge-

baut. Innerhalb der Dichtwandumschließung sollte der 

Wasserstand unter den Grundwasserstand des umge-

benden Geländes abgesenkt werden, um die Schadstoff-

ausbreitung durch Einstellen eines inversen Strömungs-

gradientens zu unterbinden. Dieses Ziel wurde jedoch 

nicht erreicht, wie die hydraulische Bewirtschaftung 

des von der Dichtwand umschlossenen Bereichs und 

die Grundwasserüberwachung außerhalb der Dicht-

wand in den 90er Jahren zeigte. Eine 1997 durchge-

führte Bestandsaufnahme bewies, dass die mineralische 

Oberflächenabdichtung durch Austrocknung, Durch-

wurzelung, Schrumpfrissbildung und die Tätigkeit von 

Regenwürmern unwirksam geworden war [22]. Zu-

sätzliche hydraulische Tests zeigten 2000, dass auch die 

Dichtwand an einigen Stellen erhöhte Durchlässigkei-

ten zeigte, wofür mehrere Ursachen vermutet wurden: 

Eine Unterströmung der Dichtwand infolge unvollstän-

diger Einbindung der Wand in den Rupelton, fehlerhaf-

te Fugen zwischen den Dichtwandlamellen, Risse der 

Wand sowie eine Alterung der Dichtwandmasse. Ande-

re Bereiche der Dichtwand wurden als intakt vermutet. 

Da die erste Sanierung der Deponie Prael somit fehlge-

schlagen war, musste 2001 bis 2005 auf der Grundlage 

des Bundesbodenschutzgesetzes [38] eine aufwändige 

zweite Sanierung durchgeführt werden. Diese zweite 

Sanierung bestand aus mehreren Maßnahmen (sie-

he [24]): Rückbau der Deponie auf rund 2,8 ha Flä-

che, Ertüchtigung der Sickerwasserfassung, Schließen 

der durch den Rückbau entstandenen, 380 m langen 

Dichtwandlücke mit einer neuen Zweiphasendicht-

wand, Herstellung einer neuen Oberflächenabdichtung 

auf der verbleibenden Deponie (optimierte Rekultivie-

rungsschicht über Entwässerungsschicht über KDB 

sowie Versiegelung von Betriebsflächen). Die bisher 

vorliegenden Informationen lassen einen Erfolg dieser 

zweiten Sanierung erwarten.

Die bauliche Sicherung von Altlasten durch eine ver-

tikale Umschließung ist vergleichsweise selten und 

erfolgt nur bei sehr brisanten Fällen mit einer akuten 

Gefahrensituation. Viele Altablagerungen erhielten in 

der Vergangenheit lediglich einfache Bodenabdeckun-

gen. Sofern zur Gefahrenabwehr bauliche Sicherungs-

maßnahmen erforderlich sind, werden in der Regel 

Oberflächenabdichtungssysteme hergestellt. Auf Alt

standorten können diese bei entsprechender gewerb-

licher Nachnutzung als Asphaltabdichtung ausgeführt 

werden. Meist wird jedoch ein begrünbares Oberflä-

chenabdichtungssystem mit Rekultivierungsschicht, 

Entwässerungssystem und Kunststoffdichtungsbahn 

gewählt.

4.2	 Oberflächenabdichtung von Deponien
Die an den Testfeldern auf der Deponie Georgswerder 

gewonnenen Ergebnisse zur Schrumpfgefährdung ton-

haltiger Dichtungen wurden in der Fachöffentlichkeit 

zunächst mit großer Beunruhigung aufgenommen und 

kritisch hinterfragt. Da sie eine wesentliche Kompo-

nente der abfallrechtlichen Regelsysteme der TA Sied-

lungsabfall in Frage stellten, begannen an zahlreichen 

Standorten Überlegungen, welche alternativen Systeme 

möglicherweise besser als langzeitbeständige Oberflä-

chenabdichtung in Frage kämen. An vielen Standorten 

wurden ähnliche Testfelder wie in Georgswerder zur 

Untersuchung und zum Nachweis der Gleichwertigkeit 

alternativer Oberflächenabdichtungssysteme gebaut. 

Nicht immer wurden die Testfelder sorgfältig genug 

konstruiert und hergestellt. Oft wurde der Betrieb 

eingestellt, bevor Erkenntnisse über das Alterungsver-

halten der Dichtungen offenbar wurden. Die Arbeiten 

[26] bis [31] zeigen einige ausgewählte Beispiele für 

erfolgreiche Langzeitstudien an Testfeldern. 
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Zeitgleich zur Verabschiedung der TA Abfall und der 

TA Siedlungsabfall wurde durch den Bund zudem 

ein großes Verbundforschungsvorhaben zur Weiter-

entwicklung von Deponieabdichtungssystemen auf-

gelegt [25], in dem u.a. auch Grundlagenforschung 

zur Kapillarsperre durchgeführt wurde. Bereits der 

zusammenfassende Schlussbericht der BAM zum Ver-

bundforschungsvorhaben Deponieabdichtungssysteme 

[25] bestätigte die Ergebnisse aus den Testfeldern Ge-

orgswerder, die jedoch erst rund zehn Jahre nach ihrer 

ersten Veröffentlichung allgemein akzeptiert wurden, 

nachdem sich Veröffentlichungen häuften, die von 

ähnlichen Problemen mit tonhaltigen mineralischen 

Abdichtungen an anderen Standorten berichteten. [32] 

dokumentiert Rissbildungen und bevorzugte Versicke-

rungswege in tonhaltigen Oberflächenabdichtungen 

auf der Deponie Gallenbach in Bayern, [33] enthält 

vergleichbare Beispiele aus den USA. 2002 wurde 

schließlich in der Regie der Deutschen Gesellschaft für 

Geotechnik (DGGT) ein Status-Workshop „Austrock-

nungsverhalten von mineralischen Abdichtungsschich-

ten in Deponieoberflächenabdichtungssystemen“ 

durchgeführt. Der Tagungsband [34] dokumentiert 

den Stand des Wissens aus diversen Feld- und Labor-

versuchen sowie zur numerischen Simulation der Aus-

trocknungs- und Schrumpfgefährdung von tonhaltigen 

Dichtungen. Noch immer existiert jedoch kein allge-

mein akzeptiertes Nachweisverfahren zur Prüfung der 

Schrumpfgefährdung von tonhaltigen Oberflächenab-

dichtungen, auf dessen Grundlage der erforderliche 

Schutz derartiger Dichtungen standortbezogen unter-

sucht und dimensioniert werden könnte.

2006 folgte ein weiterer Status-Workshop der DGGT, 

in dem der aktuelle Kenntnisstand zu unterschiedli-

chen alternativen Oberflächenabdichtungssystemen 

(u.a. modifizierte mineralische Abdichtungen, Bento-

nitmatten und Kapillarsperren) präsentiert und dis-

kutiert wurde [35]. In den einzelnen Beiträgen dieser 

Veranstaltung wird auch die Langzeitbeständigkeit der 

verschiedenen Abdichtungssysteme bewertet.

Die umfangreiche Forschung zu alternativen Dichtun-

gen hat eine Fülle von neuen Konzepten und techni-

schen Lösungen hervorgebracht, die im Zusammen-

wirken mit oder alternativ zur KDB eingesetzt werden 

können: Kapillarsperren, Kombikapillardichtung, 

Bentonitmatten, gemischtkörnige technische Mi-

schungen wie Bentokies, auf dem trockenen Ast der 

Proctorkurve eingebaute tonhaltige Dichtungen, was-

serglasvergütete Dichtungen, Trisoplast, Dichtungen 

aus METHA-Material, Dichtungen aus Asphaltbeton. 

Außerdem wurde erkannt, dass nicht nur die Abdich-

tungskomponenten selbst und deren Tragschichten, 

sondern der gesamte Aufbau des Oberflächenabdich-

tungssystems einschließlich Entwässerungsschicht, 

Rekultivierungsschicht und Bewuchs die Wirksam-

keit und die Beständigkeit des Systems bestimmen. 

Beide Schichten müssen die ggf. empfindlichen tiefe-

ren Schichten des Systems vor Durchwurzelung, Aus-

trocknung oder hydraulischer Überlastung schützen. 

An niederschlagsarmen Standorten kann bereits eine 

Rekultivierungsschicht mit einer hohen Speicherfähig-

keit für pflanzenverfügbares Wasser in Verbindung mit 

einem stark wasserverbrauchenden Gehölzbewuchs 

(System Wasserhaushaltsschicht) eine langfristig ab-

dichtende Wirkung im Sinne sehr geringer Sickerwas-

serbildungsraten bewirken. 

Der Qualitätsstandard für Kunststoffdichtungsbahnen 

wird durch die Zulassungen der BAM definiert [40]. 

Es dürfen nur Kunststoffdichtungsbahnen aus geeigne-

ten PEHD-Formmassen mit einer Dicke von 2,5 mm 

durch zugelassene Fachfirmen verlegt und qualitäts-

überwacht werden. Die Fachöffentlichkeit geht heute 

davon aus, dass eine einwandfrei verlegte KDB ihre 

Funktion über Zeiträume von deutlich über 100 Jah-

ren erfüllt, bevor die oxidative Alterung zu Versprö-

dungen und einer nachlassenden Dichtwirkung führt. 

Nach wie vor ist die KDB vor allem bei ihrer Verle-

gung mechanisch empfindlich. Sie kann durch geoelek-

trische Dichtungskontrollsysteme überwacht werden.

Mit der Zulassung mineralischer Dichtungen hat sich 

in den 90er Jahren auf der Grundlage des Baurechts 

das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt) befasst und 

hierzu Grundsätze und einige Zulassungen verabschie-

det, die mittlerweile ausgelaufen sind. 2000 bis 2002 

und wieder seit 2005 befasst sich die Länderarbeits-

gemeinschaft Abfall (LAGA) mit der Eignungsbeur-

teilung mineralischer Abdichtungskomponenten. Die 

LAGA hat die DIBt-Grundsätze fortgeschrieben [41] 

und 2009 einige Eignungsbeurteilungen zu Trisoplast, 

Dichtungen aus METHA-Material, zur Kombikapillar-
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dichtung und zu Bentonitmatten veröffentlicht. Nach 

den LAGA-Grundsätzen werden neben der Dichtig-

keit und Herstellbarkeit auch die mechanische Wider-

standsfähigkeit und die Beständigkeit der Abdichtungs-

komponenten geprüft und bewertet. Die mineralischen 

Abdichtungskomponenten müssen nach LAGA dauer-

haft standsicher und ausreichend verformbar sein und 

eine Beständigkeit von weit über 100 Jahren haben. Die 

Beständigkeit ist gegen Einwirkungen durch aggressi-

ves Niederschlagswasser (pH 4 bis 11 mit gelösten Sal-

zen, Ionenaustausch, Verockerung), Mikroorganismen 

und Pilze, Pflanzenwurzeln, Wassergehaltsänderungen 

(Vernässung, Austrocknung und Schrumpfung) und 

Deponiegas zu prüfen. Die bisher veröffentlichten Eig-

nungsbeurteilungen der LAGA [41] definieren je nach 

Empfindlichkeit der geprüften Komponenten unter-

schiedliche Schutzmaßnahmen, z.B. erhöhte Mindest-

mächtigkeiten der Rekultivierungsschicht zwischen 

1,3  m bis 1,5 m. Erstaunlicherweise wurden diese 

zusätzlichen Schutzmaßnahmen nur für die Anwen-

dungen formuliert, bei denen die mineralische Abdich-

tungskomponente nicht durch eine KDB bedeckt und 

geschützt wird, woraus man im Umkehrschluss schlie-

ßen könnte, dass die mineralische Komponente nicht 

länger beständig sein muss als die bedeckende KDB. 

2009 wurde schließlich eine neue Deponieverord-

nung [39] verabschiedet. Die alten Regelaufbauten 

der Oberflächenabdichtung nach TA Siedlungsabfall 

sind in der neuen DepV nicht mehr enthalten. Für die 

Deponieklasse I wird weiterhin eine Abdichtungskom-

ponente gefordert, die jedoch als KDB oder als mine-

ralische Abdichtung genehmigungsfähig sein kann. 

Für Deponien der Klassen II und III werden zwei 

Abdichtungskomponenten gefordert, die sich in ihrer 

Wirkungsweise ergänzen müssen. Abdichtungskom-

ponenten aus Kunststoff müssen durch die BAM zu-

gelassen sein. Mineralische Abdichtungskomponenten 

müssen in ihrem Qualitätsstandard bundeseinheitlich 

anerkannt sein. Der Nachweis dieses Qualitätsstan-

dards kann durch eine positive Eignungsbeurteilung 

der LAGA geführt werden, so dass in diesem Schritt 

auch die grundsätzliche Langzeitbeständigkeit der Ab-

dichtungskomponente zu prüfen ist. Diese hängt bei 

mineralischen Abdichtungskomponenten jedoch wei-

terhin sehr viel stärker als bei der KDB von den im Ein-

zelfall gegebenen Einwirkungen auf die Abdichtung ab 

(klimatische Randbedingungen, Wurzelentwicklung 

des Bewuchses, Trockenstress, Bodenbiologie, Lösung 

von Salzen und Ionen aus der Rekultivierungsschicht 

und deren Einwirkung auf das Quellverhalten von To-

nen oder die Verockerung von Kapillarsperren). Es ist 

daher nach wie vor kaum möglich, die tatsächliche Be-

ständigkeit solcher Abdichtungskomponenten quan-

titativ zu bemessen. Nachhaltige Konzepte versuchen 

daher zur langfristigen Sicherung von Deponien und 

Altlasten die abdichtende Wirkung technischer Kom-

ponenten (z.B. der KDB) mit natürlichen Prozessen 

(z.B. Wasserspeicherung und Verdunstung durch Re-

kultivierungsboden und Bewuchs) zu verbinden.

5.	 Zwischenfazit und Ausblick
Die Untersuchungen in den Testfeldern auf der De-

ponie Georgswerder haben den Kenntnisstand zur 

Langzeitbeständigkeit unterschiedlicher Abdichtungen 

erweitert. 

In den Testfeldern F1, S1, S3, B1 und B2 wurde erst-

mals die Gefährdung von bindigen mineralischen 

Dichtungen und Bentonitmatten durch Schrumfriss-

bildung infolge Austrocknung, Durchwurzelung und 

Ionenaustausch nachgewiesen und systematisch do-

kumentiert. Ebenfalls erstmalig untersucht wurde die 

Fragestellung des Einflusses der temperaturabhängigen 

Wasserbewegung in der Kombinationsdichtung auf die 

langfristige Dichtigkeit der mineralischen Komponente 

(Testfelder S2, F2 und F3 sowie Sonderversuche [9]). 

Das Testfeld S3 enthält die erste in Deutschland gebau-

te Kapillarsperre. 

Die Wirksamkeit der untersuchten bindigen minerali-

schen Dichtungen (aus Geschiebemergel) und Bentonit-

matten hat in wenigen Jahren sehr stark nachgelassen, 

wobei die Bentonitmatten unter geringerer Überde-

ckungsmächtigkeit untersucht wurden als Dichtungen 

aus Geschiebemergel. Nach dieser Alterungsphase lag 

die Jahresdurchsickerung je nach Witterungsverlauf 

zwischen 90 und 220 mm/a. Fast die Hälfte des Wassers, 

dass im Jahresverlauf die Entwässerungsschicht erreicht, 

sickert im Durchschnitt durch die geschädigten Dich-

tungen (in einzelnen Jahren bis zu 80%). Eine „Selbst-

heilung“ der durch Risse geschädigten Dichtungen war 

nicht festzustellen. Auch die doppellagigen Bereiche der 

Bentonitmatten waren durch Schrumpfrisse geschädigt. 
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Die Kombinationsdichtungen zeigen demgegenüber 

auch nach 18 Jahren den erwartet hohen Wirkungs-

grad, es werden im Mittel nur rund 2 mm/a unter den 

Dichtungen als Abfluss aufgefangen.

Rückwirkend hat es sich als eine äußerst kluge Ent-

scheidung erwiesen, dass man sich 1985 bei der Kon-

zeption der Oberflächenabdichtung der Deponie Ge-

orgswerder nicht allein auf die tonhaltige mineralische 

Dichtung, sondern zusätzlich auf die damals beschei-

den als Wurzel- und Nagetiersperre bezeichnete KDB 

verlassen hat. Die KDB hat sich als wirksame und bis 

heute beständige Dichtung bewährt. Sie schützt neben-

bei auch die Geschiebemergeldichtung vor Pflanzen-

wurzeln. Diese Vorsicht hat sich gelohnt. Hätte man 

vor 25 Jahren aus Kostengründen auf eine der beiden 

Dichtungskomponenten verzichten müssen, wäre dies 

zum damaligen Kenntnisstand mit hoher Wahrschein-

lichkeit die KDB gewesen mit der Folge, dass das auf 

den Testfeldern S1 und F1 festgestellte Versagen der 

ungeschützten Geschiebemergeldichtung großflächig 

zu beklagen gewesen wäre. An anderen Standorten 

wurde der Verzicht auf eine KDB teuer mit einer zwei-

ten Sanierung bezahlt.

Es bleibt abzuwarten und zu überwachen, wie sich 

das Oberflächenabdichtungssystem der Deponie Ge-

orgswerder weiterhin, insbesondere auch im Zuge der 

geplanten baulichen Umgestaltung und geänderten 

Nutzung der Deponieoberfläche bewährt.
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Stefan Karl, neue bahnstadt opladen GmbH, 
Leverkusen

Einleitung
Die Entwicklung und Geschichte der Altlast Dhünnaue 

ist wie die Entwicklung der Stadt Leverkusen eng ver-

bunden mit dem Namen Bayer AG. Ohne die Ansied-

lung und Entwicklung der Farbenfabriken (der spä-

teren Bayer AG) von Carl Leverkus in Wiesdorf am 

Rhein Ende des 18 Jhdts. hätte die Stadt nicht die Ent-

wicklung hin zu einer Großstadt mit heute ca. 162.000 

Einwohnern genommen. Diese Entwicklung hat je-

doch auch zur Entstehung der Altlast Dhünnaue ge-

führt. Daher ist es vor der Beschreibung des Nachnut-

zungskonzeptes notwendig, eine Darstellung der 

Entstehungsgeschichte sowie der Sicherung der Altlast 

Dhünnaue zu geben. 

Mit der Landesgartenschau NRW im Jahre 2005 und 

dem heutigen Neulandpark ist die nachhaltige und 

erfolgreiche Nachnutzung einer der größten Chemie-

altlasten in Westeuropa (der Altlast Dhünnaue) zu ei-

nem neuen Bürgerpark gelungen. Die Stadt Leverkusen 

konnte mit diesem Projekt in Kooperation mit der Bay-

er AG und finanzieller Unterstützung des Landes NRW 

ein neues Stück Stadtlandschaft entstehen lassen, wel-

ches mit großem technischen Aufwand der Stadt im 

Bereich der Stadtmitte wieder einen attraktiven Zu-

gang zum Rhein gewährt. Dies konnte vor allem durch 

Bündelung aller Kapazitäten und Ressourcen auch in 

Zeiten einer sehr angespannten finanziellen Situation 

der Stadt erfolgen. 

Die Sanierung der Dhünnaue sowie die Nachnutzung 

der Fläche als neuen Bürgerpark kann rückblickend 

als gelungenes Beispiel für die erfolgreiche Zusammen-

arbeit von Industrie und öffentlicher Hand betrachtet 

werden.

1.	 Ursprung und Entstehung der Altlast Dhünnaue 
Die heute als Park umgenutzte Fläche der Dhünnaue-

Süd und Dhünnaue-Mitte liegt zwischen dem Rhein 

und der Stadtmitte Leverkusens. Die Fläche grenzt 

südlich direkt an den Chemiepark Leverkusen an, im 

Norden wird sie durch die Bundesautobahn A1 sowie 

die Flächen des Entsorgungszentrums der Bayer AG 

und des Gemeinschaftsklärwerks begrenzt.

Die Gesamtfläche der Dhünnaue mit einer Größe von 

ca. 60 ha schließt auch den Bereich der Dhünnaue-

Nord ein, welcher jedoch aufgrund seiner Lage inner-

halb des Autobahnkreuzes Leverkusen-West nach der 

Sicherung nicht als öffentliche Parkfläche umgenutzt 

wird. Dieser Teilbereich wird daher im Folgenden nur 

nachgeordnet behandelt. 

Die Fläche ist ursprünglich das Mündungsgebiet des 

Flusses Dhünn in den Rhein, daher die Bezeichnung 

Dhünnaue. 1860 verlegt Carl Leverkus seine Alizarin-

rotfabrik aufgrund der günstigen Verkehrslage an den 

Rhein südlich von Wiesdorf, das Fabrikgelände nennt 

er Leverkusen. Nach der Ansiedlung der „Farbenfabri-

ken vorm. Friedr. Bayer & Co.“ aus Wuppertal entwi-

ckelt sich daraus die Bayer AG. 

Nachnutzung von Altlablagerungen – 
LGS Leverkusen auf der Dhünnaue
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Durch die Lage am Rhein bestehen für die Stadt Wiesdorf 

die üblichen Hochwasserprobleme einer Flussaue. 1918 

erhält die Stadt Wiesdorf die deichpolizeiliche Geneh-

migung, den größten Teil der Dhünnaue einzudeichen, 

um die Landwirtschaft vor Hochwasser zu schützen. Für 

den eigentlichen Deichbau fehlt allerdings anschließend 

das Geld. Zur gleichen Zeit sucht das Bayer-Werk Platz 

für Schutt und Abfälle aus der Erweiterung des Werks-

bereichs und der Produktion. Im Februar 1923 wird ge-

nehmigt, dass in einem Teilbereich der einzudeichenden 

Fläche „Bauschutt, Fabrikabfälle und sonstiges Anschüt-

tungsmaterial“ abgelagert werden dürfen. Im Juni 1923 

erhält die Stadt Wiesdorf für das wesentlich größere rest-

liche Gebiet ein entsprechendes Recht.

Die Aufschüttung des Geländes soll nach dem sog. 

Schwerenplan von Süden nach Norden erfolgen. Ziel 

ist es, die Dhünnaue hochwasserfrei zu legen. Die Stadt 

will anschließend eine große Grünanlage mit Sport-

platz erstellen. Nach Abschluss der Anfüllung ist das 

Gelände mit Mutterboden abzudecken. 

Die Anfüllung des Geländes mit Fabrikabfällen erfolgt 

ab 1923, nach 1927 beteiligt sich auch die Stadt Wies-

dorf an der Auffüllung. Durch die starke Entwicklung 

des Bayer-Werks werden immer mehr Flächen benötigt. 

Mitte der 50er Jahre fahren täglich bis zu 600 LKW 

und zusätzlich bis zu 8 Schuttzüge auf die Deponie.

Diejenigen Flächen auf denen die Anschüttungen ab-

geschlossen sind, werden vertragsgemäß angedeckt 

wieder an die Stadt Wiesdorf zurückgegeben. Im Rah-

men der allgemeinen Wohnungsnot und des Flücht-

lingszustroms nach dem 2. Weltkrieg wird das Ziel der 

Gestaltung einer Grünanlage verworfen, stattdessen 

werden auf der Deponie Wohnblocks und Übergangs-

wohnheime errichtet (trotz bereits damals bestehender 

Gründungsschwierigkeiten). 

Anfangs der 60er Jahren beginnt man mit dem Bau 

der Autobahn A1 durch die ehemalige Deponie als Teil 

Abb. 1: Übersicht Projektgebiet (Quelle: Bayer AG, 2004)

Abb. 2: Dhünnaue 1927 (Quelle: Stadt Leverkusen)
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des Kölner Autobahnrings. Der Boden wird aufgrund 

von Problemen mit der Standfestigkeit bis auf die Soh-

le ausgehoben. Später erfolgt noch die Errichtung des 

Autobahnkreuzes Leverkusen-West.

Ab Mitte der 60er Jahre wird kein Müll mehr abgela-

gert, stattdessen wird nördlich der Autobahn ein Ent-

sorgungszentrum mit Gemeinschaftsklärwerk sowie 

eine neue und moderne Deponie der Bayer AG errich-

tet. 

Die ehemalige Deponie ist mittlerweile zu einem ge-

nutzten Teil des Stadtkörpers geworden. Das Interesse 

für die Umwelt nimmt in dieser Zeit zwar zu – aber es 

fokussiert sich jedoch vorwiegend auf aktuelle Prob-

leme. Die Deponie Dhünnaue verschwindet aus dem 

Bewusstsein der Öffentlichkeit. 

3.	 „Wiederentdeckung“ der Altlast Dhünnaue
Im Rahmen einer Bebauungsplanung im Bereich der 

Dhünnaue gelangt die Deponie durch Baugrund- und 

Umweltuntersuchungen als Altlast in den Focus der 

Öffentlichkeit. Verschiedene Untersuchungen ergeben 

konkrete Hinweise auf Belastungen des Untergrunds 

mit Schadstoffen. 

Da eine Gefährdung der Bevölkerung nicht ausge-

schlossen werden kann, führt die Stadt Leverkusen 

vorsorglich Schutzmaßnahmen durch. 

Aufgrund der festgestellten Kontaminationen ist eine 

Sanierung notwendig. Im Ablagerungskörper tritt ein 

breites und stark variierendes Spektrum von verschie-

densten anorganischen und organischen Schadstoffen 

in teilweise sehr hohen Konzentrationen auf. Auch im 

Oberboden werden hohe Belastungen festgestellt. Die 

Grundwasseruntersuchungen belegen, dass von der 

Altlast eine erhebliche Beeinträchtigung des Grund-

wassers ausgeht. Akute gesundheitliche Gefährdungen 

für die Bevölkerung sind jedoch nicht nachzuweisen.

Mitte der 80er Jahre rückt die Deponie Dhünnaue da-

mit als Altlast wieder ins Bewusstsein der Öffentlich-

keit. 

4.	 Sicherung der Altlast Dhünnaue
Aufgrund der ungeordneten Ablagerung der Abfälle 

sind die Belastungen sehr ungleichmäßig verteilt. Eine 

gezielte Sanierung einzelner Teilbereiche der insgesamt 

60 ha großen Flächen kommt vor allem auch aufgrund 

der Menge und Mächtigkeiten der Ablagerungen 

(insgesamt ca. 5 Mio. m³; mittlere Ablagerungsmäch-

tigkeit 8 m, maximale Ablagerung in der Dhünnaue-

Nord 20m) nicht in Frage. Durch Expertengutachten 

wird festgestellt, dass eine Sicherung, Sanierung und 

Abb. 3: Luftbild Dhünnaue 40er Jahre (Quelle: Stadt  

Leverkusen)

Abb. 5: Dhünnaue und Stadtmitte Leverkusen 1991 

(Quelle: Stadt Leverkusen)

Abb. 4: Dhünnaue 1966 mit BAB 1 und Bebauung Rhein-

allee (Quelle: Stadt Leverkusen)
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Überwachung der Fläche notwendig ist. Die Altlast 

muss durch Barrieren von ihrer Umwelt isoliert wer-

den, um schädliche Emissionen in fester, flüssiger oder 

gasförmiger Form zu verhindern. 

Hauptziele der Sicherung sind:

•	 den Kontakt zwischen Mensch und Ablagerungen 

zu vermeiden;

•	 den Eintritt von Regenwasser in den Deponiekör-

per zu minimieren und

•	 den unkontrollierten Austritt von Bodenluft zu 

verhindern.

Eine zukünftige Nutzung als Wohnbaufläche wird 

ausgeschlossen, erneut wird für die Flächen der 

Dhünnaue-Mitte und Dhünnaue-Süd eine Nutzung als 

Grünanlage festgeschrieben. 

 

Stadt und Unternehmen einigen sich für die Bereiche 

Dhünnaue-Mitte und Dhünnaue-Nord auf ein zweiteili-

ges Sicherungssystem. Durch eine Kombinationslösung 

aus 280.000 m² Oberflächenabdichtung (mehrschich-

tiges Dichtungssystem) und Grundwasserbarriere (bis 

zu 38 m tiefe Sperrwand) mit Brunnensystem sollen die 

oben genannten Ziele erreicht werden. 

Da es für den Bereich Dhünnaue-Süd keine Grundwas-

serbeeinträchtigungen gibt, reicht dort eine mindestens 

40 cm starke Bodenabdeckung als Sicherung an der 

Oberfläche aus. 

Alle Punkte der geplanten Sicherungsmaßnahmen 

(Sofortmaßnahmen, Durchführung, Finanzierung, 

Nachnutzung, Nachsorge etc.) werden in insgesamt 

16 öffentlich-rechtlichen Verträgen zwischen der Stadt 

Leverkusen und der Bayer AG vereinbart. Bauherr 

der Maßnahme ist die Bayer AG, Mitbauherrin ist die 

Stadt Leverkusen.

Ab 1989 erfolgen die Räumung und der Abriss der be-

stehenden Bebauung sowie die Rodung, um die Siche-

rungsmaßnahmen durchführen zu können. Insgesamt 

sind rund 300 Wohnungen betroffen, die Bewohne-

rinnen und Bewohner werden umgesiedelt, trotz teil-

weisen großen Unverständnisses für diese Maßnahme. 

Auch die an die Altlast grenzende Hauptschule und 

der Kindergarten werden von der Stadt vorsorglich 

geschlossen. 

Die Durchführung der Sicherungsmaßnahme erfolgt 

ab Mitte 1995. Während der Bauarbeiten muss die 

Abb. 6: Sicherungssystem Dhünnaue, Quelle und Autor: Bayer AG, 2004 (eigene Darstellung)
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vorhandene Infrastruktur aus Straßen und Ver- und 

Entsorgungsleitungen ohne Unterbrechung weiter 

funktionieren bzw. teilweise neu verlegt werden, um 

die Verbindung zwischen den Betriebsanlagen der 

Bayer AG im Süden mit dem Entsorgungszentrum 

nördlich der A1 zu gewährleisten. 

Grundlage der Deponieabdichtung und der geplanten 

Nachnutzung ist ein stabiler Untergrund. Parallel zur 

Entwicklung des Sicherungssystems wird daher bereits 

1995 die Bodenmodellierung für einen zukünftigen 

„Rheinpark“ (damaliger Planungstitel) entwickelt. An 

mehreren Stellen werden frühzeitig Belastungsmieten 

errichtet, um den Untergrund vorab zu verdichten und 

spätere Setzungen zu vermeiden. 

Im Juni 2000 ist die Oberflächenabdichtung im Be-

reich Dhünnaue-Mitte nach 5 Jahren Bauzeit fertigge-

stellt, während sie im nördlichen Abschnitt noch ca. 3 

weitere Jahre dauern wird. 

Mit der sog. Sanierungsgrenze (1m Bodenaufbau ober-

halb der Kombinationsabdichtung) wird eine klare 

Abgrenzung definiert, die den Abschluss der Siche-

rungsmaßnahme darstellt.

Mit Abschluss der Sicherungsmaßnahme Mitte als ge-

meinsames Projekt der Bayer AG und der Stadt Lever-

kusen liegt die Errichtung und Finanzierung des neuen 

Parks auf der Fläche alleine in der Zuständigkeit der 

Stadt Leverkusen. 

Kosten der Sicherungsmaßnahme des Gesamtprojekts 

ca. 110 Mio. Euro:

•	 Grundwasserbarriere ca. 35 Mio. Euro

•	 Oberflächenabdichtung Mitte ca. 20 Mio. Euro

•	 vorbereitende Maßnahmen ca. 13 Mio. Euro

•	 Oberflächenabdichtung Nord ca. 22 Mio. Euro

•	 Straßen- und Leitungsbau, Sonstiges ca. 20 Mio. 

Euro

•	 Kostenaufteilung der Sicherungsmaßnahmen (Mitte 

und Süd): 75% Bayer AG, 25% Stadt Leverkusen

•	 Einbau von über 1 Mio. m³ Auffüll- und Rekulti-

vierungsboden

5.	 Wiedernutzung – Der neue Park am Rhein
Aufgrund der Mitte der 90er Jahre zunehmend 

schlechter werdenden Finanzsituation der Stadt Lever-

kusen wird frühzeitig erkannt, dass eine qualitätvolle 

Errichtung einer Parkanlage ohne Unterstützung des 

Landes NRW nicht erfolgen kann. Die ursprünglich 

Abb. 7: Dhünnaue 2001 / Fertigstellung Sicherung Mitte und Süd (Quelle: Bayer AG, 2004)
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in Koordination mit der Altlastsicherung konzipierte 

Errichtung eines „Rheinparks“ kann aus finanziellen 

Gründen nicht realisiert werden. 

Allerdings muss die Fläche nach Abschluss der Sa-

nierung wieder der vertraglich festgeschriebenen und 

politisch beschlossenen Nutzung als öffentliche Park-

anlage zugeführt werden. Ein Hinterlassen dieser so 

exponiert am Rhein liegenden Fläche als Brache wird 

vor allem auch aufgrund der Potenziale für die Stadt-

entwicklung nicht ernsthaft in Erwägung gezogen.

Daher wird bei der Stadt Leverkusen bereits im Jahr 

1995 der Lösungs- und Finanzierungsansatz entwickelt, 

Planung und Bau des neuen Parks am Rhein mit der 

Durchführung einer Landesgartenschau zu verbinden.

Nach Erarbeitung einer Machbarkeitsstudie und früh-

zeitiger intensiver Einbeziehung der Bürgerschaft (erste 

Bürgerforen bereits ab 1995) bewirbt sich die Stadt Le-

verkusen nach entsprechenden Ratsbeschlüssen im Jahr 

1998 beim Land NRW um die Durchführung der Lan-

desgartenschau 2005 zum 75-jährigen Stadtjubiläum. 

Als Grundlage für die spätere Landesgartenschau wird 

im Jahr 1999/2000 für die Gestaltung der Bereiche 

Dhünnaue-Mitte und Dhünnaue-Süd ein europaweiter 

Architektenwettbewerb ausgelobt und durchgeführt. 

Aufgabe an die Planerteams ist neben der Konzeption 

einer für den Standort und seiner Geschichte angemes-

senen Realisierungsplanung vor allem die Auseinander-

setzung mit einer Vielzahl technischer Restriktionen und 

Vorgaben, die sich aus der Altlastsicherung ergeben: 

•	 Berücksichtigung des vorgegebenen Höhenprofils

•	 Ausschluss von Wasserflächen auf dem abgedichte-

ten Bereich 

•	 Berücksichtigung der Schächte, Setzungspegel und 

sonstiger technischen Einbauten 

•	 Gewährleistung der Anfahrbarkeit von Schächten 

und Leitungen

•	 Verbot tiefgründiger Fundamente 

•	 Weitgehende Vermeidung tief wurzelnder Bäume

In den Wettbewerb einbezogen werden die östlich an 

die Dhünnaue angrenzenden Gewässerbereiche der 

Dhünn, sodass sich der neue Park wie ein Bogen um 

die Stadtmitte legen soll.

Der Wettbewerb wird gewonnen durch die ARGE Bro-

sk (Freiraumplanung) aus Essen und Agirbas/Wienst-

roer (Architektur + Stadtplanung) aus Neuss. 

Das Planungskonzept „Bumerang – Park der Bewe-

gung“ lebt von Gegensätzen. Strenge, fast geometri-

sche Landschaftsarchitektur im zentralen Bereich wird 

einer natürlich, harmonischen Parkgestaltung in den 

Randbereichen gegenübergestellt. Dieser Kontrast von 

Natürlichkeit und Künstlichkeit soll daran erinnern, 

dass der Park auf einer künstlichen Landschaft entsteht. 

Die prägende Form des Bumerangs legt sich dabei 

als Klammer über alle Teile des Parks und verbindet 

diese über neue Brücken und Wegeführungen mitein-

ander. Brücken überwinden dabei die inzwischen her-

gestellten Strassen. Innerhalb des Bumerangs wird die 

ursprünglich im „Rheinpark“ geplante weiche Gelän-

demodellierung in eine terrassierte Landschaft aufge-

brochen und in gestalterische und thematische Ebenen 

unterteilt.

Im Jahr 2001 wird von der Stadt Leverkusen eigens 

eine Projektentwicklungsgesellschaft gegründet, die 

den Auftrag erhält, die neue Parkanlage mit einem 

festgeschriebenen Finanzierungsbetrag der Stadt zu 

errichten und die Landesgartenschau 2005 vorzuberei-

ten und durchzuführen.

Bürgerbeteiligung:
Bereits von Beginn des Projekts Landesgartenschau 

Leverkusen wird ein Schwerpunkt auf eine konti-

nuierliche Beteiligung der Bürgerschaft und Öffent-

lichkeit gelegt. Vor allem die Tatsache, dass auf einer 

ehemaligen Chemiedeponie ein neuer öffentlicher Park 

entstehen sollte, macht eine kontinuierliche Bürgerin-

formation und eine ernstgemeinte Kommunikation mit 

den Bürgerinnen und Bürgern notwendig. Im Laufe des 

Planungs- und Bauprozesses finden neben einer regel-

mäßigen Projektinformation sechs Bürgerforen mit je-

weils bis zu 500 Besuchern statt, aus denen u.a. auch 

Vorschläge für die Planung des Parks aufgenommen 

werden. In der Bauphase der LAGA werden Baustel-

lenwanderungen mit insgesamt 10.000 Teilnehmerin-

nen und Teilnehmern durchgeführt und mit Gründung 

der GmbH wird ein „Bürgerbeirat“ als ein Beratungs-

gremium des Aufsichtsrats eingerichtet.
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Neben der hohen Akzeptanz des Projekts in der Be-

völkerung Leverkusens (Indiz dafür ist die hohe Zahl 

von über 10.000 verkauften Dauerkarten) führt die 

kontinuierliche Bürgerbeteiligung letztendlich auch zu 

positiven monetären Effekten. Insgesamt werden ca. 

50 Bänke und über 120 Bäume durch Paten gespendet, 

während der Landesgartenschau helfen über 170 eh-

renamtliche Helferinnen und Helfer bei der Durchfüh-

rung (v.a. durch ca. 1.500 Führungen von Besucher-

gruppen, Pflegearbeiten).

Bau der Parkanlage
Im Jahr 1999 wird mit dem Bodeneinbau nach den 

festgelegten Höhenvorgaben begonnen. Zur Modellie-

rung des Geländeprofils müssen insgesamt nochmals 

ca. 300.000 m³ gesunder und kontrollierter Boden ge-

sammelt und kontrolliert eingebaut werden. 

Erst nach Fertigstellung des Bodeneinbaus kann ab 

2002 mit der Errichtung der Freianlagen in 10 Teilbe-

reichen begonnen werden.

Besondere Schwierigkeiten bestehen bei Planung und 

Bau vor allem durch die vielfältige technischen Res-

triktionen durch Leitungen, Schächte oder Probleme 

mit dem frisch aufgebrachten Boden. Eine besondere 

Herausforderung stellt dabei die Gründung des größten 

Bauwerks im Park, der ca. 180 m langen Neulandbrü-

cke dar, die die beiden Haupteile des Parks über eine 

Straße hinweg miteinander verbindet. 

Abb. 8: Übersichtsplan „Bumerang – Park der Bewegung“ (Quelle: Stadt Leverkusen, Autor: Rüdiger Brosk, 2000)
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Bei der Finanzierung der Baumaßnahme muss der vom 

Rat der Stadt Leverkusen auf ca. 7,7 Mio. Euro fest-

geschriebene Eigenanteil an der Gesamtfinanzierung 

eingehalten werden. Durch die starke Unterstützung 

und Förderung des Landes NRW kann die Gesamtbau-

maßnahme mit einem Volumen von ca. 22 Mio. Euro 

realisiert werden.

Landesgartenschau 2005 
Am 16.04.2005 wird der neue Park am Rhein für die 

Landesgartenschau 2005 unter dem Motto „Neuland 

entdecken“ eröffnet. Die Freianlagen des 50 ha großen 

Parks (davon 35 ha mit intensiver Gestaltung) wurden 

in einer Gesamtbauzeit von nur 40 Monaten errichtet. 

Nach Jahrzehnten wird damit die Stadt Leverkusen im 

Bereich Wiesdorf wieder an den Rhein zurückgeführt.

Während der Landesgartenschau besuchen ca. 550.000 

Besucherinnen und Besucher die neue Parkanlage mit 

ihren großen Plätzen und Spielplätzen, Open-Air-Büh-

nen und ca. 30 Themen- und Mustergärten. Die Ge-

schichte und Entwicklung der Altlast Dhünnaue wird 

dabei in einer eigenen Ausstellung am Haupteingang 

präsentiert. Ebenfalls werden die Besucherinnen und 

Besucher durch Informationsschilder immer wieder an 

besonderen Stellen auf die Altlastproblematik hinge-

wiesen und die durchgeführten Lösungen werden teil-

weise an Ort und Stelle dargestellt. 

Insgesamt sind die Reaktionen auf den neuen Park und 

seine teilweise besondere Gestaltung überwiegend po-

sitiv. Leverkusen ist zu seinem Stadtjubiläum zu einem 

touristischen Ziel geworden, besonders die neu gestal-

tete Rheinfront mit den Blumenschiffen ist dabei ein 

Anziehungspunkt. 

Abb. 9: Bau des Kernbereichs Bumerang (Quelle: Eigenes Foto, 2004)

Abb. 10: Plakat Landesgartenschau Leverkusen (Quelle: 

Stadt Leverkusen, 2004)
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6.	 Erfahrungen, Fazit und Ausblick
Nach einem Planungs- und Bauzeitraum von 

ca. 16 Jahren und mit einem Kostenvolumen von ca. 

140 Mio. Euro wurde die „Altlast Dhünnaue“ umge-

nutzt zu einem neuen von den Bürgern akzeptierten 

Park. Die angesichts der Komplexität der Aufgabe zü-

gige Umsetzung war vor allem deshalb möglich, weil 

die Stadt Leverkusen und die Bayer AG juristischen 

Streit bzgl. der Zuständigkeit und Verantwortlichkeit 

vermieden haben und sich auf partnerschaftliche Lö-

sungen zu verständigen.

Seit 2006 steht das ehemalige Landesgartenschau-

Gelände als „Neulandpark“ allen Leverkusenern und 

Gästen von außerhalb offen. Nach dem Rückbau der 

temporären Einrichtungen des Parks ist die Anlage als 

öffentliche Parkanlage in die Unterhaltung der Stadt Le-

verkusen übergegangen. Die Unterhaltungskosten für 

den Kernbereich belaufen sich auf ca. 250.000 Euro/a. 

Aufgrund der großen Akzeptanz des Parks in der Öf-

fentlichkeit wurden bisher keine Budgetkürzungen in 

diesem Bereich vorgenommen, zusätzlich besteht seit 

2005 ein „Förderverein Neulandpark“. 

Der Park ist mittlerweile als besonderer zeitgenössi-

scher Park Bestandteil des Europäischen Gartennetz-

werkes (EGHN) sowie der sog. „Rheinperlen“, einer 

Abfolge bedeutender öffentlicher Parkanlagen entlang 

des Rheins und hat sich zu einem regionalen Ausflugs-

ziel entwickelt. 

Der Park ist ebenfalls Ausgangspunkt des Konzepts 

des „Grünen Fächers“, in dem zur regionale2010 lo-

kale und regionale Grünzüge miteinander vernetzt 

werden sollen.

Sicherlich haben auch die frühzeitige Information und 

„Mitnahme“ der Bürgerschaft einen großen Beitrag 

zur Akzeptanz des Parks trotz der Geschichte seines 

Untergrundes beigetragen. Eine offene Kommunika-

tion der Sicherung und Nachnutzung einer Chemie-

altlast wurde von allen Beteiligten ernst genommen. 

Der zweifelsfrei hohe Aufwand einer kontinuierlichen 

Bürgerbeteiligung und -begleitung hat sich für dieses 

Projekt mehr als gelohnt. Durchgeführte Befragungen 

zeigen jedoch auch, dass immer noch ein gewisser An-

teil von Befragten der nachhaltigen Nutzung der Flä-

che und der Sicherheit der Sicherungsmaßnahme kri-

tisch gegenüber steht. Somit ist auch in der Zukunft 

ein offener Umgang mit dem Thema Altlast Dhünnaue 

angeraten, um die Akzeptanz der Bevölkerung für die 

Parknutzung zu erhalten. 

Abb. 11: neue Rheinpromenade (Quelle: Eigenes Foto, 

2005)

Abb. 12: Kernbereich Landesgartenschau (Quelle: Stadt 

Leverkusen, 2005)
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Technisch muss das Sicherungssystem langfristig über-

prüft und gesichert werden. Alle Beteiligten haben 

deshalb ein anspruchsvolles Nachsorgekonzept für die 

Zukunft entwickelt und vertraglich vereinbart. Alle 

bisherigen Messungen und Kontrollen bestätigen die 

Wirksamkeit der Sicherungsmaßnahmen. 

Ca. 30 Jahre nach Wiederentdeckung der Altlast 

Dhünnaue ist eine Wunde im Stadtgefüge Leverkusens 

geschlossen. 

Die Stadt hat ein neues Gesicht zum Rhein hin erhal-

ten und eine bedeutende Fläche kann wieder durch die 

Bevölkerung genutzt werden. Leverkusen hat ein be-

deutendes Naherholungsgebiet am Rhein gewonnen. 

Abb. 13: Der Neulandpark zur Landesgartenschau 2005 (Quelle: Stadt Leverkusen, 2005; Autor: Karl-Heinz Halberstadt)



103

Jean Louis Tardent, Sondermülldeponie Kölliken, 
Schweiz

Kurzfassung 
Die mitten in einem Wohngebiet liegende Sondermüll-

deponie Kölliken wurde 1978-1985 durch ein Kon-

sortium (Kantone Aargau und Zürich, Stadt Zürich 

und Basler Chemische Industrie) betrieben. Zufolge 

umweltrelevanter Unzulänglichkeiten wurde sie noch 

vor der vollständigen Verfüllung durch den Gemein-

derat geschlossen. Insgesamt wurden ca. 300.000 m3 

bzw. 460.000 t Sonderabfälle in Fässern, Säcken so-

wie in loser Schüttung abgelagert. Von 1986 bis 2006 

wurden durch das Konsortium umfangreiche Erkun-

dungs- und Sicherungsarbeiten im Umfang von rund 

100 Mio. Euro durchgeführt. Da die Deponie länger-

fristig weiterhin eine Gefährdung der nahe gelegenen 

Grundwasserleiter darstellt, soll sie gemäß Verfügung 

der kantonalen Aufsichtsbehörde vollständig rückge-

baut werden. Dazu wurden 2006/2007 drei dichte, im 

Unterdruck stehende Hallen gebaut. Die Abluft der 

Hallen wird abgesaugt und über Aktivkohle gereinigt. 

Im Herbst 2007 wurde mit den Rückbauarbeiten be-

gonnen. Diese sollen Ende 2015 abgeschlossen sein. 

Die Kosten dafür belaufen sich auf 450 Mio. Euro.

1.	 Historische Entwicklung
In Kölliken sind in einer stillgelegten Tongrube mitten 

im Wohngebiet ab 1978 rund 300.000 m3 Sondermüll 

eingelagert worden. Verantwortlicher Betreiber ist das 

Konsortium Sondermülldeponie Kölliken, an welchem 

die Kantone Aargau und Zürich mit je 41 2/3% und 

die Stadt Zürich sowie ein Konsortium der Basler Che-

mischen Industrie mit je 8 1/3% beteiligt sind.

Die Einlagerungsbedingungen sowie das Einlagerungs-

konzept entsprachen dem damaligen Stand der Tech-

nik. Aufgrund einer großzügigen Bewilligungspraxis 

wurde zum Teil jedoch völlig ungeeignetes Deponiegut 

abgelagert. Zudem erfolgte die Ablagerung ohne die 

Einrichtung von Kompartimenten für unterschiedliche 

Abfallarten, ohne Basisabdichtung und ohne Entga-

sungssystem. 

Bereits 1985 verfügte der Gemeinderat die Schließung 

der Deponie, da das Konsortium auf Reklamationen 

aus der Nachbarschaft wegen Geruch und Staubent

wicklung nicht reagierte. Zu diesem Zeitpunkt war die 

Deponie erst zu rund ¾ verfüllt. Politische Vorstöße im 

Kantonsparlament veranlassten die Einsetzung einer 

Expertenkommission, welche zu prüfen hatte, unter 

welchen Umständen eine Wiedereröffnung der Depo-

nie möglich wäre.

Die in der Folge durchgeführten Untersuchungen zeig-

ten, dass der Untergrund der Tongrube weniger dicht 

war als ursprünglich angenommen, und dass die aus 

der Deponie austretenden Verunreinigungen ein wich-

tiges Grundwasservorkommen der Region bedrohten. 

Eine Wiedereröffnung kam deshalb nicht mehr in Fra-

ge; vielmehr erwies sich eine umfassende Sanierung als 

unumgänglich.

In den folgenden 15 Jahren wurden intensive Siche-

rungsmaßnahmen getroffen, um das Grundwasser vor 

Verunreinigung zu schützen. 

Dekontaminieren statt Sichern – 
Sanierung der Sondermülldeponie Kölliken
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•	 Die Deponie wurde 1985-1988 mit einer mehr-

schichtigen mineralischen Oberflächenabdichtung 

(Kapillarsperre) versehen. 

•	 Im Umfeld der Deponie wurde sukzessive ein um-

fangreiches Monitoringsystem eingerichtet. Dieses 

umfasst heute über 270 Beobachtungspegel, wel-

che regelmässig beprobt werden. 

•	 1992 wurde im Abstrom der Deponie im Grund-

wasserträger eine Interventionsbrunnenreihe in

stalliert, mit welcher ein allfälliger Durchbruch 

von Schadstoffen abgefangen werden könnte. 

•	 1994 wurde eine biologische Kläranlage für das an 

der Basis der Deponie gesammelte Schmutzwasser 

in Betrieb genommen. Gleichzeitig wurde für die 

Behandlung der geruchsbelasteten Abluft der Klär-

anlage sowie für die gesammelten Deponiegase ein 

Hochtemperaturverbrennungsofen mit Rauchgas-

reinigung gebaut. 

•	 Zur Verminderung der Wasserzutritte zur Deponie 

wurde 1997 im nördlichen Zustrom der Deponie 

eine 15 m tiefe Hangdränage gebaut, deren Wasser 

direkt in den Vorfluter abgeleitet wird. 

•	 Zur Unterbindung der Schmutzwasseraustritte aus 

der Deponie in den Untergrund wurde in den Jah-

ren 2001-2003 am Südrand (abstromseitig) eine hy

draulische Abschirmung, bestehend aus 129 Dräna-

gebrunnen mit 18 m Tiefe und einem verbindenden 

begehbaren Fußstollen in 20 m Tiefe, gebaut. Das 

sich dort sammelnde Sickerwasser wird in der be-

triebseigenen Behandlungsanlage gereinigt. Auf den 

Bau der parallel zur Dränagewand geplanten bis zu 

50 m tiefen Dichtwand wurde im Lichte der damals 

aufkommenden Idee des Deponierückbaus verzichtet. 

Obschon die Deponie mit all den oben aufgeführten 

Sicherungsmaßnahmen gemäß Umweltschutzgesetz 

als sanierte Altlast gelten könnte, besagt der Erläute-

rungsbericht zur Verordnung über die Sanierung von 

Altlasten, dass Sicherungsmaßnahmen, welche über 

einen längeren Zeitraum als eine Generation betrieben 

werden müssen, nicht als Sanierung akzeptiert werden 

können. In diesem Fall muss eine vollständige Dekon-

tamination des Standortes erfolgen.

Als ultimative Sanierungsmaßnahme war von Seiten 

des Konsortiums immer wieder der Rückbau der De-

ponie geprüft und untersucht, lange Zeit aber als nicht 

dem Stand der Technik entsprechend und als zu teuer 

beurteilt worden. Gestützt auf einen international aus-

geschriebenen Ideenwettbewerb wurden im Jahr 2000 

erneut eine Machbarkeitsstudie und als Folge ein Vor-

projekt für den Rückbau der Deponie ausgearbeitet.

Finanzielle Überlegungen erleichterten diesen Ent-

scheid, da die Aufwendungen für einen reinen Siche-

rungsbetrieb über mehrer Generationen nach rund 100 

Jahren den Betrag eines Totalrückbaus der Deponie 

überschreiten würden, wobei das Gefahrenpotenzial 

der Altlast dann aber immer noch vorhanden wäre.

Abb. 1: Leere Tongrube mit Dränage

Abb. 3: Sicherungsmaßnahmen 

Abb. 2: Lageweiser Einbau der Abfälle
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2.	 Sanierungsprojekt und Bauprojekt
Auf Basis eines Vorprojektes wurde 2002 ein Planungs-

auftrag für die Ausarbeitung eines Sanierungsprojektes 

und eines Bauprojektes vergeben. Die Zeitvorgabe für 

die Bearbeitung beider Projekte betrug ein Jahr.

Im Juli 2003 verfügte das Departement Bau, Verkehr 

und Umwelt des Kantons Aargau, gestützt auf das 

eingereichte Sanierungsprojekt, den Rückbau der De-

ponie bis ins Jahr 2015. Am 9. Juli 2004 erteilte die 

Kommunalbehörde die Baubewilligung.

3.	 Prinzip des Rückbaus
Für den vorgesehenen Rückbau der Sondermülldepo-

nie werden drei große Hallen sowie ein Bahnanschluss 

erstellt. In der Abbauhalle erfolgt der Rückbau der 

Deponie, in der Manipulationshalle die Sortierung 

und Neuverpackung der Abfälle und in der Lagerhalle 

die Zwischenlagerung bis zum Abtransport. Sämtli-

che Hallen stehen unter Unterdruck, damit die direkt 

am Deponierand wohnende Bevölkerung nicht durch 

Emissionen gestört wird. Die abgesaugte Luft wird mit 

einem Staubfilter und einer zweistufigen Aktivkohle-

anlage gereinigt. 

Rückbaubereiche sind konsequent von den sauberen 

Bereichen abgetrennt. Das Betreten der Rückbauhalle 

erfolgt ausschließlich über eine Schwarz-Weiß-Anlage 

und über Schleusen. Zur Hangsicherung werden ent-

lang des Einlagerungsperimeters Bohrpfähle abgeteuft 

und mit Vorspannankern gesichert. Die Pfähle wurden 

mit einem Kopfriegel verbunden, welcher gleichzeitig 

als Fundation der Hallenkonstruktion dient.

4.	 Loseinteilung
Für die Sanierungsarbeiten wurden drei unabhängige 

Lose vergeben:

•	 Los I Infrastruktur umfassend: Hangsicherung mit 

einer verankerten Pfahlwand, Bau der Hallen (La-

gerhalle, Manipulationshalle, Abbauhalle), feste 

Einrichtungen (Strom, Licht, Rauch- und Brand-

melder, Sprinkleranlage), Rückbau der Bauten 

nach Abschluss der Rückbauarbeiten.

•	 Los E Entsorgung umfassend: Abluftbehandlungs-

anlage, mobile Einrichtungen und Geräte, Rück-

bau der Deponie, Triage, Vorbehandlung und 

Neuverpackung, Container und Gebinde, Trans-

port und Logistik, Behandlung bzw. Beseitigung 

der Abfälle.

•	 Los P+A Probenahme und Analytik umfassend: 

Probenahme im Schwarz- und Weiß-Bereich, Ana-

lyse der Proben, Zuordnung der Abfälle zu den 

Entsorgungsschienen.

Sowohl für Los I wie auch für Los E wurde der Auftrag 

für eine Unternehmervariante erteilt.

5.	 Hallenbad
5.1	 Abbauhalle
Anstelle der im Sanierungsprojekt ursprünglich vorgese-

henen versetzbaren kleinräumigen Abbauhalle mit 179 

Stützen weist die Unternehmervariante eine, die gesamte 

Deponiefläche von 33.000 m2 überdeckende stützenfreie 

Halle auf. Das Hallendach ist dabei an Bogentragwer-

ken aufgehängt. Diese Bauweise erlaubt eine optimale 

Bewegungsfreiheit während den Rückbauarbeiten.

Die Länge der Halle beträgt rund 200 m, die Breite 

liegt zwischen 140-170 m. Die Bogentragwerke der 

Abb. 4: Stollen der Abschirmung Süd Abb. 5: Dichte Hallen für den Deponierückbau
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Halle weisen somit Spannweiten von bis zu 170 m 

auf. Die 19 Bogentragwerke setzen sich aus 125 Bo-

gensegmenten zusammen, welche in Deutschland fa-

briziert und auf der Baustelle zusammengeschraubt 

wurden. Mittels einer Hilfskonstruktion wurden die 

zu Halbbogen zusammengesetzten Elemente mit einem 

Raupenkran aufgerichtet und versetzt. Die in Massiv-

bauweise erstellten Hallenwände wurden auf dem um-

laufenden Kopfriegel der hangsichernden Pfahlwand 

errichtet. Die Dichtungsfolie des Hallendaches ist mit 

den Wänden verbunden und garantiert so die Dichtig-

keit der Hallen.

5.2	 Manipulationshalle
Die Manipulationshalle wurde in der gleichen Bau-

weise wie die Abbauhalle errichtet. Sie hat eine Länge 

von 90 m, eine Breite von 89 m und eine Fläche von 

8.000 m2. Neun Bogentragwerke mit 90 m Spannwei-

te tragen das Hallendach. Die Manipulationshalle ist 

durch Schleusen mit der Abbauhalle verbunden.

Da die Manipulationshalle zum Teil auf kontaminier-

tem Grund steht, musste dieses Material in einem ers-

ten Schritt (November 2007 bis Oktober 2009) rück-

gebaut und entsorgt werden. Anschließend wurde die 

Halle zwischen November 2009 und Juni 2010 für die 

Bedürfnisse des Rückbaus der zweiten Rückbauetappe 

umgebaut. Nach dem Betonieren der Bodenplatte wur-

den die notwendigen Wände, die Lagerboxen sowie die 

Einrichtungen für die Schwarz-Weiß-Bereiche instal-

liert. Nach Abschluss aller baulichen Arbeiten konnten 

mit dem Einbau der technischen Einrichtungen zur Pro-

benahme, Sortierung, Neuverpackung und Zwischen-

lagerung des Deponiegutes begonnen werden.

Gleichzeitig wurde das noch fehlende Zwischenstück 

des Bahnanschlusses erstellt, da möglichst viel Depo-

niegut mit der Bahn abtransportiert werden soll.

5.3	 Lagerhalle
Unter der Bodenplatte der Lagerhalle wurden Speicher-

becken für Regenwasser, Schmutz- und Löschwasser 

erstellt. Die Lagerhalle wurde in konventioneller Bau-

weise mit Stahlstützen errichtet. Für nicht kontami-

nierten Aushub wurden Lagerboxen installiert. Für 

den späteren Bahntransport wurden die Bahngleise 

verlegt.

6.	 Rückbau des Deponieinhalts
6.1	 Rückbauarbeiten
Der Inhalt der Deponie besteht aus lose geschütte-

ten Abfällen, aus Fässern und aus sackähnlichen Ge-

binden. Der Rückbau erfolgt deshalb kleinräumig, 

schichtweise von oben nach unten.

Insgesamt müssen nebst rund 450.000 t Sondermüll 

auch 82.000 t Abdeckmaterial und rund 75.000 t 

kontaminierte Deponiesohle rückgebaut und zur Be-

handlung in externe Behandlungsanlagen verbracht 

werden. 

Für die Projektierung und die Submission wurde ge-

stützt auf die vorhandene rudimentäre Einlagerungs-

datenbank versucht, mit einer Mengenmatrix den 

Deponieinhalt den verschiedenen möglichen Entsor-

gungswegen zuzuordnen. Erst die Rückbauarbeiten 

werden jedoch zeigen, wie genau diese theoretischen 

Vorhersagen waren.

Abb. 6: Bau der massiven Hallenwände Abb. 7: Bogentragwerke mit Hilfskonstruktion 
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Die Maschinenführer arbeiten in luft- und staubdich-

ten Kabinen mit eigener Atemdruckluftversorgung. 

Sie kommen weder mit dem Deponiegut noch mit 

der kontaminierten Luft im Innern der Abbauhalle in 

Kontakt. Das Besteigen der Fahrzeugkabine erfolgt 

über eine Dockingstation direkt aus dem Weißbereich, 

ebenso das Betanken mit Diesel und Frischluft. Die 

verschiedenen Werkzeuge wie Tieflöffel, Fassgreifer, 

Gabeln oder Ladeschaufeln können vom Baggerführer 

ohne fremde Beihilfe jederzeit ausgetauscht werden.

Nach der analytischen Zuordnung der rückgebauten 

Abfälle zu einer der Entsorgungsschienen, werden die 

Abfälle in dichte Spezialcontainer abgefüllt, aus dem 

Schwarzbereich ausgeschleust und bis zum Vorliegen 

der Entsorgungsbewilligung in der Lagerhalle zwi-

schengelagert.

6.2	 Probenahme und Analytik
Die Beprobung der Materialien erfolgt durch die Pro-

benehmer an den Haufwerken bzw. aus den Fässern in 

den Handlingcontainern zum Teil im Schwarzbereich. 

Sie sind dafür mit den notwendigen Schutzausrüstun-

gen versehen. Für den Transport der Proben steht ih-

nen ein Spezialfahrzeug zur Verfügung.

Nach dem Ausschleusen der Proben werden diese 

im eigens für den Rückbau erstellten Vor-Ort-Labor 

analysiert. Aus Platzgründen in der Lagerhalle müs-

sen die Resultate innerhalb von 48 h vorliegen. Dies 

bedingt, dass alle Proben innerhalb dieser Zeit auf 

über 30 Einzelsubstanzen untersucht werden müs-

sen. Aufgrund der Analysenergebnisse gibt ein fest-

gelegtes Raster den für diesen Abfallstoff geeigneten 

Entsorgungsweg (Entsorgungsschiene) vor. Die Ein-

teilung erfolgt in insgesamt 12 Entsorgungsschienen 

(z. B. Oberflächendeponie, thermische Bodenbe-

handlung, Untertagedeponie, Sonderabfallverbren-

nung etc.).

6.3	 Triage, Transport und Entsorgung
In der Manipulationshalle wird nach Vorliegen des 

Analysenresultates das Deponiegut neu verpackt und 

Abb. 8: Hallenkomplex am Dorfrand von Kölliken 

Abb. 10: Dockingstation mit angedockten Fahrzeugen 

Abb. 11: Dockingstation von innen

Abb. 9: Abbau-, Manipulations- und Lagerhalle



108

zwischengelagert. Die Gebinde werden nummeriert, 

registriert und mit detaillierten Angaben zum Inhalt 

versehen.

Bis zum Abtransport lagert das Deponiegut in ge-

schlossenen und teilweise mit Aktivkohlefiltern aus-

gerüsteten Spezialcontainern in der Lagerhalle. Fässer 

und Big-Bags werden ebenfalls in Spezialcontainer um-

geschüttet und in diesen zwischengelagert. 

Die Container werden nach einem genau definierten 

Ablauf für den Abtransport bereitgestellt und anschlie-

ßend mit einem Stacker auf Lastwagen bzw. auf Bahn-

waggons verladen. Die beladenen Waggons werden zu 

Zügen zusammengestellt, die den Sondermüll zu den 

Entsorgungsorten transportieren.

Für jede Entsorgungsschiene hat der Losnehmer min-

destens zwei Entsorgungsanlagen unter Vertrag zu hal-

ten, so dass auch bei Ausfall einer Anlage eine Entsor-

gung jederzeit gewährleistet werden kann. 

6.4	 Überwachung
Die Überwachung der einzelnen Entsorgungsschritte 

erfolgt mittels eines computergestützten Deponiema-

nagement-Systems (DMS). Jede einzelne Tätigkeit, 

vom Moment des Ergreifens des Abfallstoffes bis zu 

dessen endgültiger Behandlung in einer Entsorgungs-

anlage, wird dort registriert. Das DMS gibt somit 

jederzeit lückenlos Auskunft über den Verbleib des 

Abfallstoffes. Es dient ebenfalls dem Nachweis der 

umweltkonformen Entsorgung der Abfälle.

6.5	 Abluftbehandlung
Da durch die Rückbauarbeiten giftige, stinkende oder 

Staub entwickelnde Stoffe freigesetzt werden können 

und damit davon nichts in die Umwelt entweicht, 

herrscht in allen Hallen ein Unterdruck. Die Luft im 

Halleninnern wird über Lüftungsrohre kontinuierlich 

abgesaugt (bis 200.000 m3/h im Normalbetrieb). Die 

Abluftbehandlungsanlage befindet sich in einem se-

paraten Trakt der Lagerhalle. Die Luft wird zunächst 

durch einen Staubfilter und anschließend durch einen 

Abb. 12: Händische Probenahme im Schwarzbereich Abb. 14: Vor-Ort-Labor

Abb. 13: Fahrzeug für Probenehmer Abb. 15: Vor-Ort-Labor
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zweistufigen Aktivkohlefilter vollständig gereinigt. Die 

relevanten Abluftwerte werden im Hochkamin konti-

nuierlich gemessen und aufgezeichnet. 

6.6	 Sicherheit
Sämtliche Hallen sind mit Rauch- und Brandmeldern, 

die Lagerhalle zusätzlich mit Sprinkleranlagen ausge-

rüstet. Die Aktivkohlecontainer der Abluftbehand-

lungsanlage sind für den Brandfall mit einer automati-

schen CO2-Flutung versehen. 

Für alle relevanten Szenarien bestehen umfassende Si-

cherheitskonzepte. Mit den zuständigen Feuerwehren 

wurde eine speziell geschulte Pikettgruppe gebildet 

und entsprechende Alarm und Einsatzpläne ausgear-

beitet. Die Entrauchung der Halle im Brandfall erfolgt 

über die Abluftanlage.

Die Überwachung der Anlagen und der Rückbauar-

beiten erfolgt in einer Schaltwarte. 14 schwenk- und 

zoombare Kameras erlauben eine genaue Beobachtung 

der Arbeiten. Der Standort der mit einem Personen-

Ortungsgerät ausgerüsteten Arbeiter kann jederzeit am 

Bildschirm präzise lokalisiert werden. Die Kommuni-

kation untereinander erfolgt über ein Funknetz.

6.7	 Beschäftigte
Während der Rückbauarbeiten der Deponie sind ins-

gesamt rund 60 Personen beschäftigt. Davon sind ca. 

10 Personen direkt mit dem Rückbau und 15 Personen 

mit der Rückbauüberwachung in der Schaltwarte bzw. 

mit der Rückbauleitung beschäftigt. Für die Probenah-

me sind 5 und im Labor ca. 20 Personen tätig. Des 

Weiteren sind von Seiten des Bauherrn sieben Personen 

für die Oberbauleitung, die Projektüberwachung und 

die Rückbauüberwachung zuständig.

7.	 Erfahrungen der ersten Rückbauetappe
Nach der Fertigstellung und Prüfung der Dichtheit der 

Hallen wurde im November 2007 mit dem Rückbau 

des kontaminierten Materials in der Manipulations-

halle begonnen. In dieser ersten Rückbauphase, welche 

gleichzeitig Testbetrieb für die zweite Rückbauphase 

ist, erfolgten die Triage und die Neuverpackung des 

abgebauten Materials in provisorischen Anlagen in der 

Lagerhalle. Der Abtransport des Sondermülls erfolgte 

über die Straße, da der Bahnanschluss erst später fertig 

erstellt werden kann.

Zuerst wurde die in diesem Bereich 2-4 m dicke Deck-

schicht abgetragen, beprobt und triagiert. Dieses nicht 

bzw. zum Teil schwach belastete Material konnte, wie 

im Konzept vorgesehen, größtenteils auf Oberflächen-

deponien verbracht werden. 

Abb. 16: Transportcontainer in der Lagerhalle Abb. 17: Transportcontainer auf Bahn verladen

Abb. 18: Überwachung mit Videokameras
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Ab Februar 2008 wurde mit dem Rückbau des Depo-

niekörpers begonnen. Das lose abgetragene Material 

wurde dabei nach optischen Gesichtspunkten tria-

giert und zu Haufwerken geschüttet. Die geborgenen 

Fässer wurden, sofern möglich, in Handlingcontainer 

gestellt. Bei defekten Fässern wurde zudem auch das 

umliegende lose Material in den Container verbracht. 

Die freigelegten Fässer und Big-Bags in diesem Bereich 

erwiesen sich größtenteils als derart stark korrodiert 

bzw. zerstört, dass die einzelne Bergung größtenteils 

nicht mehr möglich war. Dieses Material wurde eben-

falls lose in Handlingcontainer geschüttet.

Die einzelnen Haufwerke, sowie die Fässer bzw. die 

losen Materialien in den Handlingcontainern wurden 

anschließend beprobt und bis zum Vorliegen der Ana-

lysenresultate in der Halle belassen. 

In der Nacht vom 25./26. Juni 2008 entzündete sich 

in der Abbauhalle in einem Handlingcontainer metal-

lisches Magnesium und zerstörte Teile der Infrastruk-

tur. Dies führte zu einem Unterbruch von rund sechs 

Monaten, während welchem das Sicherheitskonzept 

überarbeitet und verschiedene neue Sicherheitsvorkeh-

rungen getroffen wurden.

So wurde z.B. die händische Probenahme an Haufwer-

ken und Fässern durch eine mechanische Probenahme 

mit Baggern ersetzt. Zudem wurden Infrarot-Kameras 

installiert, die flächendeckend den Deponiekörper, die 

Abbaufront und die rückgebauten Abfälle ständig über-

wachen und bei Temperaturanstieg Alarm auslösen. 

In der zweiten Rückbauphase soll das lose Deponiegut 

grob gesiebt und mit Förderbändern oder Dumpern in 

die Schüttboxen der Manipulationshalle transportiert 

und dort beprobt werden. Die Beprobung der Hand-

lingcontainer mit Fässern bzw. losem Material erfolgt 

in einem speziellen Probenahmeraum mit einem aus 

dem Weißbereich heraus steuerbaren Roboterarm.

Die erste Rückbauetappe konnte im September 2009 

mit rund einem Jahr Verspätung abgeschlossen wer-

den. Die im Projekt vorgesehen durchschnittliche 

Abb. 19: Blick auf den Rückbau Abb. 21: Fässer an der Abbaufront

Abb. 20: Baumaschinen im Einsatz Abb. 22: Detail der Abbaufront
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Rückbauleistung von 500 t/d wurde mit 430 t/d deut-

lich verfehlt. Insgesamt wurden bisher 158.000 t Ma-

terial rückgebaut und entsorgt (26% der Gesamtmen-

ge). Davon stammten rund 53.000 t aus der nicht bzw. 

nur schwach kontaminierten Abdeckschicht, 94.000 t 

aus dem Deponiekörper und 11.000 t aus der konta-

minierten Deponiesohle. 

62% konnten in der Schweiz behandelt und entsorgt 

werden, 38% wurden ins Ausland exportiert (D, NL).

Nach den Umbauarbeiten an der Manipulationshalle 

wird ab Juni 2010 der eigentliche Rückbau der ver-

bleibenden 450.000 t Ablagerungen in der Abbauhalle 

beginnen.

Die Ergebnisse der im September 2009 abgeschlos-

senen ersten Rückbauetappe haben gezeigt, dass ten-

denziell eine Verschiebung in aufwändigere und damit 

teurere Entsorgungsschienen stattfindet, was eine Ver-

teuerung des Projektes bedeutet.

Zurzeit werden in der umgebauten Manipulationshal-

le die notwendigen definitiven Einrichtungen für den 

Rückbau der zweiten Rückbauphase installiert. Rück-

baubeginn ist für Herbst 2010 vorgesehen. 

8.	 Projektende
Nach dem Rückbau der Deponie, der voraussichtlich 

bis Ende 2014 dauert, werden innerhalb eines Jahres 

die Abbauhalle, die Manipulationshalle und die Lager-

halle wieder vollständig entfernt.

Während den folgenden Jahren werden die weiteren 

Entwicklungen abgewartet und das Gebiet ständig 

beobachtet und kontrolliert. Es erfolgt zunächst eine 

Zwischenrekultivierung. Die ausgehobene Grube wird 

mit einer sauberen Kiesschicht abgedeckt. Anschlie-

ßend wird eine Bodenschicht eingebracht und das Are-

al begrünt.

Der Untergrund und das Grundwasser werden wäh-

rend drei bis vier Jahren intensiv überwacht. So 

können die Wirksamkeit und die Nachhaltigkeit der 

Maßnahmen überprüft werden. Sind die Messwerte in 

Ordnung, so wird das Areal in Zusammenarbeit mit 

der Gemeindebehörde einer endgültigen Rekultivie-

rung und einer geeigneten Nutzung zugeführt.

Das Ziel der Gesamtsanierung ist es, die Wiederher-

stellung eines Zustandes zu erreichen, in dem das Areal 

der ehemaligen Sondermülldeponie Kölliken künftigen 

Generationen mit gutem Gewissen überlassen werden 

kann.

9.	 Kosten 
Die Kosten der Sicherungs- und Sanierungsarbeiten 

seit der Schließung der Deponie 1986 bis zum Beginn 

des Deponierückbaus im Jahr 2006 beliefen sich auf 

100 Mio. Euro Die Kosten für den Deponierückbau 

bis 2015 werden weitere 450 Mio. Euro betragen.

Abb. 23: Mechanische Probenahme mit Probenahmerohren Abb. 24: Entleeren der Probenahmerohre
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Kai Steffens, BDO Technik- und 
Umweltconsulting GmbH, Düsseldorf/Düren

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen von Flächenent-

wicklungsvorhaben sind mittlerweile ein zentraler 

Bestandteil nachhaltiger Stadtentwicklungspolitik. Im 

vorliegenden Papier wird vorgestellt, wie die Sichtwei-

sen privater oder öffentlicher Nachnutzer von Depo-

nien oder deren Standorten vor dem Hintergrund der 

öffentlich-rechtlichen Nachsorgeverpflichtung in Wirt-

schaftlichkeitsbetrachtungen integriert werden können. 

Dazu wird zunächst skizziert, welches Spektrum von 

Nachnutzungen in die Überlegungen einzubeziehen 

ist und welche Motivationen und Beurteilungspers-

pektiven seitens der (potenziell) Projektbeteiligten zu 

berücksichtigen sind. Die besonderen Anforderungen 

an Planungen auf Deponien und ihren Standorten in 

technischer und wirtschaftlicher Hinsicht werden be-

leuchtet, um dann Möglichkeiten der Wirtschaftlich-

keitsbetrachtung unter besonderer Berücksichtigung 

des öffentlichen Nutzens vorzustellen.

1.	 Nachnutzungsmöglichkeiten
Die große Zahl in Bearbeitung befindlicher oder ab-

geschlossener Rekultivierungen von Deponien und die 

noch größere Zahl von Altablagerungen mit unvoll-

ständigen oder ganz ohne technische Sicherungen führt 

zu Überlegungen, die Oberfläche dieser Ablagerungen 

einer Nachnutzung zuzuführen.

Zum Spektrum gehören [1][2][3][4]: 

•	 Abfallwirtschaftliche Nutzung (Bauschuttrecyc-

linganlagen, Kompostplätze, Lagerflächen oder 

Umschlagsanlagen); 

•	 „Sonstige“ Verkehrsflächen (Straßen, Parkplätze, 

Lagerflächen);

•	 Energiegewinnung (Photovoltaik, Windkraftanla-

gen, Biomasse);

•	 Gewerbe, großflächiger Einzelhandel und Park-

platzflächen;

•	 Naherholung und Freizeit (Grünflächen, Parks, 

Tennisanlagen, Reitanlagen, Golfplätze, Aussichts-

punkte);

•	 Landwirtschaftliche oder gärtnerische Nutzungen

•	 Wohnen (bisher nur Beispiele nach Ausräumung 

von Altablagerungen);

•	 Kompensationsfläche (für Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen nach § 19 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG));

•	 Zukünftig wahrscheinlich auch „Landfill-Mining“ 

(Entnahme und Wiedernutzung von Deponiein-

haltsstoffen) [3][4].

Während die meisten extensiven Nutzungsformen 

durch Begrünung noch dem Bild einer klassischen 

Rekultivierung entsprechen oder nahekommen, lie-

gen zu Bauwerken auf Deponiekörpern zur Zeit 

noch vergleichsweise wenig Betriebserfahrungen vor. 

Es bieten sich vor allem Gewerbe- und Industriebau-

werke an, die hinsichtlich des Schutzes der Nutzer 

geringere Anforderungen erfüllen müssen und gleich-

zeitig bautechnisch weniger anspruchsvoll sind (z.B. 

leichte Hallenkonstruktion ohne Unterkellerung) [1].

Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
zur Nachnutzung von Deponien
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Nicht zuletzt bedingt durch politische Vorgaben hin-

sichtlich der Einspeisevergütungen für Elektroener-

gie aus erneuerbaren Energiequellen hat die Nutzung 

von Deponieoberflächen zur Energieerzeugung durch 

Windkraft-, Photovoltaik- und/oder Deponiegasver-

wertungsanlagen in der jüngeren Vergangenheit stark 

zugenommen [17].

2.	 Perspektiven und Motive der Beteiligten
Alle privatwirtschaftlich arbeitenden und die meisten 

öffentlichen Flächeneigentümer oder Projektentwick-

ler unterliegen dem wirtschaftlichen Zwang, kurz- bis 

mittelfristig rentable Projektergebnisse zu erzielen. In 

einem innovativen und intelligent abgestimmten Port-

foliomanagement können defizitäre Projekte an einer 

Stelle jedoch mit Gewinnen an anderer Stelle ausgegli-

chen werden. 

In der Regel verfügt die Kommune, in der die zu entwi-

ckelnde Fläche liegt, bereits über Vorstellungen zu den 

Entwicklungszielen. Die Gewinnung eines Entwick-

lers/Investors bietet nun die Möglichkeit, privatwirt-

schaftliche Handlungs- und Gestaltungskraft sowie 

Kapital für die Umsetzung dieser Ziele zu gewinnen. 

Dabei müssen Entwickler/Investoren in der Regel an 

„Profit“ im konkreten Projekt und an Planungssicher-

heit interessiert sein.

Die Grundlage für eine Projektentscheidung wird an-

hand verschiedener Arbeitsschritte getroffen: [6]

•	 Markt- und Standortanalyse

•	 Nutzungskonzeption

•	 Konzeptplanung mit Baurechtsicherung

•	 Vermarktungskonzept

•	 Wirtschaftlichkeits- [5] und Risikoanalyse [7]

Die Entscheidungsgrundlage zur Durchführung eines 

Flächenentwicklungsprojektes ist also aus der Natur 

der Sache heraus ökonomisch orientiert. Eingegrenzt 

werden potentielle Nutzungsarten und –intensitäten 

sowie bauliche Ausprägungen der geplanten Immobi-

lien durch ein enges „Korsett aus überregionalen Rah-

menbedingungen, Eigentümer- und Nachbarschaftsbe-

langen und öffentlichen Interessen“ [7] sowie gültigen 

bau- bzw. abfallrechtlichen Vorgaben.

Dabei ist zu beachten, dass eine niedrige Gewinn-

spanne des Vorhabens in bestimmten Fällen durch 

zusätzliche Werte aufgewogen werden kann (z.B. be-

sondere Eignung als Referenzprojekt aufgrund von 

Architektur, Gemeinnutzen, mögliche Folgeaufträge). 

Dies trifft im Wesentlichen dann zu, wenn besonders 

kreative/innovative Konzepte verwirklicht werden. Die 

Wirkung dieser zusätzlichen Werte sollte nicht über-

schätzt werden, denn im Zweifel wird immer der Profit 

entscheiden. Trotzdem gibt es Beispiele für innovative 

Konzepte, in denen erheblicher Gemeinnutzen erreicht 

wird, bei gleichzeitiger Attraktivität für private Inves-

toren. Gute Beispiele zeigen, dass die Kommunikation 

zwischen privatem und öffentlichem Sektor durchaus 

zu Erfolgen bei der Nachnutzung von Deponiestandor-

ten führen kann [1].

Zu den seitens der Projektbeteiligten gewünschten 

Synergien gehören [9][10][12]

•	 Gefahrenabwehr durch Kopplung von Sanierung 

und Nachnutzung bei Altlablagerungen mit Gefah-

renpotenzial, z.B. durch Oberflächenabdichtung 

und Folgenutzung als Lagerplatz etc.;

•	 Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme an-

dernorts durch Vermarktung als Siedlungsstand-

ort, Schonung verbliebener Freiflächen z.B. als 

Frischluftschneisen und Naherholungsgebiete;

•	 Nutzung von Standortqualitäten, z.B. meist gute 

verkehrliche Anbindung, am Standort vorhandene 

Verkehrsflächen, technisches Personal, Büro- und 

Sozialräume;

•	 Aufhebung von Blockadesituationen für die Stadt-

entwicklung; Schlüsselfunktion für das Umfeld;

•	 Attraktivierung des Stadt- oder Landschaftsbildes, 

Reaktivierung von Lebensräumen, Beseitigung 

städtebaulicher Missstände; 

•	 Sicherung bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen. Zu-

mindest Beitrag zur Tragung der Personal- und 

Raumkosten für auf dem Standort verbleibendes 

Personal während der Nachsorgephase 1 (Betrieb 

SiWA, Erstellung OFA, Anlage und Pflege der Be-

grünung etc.);

•	 Möglichkeit des Einsatzes eines vorhandenen Ma-

schinenparks für z.B. Bewirtschaftung von Ener-

giepflanzenfeldern;

•	 Möglichkeit zur Verlagerung aus bilanzieller Vor-

sorge verfügbarer Mittel für die Deponiestilllegung 
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und –nachsorge durch Dritte (z.B. Baufirmen) auf 

Maßnahmen in Eigenleistung [9];

•	 positive Imagewirkung z.B. bei Nutzung regenera-

tiver Energien;

•	 lokal- oder regionalwirtschaftliche Impulse durch 

Neuansiedlungen von Gewerbe;

•	 Impulse für FuE- Aktivitäten, z.B. in Partnerschaf-

ten mit Forschungseinrichtungen (z.B. „Test- und 

Evaluierungszentrum für neue Technikanwendun-

gen, deren Kombinationen, Steuerungen etc.“);

•	 Regionalisierung der Wertschöpfung in der Ener-

giewirtschaft ;

•	 Beitrag zum Klimaschutz z.B. durch Energiepflan-

zenanbau unter Vermeidung von Konkurrenzen 

mit der Nahrungsmittelproduktion.

Sowohl für die öffentlichen als auch insbesondere die 

privatwirtschaftlichen Entwickler müssen die mit dem 

Projekt eventuell verbundenen Risiken transparent 

und bewertbar sein [11]. Klarheit zu Entwicklungs-

zielen und die gestalterischen Freiräume im Vorhaben, 

die dem privaten Partner zugedachte Rolle (Rechte 

und Pflichten) und die der weiteren Projektbeteiligten 

sind die Voraussetzung für die Bewertbarkeit der wirt-

schaftlichen Risiken, die z.B. durch drohende Projekt-

verzögerungen verursacht sein können. Für das Enga-

gement des Entwicklers/Investors und dessen Intensität 

ist also von zentraler Bedeutung, dass Vertrauen in die 

Verlässlichkeit und Professionalität der (kommunalen 

und) weiteren Projektbeteiligten vorhanden ist. An-

dernfalls wird er kaum mit Konzept- und Planungs-

kosten in erhebliche Vorleistungen gehen.

Aus einer geeigneten Nachnutzung eines Deponie-

standortes kann ein Beitrag zur nachhaltigen Ent-

wicklung erwartet werden, z.B. ein Beitrag zur aus-

reichenden Bereitstellung von Baulandflächen, die bei 

wirtschaftlich nachhaltiger Nutzung einen Beitrag zur 

nachhaltigen kommunalen Entwicklung leisten. Ent-

sprechend dem Abschlussbericht zum Arbeitspaket 1 

des EU-Projektes „RESCUE“ aus dem Jahr 2005 kann 

eine Flächenneuentwicklung als wirtschaftlich nach-

haltig gelten, wenn:

•	 sie wirtschaftlich erfolgreich ist (positive Nutzen-

Aufwand-Relation für alle Beteiligten);

•	 soziale und Umwelt-Kosten internalisiert sind (in 

Preise der Produkte einkalkuliert) und 

•	 sie der Allgemeinheit nutzt durch die Schaffung 

günstiger Bedingungen (z. B. durch Stabilisierung 

regionaler Wirtschaftskreisläufe).

Die Entscheidung, ob die Aktivierung einer Brachflä-

che wirtschaftlich nachhaltig ist oder nicht, wird durch 

eine Vielzahl von Faktoren beeinflusst, zwischen denen 

z.T. auch Wechselwirkungen bestehen. Wesentliche 

Fragen beziehen sich auf die mit der Aktivierung der 

Brachfläche – jeweils in Abhängigkeit vom konkreten 

Entwicklungsszenario – verbundenen Kosten sowie 

auf die erzielbaren Nutzen. 

Während der betriebswirtschaftliche Nutzen mittels 

traditioneller Investitionsrechnungen in hinreichend 

bewertbarer Weise dargestellt werden kann, ist der öf-

fentliche Nutzen im Rahmen von maßgeschneiderten 

Untersuchungen abzuschätzen.

Dabei kann generell unterschieden werden zwischen:

•	 monetären Nutzen – direkt bezifferbar (z. B. Er

löse, Steuereinnahmen, ... ) und 

•	 „weichen“ Nutzen – nur indirekt oder gar nicht 

bezifferbar (z. B. Gemeinwohlaspekte wie erhöhte 

Lebensqualität). 

Gemeinwohlaspekte, wie z. B. eine erhöhte Attrakti-

vität des Quartiers, können als „weiche“ Nutzen aber 

ihrerseits durchaus fördernde Wirkungen auf Faktoren 

haben, aus denen sich wiederum monetäre Nutzen se-

kundär ableiten lassen. Ein Beispiel hierfür stellt die 

Gewerbesteuer aus erhaltener bzw. gesteigerter wirt-

schaftlicher Prosperität dar.

Demnach können gewünschte Auswirkungen einer 

Deponiestandortnachnutzung neben rein ökonomi-

schen Nutzen auch sozio-ökonomische Nutzen umfas-

sen und schließlich soziale und öffentliche Aspekte des 

Gemeinwohls betreffen. Bei der Entscheidungsfindung 

zur beabsichtigten Nachnutzung ist die Frage nach den 

Auswirkungen für die Kommune bzw. für die Allge-

meinheit zu beantworten und insbesondere hinsicht-

lich des Gemeinnutzens wie auch der Auswirkungen 

auf öffentliche Haushalte zu bewerten.

Zu den Interessen der Akteure der Deponienachnut-

zung und ihre Ansprüche an die „Wirtschaftlichkeit“ 

von Vorhaben ist somit festzuhalten, dass das Interesse 
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von Kommunen bzgl. der Rentierlichkeit von Investiti-

onen eher langfristig und sektorenübergreifend ist bzw. 

sein sollte, d.h. die Multikausalität von Wirkbeziehun-

gen bei der Siedlungsentwicklung ist zu berücksichti-

gen. Diese Perspektive unterscheidet sich grundlegend 

von der (betriebswirtschaftlichen) Perspektive eines Flä-

chenentwicklers, der in den meisten Fällen monokausal 

und kurz- bis mittelfristig auf wirtschaftliche Rendite 

aus dem einzelnen Entwicklungsvorhaben spekulieren 

muss. In der Regel sind Entwickler in der Lage, ihre 

Interessen mit verfügbaren Instrumenten hinreichend 

genau zu berechnen und entsprechend zu verhandeln. 

Für öffentliche Planungsverantwortliche kann sich der 

Erfolg einer Wirtschaftlichkeitsstrategie auch in Ein-

sparungen bzw. öffentlichem Nutzen an anderer Stelle 

zeigen. Das öffentliche Interesse ist durch sehr eng und 

komplex vernetzte Zusammenhänge geprägt, wie z.B. 

langfristige Folgekosten und insbesondere die mit ei-

ner Siedlungsentwicklungsmaßnahme (potenziell) ver-

bundenen „weichen“ Nutzeneffekte.

Diesen speziellen Bedarf haben innovative Rechenmo-

delle zur Kosten-Nutzen-Berechnung zu reflektieren:

•	 Es besteht ein Bedarf für eine Kostenrechnungs-

struktur, „..., da eine systematische Abschätzung 

zukünftiger Folgekosten und Nutzen der Sied-

lungsentwicklung fehlt [...] Weder in der kommu-

nalen Praxis noch in der Regionalplanung werden 

bisher ausreichend Folgekostenabschätzungen und 

Kosten-Nutzen-Analysen für Einzelvorhaben oder 

alternative Siedlungspfade von Gemeinden bzw. 

Regionen durchgeführt.“ [13]

•	 Hierzu sind kommunalfiskalische Effekte wie Kos-

ten (z.B. Investition und Betriebskosten für die 

soziale Infrastruktur) und Erlöse (z.B. Steuerein-

nahmen), die aus einer Flächenentwicklung resul-

tieren, in einer Berechnungsstruktur nachvollzieh-

bar zu strukturieren. Die Betrachtungen sollten zu 

erwartende kurzfristige und im Kontext der Folge-

kosten auch langfristige Effekte von Flächenent-

wicklungen einbeziehen. 

•	 Kosten- und Nutzentransparenz der Siedlungsent-

wicklung ist als wesentliche Anforderung an die Pla-

nungsentscheidungen zu formulieren. Sie setzt die 

Identifizierung der im Einzelfall wesentlichen Kos-

ten und Nutzen verursachenden Größen und ihre 

Strukturierung voraus. Modellrechnungen müssen 

es erlauben, die Merkmale des Einzelfalls flexibel 

zu berücksichtigen. Insbesondere die Nutzenpositi-

onen sind so einzelfallspezifisch und vielfältig (kurz- 

und langfristig, „hart“ und „weich“, mittelbar und 

unmittelbar), dass sich schematisierte Black-Box-

Systeme mit weitgehend vorbelegten Positionen 

nicht anbieten. Ferner müssen solche Modelle, die 

wesentlichen Zwangspunkte von Vorhaben, wie z.B. 

erforderliche Altlastensanierungen, abbilden und 

Möglichkeiten der Optimierung bieten.

3.	 Besondere Anforderungen an Planungen 
auf Deponien und ihren Standorten

Jede Bebauung von Deponieoberflächen hat die un-

günstigen Baugrundeigenschaften eines Deponiekör-

pers zu berücksichtigen:

•	 Gasmigrationspotenzial 

•	 Ggf. starke und ungleichmäßige Setzungen 

•	 Sensibles Sickerwasserregime

Die Minimierung der Gasaustrittsmöglichkeiten zur 

Verhinderung von Brand- und Explosionsrisiken (Me-

thangasaustritt) sowie von Gesundheitsgefährdungen 

(Austritt toxischer Gase) kann etwa gasdichte Boden-

platten von Gebäuden oder aktive bzw. passive Gas-

dränagen sowie die zusätzliche messtechnische Über-

wachung kritischer Bereiche erforderlich machen. 

Höhere Lasten aus der Nutzung bedingen höhere 

Anforderungen an die Minimierung oder Vergleich-

mäßigung von Setzungen bei Bauwerken und können 

Vorverdichtungen oder den Einbau technischer Ele-

mente zur Lastverteilung und/oder Vergleichmäßigung 

der Setzungen erforderlich machen. Unerwünschte 

Auswirkungen auf den Sickerwasserhaushalt des Ab-

lagerungskörpers könnten durch einen zu hohen Ver-

siegelungsgrad bei flächenhafter Überbauung oder 

punktuelle Einleitung des Niederschlagswassers ent-

stehen. Abdichtungen dürfen nicht zerstört oder ge-

fährdet werden, um erhöhte Schadstoffaustritte in das 

Grundwasser zu vermeiden [5].

Auch wenn der Aufbau der Abdichtungssysteme häufig 

ähnlich vorgenommen wird wie bei nicht folgegenutz-

ten Deponiesicherungen und wenn Kombinationsmög-

lichkeiten genutzt werden (z.B. Asphaltabdichtungen 
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mit gleichzeitiger Nutzung als Verkehrsfläche oder 

Kombination von Tragschichten unter Fundamen-

ten oder Verkehrsflächen mit Flächenentwässerungen 

oberhalb der Dichtungsschichten [5] ist Kosteneffizi-

enz nur bei frühzeitiger Berücksichtigung dieser As-

pekte in der Planung des Deponieabschlusses erreich-

bar. Die Risiken und Nutzen sind in jedem Einzelfall 

zu betrachten, wobei die bautechnischen Fragen der 

Nachnutzung mit denen der Deponiesicherung kombi-

niert darzustellen und zu bewerten sind.

Die o.g. Aussagen zu den Anforderungen an Bauwerke 

auf Deponiestandorten und insbesondere auf Depo-

niekörpern bedingen den allgemeinen Grundsatz, dass 

die Planung der Nachnutzung schon vor oder beim 

Deponieabschluss beginnen muss [18]. Nur so sind 

die Ansprüche sowohl an die Sicherung des „techni-

schen Bauwerks Ablagerungskörper“ als auch an die 

Nachnutzungsvorbereitung aufwandeffizient zu ver-

zahnen. In Fällen, in denen eine der Planungen (De-

ponieabschluss oder Folgenutzung) bereits unabhängig 

fertig gestellt oder in der bautechnischen Umsetzung 

begriffen ist, sind die mit Änderungen verbundenen 

Mehrkosten in der Berechnung der Projektwirtschaft-

lichkeit zu berücksichtigen. Abbildung 1 veranschau-

licht den Zusammenhang zwischen dem Zeitpunkt der 

Kostenverursachung und der Beeinflussbarkeit. 

4.	 Wirtschaftliche Merkmale
Der in der Stilllegungsphase und der Nachsorgephase 

von Deponien entstehende bzw. zu erwartende Auf-

wand wird in der Regel in Deponiefolgekostenkalku-

lationen quantifiziert. Diese Kalkulationen dienen der 

Bemessung bzw. Plausibilisierung der bilanziellen Vor-

sorge der zur Deponienachsorge verpflichteten Einheit 

zur Deckung des Aufwandes, der in der Zeit entsteht, 

wenn keine Erlöse aus dem eigentlichen Deponiebe-

trieb mehr entstehen.

Wenn Nachnutzungen von Deponiekörpern beab-

sichtigt sind, die in vorliegenden Deponiefolgekos-

tenkalkulationen nicht berücksichtigt sind, sind 

diese Kalkulationen anzupassen. Entsprechend dem 

oben dargestellten Grundsatz, dass die Deponiefol-

gemaßnahmen in möglichst effizienter Weise mit den 

Nachnutzungsanforderungen zu kombinieren sind, 

sind also die Wirkungen der Nachnutzung auf die 

Folgekostenkalkulation zu prüfen bzw. zu berechnen. 

Abb. 1: Lebenszykluskosten und Einflussmöglichkeiten [16]
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Eine solche Optimierungsrechnung kann am besten in 

Form von Szenarien erfolgen, die Varianzen einzelner 

Größen im Einzelfall erfassen.

Im Folgenden werden einige Größen genannt, die für 

die Bemessung der Folgekosten wesentlich sind und die 

durch ergänzende Nachnutzungsüberlegungen beein-

flusst werden können:

•	 Stilllegungszeitpunkt(e) einzelner Elemente der De-

ponieanlage

•	 Beginn und Dauer von Maßnahmen der Stilllegung 

bzw. Nachsorge 

•	 Gestaltung der Oberfläche (Wege, Oberflächen-

entwässerungseinrichtungen [wie Rohrleitungen, 

Schächte, Regenrückhaltbecken], Bepflanzung)

•	 Materialbereitstellung (z.B. für die Rekultivierung, 

wie etwa eigene Herstellung kulturfähiger Substrate 

auf dem Standort aus Gärresten, Komposten etc.) 

•	 Gestaltung des Abdichtungssystems, Beginn und 

Dauer der Baumaßnahmen

•	 Aufgabenverteilung bei der Stilllegung und Nach-

sorge

•	 Auswirkungen von Gestaltungs- und Zeitplanän-

derungen auf die jährlichen Sickerwassermengen 

und Behandlungskosten

•	 Auswirkungen von Gestaltungs- und Zeitplanän-

derungen auf die jährlichen Oberflächenwasser-

mengen (evtl. reduzierte Verdunstung) und Einleit-

kosten

•	 Load-sharing bei Personal-, Fuhrpark- und Gebäu-

dekosten und bei der Öffentlichkeitsarbeit

Für das Gesamtergebnis ergibt sich in der Regel ein 

relevantes Veränderungspotenzial bei Baukosten, Bau-

zeiten, Entnahmen aus Bilanzrückstellungen, Kapital-

erträgen, Auf- und Abzinsungen etc.

Wie bereits unter Punkt 2 dargestellt wurde, sind die 

wirtschaftlichen Interessen des Betreibers einer Depo-

nie zur Kostenminimierung während der Stilllegungs- 

und Nachsorgephase mit ökonomischen Vorteilen für 

potenzielle Interessenten/Investoren zur Nachnutzung/

Folgenutzung in Einklang zu bringen [11].

Kennzeichen der Nachnutzung von Deponiestandor-

ten sind in der Regel Unsicherheiten hinsichtlich der 

Zeit und der Kosten für eine Baureifmachung der Flä-

chen. Zudem ist im Vorfeld einer Entwicklung eben-

falls unsicher, welche Nachnutzungen mit Aussicht auf 

hinreichende Vermarktbarkeit und damit wirtschaft-

liche Tragfähigkeit möglich sind. Die Unsicherheiten 

betref-fen dabei neben dem einmaligen Projektergebnis 

(Investitionen direkt in das Vorhaben und direkte Er-

löse daraus) auch die langfristigen Auswirkungen auf 

den kommunalen Haushalt. 

Dabei sind gerade die kommunalfiskalischen bzw. regi-

onalwirtschaftlichen Effekte von zentraler Bedeutung, 

deren Erfassung, im Gegensatz zum Projektergebnis, 

einen zeitlich und thematisch erweiterten Bilanzrah-

men erfordern. Diese Betrachtung der langfristigen 

Kosten und Erlöse schafft Klarheit über den bilanziel-

len Verlauf einer möglichen „kommunalen Investiti-

on“ in eine Standortnachnutzung. 

In der Praxis steht einer Folgenutzungsüberlegung 

zum Anbau von Energiepflanzen häufig das Problem 

der Startinvestition bei gleichzeitigem Ausbleiben von 

Erlösen während der Aufwuchsphase in den ersten 

Jahren entgegen. Beispiele von Industriebrachen zei-

gen, dass hier Erlöse durch Auflagerung von Aushub-

massen genutzt werden können, um Investitionen zu 

erleichtern und den Fremdkapitalbedarf zu reduzieren. 

Bei geschickter Kombination der Gestaltungsmöglich-

keiten von Deponiebetreibern und Energiepflanzen-In-

vestoren sollte es in der Regel möglich sein, win-win-

Konstellationen zu entwickeln.

Auf die Möglichkeit einer gleichmäßigeren und damit 

verbesserten Auslastung von Betriebspersonal und 

–anlagen auf dem in der Stilllegung oder der Nach-

sorge befindlichen Deponiestandort wurde bereits 

oben kurz hingewiesen. Praxisbeispiele zeigen, dass 

durch eine Abfallwirtschaftliche Folgenutzung der 

Zugang zu einer Stärkung der Eigenleistung während 

der Stilllegung, z.B. durch Verwertung von Gärresten 

oder Komposten auf dem Standort zur Aufbereitung 

von Aushubmassen zu kulturfähigem Substrat auch in 

Eigenleistung geschaffen werden kann. Die damit für 

Personal verfügbaren Mittel können durch den kom-

binierten Betrieb mit Grünabfallbehandlungsanlagen 

deutlich effizienter eingesetzt werden.
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Die wesentlichen Größen zur Beurteilung der betriebs-

wirtschaftlichen Sicht sind somit [9]:

•	 Erforderliche Investitionen zur Etablierung der 

Nachnutzung

•	 (plus zusätzlichem) Aufwand zur Anpassung der 

deponiebezogenen Standortgegebenheiten 

•	 (plus) Zusatzaufwand bzgl. äußerer Erschließung, 

technischer/sozialer Infrastruktur falls erforderlich

•	 (plus eventuelle) Mehrausgaben gegenüber dem 

ursprünglichen Betriebsstilllegungs- und Nachsor-

geplan 

•	 (minus eventuelle) Einsparungen gegenüber dem 

ursprünglichen Betriebsstilllegungs- und Nachsor-

geplan

•	 (gegen entstehende) Erlöse auf dem Standort und 

im Umfeld

5.	 Betrachtung des öffentlichen Nutzens 
Auch vor dem Hintergrund des Neuen Kommunalen 

Steuerungsmodells („Neues Kommunales Finanzma-

nagement, NKF, Kommunale Doppik, zukünftig mit 

kommunalem Konzernabschluss) wird deutlich, dass 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen für Vorhaben mit 

öffentlicher Beteiligung immer stärker an Bedeutung 

gewinnen werden. Seit gut zwei Jahren wird der im 

Folgenden präsentierte Ansatz von Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen im Rahmen von Flächenentwick-

lungsprojekten erfolgreich angewendet. Die Freie und 

Hansestadt Hamburg schreibt aufgrund der positiven 

Erfahrungen im Rahmen des Sonderinvestitionspro-

gramms Hamburg 2010 [14] vor, dass vor einer kom-

munal geförderten oder veranlassten Brachflächenrevi-

talisierung eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach 

diesem Ansatz zwingend durchzuführen ist.

Durch die Einbeziehung der Zeitkomponente und 

auch durch die Betrachtung der Umfeldeffekte kön-

nen die Auswirkungen einer Flächenentwicklung 

realistischer als bisher dargestellt werden. So kann 

das direkte Projektergebnis (Aufbereitungs- bzw. Sa-

nierungskosten vs. Verkaufserlös) unter bestimmten 

Rahmenbedingungen negativ ausfallen, jedoch durch 

laufende kommunale Mehreinnahmen nach wenigen 

Jahren wieder ausgeglichen werden. Somit wird der 

Aufwand einer Kommune nicht mehr als „verlorener 

Zuschuss“ dargestellt, sondern als Investition, die sich 

dauerhaft rentiert.

Eine möglichst umfassende Datenbasis zu Kosten und 

Nutzen erleichtert es dabei potenziellen Projektpart-

nern (Kommunen, private Entwickler, Investoren), 

eine belastbare Entscheidungsgrundlage zu entwickeln 

und Handlungsspielräume möglicher Entwicklungs-

szenarien zu diskutieren. So müssen insbesondere bei 

Flächenrevitalisierungen vielfach Kompromisslösun-

gen zwischen den Beteiligten gefunden werden, die z.B. 

die Nutzung, die Kosten für Sanierung, Erschließung 

oder den Kaufpreis betreffen. Die transparente Aufbe-

reitung denkbarer Szenarien aus kommunalfiskalischer 

Perspektive ist hier eine wichtige Voraussetzung der 

kommunalinternen Kompromissfindung und stärkt 

gleichzeitig die Verhandlungsposition gegenüber ande-

ren Akteuren, z.B. Investoren.

Eine strukturelle Stärkung regionaler Wertschöp-

fungsnetze kann entworfen werden, wenn Gesamt-

wirtschaftlichkeitsanalysen vom Invest eines Unter-

nehmens z. B. in die Biomassenproduktion (evtl. auch 

nach rechtlicher Klärung zur Generierung von Emissi-

onsrechten), über die damit verbundene wirtschaftlich 

darzustellende Zwischennutzung für die Brachflächen

eigentümer und den Biomassenplantagenbesitzer bis 

zur ökonomischen Verwertung der Biomasse in Kraft-

werken reichen. Neben den ökonomischen Aspek-

ten sollten auch Fragen der sozialen und räumlichen 

Einbindung wieder genutzter Brachflächen behandelt 

werden. Günstige sozio-ökonomischen Rahmendaten 

(wo wann von wem zu errichten und wie groß), pflan-

zenbiologische und betriebsorganisatorische Informa-

tionen, planungsrechtliche und städtebauliche Fragen, 

emissionshandelsbezogenen und verwertungsökono-

mische Rahmenbedingungen sind zwischen interessier-

ten Deponiebetreibern bzw. Brachflächenbesitzern zu 

entwickeln und zu verhandeln.

Als Modell für gesamtwirtschaftliche Analysen dieser 

Art können KOMMUNALNUTZEN – Ansätze her-

angezogen werden, in denen eine umfassende Betrach-

tung der kurz- bis langfristigen Effekte von Stadtent-

wicklungsmaßnahmen vorgenommen wird [15].

Die Entstehung kommunaler Nutzen kann differen-

ziert werden:

•	 unmittelbar resultierend aus der Brachflächenakti-

vierung (z. B. Verkaufserlöse, Mieten/Pachten) und 
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•	 mittelbar erzeugte lokal- bzw. regionalwirtschaft-

liche Impulse, Synergien aus Clustern, FuE-Im-

pulse, regionalisierte Wertschöpfung, Erhaltung/

Schaffung von Arbeitsplätzen mit entsprechenden 

Gebühren und Abgaben, Beiträgen, Einkommen- 

bzw. Lohnsteuer etc.

Darin enthalten sind wiederum einmalig anfallende 

Nutzen (z. B. Miet- und Pachteinnahmen oder Ver-

kaufserlöse) und über die Zeit wiederkehrend entste-

hende Nutzen (z. B. Einkommensteuer) sowie wei-

terhin aus der Vermeidung von Kosten resultierende 

Nutzen (z. B. für Geländeüberwachung). Schließlich 

gehören auch durch Kosteneinsparung entstehende 

Nutzen dazu, also die Verteilung von Kosten auf mehr 

Träger, die zur Reduzierung von Kosten für den Ein-

zelnen führt (z. B. durch verbesserte Auslastung von 

Infrastruktur).

Das Spektrum reicht von direkt monetarisierbaren 

bzw. quantifizierbaren Effekten (Nutzen 1. Ordnung) 

über sekundäre Effekte (Nutzen 2. Ordnung) bis hin 

zu den sog. qualifizierten Effekten (Nutzen 3. Ord-

nung). Die Bewertung erfolgt anhand von (Teil-)Zielen 

und entsprechenden Indikatoren, die aus einem vor-

handenen Katalog maßnahmenspezifisch ausgewählt 

und untersucht werden. 

Aufgrund des modularen Aufbaus können Effekte in 

ihrem Wirkungsfeld separat betrachtet werden. Sinn-

voll ist jedoch die Betrachtung im gesamten Wirkungs-

feld, da vielfach Beziehungen untereinander bestehen. 

Möglich ist auch die Formulierung von Zielen und 

Indikatoren für einen bestimmten Zeitraum, um eine 

Erfolgskontrolle zu erhalten; diese Methodik wurde 

zur Bewertung von Projekten der Baureifmachung 

kommunaler Altablagerungen in Hamburg angewen-

det und wird auch i.d.R. bei Evaluationen in Städte-

bauförderungsprogrammen gewählt. 

Der erste Arbeitsschritt besteht in der auf das Projekt 

zugeschnittenen Gliederung der relevanten Kosten- und 

Erlöspositionen sowie der begleitenden Datenaufnah-

me als Grundlage zur Erstellung eines Rechenmodells 

auf Excel-Basis. Neben der Erfassung der allgemeinen 

Flächendaten (Größe und momentane Nutzungssitua-

tion) werden die Kosten- und Erlöspositionen thema-

tisch in „einmalig“ und „laufend“ unterteilt und in das 

Modell eingearbeitet. 

Der entscheidende Arbeitsschritt ist die dynamische 

Betrachtung von weiteren Kosten und Erlösen im 

mehr als 10-jährigen Zeitverlauf, wodurch – zusätz-

lich zur sonst üblichen statischen Darstellung eines 

Projektergebnisses zu einem bestimmten Zeitpunkt 

– ein realistisches Bild des zu erwartenden Projektver-

laufs ermöglicht wird. Diese ganzheitliche Betrachtung 

ermöglicht eine umfassendere Einschätzung des Pro-

jektergebnisses aus Sicht der Kommune. Berücksichti-

gung finden bei diesem Ansatz, wie bei vergleichbaren 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen sonst nicht üblich, 

auch die kommunalfiskalischen Effekte, die vorrangig 

durch zusätzliche Bewohner oder Unternehmen gene-

riert werden. Durch eine nachvollziehbare Darstellung 

dieser Eingangsparameter sowie der Berechnungsal-

gorithmen in Excel wird eine strukturierte wirtschaft-

liche Darstellung des Projekts erarbeitet. Der Vorteil 

dieser offenen und nachvollziehbaren Darstellung liegt 

u.a. in der Möglichkeit, im Rahmen von Workshops 

Parameter mit den beteiligten Fachämtern zu disku-

tieren, zu verändern und die entsprechenden Effekte 

anhand der Excel-Struktur direkt zu betrachten – die 

Beteiligten können auf diese Weise unmittelbar in den 

Bearbeitungs- und Modellierungsprozess eingebunden 

werden, womit der Weg für eine optimale Verzahnung 

der Interessen geebnet ist. 
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1.	 Einleitung
1.1	 Deponieentwicklung in Deutschland
In Deutschland wurde vor 1972 – dem Jahr des Inkraft-

tretens des Abfallbeseitigungsgesetzes – die Beseitigung 

von Abfällen in einer Vielzahl von mehr oder weniger 

ungeordneten „Kippen“ durchgeführt. Mit Einfüh-

rung des Abfallbeseitigungsgesetzes wurde 1972 das 

Erfordernis einer abfallrechtlichen Zulassung erstmals 

gesetzlich verankert. In den Folgejahren wurde die Viel-

zahl von Kippen und Ablagerungsplätzen deutlich redu-

ziert, indem die nicht genehmigungsfähigen Standorte 

geschlossen und die Abfallbeseitigung auf vergleichs-

weise wenige, größere genehmigte Deponiestandorte 

konzentriert wurden. Einen weiteren Stilllegungsschub 

von Altanlagen hat es seit 1990 in den neuen Bundes-

ländern nach der deutschen Wiedervereinigung gegeben. 

Die bundesweit erfasste Anzahl an Altablagerungen, 

d.h. ehemaligen Ablagerungsplätzen, die vor Inkraft-

treten des heute geltenden Deponierechts bereits nicht 

mehr betrieben wurden, beläuft sich auf etwa 110.000 

Standorte. Die Altablagerungen unterliegen nicht dem 

heutigen Deponierecht, sondern sind nach anderen um-

weltrechtlichen Vorschriften, insbesondere dem Boden-

schutz und dem Wasserrecht zu regeln.

Nach Angaben des Umweltbundesamtes waren in 

Deutschland Ende 2004 etwa 340 Siedlungsabfalldepo-

nien in Betrieb. Von diesen mussten etwa 70% aufgrund 

der neuen deponierechtlichen Vorgaben in den Jahren 

2005 bzw. 2009 geschlossen werden. Hinzu kommen 

weitere privatrechtlich betriebene Werksdeponien. 

Die Deponien, die sich heute in der Stilllegungspha-

se und in der Nachsorgephase befinden, haben eine 

Spannbreite ihrer Flächenausdehnung von fünf bis 

100 ha, der Häufigkeitsschwerpunkt der Anlagen liegt 

bei 30 bis 60 ha. Allein die Fläche der potenziell für 

eine Nachnutzung zur Verfügung stehenden Fläche 

der ca. 380 Siedlungsabfalldeponien, die seit 1995 bis 

2009 stillgelegt wurden, beträgt etwa 15.000 ha. Diese 

Deponien unterliegen den Anforderungen des heutigen 

Deponierechts, so dass auch eine eventuelle Nachnut-

zung dieser Flächen mit dem geltenden Deponierecht 

in Einklang gebracht werden muss.

Vor dem Hintergrund der an diesen abfallwirtschaft-

lich genutzten Standorten bereits bestehenden Infra-

struktur, insbesondere zur Erschließung, zur Entwässe-

rung, sowie an Gebäuden etc. und wegen der ebenfalls 

schon vorhandenen Vorbelastung durch den Eingriff 

in Natur- und Landschaft ist es sehr naheliegend, eine 

geeignete Nachfolgenutzung anzustreben. Ein weiteres 

diesbezügliches Motiv liegt darin, dem heute gesetzlich 

geforderten Nachsorgeaufwand für Deponien neue 

wirtschaftliche Möglichkeiten gegenüber zu stellen, 

nachgelagerte Erlöse durch Folgenutzungen zu erzielen.

Es besteht potenziell eine Vielzahl an Folgenutzungs-

möglichkeiten, die vom Grundsatz her alle Nutzungs-

arten umfassen können, soweit diese mit den rechtlich 

fixierten deponietechnischen Ansprüchen in Einklang 

zu bringen sind. Dabei sind neben der Nutzung des 

Gaspotenzials des Deponiekörpers vor allem Nutzun-

Auswirkungen der Deponieverordnung auf die Praxis
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gen auf der Deponieoberfläche von Interesse. Mögliche 

Nutzungsformen können beispielhaft sein:

•	 land-/forstwirtschaftliche Nutzung

•	 Sukzessionsfläche / Naturschutzfunktion / ökologi-

sche Ausgleichsfläche

•	 Naherholungsnutzung

•	 Energiegewinnung (z. B. Solarenergie, Windener-

gie)

•	 Gewerbestandort (ggf. mit Gebäuden)

•	 abfallwirtschaftliche Nutzung (Lagerung, Behand-

lung von Abfällen)

Dabei spielen für die Auswahl der Nutzungsart ins-

besondere wirtschaftliche, planungsrechtliche, städte-

bauliche, naturschutzfachliche und technische Kriteri-

en eine Rolle. Sehr wesentliches Kriterium ist auch die 

Akzeptanz einer Nutzungsform in der Umgebung des 

Standorts bzw. der Nutzungsbedarf der umliegenden 

Bevölkerung.

Für die Nachnutzung derjenigen Deponien, die dem 

heutigen Deponierecht unterliegen, ist auch eine Viel-

zahl von deponierechtlichen Bestimmungen zu beach-

ten. Diese sollten möglichst frühzeitig in die Überle-

gungen zur Nachnutzung einbezogen werden, da sie 

die technische und wirtschaftliche Ausgestaltung der 

Nachnutzung wesentlich beeinflussen. Aus diesem 

Grund wird im Folgenden zunächst kurz auf die Ent-

wicklung und den Geltungsbereich des heutigen De-

ponierechts eingegangen, bevor die konkreten Auswir-

kungen der geltenden Deponieverordnung auf einige 

praktische Aspekte der Nachfolgenutzung beleuchtet 

werden.

1.2	 Entwicklung des Deponierechts
Das Deponierecht ist ein im Vergleich zum Wasser-

recht oder Immissionsschutzrecht sehr junges Recht-

gebiet, zumindest wenn man betrachtet, seit wann es 

erst planerisch verwertbare Vorgaben im Sinne von 

technischen Vorschriften und Normen enthält, die ei-

nen nachvollziehbaren Stand der Technik beschreiben. 

Zwar erforderten Deponien schon seit 1957 eine was-

serrechtliche Erlaubnis und seit 1972 eine abfallrecht-

liche Zulassung. Diese gesetzlichen Anforderungen 

enthielten aber keine konkreten technischen Vorschrif-

ten oder bauliche Anforderungen an die Bautechnik 

einer Deponie.

Erst die zunehmende Erkenntnis über Auswirkungen 

von Abfallablagerungen auf Boden und Grundwas-

ser in den 70er und 80er Jahren führte dazu, dass 

sowohl die Forschung als auch der Gesetzgeber sich 

der Thematik annahm. Noch während der 80er Jahre 

existierte außer dem sog. Deponiemerkblatt der Län-

derarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA), das erstmalig 

technische Anforderungen an Deponiebasisdichtungen 

formulierte, keinerlei verbindliche technische Anforde-

rung für diesen Bereich. Bemerkenswert im Bereich des 

Deponiebaus ist, dass die dort einschlägigen techni-

schen Spezifikationen nicht durch DIN-Normen oder 

Regelwerke von technisch-wissenschaftlichen Institu-

tionen festgelegt wurden, sondern in Verwaltungsvor-

schriften und Rechtsverordnungen. Diese wurden erst 

seit Anfang der 90er Jahre sukzessive geschaffen und 

ergänzt, so dass in der Folgezeit bis zum Inkrafttreten 

der heutigen Deponieverordnung eine vergleichsweise 

unübersichtliche Anzahl an Einzelvorschriften parallel 

nebeneinander bestand.

Als erstes Regelwerk wurde 1990 die Technische An-

leitung Abfall (TA Abfall) geschaffen, die u. a. den 

Stand der Technik für die Errichtung, den Betrieb und 

die Stilllegung von Sonderabfalldeponien formulierte. 

1993 wurde die „Schwestervorschrift“ TA Siedlungs-

abfall veröffentlicht, die die entsprechenden Vorgaben 

für Siedlungsabfall- und Mineralstoffdeponien festleg-

te. Beide Regelungen hatten lediglich den Status von 

Verwaltungsvorschriften und keinen Verordnungs-

charakter, was über viele Jahre zu einer Vielzahl von 

Rechtsproblemen bei der Durchsetzung des Stands der 

Technik und des wesentlichen Ziels führte, nämlich 

der Beendigung der Ablagerung von unbehandeltem 

Siedlungsabfall und anderen organischen Abfällen auf 

Deponien.

Ein sehr wichtiger Impuls war dann die 1999 ge-

schaffene Europäische Deponierichtlinie (Richtlinie 

1999/31 EG des Rates für Abfalldeponien). Diese legte 

europaweit allgemeine standort- und betriebsbezogene 

Anforderungen an Deponien sowie die abzulagernden 

Abfälle fest. Die Richtlinie war innerhalb bestimmter 

Fristen in nationales Recht umzusetzen, was in der 

Folge zu einer Reihe von einzelnen Verordnungen des 

Bundes führte, die nacheinander veröffentlicht wur-

den, um jeweils Teile der EU-Deponierichtlinie umzu-
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setzen. Alle neuen Regelwerke galten in der Folgezeit 

parallel, ergänzten die TA Abfall und TA Siedlungs-

abfall und erklärten diese in wesentlichen Teilen für 

verbindlich.

2001 trat die Abfallablagerungsverordnung (AbfAb-

lV) in Kraft, die die Anforderungen an die Behand-

lung und Ablagerung von Siedlungsabfällen definierte 

und bei der Reglung des Stands der Technik auf die 

TA Siedlungsabfall (und diese wiederum auf die TA 

Abfall) verwies. 2002 erschien die „Verordnung über 

Deponien und Langzeitlager und zur Änderung der 

Abfallablagerungsverordnung (Deponieverordnung 

– DepV), die insbesondere die Anforderungen an die 

Ablagerung von Inertabfällen und Sonderabfällen auf 

übertägigen und untertägigen Deponien regelte und 

die technischen Anforderungen an den Standort sowie 

die einzelnen Deponieklassen formulierte. 2005 folgte 

als letzter Schritt schließlich die sog. Deponieverwer-

tungsverordnung (DepVerwV), die die Anforderungen 

an den Einsatz von Abfällen zur Herstellung von De-

ponieersatzbaustoffen und die Verwertung von Abfäl-

len auf Deponien definierte.

Nach der Umsetzung des EU-Rechts galten in Deutsch-

land faktisch parallel mindestens die o.g. fünf Regelwer-

ke, die jeweils Teilbereiche der Anforderungen regelten 

und untereinander eine Vielzahl von Querverweisen, 

Bezügen und Ausnahmetatbeständen enthielten. Mit-

hin waren diese Vorgaben für die Praxis des Planens 

und Betriebs von Deponien äußerst kompliziert und 

unübersichtlich anzuwenden. Daraus ergab sich die 

dringende Notwendigkeit einer Vereinheitlichung. Die 

Umsetzung des EU-Deponierechts in nationales Recht 

war seitens des BMU von Anfang an in zwei Stufen 

geplant. Zunächst sollten die verschiedenen techni-

schen Vorgaben unter weitestmöglicher Beibehaltung 

der TA Abfall und TA Siedlungsabfall eingeführt wer-

den. Als zweiter Schritt sollte eine Zusammenführung 

der Regelwerke stattfinden, was nunmehr mit der seit 

16.07.2009 geltenden neuen Verordnung über Depo-

nien und Langzeitlager vom 27.04.2009 (Deponiever-

ordnung (DepV) vollzogen wurde. Auf diese wird im 

nächsten Abschnitt näher eingegangen. Die TA Abfall 

und die TA Siedlungsabfall wurden zeitgleich mit dem 

Inkrafttreten der neuen Deponieverordnung durch 

Verwaltungsvorschrift aufgehoben.

Die Umsetzung des EU-Rechts in Deutschland hatte 

qualitativ vor allem folgende Auswirkungen:

•	 Es wurde hierdurch eine „Schließungswelle“ aus-

gelöst für alle Deponien, die über keine Basis-

dichtung und/oder geeignete Standorte nach dem 

Stand der Technik verfügten, zum einen im Jahr 

2005 (Deponieklasse 2) und erneut als letztmög-

lichem Termin im Jahr 2009 (Deponieklasse 1). 

Für diese Standorte stellt sich nunmehr die Frage 

der Nachnutzung, wobei aufgrund der zumeist 

fehlenden Basisdichtung die technischen Vorgaben 

für die Funktion der Oberflächenabdichtung von 

besonderer Bedeutung sind.

•	 Die Ablagerungsverordnung und Deponieverord-

nung führten zu einer Beendigung der Ablagerung 

unbehandelter Siedlungsabfälle und anderer orga-

nischer Abfälle auf Deponien seit dem Jahr 2005. 

Daraus ergibt sich, dass neue Deponien oder De-

ponieabschnitte, die nach 2005 errichtet wurden, 

eine andere Beschaffenheit und ein anderes cha-

rakteristisches Deponieverhalten haben werden, 

als die bisher bekannten Siedlungsabfalldeponien. 

Dies gilt es, auch bei der Weiterentwicklung des 

Stands der Technik zu berücksichtigen.

2.	 Geltungsbereich und Regelungsumfang der 
Deponieverordnung (Auswahl)

Die Deponieverordnung ist unmittelbar geltendes 

Recht, d. h. ihre Anforderungen gelten für Deponie-

betreiber und Behörden unmittelbar, also unabhängig 

vom Inhalt des Genehmigungsbescheides und ohne das 

Erfordernis einer nachträglichen Anordnung.

Die Deponieverordnung dient im Wesentlichen der 

redaktionellen Zusammenführung der in den drei 

Verordnungen sowie den Verwaltungsvorschriften ver-

ankerten Vorschriften zum Bau und Betrieb von Depo-

nien in ein einheitliches Regelwerk. Sie setzt darüber 

hinaus aber auch weitere seit längerem geforderte Re-

gelungsziele um:

•	 Sicherung und Weiterentwicklung des Stands der 

Technik, d.h.

•	 Abschied vom Regelaufbausystem bei Abdichtun-

gen, Weiterentwicklung des Standes der Technik 

durch grundsätzliche Zulassung innovativer Ab-

dichtungskomponenten;



128

•	 Standardisierung der Anforderungen an die Funk-

tionserfüllung und Langlebigkeit;

•	 Flexibilisierung der Bauweisen bei nachgewiesener 

Funktionalität;

•	 Kriterien für die Entlassung einer Deponie aus der 

Nachsorge;

•	 Anforderungen an technische Funktionsschichten 

auf der Deponieoberfläche, die eine Folgenutzung 

ermöglichen.

Im Folgenden werden die für eine Nachnutzung rele-

vanten Regelungsinhalte der DepV kurz vorgestellt. 

Andere, für die Betriebsphase einer Deponie relevan-

ten Anforderungen, wie die Zuordnung von Abfällen 

zu den einzelnen Deponieklassen, das Verfahren zur 

grundlegenden Charakterisierung einschließlich Ana-

lyse der Abfälle vor der Ablagerung, das Kontroll- und 

Annahmeverfahren, die Anforderungen an die Be-

triebsorganisation usw. werden an dieser Stelle nicht 

vertieft.

Anwendungsbereich
Die Deponieverordnung gilt für alle Deponien, die sich 

heute in Betrieb oder in der Stillegungsphase befinden. 

Sie gilt nicht 

•	 für Deponien (oder –abschnitte), deren Still

legungsphase vor dem 01.01.1997 begonnen hat,

•	 für Deponien (oder –abschnitte), deren Still

legungsphase vor dem 16.07.2001 begonnen hat 

und Festlegungen für die Stilllegungsphase vor 

dem 16.07.2001 in einer Planfeststellung, Plange-

neh-migung oder einer behördlichen Anordnung 

getroffen worden sind,

•	 Deponien (oder –abschnitte), die am 16.07.2009 

durch bestandskräftigen Bescheid bereits endgül-

tig stillgelegt sind.

Die Verordnung definiert einen gewissen Bestands-

schutz durch Nichtgeltung von Teilen der Verordnung 

für sog. Altdeponien. Dies sind im Grundsatz alle be-

stehenden und von der Verordnung betroffenen De-

ponien, die sich am 16.07.2009 in der Ablagerungs-, 

Stilllegungs- oder Nachsorgephase befinden. Dies ist 

die überwiegende Zahl aller Deponien. Welche Teile 

der Verordnung für die jeweilige Deponie nicht gelten, 

hängt von der Nutzungsphase ab und ist in § 26 der 

Verordnung aufgeführt.

Bestandskräftige Festlegungen gemäß den früheren 

Verordnungen (AbfAblV, DepV, DepVerwV) gelten 

fort, ausgenommen sind hiervon das Abfallannahme-

verfahren, der Einbaubetrieb sowie die Anforderungen 

an das Mess- und Kontrollprogramm.

Deponieklassen
Die Deponieverordnung unterteilt die Deponien in un-

terschiedliche Deponieklassen:

•	 DK 0	 Deponie für Inertabfälle

•	 DK I	 Deponie für Abfälle, die die Zuord-	

	 nungswerte DK1 einhalten

•	 DK II	 Deponie für Abfälle, die die Zuord-	

	 nungswerte DK2 einhalten

•	 DK III	 Deponie für nicht gefährliche und ge-	

	 fährliche Abfälle, die die Zuordnungs-	

	 werte DK3 einhalten

•	 DK IV	 Untertagedeponien

Die Deponien der Klassen I und II entsprechen im 

EU-Recht der Kategorie “Deponie für nicht gefähr-

liche Abfälle”. Anders als in der bisher üblichen de-

ponierechtlichen Terminologie spricht man in der 

neuen Verordnung nicht mehr von einer Deponie für 

Bauschutt (frühere DK I) und Deponie für Siedlungs-

abfälle (frühere DK II), sondern trifft die Definition 

ausschließlich über die Zuordnungswerte. Dies macht 

insbesondere deshalb Sinn, da aufgrund der vorge-

schriebenen Behandlung von Siedlungsabfällen vor der 

Deponierung keine originären Siedlungsabfälle mehr 

zur Ablagerung gelangen, sondern lediglich Rückstän-

de aus der Behandlung. Diese können je nach Belas-

tung unterschiedlichen Deponieklassen zugeordnet 

sein.

Nutzungsphasen von Deponien
Die Deponieverordnung unterteilt die Nutzungspha-

sen von Deponien in

•	 Ablagerungsphase: Zeitraum von der Inbetrieb-

nahme bis zu dem Zeitpunkt , an dem die Ablage-

rung von Abfällen beendet wird

•	 Stilllegungsphase: Zeitraum vom Ende der Abla-

gerungsphase bis zur endgültigen Stilllegung nach 

§ 36 Abs. 3 KrW-/AbfG

•	 Nachsorgephase: Zeitraum nach der endgültigen 

Stilllegung bis zu dem Zeitpunkt , zu dem die zu-

ständige Behörde nach § 36 Abs. 5 KrW-/ AbfG 



129

den Abschluss der Nachsorge feststellt (sog. Ent-

lassung aus der Nachsorge)

Dabei wurde klargestellt, dass die Abfalleinlagerung 

der Ablagerungsphase zuzuordnen ist und in der Stille-

gungsphase keine umfangreichen Einlagerungen zwecks 

Profilierung/Verwertung von Abfällen zulässig sind. 

Die Stilllegungsphase dient insbesondere bei Siedlungs-

abfalldeponien dem Abklingen von Setzungen und der 

schnellen Abbauvorgänge innerhalb des Deponiekör-

pers, bis ein derart stabiler Zustand erreicht ist, dass 

das Abdichtungssystem aufgebracht werden kann.

Die Nachsorgephase wird gemäß § 18 der Verordnung 

(Festlegung der Sicherheitsleistungen) für DK0 mit 

mindestens 10 Jahren, für DK I bis IV mit mindestens 

30 Jahren veranschlagt.

Die neue Deponieverordnung legt in Anhang 5 Nr. 10 

erstmals konkrete Kriterien für die Entlassung der De-

ponie aus der Nachsorge fest (Auswahl):

•	 Abklingen der Prozesse und Reaktionsvorgänge;

•	 keine nennenswerte Gasemission, keine aktive Ent-

gasung notwendig;

•	 Methanvolumen < 5 m³/h*ha, FID unter 25 ppm;

•	 Setzungen abgeklungen, Setzungsmaß mindestens 

90% der prognostizierten Werte erreicht;

•	 keine Beschädigungen des Oberflächenabdich-

tungssystems;

•	 Sickerwasser kann ohne Behandlung in ein Ober-

flächengewässer eingeleitet werden;

•	 Oberflächenabdichtung (OFAD) ist in einem dau-

erhaft stabilen Zustand;

•	 keine Beeinträchtigung des OFAD durch Nachnut-

zung, dies ist auch bei Nutzungsänderung sicher zu 

stellen!

Insbesondere die beiden letztgenannten Punkte stellen 

sehr wesentliche Aspekte für die Nachnutzung einer 

Deponie dar und sind beim Nachnutzungskonzept zu 

berücksichtigen.

Anforderungen an die Abdichtungssysteme
Neben den Anforderungen an den Standort und die geo-

logische Barriere definiert die Verordnung in Anhang 1 

für die Deponieklassen die Anforderungen an die Basis

abdichtung, die Oberflächenabdichtung, die Rekultivie-

rungsschicht sowie die zu diesen Systemen gehörenden 

zusätzlichen gaswegigen und entwässernden Schichten.

Während das bisherige Deponierecht einen Regelaufbau 

konkret vorgab, ist in der neuen Verordnung in Anhang 

1 Nr. 2 vorgegeben, welche Anforderungen als Stand der 

Technik von dem Abdichtungssystem zu erfüllen sind. 

Der Stand der Technik ist dahingehend definiert, dass 

für die gewählten Systemkomponenten die Erfüllung der 

einzelnen Funktionen für einen Zeitraum von mindes-

tens 100 Jahren nachgewiesen werden kann, bei Kon-

vektionssperren (KDB) oder Asphaltdichtung mindes-

tens 30 Jahre). Wesentliche geforderte Funktionen sind:

•	 Dichtigkeit (gemessen an konkreten Werten für die 

einzelnen Deponieklassen)

•	 Verformungsvermögen

•	 Widerstandsfähigkeit gegenüber mechanischer 

Einwirkung

•	 Beständigkeit gegenüber chemischen und biologi-

schen Einflüssen und Witterungseinflüssen

•	 Alterungsbeständigkeit

•	 Reproduzierbare und qualitätsüberwachte Ferti-

gung

•	 Qualitätsgesicherter Einbau, insbesondere Schutz 

vor auflastbedingten Verformungen

•	 Weitere spezifische Anforderung für bestimmte 

Schichten

Als Materialien dürfen eingesetzt werden (Basis- und 

Oberflächendichtung):

•	 Geokunststoffe, Polymere und Dichtungskontroll-

systeme (DKS) mit BAM-Zulassung

•	 Sonstige Baustoffe, Komponenten und Systeme, 

die einem bundeseinheitlich gewährleisteten Stan-

dard entsprechen und deren Eignung den Behör-

den nachgewiesen ist (Eignungsbeurteilung der 

LAGA-Arbeitsgruppe werden anerkannt)

•	 Zulassung entfällt, sofern für Produkte harmoni-

sierte technische Spezifikationen nach Richtlinie 

89/106/EWG vorliegen, die den Stand der Technik 

erfüllen.

•	 Einzelnachweis durch Gutachter möglich

Das Niveau der Systemanforderungen für die Basis-

dichtung ist im Wesentlichen unverändert:

•	 DK I	 Monoabdichtung (Konvektionssperre oder 

mineralisch)



130

•	 DK II	Kombinationsabdichtung (Konvektionssperre 

und mineralisch)

Als Konvektionssperre gelten KDB und Asphaltdich-

tung. 

Das Niveau der Oberflächenabdichtung ist grund-

sätzlich ebenfalls wie bisher. Neu ist aber, dass für die 

Praxis diverse alternative Komponenten durch die Ver-

ordnung als grundsätzlich geeignet anerkannt werden, 

sofern sie wie oben beschrieben den Stand der Technik 

einhalten. Abweichungsmöglichkeiten beim Aufbau 

werden für die einzelnen Klassen konkret festgelegt:

•	 DK0 nur Rekultivierungsschicht

•	 DK I Monoabdichtung + Rekultivierungssschicht; 

alternativ: Wasserhaushaltsschicht (Durchfluss < 

20 mm/a)

•	 DK II	Kombinationsabdichtung + Rekultivierungs-

schicht; alternativ: KDB + DKS + Reku-Schicht 

oder Monoabdichtung + Wasserhaushaltsschicht 

(Durchfluss < 60 mm/a)

•	 DK III Kombidichtung + DKS + Reku-Schicht

Temporäre Abdichtungen sind bei setzungsintensiven 

Deponieabschnitten zulässig und müssen den Nieder-

schlagseintrag minimieren.

In der Deponieverordnung werden die Anforderungen 

an die Rekultivierungsschicht konkretisiert: 

•	 Schutz vor Durchwurzelung der Dichtungskompo-

nenten

•	 Schutz der Funktionsfähigkeit der Entwässerungs-

schicht, gefasstes Wasser muss eingeleitet werden 

können

•	 Mindestdicke 1 m, Feldkapazität mindestens 

140 mm

•	 Erosionsstabilität

•	 hohe Verdunstungsrate

•	 Einhaltung von Zuordnungswerten gemäß An-

hang 3 Nummer 2, 

Anforderungen der technischen Funktionsschicht 
bei Nachnutzung als Gewerbefläche
Die Deponieverordnung ermöglicht ausdrücklich die 

Nachnutzung der Oberfläche der Deponie. Als Nut-

zungsarten bzw. -fälle nennt die Verordnung die Nut-

zung als Parkplatz, als Verkehrsfläche, zur Bebauung 

oder Nutzung in ähnlicher Weise. Für diese Fälle kann 

die Rekultivierungsschicht durch eine sog. technische 

Funktionsschicht ersetzt werden, die folgende Anfor-

derungen zu erfüllen hat:

•	 Dimensionierung der Dicke nach den Schutzer-

fordernissen der darunterliegenden Systemkom-

ponenten der Abdichtung (keine Beeinträchtigung 

der langfristigen Funktionsfähigkeit der Entwäs-

serungsschicht, Schutz der Abdichtung vor Frost- 

oder Durchwurzelungsschäden)

•	 Keine auflastbedingte Schädigung des Dichtungs-

systems

•	 Einsatz von Material, bei dem durchsickerndes ge-

fasstes Wasser nach wasserrechtlichen Vorschriften 

eingeleitet werden kann

•	 Nach Aufgabe der Nutzung: Wiederherstellung 

der natürlichen Funktion des Standortes und Wah-

rung der o.g. Schutzerfordernisse (i. d. R. Rückbau 

und Rekultivierung)

Auch eine land- oder forstwirtschaftliche resp. Naher-

holungsnutzung erscheint nicht ausgeschlossen, erfor-

dert dann aber eine entsprechende Dimensionierung 

der Rekultivierungsschicht.

Es wird ersichtlich, dass eine Nutzung der Oberfläche 

eine intensive und frühzeitige Einbeziehung der Ge-

nehmigungsbehörde erfordert. Bei der Nachnutzung 

der Deponie auf einer technischen Funktionsschicht 

stellt sich die Frage, ob die Deponie trotz der laufen-

den Nachnutzung aus der Nachsorgephase entlassen 

werden kann, oder ob dies erst nach Abschluss jegli-

cher Nutzung der Oberfläche möglich ist. Ferner sind 

je nach geplanter Nutzung weitere Detailfragen zu 

klären wie: Standsicherheit der obersten eingebauten 

Abfalllagen, Auswirkungen von Hitzeeinflüssen auf 

eine KDB beim Aufbringen einer Asphaltschicht auf 

der technischen Funktionsschicht etc.

Anforderungen an Mess- und Kontrollsysteme 
In Anhang 5 gibt die Verordnung konkret vor, wel-

che Mess- und Kontrolleinrichtungen der Deponiebe-

treiber vorzuhalten hat und welche Messungen und 

Kontrollen er in welchen Intervallen in den einzelnen 

Nutzungsphasen durchzuführen hat. Im Wesentlichen 

sind es:
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•	 die Erfassung der Wetterdaten, 

•	 die Erfassung von Sickerwassermenge und Quali-

tät, 

•	 die Erfassung von Entgasung, Gasmenge und Qua-

lität,

•	 Prognose der weiteren Gasproduktion, 

•	 Erfassung des Oberflächenwassers in Menge und 

Qualität, 

•	 Kontrolle der Standsicherheit und der Setzungen, 

sowohl an der Oberfläche als auch an der Depo-

niebasis, 

•	 Kontrolle des Sickerwassererfassungssystems 

durch Kamerabefahrungen,

•	 Kontrolle der Temperatur im Deponiekörper u. a.

Hier wird zudem gefordert, die Ergebnisse der Mes-

sungen und Kontrollen zusammen zu fassen und zu 

bewerten und die Ergebnisse in einem Jahresbericht 

der zuständigen Behörde zu übersenden. Neu ist, dass 

diese Anforderung auch für Deponien gilt, die sich in 

der Nachsorgephase befinden. Damit spielt sie auch 

in die Verantwortlichkeiten im Rahmen der Nachnut-

zung eine Rolle.

Sicherheitsleistung
Gemäß § 18 hat der Deponiebetreiber vor der Ablage-

rungsphase der zuständigen Behörde für die Erfüllung 

von Auflagen und Bedingungen eine finanzielle Sicher-

heit zu leisten, die mit der Genehmigung der Deponie 

für die Ablagerungs-, Stilllegungs- und Nachsorgepha-

se angeordnet sind. Diese Anforderung gilt nicht für 

öffentlich-rechtliche Deponiebetreiber.

Die Sicherheitsleistung wird von der Behörde festgelegt 

und ist auf Antrag des Betreibers auf Angemessenheit 

zu überprüfen resp. anzupassen. Eine Teilfreigabe kann 

nach dem Aufbringen des Oberflächenabdichtungssys-

tems erfolgen. Es verbleibt dann die Sicherheitsleistung 

für die Verpflichtungen in der Nachsorgephase. Eine 

vollständige Freigabe der Sicherheitsleistung erfolgt 

erst nach Abschluss der Nachsorgephase.

Im Fall einer Nachnutzung der Deponieoberfläche 

spielt die Frage der Sicherheitsleistung ggf. eine rele-

vante Rolle, da der Nutzer möglicherweise nicht iden-

tisch mit dem öffentlich-rechtlichen Betreiber ist. In 

diesem Fall muss sichergestellt sein, dass auch in der 

langjährigen Nutzungsphase das Vorhandensein eines 

– trotz Nutzung – intakten Oberflächenabdichtungs-

systems aufrecht erhalten wird.

3.	 Praktische Auswirkungen der Deponiever-
ordnung auf die Nachnutzung von Deponie-
oberflächen

Aufgrund der umfangreichen Anforderungen, die die De-

ponieverordnung für Deponien auch nach Beendigung 

der Ablagerungsphase festlegt, kann eine Nachnutzung 

nur im Einklang mit dem Deponierecht geplant und re-

alisiert werden. Als wichtige zu klärende Praxisaspekte 

sind in diesem Zusammenhang zu beachten:

•	 Geeigneter / Möglicher Zeitpunkt der Nutzung: in 

welcher Phase befindet sich die Deponie? (Nutzun-

gen sind prinzipiell auch in der Stilllegungsphase 

denkbar, werden jedoch überwiegend in der Nach-

sorgephase nach Aufbringen des Oberflächenab-

dichtungssystems durchgeführt.)

•	 Abhängigkeit von der Deponieklasse und dem ein-

gelagerten Abfall (Setzungen, Gasbildung, Standsi-

cherheit des Deponiekörpers und des installierten 

Entwässerungssystems unter nutzungsbedingten 

Auflasten).

•	 Einbindung der beabsichtigten Nachnutzung auf 

die Planung des OFA-Systems (Gleichwertigkeits- 

und Langzeitsicherheitsnachweis muss Nutzungs-

einwirkungen mit berücksichtigen, OFAD muss 

trotz ggf. unterschiedlicher Nutzungen langzeitig 

und nachweislich unbeeinträchtigt bleiben)

•	 Identität zwischen Abdichtungskomponente und 

Nutzungsschicht noch möglich? (Beispiel: Asphalt-

dichtung gleichzeitig als Gewerbe- oder Verkehrs-

fläche nutzbar?)

•	 Klärung der Verantwortlichkeiten und Schnitt-

stellen zwischen den – möglicherweise verschiede-

nen – Akteuren in der Nachsorgephase (Pflichten 

des Deponiebetreibers, des Nutzers, und ggf. des 

Grundstückseigentümers während der Nachnut-

zung, Klärung von Haftungsfragen)

•	 Festlegung der Sicherheitsleistung für die Nachsor-

gephase bei Nutzung nutzerabhängig?

•	 Planungsrechtliche Fragen (Abfallentsorgung pri-

vilegiert im Außenbereich, nicht jedoch viele For-

men der Nachnutzung; insbesondere die gewerbli-

che Nutzung, erfordert Einbindung in B-Plan)
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4.	 Fazit
Die neue Deponieverordnung ersetzt drei Vorgänger-

verordnungen und diverse Verwaltungsvorschriften 

und bietet eine klare Verbesserung der deponierecht-

lichen Grundlagen. Sie beschreibt den Stand der Tech-

nik und schafft dadurch zum einen Planungssicherheit, 

aber auch Flexibilität für Innovationen der Deponie-

technik.

Mit dem geltenden Deponierecht entfällt zwar zu-

künftig die Möglichkeit, das Gaspotenzial einer De-

ponie zu nutzen, da Organik nicht mehr deponiert 

wird. Demgegenüber sind aber Grundlagen geschaffen 

worden, die vielfältige andere Nutzungsformen er-

möglichen. In jedem Fall erfordert die Nachnutzung 

eine intensive planerische Befassung und behördliche 

Vorabstimmung. Für die Genehmigungsfähigkeit muss 

die Verträglichkeit der Nutzung mit der Deponieab-

dichtung nachgewiesen werden. Dies kann entweder 

im Rahmen des Gleichwertigkeitsnachweises vor dem 

Aufbringen der Oberflächenabdichtung geschehen 

oder durch gutachterlichen Einzelnachweis bei schon 

vorhandener Deponieabdichtung.

In der Vergangenheit kam es hier nicht selten zu Vorbe-

halten der Genehmigungsbehörden, da mangels kon-

kreter Vorgaben eine Unsicherheit über die Anforde-

rungen herrschte, die an eine Nachnutzung zu stellen 

sind. Durch die klare Definition der technischen Funk-

tionsschicht sind hier wichtige Schritte getan.

Durch die neuen Anforderungen an die Nachsorge, 

die konkreten Kriterien für die Entlassung der Depo-

nien aus der Nachsorge und die Sicherheitsleistungen 

für Deponien, die auch die Nachsorgephase betreffen, 

werden aber auch wieder neue Fragen aufgeworfen. 

Die Erfüllung dieser Anforderungen, ggf. durch ver-

schiedene Beteiligte im Fall einer Nachnutzung ist nur 

im Einzelfall möglich und bleibt der zukünftigen Ent-

wicklung vorbehalten.
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1.	 Zusammenfassung
Durch das REFINA-Forschungsprojekt NAPS wurde 

erstmalig bundesweit systematisch erhoben, wie erfah-

rene Experten im Bereich der Nachnutzung von Altab-

lagerungsflächen strategisch und praktisch vorgehen, 

um die hohe Komplexität solcher Projekte zu handha-

ben und um die erforderlichen Kooperationsbeziehun-

gen anzubahnen und zum Erfolg zu führen. 

Diese Erfahrungen wurden in praxisorientierte Hil-

festellungen und umsetzbare Empfehlungen für die 

verschiedenen Teilaufgaben bei der Nachnutzung von 

Altablagerungen aufbereitet. Dieses Zwischenergebnis 

wurde wiederum von Experten überprüft und evaluiert. 

In dem auf diese Weise generierten „Leitfaden für die 

Nachnutzung von Altablagerungen“ finden alle Akteu-

re, die typischerweise in die Planung und Realisierung 

der Nachnutzung einer Altablagerung involviert sind, 

für jeden Prozessschritt entsprechende Hilfestellungen. 

Die Online-Version von LeNA bietet zahlreiche Links, 

die direkt zu detaillierten Informationen, z.B. über 

Fördermöglichkeiten oder gelungene Beispielsfälle, zu 

Richtlinien und Merkblättern sowie zu Namen und 

Anschriften von Ansprechpartnern führen.

2.	 Altablagerungen als Flächenressource
Im Rahmen des Förderschwerpunktes „Forschung für 

die Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und ein 

nachhaltiges Flächenmanagement (REFINA)“, der ein 

Element der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der 

Bundesregierung darstellt, förderte das Bundesminis-

terium für Bildung und Forschung von August 2007 

bis November 2009 das Verbundprojekt „Nachnut-

zung von Altablagerungen an der Peripherie eines 

städtischen Raumes am Beispiel der Fulgurit-Asbest-

zementschlammhalde in Wunstorf, Region Hannover 

(NAPS)“ (Förderkennzeichen 0330771A). Eines von 

mehreren Ergebnissen und Produkten dieses Verbund-

projektes ist der „Leitfaden für die Nachnutzung von 

Altablagerungen – LeNA“. Im Folgenden wird ein 

Überblick gegeben über Chancen und Hindernisse für 

die Nachnutzung von Altablagerungen, über das Vor-

gehen, wie LeNA erarbeitet wurde, sowie über Ziele, 

Konzept und Inhalte dieser Planungshilfe.

In Deutschland werden Jahr für Jahr täglich über 

100 ha Freifläche für Siedlungs- und Verkehrszwecke 

neu in Anspruch genommen. Dieses Wachstum der 

Flächeninanspruchnahme ist nicht nachhaltig, Boden 

und Fläche sind nicht vermehrbar. Es ist daher erklär-

tes Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregie-

rung, das Wachstum des Flächenverbrauchs durch eine 

Doppelstrategie aus Qualitätssteuerung und Mengen-

begrenzung bis 2020 auf 30 ha pro Tag zu reduzieren.

Außer dem Planungsrecht stehen der öffentlichen Ver-

waltung jedoch kaum formelle Instrumentarien zur 

Verfügung, um den Bodenverbrauch zu begrenzen. 

Flächenmanagement ist auf die Mitwirkung vieler Be-

teiligter, insbesondere von Grundstückseigentümern 

sowie von Investoren, angewiesen. Dabei kommen ei-

Meinfried Striegnitz, Dr. Silke Panebianco, 
INFU – Institut für Umweltkommunikation,
Leuphana Universität Lüneburg

LeNA – 
Leitfaden für die Nachnutzung von Altablagerungen
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ner klugen Kommunikationsstrategie und einem effek-

tiven Kooperationsmanagement Schlüsselfunktionen 

zu.

Ein Ansatz zur Reduzierung des Nutzungsdrucks auf 

Freiflächen liegt in der Wiedernutzung von bereits zu-

vor genutzten, durchaus ggf. auch von belasteten Flä-

chen. 

Die Nachnutzung von Altstandorten und anderen 

nicht mehr gewerblich oder industriell genutzten Lie-

genschaften ist im Rahmen des Flächenrecyclings heu-

te weit verbreitet, wenn auch in vielen Fällen das Po-

tenzial an brach liegenden Liegenschaften noch nicht 

optimal genutzt wird. Über die Revitalisierung dieser 

Flächen liegen inzwischen umfangreiche Erfahrungen 

vor, existieren eine ganze Reihe von Arbeitshilfen und 

Informationsschriften.

Flächen von Altablagerungen, nicht mehr genutz-

te Deponien und andere Ablagerungsflächen hinge-

gen sind bisher eher nur in Ausnahmefällen für eine 

Nachnutzung aufbereitet und verwendet worden. Un-

ter Altablagerungen sollen hier in einer pragmatischen 

Definition solche Flächen verstanden werden, auf de-

nen Abfälle oder andere Materialien, mit oder ohne 

Schadstoffbelastung, aufgebracht worden sind, etwa 

Altdeponien, „Bürgermeisterkippen“, Boden-, Bau-

schutt- und Trümmerablagerungen oder Ablagerungen 

von Produktionsresten auf industriellen Flächen.

Der Entwicklungsdruck in bereits erschlossenen Ge-

bieten einerseits und das Ziel andererseits, die Inan-

spruchnahme weiterer Flächen „auf der grünen Wiese“ 

zu begrenzen und zu reduzieren, lassen die Entwick-

lungspotenziale gerade auch von ehemaligen Ablage-

rungsflächen in neuem Licht erscheinen. Waren diese 

Flächen ursprünglich so ausgewählt worden, dass sie 

im Hinblick auf kurze Transportwege am Rand oder 

in der näheren Umgebung der Städte und Gemeinden 

lagen, befinden sie sich heute wegen der zwischenzeit

lichen Ausdehnung der Siedlungsflächen häufig in ei-

ner städtebaulich wie wirtschaftlich interessanten Lage 

innerhalb der bereits erschlossenen Siedlungsgebiete.

Im Interesse und im Sinne eines nachhaltigen Flächen-

managements ist die Nachnutzung auch von Altablage-

rungen somit sinnvoll und nachhaltig erstrebenswert. 

Ihrer Realisierung stehen freilich häufig Hemmnisse 

und Risiken entgegen. Diese bestehen zum einen in der 

Komplexität der Aufgabe, in der sich ingenieurtechni-

sche, finanzielle, planerische, rechtliche, kommunikati-

ve und politische Aspekte und Teilaufgaben überlagern 

und miteinander verschränken. Hinzu kommt, dass 

als spezifische Hürde das nachhaltig negativ belastete 

Image zu überwinden ist, das aufgrund von Problemen 

und negativen Schlagzeilen in der Vergangenheit auch 

heute noch bei Behörden, Investoren, Banken und in 

der Öffentlichkeit das Bild von der Nachnutzung von 

Altablagerungen weithin prägt.

Bestrebungen, die Nachnutzung von Altablagerungen 

zu befördern, müssen sich diesem Imageproblem stel-

len. Im folgenden Kapitel werden zunächst die Chan-

cen näher betrachtet, die sich durch die Nachnutzung 

von Altablagerungen bieten. Im anschließenden Kapi-

tel werden die Hemmnisse betrachtet und daraufhin 

analysiert, welche Probleme dabei im Kern zu Grunde 

liegen und wie diese überwunden und gelöst werden 

könnten. Die folgende Darstellung der Chancen und 

Hemmnisse beruht auf den Ergebnissen der Umfrage 

bei niedersächsischen Bauamtsleitern und den Exper-

teninterviews im Rahmen von NAPS (siehe unten).

3.	 Chancen der Nachnutzung von 
	 Altablagerungen
Für die Nachnutzung von Altablagerungsflächen spre-

chen vielfältige Aspekte. Dazu gehören:

Gefahrenabwehr und neue Nutzung verbinden
Altablagerungen, von denen Gefahren ausgehen und die 

damit Altlasten im Sinne des Bundesbodenschutzgeset-

zes sind, müssen durch geeignete Maßnahmen saniert 

werden, sofern diese verhältnismäßig sind. Manchmal 

werden diese Maßnahmen, soweit ein finanziell belast-

barer Verursacher nicht greifbar ist, mit finanzieller 

Unterstützung der öffentlichen Hand durchgeführt. In 

jedem Fall liegt es nahe, diese Sanierungsansätze zu nut-

zen und die Maßnahmen so auszugestalten, dass gleich-

zeitig eine Nachnutzung der Fläche möglich wird. Der 

Schritt von einer Sanierung zur Nachnutzung einer Alt-

ablagerung muss nicht groß sein, auch wenn zusätzliche 

Anforderungen an die Sanierung hinzukommen. Wenn 

Überlegungen zur Nachnutzung zu einem möglichst 
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frühen Zeitpunkt in die Sanierungsplanungen integriert 

werden, können in aller Regel nicht nur planerische Sy-

nergien erschlossen, sondern auch kosteneffiziente Maß-

nahmenkombinationen von Sicherung und Nachnut-

zung entwickelt und realisiert werden. Ähnliches gilt für 

stillzulegende Deponien, bei denen ohnehin eine Rekul-

tivierung durchzuführen ist, die unter Umständen für 

eine Nachnutzung weiterentwickelt werden kann.

Freiflächen schonen
Erklärtes Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-

regierung ist die Reduktion dieses Flächenverbrauchs 

bis 2020 auf 30 ha pro Tag. Entsprechend wurde die 

Wiedernutzbarmachung von Flächen in § 1a des Bau-

gesetzbuches (BauGB) explizit als besonderer Abwä-

gungsbelang in der Bauleitplanung verankert. Sollen 

stattdessen Freiflächen in Anspruch genommen wer-

den, muss dies besonders begründet werden und kann 

gegebenenfalls einen Abwägungsfehler darstellen. 

Auch die Rekultivierungspflicht bei Deponien kann ge-

nutzt werden, um mehr zu tun als eine Begrünung der 

Fläche. Die Wiedereingliederung von Altablagerungen 

in den Flächenkreislauf kann ein wichtiger Baustein 

zur Reduktion der Flächeninanspruchnahme sein, der 

in der Praxis häufig unterschätzt wird. 

Flächenpotenziale aktivieren
Flächen mit Altablagerungen können erhebliche Nut-

zungspotenziale darstellen, die in der Bilanz vieler Kom-

munen und auch privater Eigentümer schlummern. Es 

lohnt, gezielt nach Mitteln und Wegen zu suchen, wie 

diese Nutzungspotenziale aktiviert werden können. Flä-

chen, die in der allgemeinen Wahrnehmung, aber auch in 

der öffentlichen Planung „abgeschrieben“ waren, aber 

gleichwohl Kosten erzeugen, können unter Umständen 

mit vertretbarem Aufwand wieder hergerichtet und 

wirtschaftlich genutzt werden. Dies ist vor allem dann 

interessant, wenn die Nutzung von anderen Flächen 

auf der „grünen Wiese“ oder am Stadtrand zunehmend 

schwieriger wird oder überhaupt nicht mehr möglich ist, 

weil z. B. Frischluftschneisen und Naherholungsgebiete 

erhalten werden sollen, naturschutzrechtliche Belange 

einer Bebauung entgegenstehen oder weil aus anderen 

Gründen keine Platzreserven mehr zur Verfügung ste-

hen. In solchen Fällen kann durch die Wiedernutzung 

von Brach- und Altlastenflächen eine Bebauung im In-

nenbereich überhaupt erst wieder ermöglicht werden.

Standortqualitäten nutzen
Die Lage ist das A und O bei Standortentscheidungen 

von Unternehmen und Haushalten. Altablagerungen, 

die am früheren Siedlungsrand errichtet wurden, sind 

durch die Ausdehnung der Städte und Gemeinden häu-

fig in den innerstädtischen Bereich „gewandert“. Diese 

Lage ist heute für Gewerbe, Wohnbebauung, Einzel-

handel oder auch Naherholung aufgrund der guten 

Erreichbarkeit, der vorhandenen Infrastruktur und 

der hohen Nutzerdichte besonders attraktiv. Hier kön-

nen ggf. höherwertigere Nutzungen und eine dichtere 

Bebauung realisiert werden als im Außenbereich. Die 

Nachnutzung von innerstädtischen Altablagerungen 

sichert kurze Wege, steigert wirtschaftliche Aktivität 

und schafft attraktive Lebensräume. 

Gebiete städtebaulich aufwerten
Altablagerungen werden in einer Gemeinde häufig 

als Schandfleck wahrgenommen und können damit 

auch angrenzende Quartiere stigmatisieren sowie 

eine trennende Wirkung im Stadtgebiet erzeugen. Die 

Wiedernutzung von Altablagerungen ermöglicht eine 

Aufwertung solcher Bereiche und kann städtebauliche 

Missstände beheben. 

Es rechnet sich
Die Bereitstellung und der dauerhafte Betrieb öffent-

licher Infrastruktur stellen einen erheblichen Kosten-

faktor für die Kommunen dar. Technische und sozi-

ale Infrastruktur sowie ÖPNV sind im Umfeld von 

Altablagerungsflächen im besiedelten Bereich häufig 

bereits in guter Qualität vorhanden. Eine Nachver-

dichtung erhöht hier auch die Wirtschaftlichkeit der 

Anlagen im Bestand. Auf der „grünen Wiese“ müssen 

Infrastruktureinrichtungen dagegen erst geschaffen 

und langfristig kostenintensiv erhalten werden. Zu-

dem verursachen auch brachliegende Flächen Kosten, 

etwa für Verkehrssicherung, Grundsteuer, Versiche-

rungen und Abgaben. Trotz eines erhöhten Aufwandes 

für die Herrichtung einer Altablagerungsfläche kann 

daher ein Kostenvergleich zugunsten innerstädtischer 

Flächen ausfallen. Entscheidend ist, dass diese Kosten-

vergleiche tatsächlich umfassend ausgeführt werden 

und sämtliche, auch indirekte Kostenfaktoren erfasst 

werden [1].



138

4.	 Hemmnisse für die Nachnutzung von Altab-
lagerungen 

Aufgrund fehlender Erfahrung, mangelnder Kenntnis 

oder mangelnden Bewusstseins über die Belastung von 

Flächen und die davon ausgehenden Gefahren wurden 

bis in die 80er-Jahre in einigen Fällen in Deutschland 

[2] wie auch international z.B. in den Niederlanden 

und in den USA [3] belastete Altablagerungen ohne 

ausreichende Sicherung bebaut. Diese Fälle haben das 

Image der Altablagerung als für eine Nachnutzung ge-

eignete Flächen in der öffentlichen Wahrnehmung und 

der Fachwelt nachhaltig geschädigt.

Dass sich solche schwerwiegenden Nachfolgeprobleme 

heute wiederholen, ist nicht zu erwarten. Seither sind 

das Risikobewusstsein und das Wissen um mögliche 

Probleme und Gefahren in Fachkreisen und auch in der 

allgemeinen Öffentlichkeit deutlich gestiegen. Mit der 

Verabschiedung der Bodenschutzgesetzgebung (insbes. 

BBodSchG) und der Errichtung entsprechender Bo-

denschutzbehörden wurden sowohl rechtliche als auch 

institutionelle Maßnahmen ergriffen, um Gefährdun-

gen für Mensch und Umwelt frühzeitig zu erkennen, 

abzuwehren und künftige Belastungen auszuschließen. 

Leistungsfähige Analyse- und Untersuchungsverfahren 

wurden geschaffen, um Standorte zu erkunden und 

ggf. vorhandene Belastungen zu identifizieren. Alt-

lasten und Altlastenverdachtsflächen werden heute in 

Katastern erfasst. Damit ist die Informationsgrundlage 

für Nachnutzungsprojekte heute wesentlich besser als 

in den 80er-Jahren. Im Vorfeld eines Nachnutzungs-

vorhabens werden die entsprechenden Flächen heute 

intensiv und gezielt untersucht, um entweder eine Be-

lastung des Bodens sicher ausschließen oder im Fall 

einer Altlast entsprechende Sanierungsmaßnahmen 

planen und durchführen zu können. Hierfür wurden 

erhebliche Fortschritte in der Art und der Leistungs-

fähigkeit der verfügbaren Sanierungstechniken erzielt.

Gleichwohl herrscht bei Behörden, Investoren, Banken 

und in der Öffentlichkeit noch immer weit verbreitet 

Skepsis und Sorge ...

•	 … dass spätere Schäden bei einer Nachnutzung 

nicht auszuschließen sind.

	 Das Unbehagen, das einer Nachnutzung von Alt-

ablagerungen zum Teil entgegengebracht wird, re-

sultiert aus den genannten negativen Erfahrungen 

und Problemen der Vergangenheit. Zunehmend 

setzt sich jedoch die Erkenntnis durch, dass diese 

Erfahrungen auf die heutige Situation nicht mehr 

übertragbar sind. Standorte werden heute we-

sentlich intensiver erkundet, mögliche Gefahren 

werden eher erkannt und können sehr viel besser 

eingeschätzt und durch leistungsfähige Sanierungs-

techniken besser beherrscht werden. Das Vorhan-

densein einer Altablagerung steht der Nachnut-

zung eines Grundstücks daher heutzutage nicht 

mehr grundsätzlich entgegen. Die technischen 

Herausforderungen sind in vielen Fällen lösbar, so 

dass häufig selbst sensible Nutzungen verwirklicht 

werden können. 

•	 … dass die Kosten einer Sanierung und späteren 

Bebauung unverhältnismäßig und unkalkulierbar 

sind.

	 Die Herrichtung von Altablagerungen für eine 

Nachnutzung erzeugt meist zusätzliche Kosten – 

muss aber damit nicht unwirtschaftlich sein. Der 

Schwankungsbereich der Kosten ist auch in Ab-

hängigkeit von der eingesetzten Technologie und 

der angestrebten Nutzung erheblich. Unter Um-

ständen können öffentliche Fördergelder für eine 

Sanierung genutzt werden. Die Kosten sind zudem 

ins Verhältnis zu setzen zu Umfang und Wert der 

geplanten Nutzung sowie zu Aufwendungen, die 

ggf. für Maßnahmen zur Gefahrenabwehr ohne-

hin notwendig wären. Je hochwertiger die Nut-

zung und dichter die Bebauung, desto eher sind 

auch hohe Sanierungskosten wirtschaftlich. Die 

Höhe der Kosten muss in der Tat zu Beginn eines 

Projektes zunächst ermittelt werden. Dies ist heu-

te aber in der Regel in einer Genauigkeit möglich, 

die finanzielle Unsicherheiten auf ein akzeptables 

Ausmaß begrenzt. Neben Versicherungslösungen 

können vertragliche Vereinbarungen etwa über 

Rücktrittsmöglichkeiten oder Risikoübernahmen 

durch andere Stellen getroffen werden. 

•	 … dass eine Sanierung zu zeitintensiv und unplan-

bar ist.

	 Altablagerungen konkurrieren auch in zeitlicher 

Hinsicht mit unbelasteten Standorten. Investoren 

erwarten Planungssicherheit und eine schnelle Re-

alisierung ihrer Projekte. Die Gefährdungsabschät-

zung und Aufbereitung einer Altablagerungsfläche 

kann eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen und 
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muss in jedem Fall qualifiziert und gewissenhaft 

durchgeführt werden. Ein hohes Maß an Planungs-

sicherheit und eine zügige Projektabwicklung sind 

jedoch möglich, wenn die Belastungssituation der 

Fläche bereits hinreichend erkundet wurde und ge-

gebenenfalls erforderliche Nacherhebungen zügig 

durchgeführt werden können, die erforderlichen 

Maßnahmen bereits identifiziert und konzipiert 

wurden oder wenn die Fläche bereits im sanierten 

Zustand vermarktet wird. Zudem liegt ein großes 

Beschleunigungspotenzial in der Abstimmung von 

Sanierungs- und Baumaßnahmen und der effizien-

ten Organisation des Abstimmungs- und Genehmi-

gungsprozesses.

•	 … dass solche Flächen nicht vermarktbar sind.

	 Die spätere Vermarktbarkeit ist oft das entschei-

dende Kriterium für die Aufbereitung von Alt-

ablagerungsflächen und bestimmt letztlich die 

Wirtschaftlichkeit von Nachnutzungsprojekten. 

Die Vermarktbarkeit wird aber durch die Exis-

tenz von Altablagerungen weit weniger bestimmt 

als durch andere Faktoren, insbesondere die Lage 

und die sonstigen Standortqualitäten der Fläche. 

Wenn diese Aspekte möglichen Investoren und 

Interessenten ausreichend kommuniziert werden 

und Vertrauen in die Wirksamkeit der Sanierungs-

maßnahmen vermittelt werden kann, können auch 

belastete Flächen gut vermarktet werden und eine 

attraktive Nachnutzung finden.

•	 … dass solche Projekte auf öffentlichen Wider-

stand stoßen.

	 In welche Richtung sich eine öffentliche Meinung 

gegenüber der Sanierung und Nachnutzung einer 

Altablagerung bildet, hängt im Wesentlichen da-

von ab, inwiefern das Vorhaben den Interessen 

der Bürger und Bürgerinnen entgegenkommt bzw. 

widerspricht und inwiefern die Öffentlichkeit in 

die Planungen einbezogen wird. Da Nachnutzun-

gen auch mit einer Aufwertung des Wohnumfeldes 

oder des Stadtbildes verbunden sein können, fin-

den sie häufig sogar Unterstützung. Bei einer Be-

rücksichtigung der Interessen, Anliegen und Ein-

wände der Öffentlichkeit und einer frühzeitigen 

und angemessenen Öffentlichkeitsarbeit und ggf. 

auch Bürgerbeteiligung sollten Projekte nicht an 

öffentlichen Widerständen scheitern müssen. 

•	 … dass solche Projekte zu kompliziert sind.

	 Die Nachnutzung von Flächen mit Altablagerun-

gen ist keine einfache Aufgabe. Die Abläufe sind 

weniger routiniert als bei Entwicklungen auf der 

„grünen Wiese“ ohne Restriktionen; verschiedens-

te Themenbereiche, Interessen und Beteiligte müs-

sen zusammengebracht und zeitlich und inhaltlich 

abgestimmte Lösungen gefunden werden. Dies gilt 

jedoch bei vielen Projekten insbesondere im inner-

städtischen Bereich. Insofern sind die Unterschiede 

nur gradueller und nicht grundsätzlicher Natur. 

Um komplexe Projekte effektiv zu gestalten, ha-

ben sich bestimmte Aspekte zur Gestaltung des 

Managements und der Abstimmungsprozesse als 

geeignet erwiesen. 

5.	 Die Praxis geht weiter – Fortschritte in der 
Praxis der Nachnutzung von Altablage-
rungsflächen

Eine zunehmende Zahl von Beispielen zeigt inzwischen 

jedoch, dass Altablagerungsflächen unter bestimmten 

Bedingungen als Entwicklungsflächen reaktiviert und 

sicher genutzt werden können.

Im vorletzten Kapitel wurden Chancen und Nutzen 

der Nachnutzung von Altablagerungenflächen darge-

stellt, im vorangehenden Kapitel die Hemmnisse und 

Reserven beleuchtet, die der Nachnutzung von Alt-

ablagerungenflächen noch weithin entgegengebracht 

werden. Dabei wurden auch Mittel und Wege aufge-

zeigt, wie diese Hürden überwunden und die Probleme 

bearbeitet und gelöst werden können.

Dies sind nicht bloß theoretische Überlegungen, viel-

mehr nimmt in der Praxis die Zahl von Beispielen zu, 

in denen Altablagerungen nachgenutzt werden.

Gestützt auf Erfahrungen aus Rheinland-Pfalz wird 

berichtet, dass trotz des weit verbreiteten „General-

verdachts“ gegen Deponien es nicht wenige Beispie-

le dafür gebe, dass Kommunen, Gewerbetreibende, 

Grundstückseigentümer und Öffentlichkeit nachhalti-

gen Gewinn aus der Nutzung oder Wiedernutzbarma-

chung von Deponieflächen als Standort ziehen können 

[4]. So seien in den zurückliegenden Jahren durchaus 

in zahlreichen Fällen stillgelegte Deponien und Abla-

gerungsplätze mit Wohnhäusern, Spielplätzen oder 
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gewerblichen Anlagen überbaut worden sowie land-

wirtschaftliche Anbauflächen oder Sport- und Frei-

zeitflächen angelegt worden. Dabei sei die Erkenntnis 

entscheidend, dass diese Projekte jedenfalls sorgfältig 

geplant und entwickelt werden müssten.

Im Rahmen des EU-INTERREG IIIC Förderpro-

gramms kooperierten in den Jahren 2005-2007 in dem 

Projekt „SULFANET – Sustainable Use of Former and 

Abandoned Landfills“ 21 insbesondere kommunale 

Organisationen aus 12 europäischen Staaten und ent-

wickelten eine Modellstrategie für das Vorgehen zur 

Risikoabschätzung, zur ggf. erforderlichen Sanierung 

oder Nachsorge sowie zur Förderung der Nachnut-

zung von ehemaligen Deponien. Das Anschlussprojekt 

SULFANET4EU (2010-2011) dient als Netzwerk zur 

wechselseitigen Unterstützung für die weitere Verfol-

gung der Ziele der Sulfanet-Modellstrategie und für 

die Umsetzung von entsprechenden konkreten Maß-

nahmen [5].

Im Rahmen des REFINA-Projektes NAPS wurde im 

August 2008 mit Unterstützung durch den Nieder-

sächsischen Städte- und Gemeindebund sowie den 

Niedersächsischen Städtetag eine schriftliche Umfrage 

über die Praxis der Nachnutzung von Altablagerun-

gen unter allen 440 niedersächsischen Bauamtsleitern 

durchgeführt, von denen insgesamt 70 (16% aller Be-

fragten) den Fragebogen beantworteten [6].

Die Auswertung kann nicht den Anspruch erheben, ein 

im strengen Sinne repräsentatives Bild der Praxis der 

Nachnutzung von Altablagerungen in Niedersachsen 

zu liefern. Da aber Vollerhebungen oder anderweitige 

belastbare Umfrageergebnisse zu diesem Themenfeld 

nicht verfügbar sind, liefert die hier berichtete Erhe-

bung erstmals doch wenigstens in Umrissen ein fun-

diertes Bild des tatsächlichen Standes in der Praxis.

Immerhin 43 Bauamtsleiter berichteten, dass in ihrer 

Kommune eine oder mehrere Altablagerungen be-

reits nachgenutzt werden; das entspricht rund 10% 

aller niedersächsischen Kommunen. Die Praxis der 

Nachnutzung auch von Altablagerungen ist damit 

auch in Niedersachsen durchaus verbreiteter als bisher 

weithin angenommen wird.

Die Umfrageergebnisse geben Aufschluss insbesondere 

über die Situation in kleinen und mittleren Gemeinden 

und Städten. 90% der Antworten kamen aus Kommu-

nen mit 5.000 bis 50.000 Einwohnern. Altablagerun-

gen sind in nahezu jeder Kommune vorhanden (87% 

aller Antworten). Die jeweiligen Flächen der Altabla-

gerungen sind zumeist eher klein, in 51% der berich-

teten Fälle beträgt die Fläche weniger als 1 ha, weitere 

37% der Flächen liegen zwischen 1 ha und 5 ha; 88% 

der berichteten Altablagerungen haben somit eine Flä-

che von weniger als 5 ha.

Diese Größenverteilung spiegelt sich im Wesentlichen 

auch wieder, soweit Altablagerungen nachgenutzt 

wurden. Offenbar konnten Nachnutzungsmöglich-

keiten für alle vorkommenden Größen entwickelt und 

realisiert werden und nicht bevorzugt nur für kleine 

Flächen: 54% der nachgenutzten Flächen waren klei-

ner als 1 ha, weitere 27% der Flächen liegen zwischen 

1 ha und 5 a; in 81% der Fälle ist die Fläche der nach-

genutzten Altablagerung somit kleiner als 5 ha.

Hinsichtlich der Art der nachgenutzten Altablagerung 

stellen kommunale Hausmülldeponien mit 45% der 

Nennungen den häufigsten Typus, 23% der Fälle stel-

len Boden- und Bauschuttdeponien, 19% sind Ablage-

rungen von Gewerbe- und Industrieabfällen.

Die Herrichtung bzw. ggf. Sanierung der Altablagerun-

gen für die Zwecke der Nachnutzung erfolgte in 62% 

der Fälle durch Abdeckungs- und Abdichtungsmaß-

nahmen, in 21% durch Abtragen und Umlagern.

Bei der Art der Nachnutzungen liegt der Schwerpunkt 

bei Nutzungen für Gewerbe und Industrie (51%). Da-

nach folgen mit 25% der Fälle Nutzungen für Wohn-

bebauung und mit 22% Nutzungen für Naherholung. 

Eine Nachnutzung für Energiegewinnung erfolgte nur 

in einer der befragten Kommunen. In 27% der befrag-

ten Kommunen laufen Planungen für weitere Projekte 

zu Nachnutzung von Altablagerungsflächen.

Die in diesem Kapitel vorgestellten Berichte, Projekte 

und Umfrageergebnisse zeigen, dass es offenbar ein all-

mählich wachsendes Bestreben gibt, im Interesse eines 

nachhaltigen Flächenmanagements auch die Flächen-

ressourcen von Altablagerungen stärker zu erschließen. 
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Die Nachnutzung von Altablagerungsflächen ist in der 

Praxis nicht mehr nur als exotischer Einzelfall anzu-

treffen und kommt durchaus häufiger vor als gemein-

hin angenommen. Aber angesichts der letztlich gleich-

wohl immer noch recht geringen Fallzahlen und des 

„verbrannten“ Images, mit dem die Nachnutzung von 

Altablagerungen nicht nur in der öffentlichen Wahr-

nehmung immer noch belastet ist, kann von Normali-

tät und Routine bei der Nachnutzung von Altablage-

rungsflächen noch nicht gesprochen werden.

Es erscheint daher an der Zeit, die bereits vorliegen-

den Erfahrungen einmal systematisch zu erheben, auf-

zubereiten und für weitere Interessenten verfügbar zu 

machen. Die Weitergabe von Erfahrungen wird auch 

deshalb sinnvoll und hilfreich sein, weil gerade in klei-

nen und mittleren Kommunen die Nachnutzung von 

Altablagerungsflächen immer auf wenige Einzelfälle 

beschränkt sein wird, so dass sich hier kein eigener 

Erfahrungsschatz und keine eigenen Handlungsrouti-

nen ausbilden können. Umso mehr werden dann die 

gesammelten Erfahrungen aus der Praxis und hand-

lungsorientierte Empfehlungen auf Interesse stoßen 

und als hilfreich empfunden werden.

Für die Nachnutzung von Altablagerungsflächen und 

deren spezifische Besonderheiten existieren bisher 

noch keine Arbeitshilfen oder andere Handreichungen 

für eine Bearbeitung. Diese Lücke soll LeNA schließen.

6.	 Das Projekt NAPS: Ziele und Vorgehen
Übergreifendes Ziel des Forschungsprojektes war es, 

durch Analyse vorliegender praktischer Erfahrungen 

beispielhafte Verfahrensweisen und Instrumente auf-

zuzeigen, wie durch eine optimierte Kooperation zwi-

schen den verschiedenen typischerweise beteiligten Ak-

teuren Nachnutzungen ehemaliger Ablagerungsflächen 

erfolgreich geplant, entwickelt und realisiert werden 

können. Die Ergebnisse sollten den Praxisakteuren in 

anwendungsorientierter Form zur Verfügung gestellt 

werden.

Bei der Nachnutzung von Altablagerungen handelt 

es sich in der Regel um komplexe Vorhaben, bei de-

nen keiner der beteiligten Akteure – Planungsträger, 

Umweltbehörden, Flächeneigentümer und Investoren 

– ohne die Mitwirkung der anderen Partner die Vo-

raussetzungen für eine sinnvolle Nachnutzung eines 

Grundstückes schaffen kann. Vorhaben zur Nachnut-

zung von Altablagerungen sind in der Vergangenheit 

häufig an diffizilen Fragen und scheinbar unlösbaren 

Problemen der haftungsrechtlichen und finanzierungs-

technischen Risiken, der Baugrundstabilität, der Um-

weltgefährdung, des Planungsrechts u.a. gescheitert. 

Häufig konnten die Fälle nicht im Sinne einer übergrei-

fenden und koordinierten Vorgehensweise bearbeitet 

worden. Zudem gibt es häufig Unklarheiten bezüglich 

des anzuwendenden Rechtsregimes (Abfallrecht, Bo-

denschutzrecht, Immissionsschutzrecht). Andererseits 

gibt es durchaus eine größere Zahl von eindrucksvol-

len Projekten, bei denen es gelungen ist, Flächen von 

Altablagerungen für neue Zwecke wieder zu nutzen.

Vor diesem Hintergrund zielte dieses Projekt auf die 

Erstellung einer Planungshilfe für Praxisakteure, um 

diese dabei zu unterstützen, die Komplexität eines sol-

chen Vorhabens handhaben zu können und Lösungen 

für zentrale Fragen und Problemstellungen zu finden. 

Für die Bearbeitung des Projektes NAPS bildeten 

die Prof. Burmeier Ingenieurgesellschaft mbH (BIG), 

Gehrden, und die Leuphana Universität Lüneburg ei-

nen Forschungsverbund. Durch diese Zusammenarbeit 

konnten ingenieur-, rechts- und kommunikationswis-

senschaftliche Sichtweisen auf die Nachnutzung von 

Altablagerungsflächen integriert werden. 

Im Rahmen des Projektes bearbeitete BIG die stand-

ortbezogenen natur- und ingenieurwissenschaftlichen 

Fragestellungen. BIG führte den Nachweis für die 

Machbarkeit der Sanierung der Halde aus Produk-

tionsrückständen der Asbestzementproduktion der 

ehemaligen Firma Fulgurit und erstellte ein darauf auf-

bauendes entsprechendes Sanierungs- und Nachnut-

zungskonzept.

Auf der Seite der Leuphana Universität Lüneburg ko-

operierten die Professur für öffentliches Recht, insbe-

sondere Energie- und Umweltrecht, und das Institut 

für Umweltkommunikation (INFU).

Die Zusammenführung der juristischen und der kom-

munikationswissenschaftlichen Perspektiven ist eine 

notwendige Voraussetzung, um die Bandbreite und 
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die Schwerpunkte der Einflussfaktoren eines Nachnut-

zungsvorhabens optimal zu erfassen und zu integrieren.

Im Projektteil „Umweltrecht“ wurden die Anwen-

dungsbereiche und der Regimewechsel des Abfall-, 

Bodenschutz- und Deponierechts im Hinblick auf den 

Vollzug analysiert. Aufbauend auf diese systematische 

Gesamtbetrachtung der Rechtsinstrumente wurden 

Lösungsansätze für die integrierte Planung von Still

legung, Sanierung und Nachnutzung von Altablage-

rungen entwickelt. Dabei wurden auch innovative 

Möglichkeiten für Vertragslösungen aufgezeigt.

Im Projektteil „Umweltkommunikation“ wurden zu-

nächst vorliegende Erfahrungsberichte, Projektdoku-

mentationen und wissenschaftliche Literatur aus den 

Themenbereichen Altlastensanierung und Flächenrecy-

cling daraufhin ausgewertet, wie Kommunikation und 

Kooperation strukturiert und entwickelt werden können, 

um zielführend Planung und Realisierung von Nachnut-

zung von Altablagerungen zu fördern [z.B.: 7; 8].

Insbesondere aber wurden im Projektteil „Umweltkom-

munikation“ bundesweit Erfahrungen und Know-how 

zum Kooperationsmanagement für die Wiedernutzung 

von Altlastenflächen mit qualitativen sozialwissen-

schaftlichen Methoden systematisch erhoben und 

analysiert. Dies diente zur Identifizierung und Analyse 

von förderlichen und hinderlichen Faktoren für eine 

gelingende effektive Kooperation bei der Nachnutzung 

von Altablagerungen. 28 Experten mit umfangreichen 

und vielfältigen Erfahrungen in der Sanierung und 

Wiedernutzbarmachung von Flächen wurden mithilfe 

von Leitfaden gestützten Interviews befragt. Die ausge-

wählten Experten waren bzw. sind tätig in öffentlichen 

Verwaltungen, insbesondere auf der kommunalen 

Ebene, aber auch in kommunalen Spitzenverbänden 

und in Behörden von Bund und Ländern, sowie in 

Ingenieurbüros, Planungsbüros, Entwicklungsgesell-

schaften, Hochschulen und Anwaltskanzleien. Damit 

konnten Erfahrungen aus unterschiedlichen Bereichen 

der Altlastenbearbeitung und verschiedene Sichtweisen 

auf den Prozess der Nachnutzung von Flächen mit Alt-

ablagerungen erfasst werden. Erstmalig wurden durch 

dieses Forschungsprojekt das Wissen und die konkre-

ten Erfahrungen dieses Expertenkreises systematisch 

erfasst und ausgewertet. 

Die Interviews wurden transkribiert und mittels der 

Analyse-Software MAXqda qualitativ ausgewertet. Die 

Auswertung erfolgte auf die Fragestellungen hin, welche 

Aspekte für die Prozesse der Planung, der Kommunika-

tion und der Kooperation zur Nachnutzung von Altab-

lagerungen aus Sicht der Interviewten relevant sind, wel-

che Akteure welche Rollen übernehmen sowie welche 

Erwartungen und Anforderungen die zu erstellende Pla-

nungshilfe erfüllen sollte. Dabei wurden Auswertungs-

kategorien gebildet, die aus den Interviews im Sinne der 

grounded theory [9] iterativ abgeleitet wurden. Die In-

terviews wurden anhand dieser Kategorien systematisch 

codiert, so dass die Aussagen verschiedener Interview-

partner miteinander in Bezug gesetzt und die Ergebnisse 

strukturiert zusammengefasst werden konnten. 

Die durch qualitative Inhaltsanalysen erstellten Ergeb-

nisse bildeten die Basis für die Generierung von verall-

gemeinerungsfähigen Handlungsempfehlungen. 

Die Ergebnisse der Auswertung der Experteninterviews 

und der Literaturanalyse wurden mit den Ergebnissen 

aus den anderen Teilprojekten (umweltrechtliche und 

standortbezogene Arbeiten) verzahnt. Daraus wurden 

konkrete Vorgehens- und Handlungsempfehlungen für 

Vorhaben zur Nachnutzung von Altablagerungen so-

wie Grundsätze für die Strukturierung der Planungs-

hilfe gewonnen. Dies mündete in einem handlungsori-

entierenden Modell und. in einem ersten Grobkonzept 

eines Leitfadens. 

Leitend war dabei das Anliegen, nicht innerhalb dis-

ziplinärer Grenzen sektorale Handlungsempfehlungen 

nebeneinander zu stellen, sondern in einer ganzheitli-

chen Betrachtung Bezüge zwischen den verschiedenen 

Handlungssträngen zu verdeutlichen und Empfehlun-

gen für ein umsichtiges, vorausschauendes und inte

gratives Kooperationsmanagement zu entwickeln. 

Der Leitfaden wurde gegen Ende der Phase, in der 

Struktur, wesentliche Inhalte und Layout des Leitfa-

dens bereits weitgehend entwickelt waren, begleitend 

extern evaluiert. Die Evaluation zielte darauf ab, zu 

überprüfen, ob die Anforderungen der Zielgruppe an 

den Leitfaden erfüllt werden. Insbesondere sollte die 

Konzeption des Leitfadens auf seine Funktion hin 

überprüft werden, es sollten Inhalte abgestimmt und 
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die Handhabbarkeit und Nutzerfreundlichkeit über-

prüft werden. Zu diesem Zweck wurden eine Reihe 

von Einzelgesprächen sowie ein eintätiger Evaluations-

workshop durchgeführt.

Das Grobkonzept der Planungshilfe wurde sowohl 

bezüglich der Form als auch der Inhalte evaluiert. Als 

Evaluationspartner wurden daher sowohl Experten für 

die Gestaltung interaktiver Planungshilfen als auch für 

Inhalte und Verfahren der Nachnutzung von Altabla-

gerungsflächen und ähnlich gearteter Projekte einbezo-

gen. Zu dieser Evaluation trugen insgesamt 16 Exper-

ten aus folgenden Bereichen bei:

•	 Forschung: Experten für den Bereich Gestaltung 

von Leitfäden und Handlungsanleitungen;

•	 kleine und mittlere kommunale Gebietskörper-

schaften ohne eigene Expertise für die Nachnut-

zung von Altablagerungen; 

•	 größere kommunale Gebietskörperschaften mit 

eigener Expertise in der Nachnutzung von Altab-

lagerungen;

•	 Ingenieurbüros mit Wissen über die fachlichen und 

förmlichen Anforderungen der Zielgruppen Kom-

munen und Investoren an einen Leitfaden;

•	 Institutionen mit Erfahrungswissen über die fachli-

chen und förmlichen Anforderungen der Zielgrup-

pen Kommunen und Investoren; 

•	 Kommunaler Verbund mit Expertise hinsichtlich 

der Anforderungen der Zielgruppe kleine und 

mittlere Kommunen.

Das Grobkonzept der Planungshilfe wurde anhand der 

Evaluationsergebnisse überarbeitet und im Detail aus-

gearbeitet. 

Die Planungshilfe soll die in diesem Projekt zusammen-

getragenen und systematisch aufbereiteten Praxiser-

fahrungen verallgemeinern und auf andere Vorhaben 

der Nachnutzung von Altablagerungen übertragbar 

machen. Sie soll ein zielführendes Gesamtmanagement 

ermöglichen, das effizient und effektiv konkrete Schrit-

te zur Lösung der komplexen Aufgabe der Anbahnung 

und Planung der Nachnutzung von Altablagerungen 

vorantreibt.

Parallel erfolgte die EDV-technische Umsetzung der 

Planungshilfe. Diese orientierte sich an den inhaltli-

chen und nutzungsbezogenen Anforderungen, die im 

Laufe des Projektes mit zunehmender Genauigkeit 

festgelegt werden konnten – etwa durch die Auswer-

tung der Experteninterviews und anderer Planungs-

hilfen und Publikationen und durch die Evaluation. 

Dementsprechend erfolgte die Auswahl eines Content-

managementsystems.

Zur Konzipierung der Planungshilfe gehörte auch die 

Eruierung des Bedarfs nach einem Experten-Dialog-

Forum als interaktives Element und Ergänzung der 

web-basierten Planungshilfe. Der Bedarf wurde in den 

Experteninterviews und den Evaluationsgesprächen 

mit erfragt sowie im Rahmen der Umfrage über die 

Praxis der Nachnutzung von Altablagerungen in nie-

dersächsischen Kommunen mit erfasst. Im Ergebnis 

zeigte sich, dass die Nachfrage nach einem online-

Forum verschwindend gering ist, dass aber vielfach 

großes Interesse daran geäußert wurde, bei Bedarf 

Experten mit einschlägigen eigenen praktischen Er-

fahrungen selbst direkt kontaktieren zu können. Es 

wurde der Wunsch geäußert, dass LeNA eine Reihe 

von vorbildlichen Praxisbeispielen vorstellen und do-

kumentieren sollte und Hilfestellung für die Kontakt-

aufnahme zu daran jeweils beteiligten Experten geben 

sollte.

7.	 LeNA: Leitfaden für die Nachnutzung von 
Altablagerungen

LeNA steht als web-basierte Planungshilfe im Internet 

kostenfrei zur Verfügung [10]. Die eingesetzte Web-

Technologie ermöglicht den Nutzern durch die zahlrei-

chen internen und externen Verlinkungen eine schnelle 

und gezielte Navigation zu den für ihre spezifische Fra-

gestellung jeweils interessanten Inhalten.

LeNA bietet Hilfestellungen und Unterstützungen für 

den Prozess der Planung von Nachnutzungen von Flä-

chen mit Altablagerungen und richtet sich vornehmlich 

an kleine und mittlere Kommunalverwaltungen und 

andere Behörden, Flächeneigentümer, Planungsbüros 

und Investoren, die die Nachnutzung von Flächen mit 

Altablagerungen erwägen oder die Antworten auf spe-

zifische Fragen in konkreten Projekten suchen.
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Der Leitfaden möchte Mut machen und zeigt Wege 

auf, wie Flächen mit Altablagerungen sicher wieder-

genutzt werden können. LeNA fokussiert weniger auf 

technische Details, sondern gibt in einer integrativen 

Sichtweise Hilfestellung, die vielfältigen Aspekte und 

die Komplexität des Gesamtprozesses zu managen, 

die dafür notwendigen untereinander verschränkten 

Kommunikationsprozesse zu gestalten und die not-

wendigen Kooperationen zwischen den in der Regel 

zahlreichen verschiedenen Akteuren zu fördern. Da-

für werden handlungsorientierte Empfehlungen und 

Hilfestellungen für den Planungsprozess und für das 

Projektmanagement angeboten. 

Konkret bietet LeNA für die Unterstützung von stra-

tegischen und konzeptionellen Planungen Empfehlun-

gen für Sanierungs- und Nutzungskonzepte und Hil-

festellungen für Finanzierungsplanung, Vermarktung 

und Umgang mit der Öffentlichkeit. Es werden För-

dermöglichkeiten auf Bundes- und Länderebene vor-

gestellt und rechtliche Aspekte etwa hinsichtlich der 

korrekten Wahl des Rechtsregimes und der Nutzung 

von rechtlichen Instrumenten thematisiert. Zur Unter-

stützung des Projektmanagements bietet der Leitfaden 

Empfehlungen für die erfolgreiche Gestaltung von Zu-

sammenarbeit und Verhandlungen, Informationen zu 

den typischerweise beteiligten Akteuren sowie Emp-

fehlungen für die Gestaltung von Verträgen. 

LeNA enthält außerdem die Dokumentation von zwölf 

Beispielen für gelungene Nachnutzungsprojekte aus 

der Praxis. Jedes Beispiel umfasst eine überblicksarti-

ge Beschreibung aus Text und Bildern für das jeweili-

ge Projekt sowie die Kontaktdaten für meist mehrere 

Ansprechpartner, die weitere Auskünfte geben können. 

Damit besteht für die Nutzer von LeNA die Möglich-

keit, für ihre spezifischen Fragestellungen gezielt mit er-

fahrenen Praxisexperten in Austausch treten zu können.

LeNA ist wie folgt aufgebaut:
Die Einführung enthält 

•	 eine Auflistung von Inhalten, die für Leser aus dem 

Bereich öffentlicher Verwaltungen, als Investoren 

oder Flächeneigentümer besonders interessant sein 

dürften; 

•	 eine Abgrenzung des Begriffes „Altablagerung“;

•	 Hinweise darauf, warum sich die Nachnutzung 

von Altablagerungen lohnen kann und welche Be-

deutung Gegenargumenten zukommt sowie 

•	 Informationen über rechtliche Grundlagen.

Im Abschnitt Ziele und Konzepte finden sich hand-

lungsorientierte Empfehlungen für folgende Bereiche: 

•	 Sanierungskonzepte;

•	 Nutzungskonzepte;

•	 Finanzierung;

•	 Fördermöglichkeiten;

•	 Vermarktung; 

•	 Umgang mit der Öffentlichkeit.

Im Abschnitt Prozess und Management bietet der Leit-

faden folgende Inhalte:

•	 Informationen über beteiligte Akteure;

•	 Empfehlungen hinsichtlich des Engagements eines 

„Kümmerers“;

•	 Empfehlungen für Verwaltungen;

•	 Empfehlungen zur Gestaltung der Zusammen

arbeit; 

•	 Hinweise über das Führen von Verhandlungen;

•	 Informationen über vertragliche Gestaltungsmög-

lichkeiten.

Der Abschnitt Beispiele bietet 

•	 eine Zusammenstellung und Dokumentation von 

gelungenen Praxisbeispielen und 

•	 eröffnet die Möglichkeit, direkt Kontakt mit kon-

kret benannten entsprechenden Ansprechpartnern 

aufzunehmen.
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Durch das REFINA-Forschungsprojekt NAPS wurde 

erstmalig bundesweit systematisch erhoben, wie erfah-

rene Experten im Bereich der Nachnutzung von Altab-

lagerungsflächen strategisch und praktisch vorgehen, 

um die hohe Komplexität solcher Projekte zu hand-

haben und um die erforderlichen Kooperationsbezie-

hungen anzubahnen und zum Erfolg zu führen. Die 

Erfahrungen der Experten beziehen sich vornehmlich 

auf die Nachnutzung von Altablagerungen; aber auch 

übertragbare Erfahrungen aus der Nachnutzung von 

Altstandorten und Deponien finden Berücksichtigung. 

Diese Erfahrungen wurden in praxisorientierte Hil-

festellungen und umsetzbare Empfehlungen für die 

verschiedenen Teilaufgaben bei der Nachnutzung von 

Altablagerungen aufbereitet. Dieses Zwischenergebnis 

wurde wiederum von Experten überprüft und evalu-

iert. 

In dem auf diese Weise generierten „Leitfaden für die 

Nachnutzung von Altablagerungen“ finden alle Akteu-

re, die typischerweise in die Planung und Realisierung 

der Nachnutzung einer Altablagerung involviert sind, 

für jeden Prozessschritt entsprechende Hilfestellungen. 

Die Online-Version von LeNA bietet zahlreiche Links, 

die direkt zu detaillierten Informationen, z.B. über 

Fördermöglichkeiten oder gelungene Beispielsfälle, zu 

Richtlinien und Merkblättern sowie zu Namen und 

Anschriften von Ansprechpartnern führen.

Am besten schauen Sie selber nach unter:

www.leitfaden-lena.de
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1.	 Hamburg – Umwelthauptstadt Europas 2011
In der Metropolregion Hamburg leben 4,3 Millionen 

Menschen. 1,8 Millionen innerhalb der Stadtgrenzen. 

Über 300.000 Werktätige pendeln täglich zum Arbei-

ten in die Stadt, es gibt über 500 Industriebetriebe 

und mittendrin den drittgrößten Hafen Europas als 

wirtschaftlichen Dreh- und Angelpunkt. Kann eine 

boomende Handels- und Dienstleistungsmetropole 

wie Hamburg, die zudem noch industriell geprägt ist, 

erfolgreich wirtschaftliche Entwicklung und Umwelt-

schutz vereinen? Sie kann und Hamburg hat dafür den 

Titel „Umwelthauptstadt Europas 2011“ erhalten. 

Der Titel „Umwelthauptstadt Europas“ wird seit Kur-

zem von der Europäischen Kommission verliehen. 

Nach Stockholm im Jahr 2010 ist Hamburg in 2011 

erst der zweite Titelträger. Die Anerkennung soll eine 

Auszeichnung sein für die Stadt, die exzellente Leis-

tungen im Umweltschutz erbracht hat. Gleichzeitig 

verspricht sich die EU-Kommission, dass die Städte 

im Wettbewerb um den begehrten Titel ihre Anstren-

gungen im Umweltschutz steigern und durch den Aus-

tausch von best practice voneinander lernen. 

„Hamburg hat in den vergangenen Jahren große Leis-

tungen erbracht und auf der ganzen Bandbreite ex-

zellente Umweltstandards erreicht. Die Stadt hat sehr 

ehrgeizige Pläne für die Zukunft, die zusätzliche Ver-

besserungen versprechen.“ Ein klares Wort der Jury, 

die Hamburg im Februar 2009 zur Umwelthauptstadt 

Europas 2011 kürte. Die Anerkennung ist für Hamburg 

Lob und Auftrag zugleich: noch besser zu werden und 

zu zeigen, dass eine boomende Handels- und Dienstleis-

tungsmetropole, die auch industriell geprägt ist, Vorrei-

ter in Sachen Klima- und Umweltschutz sein kann.

Die Auswahl erfolgte in einem zweistufigen Verfahren 

und Hamburg hat sich vor einer unabhängigen Jury 

gegen Städte wie z.B. Kopenhagen, Wien, Oslo, Müns-

ter und Freiburg durchgesetzt.

Der Vergleich zu den anderen Städten zeigt dabei, 

dass Hamburg insgesamt schon viel im Umweltschutz 

erreicht hat. In allen zehn Bewertungskategorien, zu 

denen u.a. Klimaschutz, Mobilität, Luftqualität, Was-

serverbrauch und Flächennutzung gehören, liegt Ham-

burg im oberen Bewertungsbereich. Gleichzeitig bietet 

sich für Hamburg in fast allen Kategorien Spielraum 

für Verbesserung.

Hamburg als Stadt am Wasser hat schon früher als 

andere Städte begonnen Minimierungs- und Anpas-

sungsmaßnahmen an den Klimawandel umzusetzen. 

Von 1990 bis 2006 konnte der CO2-Ausstoß in Ham-

burg um 18% gesenkt werden. Und Hamburgs Ziele 

bleiben hier ehrgeizig: Bis 2020 strebt der Hamburger 

Senat eine Reduktion um 40% an, bis 2050 sogar um 

80%. 

Umweltbewusst zeigen sich auch Hamburgs Städtebau 

und Flächennutzung. Die klimafreundliche Sanierung 

von Altbauten und Gebäuden im Bestand wird eben-

Klaus de Buhr, Behörde für Stadtentwicklung und 
Umwelt, Hamburg

Hamburg – Umwelthauptstadt Europas 2011
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so konsequent unterstützt wie die verstärkte Nutzung 

von Hamburger Dächern für solare Stromerzeugung. 

Exemplarisch geht die Hansestadt auf der Expo Shang-

hai 2010 durch das Hamburg House in Passivbauwei-

se neue Wege. 

Hamburgs Leitbild „Wachsen mit Weitsicht“ bedeutet 

die städtische Entwicklung nach Innen gerichtet, durch 

Nutzung von Konversionsflächen und durch Nachver-

dichtung. Beispiele sind die Hamburg HafenCity, das 

größte innerstädtische Entwicklungsprojekt Europas, 

und die Internationale Bauausstellung in Wilhelms-

burg. Im Rahmen der Internationalen Gartenschau 

igs 2013 entsteht der neue Stadtpark, der Hamburgs 

„Grünes Netz“ erweitern wird.

Als Umwelthauptstadt will Hamburg zu einer Platt-

form für den europaweiten Austausch von Experten 

und Bürgern über Umweltfragen werden und das Jahr 

2011 soll ein Jahr voller Kreativität und Ideen für die 

Umwelt werden. 

2.	 Infopoint
Ein Infopoint in der Innenstadt wird die zentrale An-

laufstelle in Hamburg und Informationszentrum für 

alle Aktivitäten sein. Hier erhalten Hamburger Bürger

innen und Bürger sowie Besucherinnen und Besucher 

einen Überblick über Ziele, Programm, Planungen und 

Visionen der Umwelthauptstadt Europas 2011.

In einer festen Ausstellung wird künftig gezeigt, welche 

Umweltziele Hamburg in den nächsten Jahren anstrebt 

und wie die Stadt diese Ziele erreichen will. Wechseln-

de Sonderausstellungen mit verschiedenen Schwer-

punktthemen sollen das Programm ergänzen.

3.	 Umwelttouren – 
	 Umweltschutz vor Ort erleben
Bürger und Besucher der Hansestadt werden 2011 die 

Möglichkeit haben, vorbildliche Beispiele im Umwelt-

schutz aus Hamburg und der Metropolregion hautnah 

zu erleben. Zu Fuß, mit dem Fahrrad oder mit öffentli-

chen Verkehrsmitteln können künftig die ökologischen 

Seiten unserer lebenswerten Stadt erkundet werden. 

Die geplanten Umwelttouren bieten Hamburgerin-

nen und Hamburgern sowie Besuchern der Stadt die 

Gelegenheit, sich über die breite Palette der Umwelt-

Abb. 1: Die Hamburg Delegation empfängt den Award (Foto: Pieter-Jan Vanstockstraeten)
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schutzprojekte in Hamburg und in der Metropolregion 

direkt vor Ort und eingehend zu informieren. 

4.	 Train of Ideas
Und wenn Sie nicht nach Hamburg kommen können, 

kommt Hamburg vielleicht zu Ihnen. Mit dem „Zug 

der Ideen“ wird die Hansestadt zur Umwelthauptstadt 

auf Rädern. In Form einer modernen, interaktiven 

Ausstellung werden die Umweltprojekte der Stadt eu-

ropaweit bekannter und sichtbarer gemacht. Andere 

Städte sind aufgefordert, ihre innovativen Umwelt-

projekte in der Ausstellung ebenfalls vorzustellen. Ge-

plant ist eine Tour durch insgesamt 15 große Städte 

wie Wien, Zürich, Antwerpen und Malmö.

5.	 Veranstaltungen
Auch ein vielfältiges Veranstaltungsprogramm ist vor-

gesehen. Die Kooperation mit dem Filmfest Hamburg 

im Herbst 2010 und ein Jugendumweltgipfel gehören 

ebenso dazu wie ein internationaler Umweltrechtskon-

gress, zu dem Teilnehmer aus aller Welt erwartet wer-

den. Geplant sind zudem Workshops zu verschiedenen 

Themen wie z.B. Flächenverbrauch oder Mobilität, 

bei denen Ideen für den Umweltschutz in der Stadt der  

Abb. 2: Übersicht der Bewertung Hamburgs in der Endrunde gegen sieben weitere Städte. Indikatoren im Vergleich mit der 

besten Stadt (gelb) und dem Durchschnitt (rot). In drei Kategorien hat Hamburg die höchste Punktzahl erreicht. 

Abb. 3: So könnte der Train of Ideas aussehen.
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Zukunft diskutiert werden sollen. Zudem soll ein Leit-

faden Anregungen geben, wie Veranstaltungen um-

weltfreundlicher gestaltet werden können.

Auch am Energieberg Georgswerder laufen bereits die 

Planungen für eine Zusammenarbeit im Rahmen von 

„Hamburg Umwelthauptstadt Europas 2011“. Die ge-

sicherte Mülldeponie Georgswerder wird in Zukunft 

verstärkt zur Erzeugung erneuerbarer Energie genutzt 

und pünktlich zum Umwelthauptstadtjahr soll eine 

weitere große Windkraftanlage errichtet werden. Der 

interessierten Öffentlichkeit die verschiedenen Projek-

te mit Führungen auf dem Energieberg näherzubringen 

ist z.B. ein Vorhaben der IBA im Rahmen des Umwelt-

hauptstadtjahres.
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Simona Weisleder, IBA Hamburg GmbH

Aus der Deponie Georgswerder im Norden der 
Elbinsel Wilhelmsburg wird der „Energieberg“. 
Dieser Transformationsprozess für die Umgestaltung 

einer Deponie wird über Hamburg hinaus beispiel-

haft zeigen, wie ein ökologisch hoch problematischer 

Standort zu einem Ort des Lernens, der Erfahrung und 

Erlebnisses werden kann, wie belastete und belastende 

Orte Teil eines neuen Verständnisses von Landschaft 

werden können. Diese verdeutlichen die Ambivalenz 

zwischen dem grünen Eindruck dieses Raumes und 

den weiterhin aktuellen Gefahren, die aus der Ge-

schichte der Deponienutzung herrühren. 

Der Energieberg leistet somit einen wichtigen Beitrag 

zur Entwicklung der Metropole und einen wichtigen 

Beitrag zur Gestaltung einer anthropogenen Land-

schaft. Die Qualitäten dieses ungewöhnlichen Land-

schaftsbauwerks sollen bald von vielen Menschen neu 

entdeckt werden können. Dies ist das ambitionierte 

Ziel, das die IBA Hamburg verfolgt. 

Um diese hochgesteckten Ziele zu realisieren, lobte die 

IBA Hamburg im Einvernehmen mit der Behörde für 

Stadtentwicklung und Umwelt/Amt für Umweltschutz 

im Januar 2009 einen architektonisch-landschafts-

architektonischen Wettbewerb für den „Energieberg 

Georgswerder“ aus. Die Entscheidung, einen solchen 

Wettbewerb vorzubereiten und durchzuführen, war 

Anstoß für viele Beteiligte, eine intensive Auseinander-

setzung darüber zu führen, wie ein sich wandelnder 

Begriff von Landschaft heute artikuliert und mit wel-

chen neuen Inhalten und mit welchen Vermittlungs

methoden Landschaftsarchitektur sich künftig pro-

duktiv zu befassen hat. 

Der Berg, der Jahrzehnte streng gesichert und bewacht 

wurde und für die Öffentlichkeit nicht zugänglich ist, 

soll mit einem neuen Konzept als besonderer Ort dem 

Stadtteil, der Stadt und den Bewohner zurückgegeben 

werden. Die „alte Last“ der negativen Geschichte der 

dioxinbelasteten Deponie lastete und lastet schwer auf 

dem Stadtteil Georgswerder – auch hier soll die Öff-

nung und die attraktive Umgestaltung „neue Energi-

en“ für den Ort erzeugen.

Es sollte beispielhaft gezeigt werden, wie dieser Ort 

mit seiner Geschichte auch mit künstlerischen Aspek-

ten bereichert und auf innovative Weise vermittelt wer-

den kann. Nach Auffassung der Jury hat das Konzept 

von Landschaftsarchitekten Häfner/Jimenez und Ko-

nermann Siegmund Architekten diese Ansprüche auf 

besondere Weise erfüllt. Die Entscheidung für dieses 

Team fiel mit 13:0 Stimmen sehr eindeutig aus und 

wird damit sowohl von der Fachwelt, als auch den An-

wohner und der Politik getragen.

Damit war der Weg gut bereitet für die in 2010 startende 

Planung und Umsetzung des Projektes „Energieberg“.

Auch heute schon spielt das Thema Energie in Ge-

orgswerder eine Rolle: Zum einen wird das durch 

permanente mikrobielle Abbauprozesse innerhalb der 

Energieberg Georgswerder – 
von alten Lasten zu neuen Energien
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abgedeckten Deponie entstehende Deponiegas mit ei-

nem hohen Methananteil genutzt. Es wird dem Berg 

systematisch entzogen und an die benachbarte AURU-

BIS AG, Europas größte Kupferhütte, geliefert. Zum 

anderen produzieren drei ältere Windkraftanlagen auf 

dem Berg regenerativen Strom. 

Im Rahmen der IBA Hamburg sollen weitere innova-

tive Energienutzungen den Ertrag des Deponiehügels 

steigern und die 45 ha große Landmarke als Aussichts-

berg erschließen. Die kleineren bestehenden Wind-

kraftanlagen sollen „repowert“ werden und künftig 

soll auf der Bergkuppe eine große Windkraftanlage mit 

ca. 3 MW durch HAMBURG ENERGIE realisiert wer-

den. Der Südhang bietet Platz für eine bis zu 16.000 m2 

große Photovoltaikanlage. Der erste Bauabschnitt mit 

rund 5.000 m2 und ca. 500 kWp (Kilowatt-Peak) wur-

de bereits Ende 2009 durch HAMBURG ENERGIE 

fertig gestellt. Künftig sollen über 2.000 Haushalte 

mit Strom vom Energieberg versorgt werden können. 

Auch das Sickerwasser aus der Deponie, das ebenso 

wie das Grundwasser aufgefangen, kontrolliert gerei-

nigt und abgeleitet wird, soll demnächst einen Beitrag 

zur Energiegewinnung leisten: Durch eine Wärmepum-

pe wird der Energiegehalt des Wassers genutzt, um 

Raumwärme für das geplante Betriebs- und Informati-

onsgebäude zu erzeugen. Schließlich kann der Wiesen-

schnitt von der Deponieoberfläche im Rahmen des von 

der IBA Hamburg geplanten urbanen Biogasprojektes 

zur Umwandlung in Biogas genutzt werden. 

Neben der landschaftsarchitektonischen Gestaltung 

soll am Fuße der Deponie ein Informationszentrum 

kombiniert mit einem neuen Betriebsgebäude entste-

hen. Hier soll bereits im nächsten Jahr – Hamburg 

„European Green Capital“-Jahr – ein erster Teil der 

Ausstellung gezeigt werden, die genau beide Geschich-

ten erzählen soll: die Geschichte der Deponie – dem 

verschwenderischen Umgang mit Ressourcen, dem 

hemmungs- und skrupellosen Umgang mit Abfall und 

vor allem mit hochgiftigen Abfallstoffen und aber eben 

auch das, was auf der Deponie nun auch schon seit 

Abb. 1: Die Energiegewinnung ist vielseitig und geht von einer großen PV-Freiflächenanlage, einer 3 MW Windkraftanlage, 

bis hin zur Nutzung des Wiesenschnitts, des Methangases und der Abwärme aus dem Sicker- und Grundwasseraufberei-

tungsanlagen
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einigen Jahren realisiert ist und im Rahmen der IBA 

Hamburg qualifiziert wird – die Nutzung der Energien, 

die dieser spezielle Ort bietet und hier vor allem natür-

lich die Nutzung der erneuerbaren Energien. 

Eben beide Geschichten, die einer Abfall- und Weg-

werfgesellschaft und die einer nachhaltigen und zu-

kunftsfähigen Gesellschaft: „von alten Lasten und 

neuen Energien“…

Die Internationale Bauausstellung Hamburg hat sich 

als übergeordneten Anspruch das Ziel gesteckt „Pro-

jekte für die Zukunft der Metropolen“ zu zeigen. Die 

Metropolen von morgen sehen sich durch Globalisie-

rung, Migration, ökonomische Dynamik, Umweltzer-

störung, Ressourcenknappheit und Folgen des Klima-

wandels vor drängende Herausforderungen gestellt. 

Die IBA Hamburg widmet sich deshalb sieben Jahre 

lang – von 2007 bis 2013 – genau jenen Fragen der 

Stadtentwicklung, deren Wechselwirkungen maßgebli-

chen Einfluss auf die Zukunft der Städte haben werden. 

Sie tut das mit der bewussten Wahl ihres Schauplatzes, 

nämlich den teils dicht industrialisierten und besiedel-

ten Elbinseln, und mit ihren drei Leitthemen: „Kosmo-

polis“, „Metrozonen“ und „Stadt im Klimawandel“.

Dabei steht das Leitthema „Kosmopolis“ als Bild für 

die Vielfalt von Ethnien und Kulturen in der modernen 

Metropole – in Wilhelmsburg leben über 40 verschie-

dene Nationalitäten. Deren Nebeneinander kann als 

inspirierendes Miteinander gestaltet werden, um die 

vorhandenen Potenziale für die Stadt als Gesamtheit 

zu nutzen. Ziel ist einen gemeinsamen Nenner für die 

Ansprüche aller vertretenen Gruppen an eine lebens-

werte und zugleich funktionale Stadt realisieren zu 

können. Ein wichtiges Querschnittsthema ist in diesem 

Leitthema die „Bildungsoffensive Elbinsel“, die mit 

zahlreichen (nicht nur baulichen) Projekten versucht 

die Aus- und Weiterbildung, Qualifizierung und Be-

schäftigung der Menschen vor Ort zu verbessern und 

neue innovative Wege aufzeigt. 

Das Leitthema „Metrozonen“ behandelt die so ge-

nannten inneren Peripherien der Stadt. Die Elbinseln 

sind ein beispielhafter Ort für diese inneren Stadträn-

der der Metropolen: ein metropolitanes Patchwork 

zwischen Stadt und Hafen, Industrie und Marsch. Es 

sind jene Übergangszonen, die durch Verkehrsschnei-

sen, Industriebrachen oder andere harte bauliche Ge-

gensätze als trennend und abweisend erscheinen, aber 

durch intelligente Lösungen durchgängig und urban 

nutzbar gemacht werden können. Gerade in einer 

Abb. 2: Das Projekt „Energieberg“ ist ein wichtiges Projekt der IBA Hamburg, deren Demonstrationsgebiet die Elbinsel 

Wilhelmsburg ist.
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Stadt wie Hamburg, die mit Weitsicht wachsen möch-

te, gilt es diese Räume der Stadt zu entwickeln, um 

nicht wertvolle Flächen an anderen Stellen zu verbrau-

chen.

Die Frage, die die IBA Hamburg in ihrem dritten Leit-

thema „Stadt im Klimawandel“ umtreibt, ist: Wie 

kann die Metropole den Weg in das postfossile und 

atomenergiefreie Zeitalter beschreiten? 

Auf den Elbinseln treffen Wachstums- und Umweltbe-

lange beispielhaft aufeinander. Dabei ist die Geschichte 

auf den Elbinseln allgegenwärtig. Über mehr als 500 

Jahre hinweg haben Generationen von Marschbauern 

die Elbinsel durch ihre Arbeit dem Elbstrom abgerun-

gen und gegen die Sturmfluten der Nordsee verteidigt. 

Ursprünglich ein Archipel von fast zwei Dutzend fla-

chen Inseln wurde der Ringdeich um „Europas größte 

Flussinsel“ erst in der Mitte des 19. Jahrhunderts ge-

schlossen – nicht immer erfolgreich, wie man spätes-

tens nach der verheerenden Sturmflut von 1962 weiß. 

Die Todesopfer dieser Katastrophe sind nicht verges-

sen und das Bewusstsein über die Gefahren des Kli-

mawandels ist daher anderswo in Hamburg kaum so 

ausgeprägt wie in Wilhelmsburg. 

Das Leitthema „Stadt im Klimawandel“ musste für 

die Elbinsel nicht erfunden werden, sondern stand 

spätestens seit dem 4. IPCC-Bericht (Intergovernmen-

tal Panel on Climate Change) vom Februar 2007 auf 

der Agenda. Angesichts dessen, dass 80% aller CO
2-

Emissionen in den Städten produziert werden und 

die Verstädterung unseres Planeten unaufhaltsam vo-

ranschreitet, kommt heute keine Ausstellung, die mit 

Bauen und Stadtentwicklung zu tun hat, umhin, den 

Klimaschutz und die Anpassung an den Klimawandel 

zu thematisieren. 

Die IBA Hamburg stellt sich an diesem konkreten Ort 

den Themen und versucht, modellhafte Lösungen zu 

erarbeiten, um einen wesentlichen Beitrag für die Zu-

kunft der Metropole zu leisten. 

Dabei liegt der Fokus des Handelns eindeutig auf den 

Klimaschutzmaßnahmen, also der Verminderung der 

Treibhausgase, der Nutzung erneuerbarer Energien, 

energieeffizienten Versorgungslösungen und natür-

lich dem Energiesparen. Denn die Verringerung der 

Treibhausgase, vor allem von CO2, ist die zwingende 

Voraussetzung dafür, dass die Anpassung an den Kli-

mawandel (etwa durch Flutsicherungsmaßnahmen) 

überhaupt erfolgreich sein kann. Die klimaverträgliche 

Metropole und die Architektur im Klimawandel sind 

Themen der IBA Hamburg, die sich baulich nieder-

schlagen und den eigentlichen Charakter einer „Bau“-

ausstellung prägen werden. 

Laut IPCC müssen die wichtigsten Industrieländer 

allein zur Verhinderung der drastischsten Folgen ihre 

Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2050 um 80 bis 

95% reduzieren – gemessen am Emissionsniveau von 

1990. Diese enorme Anstrengung müssen vor allem die 

Städte leisten, da bis 2030 der Anteil der Weltbevölke-

rung, der in Städten lebt, von derzeit gut 50 auf 60% 

steigen wird. 

In den Städten ist es gerade der Gebäudesektor, sowohl 

im Bestand wie im Neubau ,der einen überproporti-

onalen Beitrag leisten muss, damit dieses Gesamtziel 

der Gesellschaft erreicht werden kann. Denn bereits 

heute zeichnet sich ab, dass es in anderen Sektoren, 

wie z.B. Verkehr, Industrie und Konsum, bedeutend 

schwerer umzusetzen sein wird, diese Emissionsziele 

zu erreichen. 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat sich dieser 

Verantwortung der Metropole als bedeutsamem Kli-

mafaktor gestellt. Mit dem Klimaschutzkonzept des 

Hamburger Senats und der neuen Hamburger Klima-

schutzverordnung wurden anspruchsvolle energetische 

Standards bei der Emissionsvermeidung und der Ener-

gieeffizienz festgelegt. 

Auch die Gründung des neuen städtischen Energiever-

sorgers HAMBURG ENERGIE zur eigenbestimmten 

Energieversorgung ohne Kohle- und Atomenergie ist 

ein wichtiger Meilenstein für die Hansestadt.

Auf dem Weg Hamburgs zur „European Green Capital 

2011“ stellt die Internationale Bauausstellung die ein-

zigartige Chance dar, als eine Art „Stadtlabor“ innova-

tive Konzepte für eine erneuerbare Energieversorgung, 

Emissionen- und Ressourceneinsparung auf städti-

scher Ebene zu entwickeln und zu erproben. Das De-
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monstrationsgebiet der IBA Hamburg, die Elbinseln, 

bietet hierzu als eine Art Mikrokosmos der Metropole 

ideale städtebauliche, landschaftliche und soziale Vor-

aussetzungen. 

Das „Stadtlabor IBA“ besteht dabei aus vielfältigen 

Elementen: Eine ausgeprägte Bürger-Beteiligungskul-

tur mit vielfältigen Formaten, dem IBA Kuratorium, 

einem IBA Fachbeirat Klima und Energie, IBA-Labo-

ren mit einer Mischung aus Vorträgen und Workshops 

zu speziellen Fragestellungen wie der „Erneuerbaren 

Stadtentwicklung“, „Architektur im Klimawandel“, 

„Klimafolgenmanagement“ oder „Ressource Wasser“, 

strategische Konzepte wie der WASSERATLAS Elbin-

sel (2008) und das „Zukunftskonzept Erneuerbares 

Wilhelmsburg“ mit dem ENERGIEATLAS Elbinsel 

(2010) und nicht zuletzt natürlich die konkreten IBA-

Projekte, die bis 2013 realisiert werden. 

Es sind gegenwärtig über 40 Projekte bei der IBA 

Hamburg in der Entwicklung, die sich zu fast gleichen 

Anteilen auf die drei IBA-Leitthemen verteilen. Natür-

lich ist nicht allein die Zahl der Projekte entscheidend, 

obwohl dies für die Wirkung auch eine Rolle spielt, 

sondern die Qualität. Der unverzichtbare Qualitätsan-

spruch einer Internationalen Bauausstellung verführt 

dazu, sehr stark auf mediale Leuchttürme zu setzen 

und dabei die Strukturwirksamkeit der Projekte aus 

den Augen zu verlieren. Auch die IBA Hamburg hat 

diese Balance zu finden. Ein entscheidender Schritt 

dazu ist aus unserer Sicht die Einbindung der Projekte 

in strategische Konzepte. Deren wichtigste Bausteine 

sollen im Rahmen der IBA Hamburg umgesetzt wer-

den und müssen so stark sein, dass sie einen Prozess 

ohne Umkehr einleiten.

Was heißt das konkret? Projekte wie der „Energie-

bunker“ sind schon jetzt, ohne dass auch nur ein Stein 

bewegt wurde, mediale Highlights, die dank moder-

ner Animationstechniken breit kommuniziert werden. 

Es liegt nahe, sie als „Leuchttürme“ zu sehen, deren 

strukturelle Wirkung und Nachhaltigkeit zurecht hin-

terfragt werden müssen. Erst durch die Tatsache, dass 

dieses Projekt zusammen mit anderen Leuchttürmen, 

wie dem „Energieberg“ zu Bestandteilen eines strate-

gischen Konzeptes werden, besteht die Chance, dass 

Abb. 3: Der Energiebunker ist neben dem Energieberg ein weiteres sehr wichtiges IBA Projekt auf dem Weg ins postfossile 

und atomenergiefreie Zeitalter (Visualisierung HHS Architekten, Kassel)
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hinter der (hoffentlich) dann auch eintretenden spek-

takulären Wirkung ein nachhaltiges Konzept für das 

„Danach“ existiert. Das Risiko des Leuchtturms ist, 

dass er zwar weit strahlt, aber in der Nähe nur Schat-

ten wirft. Also geht es nicht um einen „Leuchtturm“, 

sondern – um im Bild zu bleiben – um ein „Lichtkon-

zept“. Im Fall des „Energiebunkers“ und „Energie-

berg“ ist es das „Klimaschutzkonzept Erneuerbares 

Wilhelmsburg“, dass heißt, der Fahrplan zur schritt-

weisen Umstellung der Elbinseln auf Klimaneutralität.

Unterstützt wird die IBA Hamburg dabei vor allem 

durch ihren Fachbeirat Klima und Energie. Mitglieder 

des Klimabeirates sind: Prof. Peter Droege (Weltrat 

für erneuerbare Energien), Dr. Harry Lehmann (Um-

weltbundesamt, Dessau), Prof. Irene Peters (HafenCi-

ty Universität Hamburg), Prof. Manfred Hegger (TU 

Darmstadt), Stefan Schurig (World Future Council, 

Hamburg), Prof. Matthias Schuler (Transsolar, Stutt-

gart) – anerkannte Experten, die die IBA-Projekte im 

Leitthema „Stadt im Klimawandel“ und vor allem die 

strategische Arbeit der IBA Hamburg qualifizieren und 

im internationalen Kontext spiegeln.

Mit ihrem „Klimaschutzkonzept Erneuerbares Wil-

helmsburg“ setzt die IBA Hamburg neue Standards für 

Ressourcenschutz und klimaneutrales Bauen: Optimier-

te Gebäudetechnik und Bestandssanierungen reduzieren 

den Energieverbrauch, Blockheizkraftwerke, regiona-

le und lokale Energieverbundsysteme verbessern die 

Energieeffizienz. Der Anteil erneuerbarer Energien wird 

schrittweise auf 100% erhöht. Zusammen mit der Be-

völkerung und zahlreichen Akteuren zeigt die IBA Ham-

burg, wie Städte zu Vorreitern des Klimaschutzes und des 

postfossilen und atomfreien Zeitalters werden können.

Wie lässt sich nun das Ziel möglichst flächendecken-

der erneuerbarer Energieversorgung und maximaler 

Klima-Entlastung in eine realisierbare Handlungsstra-

tegie umsetzen? Das „Klimaschutzkonzept Erneuerba-

res Wilhelmsburg“ stellt dabei eine Art „Road Map“ 

dar, mit der die IBA Hamburg die bisher überwiegend 

im ländlichen Raum entwickelten Konzepte einer voll-

ständig erneuerbaren Energieversorgung auf den städti-

schen Raum übertragen will – modellhaft für Hamburg 

im IBA-Demonstrationsgebiet auf den Elbinseln Wil-

helmsburg und Veddel und im Harburger Binnenhafen.

Der erste Schritt ist die Klimaneutralität aller Baupro-

jekte der Internationalen Bauausstellung bis 2013. Die 

IBA-Projekte sollen in der CO2-Bilanz, gemessen an 

ihrem CO2-Ausstoß im Betrieb, nicht zu einer Erhö-

hung des Ausstoßes von Treibhausgasen führen. Nicht 

vermeidbare CO2-Emissionen der Neubauprojekte 

werden durch Einsparungen in Bestandsprojekten und 

beim Ausbau erneuerbarer Energieprojekte auf den 

Elbinseln mindestens kompensiert, voraussichtlich 

deutlich überkompensiert.

Doch wie sehen die Konzepte für die gesamte Elbinsel 

aus, wie kann das Klimaschutzziel „90% Reduzierung 

der Treibhausgase im Gebäudesektor bis 2050“ für 

die Elbinsel umgesetzt werden? Die IBA Hamburg ver-

sucht mit ihrem „Klimaschutzkonzept Erneuerbares 

Wilhelmsburg“ dieses Klimaschutzziel modellhaft um-

zusetzen – schnell, radikal und innovativ! Wesentlich 

ist dabei, dieses Pilotkonzept fest in der lokalen wirt-

schaftlichen und sozialen Situation auf den Elbinseln 

zu verankern. 

Das Demonstrationsgebiet der IBA Hamburg hat da-

bei den strategischen Vorteil, dass es nicht im Versor-

gungsgebiet des Hamburger Fernwärmenetzes liegt. 

Daher wird die IBA Hamburg in den stärker verdich-

teten Stadträumen des westlichen Wilhelmsburg mit 

mehreren IBA-Projekten (Energiebunker, Energie-

verbund Wilhelmsburg Mitte, Nahwärmenetz Neue 

Hamburger Terrassen und dem Forschungsprojekt 

Tiefengeothermie) die Entwicklung CO2-effizienter, re-

generativ und durch industrielle Abwärme gespeister 

Wärmenetze vorantreiben. Denn nur so sind die CO2-

Einsparziele im Gebäudebestand in der notwendigen 

Schnelligkeit zu erreichen.

Im überwiegend wenig verdichteten östlichen Wilhelms-

burg wird es dagegen darauf ankommen, auf der Ge-

bäudeebene exzellente Sanierungskonzepte umzusetzen, 

die nicht nur die Standards von 2020 (minus 50% CO2) 

erfüllen, sondern auch die Standards von 2050 (minus 

90%) erreichen oder zumindest dafür die Grundlagen 

legen. Dafür dient u.a. die IBA-Kampagne „Prima Kli-

ma-Anlage – Sparen und Sanieren auf den Elbinseln“. 

Sie bietet für Wilhelmsburger Hauseigentümer kosten-

günstig Rat und Hilfe bei der ambitionierten Sanierung 
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des Gebäudebestands. Ziel dieser Kampagne ist es, ex-

emplarisch Gebäude exzellent zu sanieren (dafür gibt 

es dann eine Förderung durch IBA-Exzellenzmittel) und 

zusätzlich repräsentative Daten zum Energieverbrauch 

des Gebäudebestandes der Elbinseln zu erheben.

Und mit dem IBA-Projekt Energieberg in Georgswer-

der entsteht quasi ein Symbol für die Umstellung auf 

eine erneuerbare Energieversorgung am Einfahrtstor 

nach Hamburg. 

Als eine Grundlage für die Entwicklung des Klima-

schutzkonzeptes hat die IBA Hamburg im Jahr 2008 

ihren Fokus auf den Energieverbrauch (Strom und 

Wärme) beim Gebäudebestand gelegt und das Bre-

mer Energie Institut mit der Erhebung des derzeitigen 

Wärme- und Stromverbrauchs von Wohn-, Dienst-

leistungs-, Büro- und Verwaltungsgebäuden auf den 

Elbinseln beauftragt. Durch eine Kooperation mit den 

örtlichen Netzbetreibern Vattenfall Europe Distributi-

on und E.ON Hanse im geplanten EnEff: IBA-Projekt 

wird die IBA Hamburg darüber hinaus auf die kon-

kreten Verbrauchsdaten (Strom / Gas) der Jahre 2008-

2013 zurück greifen können.

Im Strategielabor „Klimaschutzkonzept Erneuerbares 

Wilhelmsburg“ wurde die Umsetzungsstrategie mit lo-

kalen und internationalen Experten sowie engagierten 

BürgerInnen der Elbinseln konkretisiert: hin zu einem 

kreativen Umgang mit den Potenzialen der Inseln für 

erneuerbare Energien, für Energieeffizienz und Ener-

gieeinsparung. 

In der Studie „Energetische Optimierung des Modell-

raums IBA Hamburg“, die zurzeit durch das Büro JHJ 

Bleicherode gemeinsam mit dem egs Netzwerk Nordhau-

sen erarbeitet wird, werden im Rahmen einer Szenarien-

analyse Entwicklungen des zukünftigen Energiebedarfs 

und Potenziale der Einsparung, Erhöhung der Effizienz 

und des Einsatzes erneuerbarer Energien auf den Elbin-

seln gegenübergestellt und strategische Maßnahmen zur 

Optimierung der Energieversorgung abgeleitet. 

Die Realisierung der IBA-Projekte – und damit auch 

die Umsetzung der Anlagen auf dem Energieberg 

– bis 2013 sind erste konkrete Teilschritte des Kli-

maschutzkonzeptes, darüber hinaus werden weitere 

Umsetzungsschritte definiert und die Perspektiven für 

2020/2030/2050 aufgezeigt.

Die Ergebnisse der Studie, die im intensiven Austausch 

mit dem IBA Fachbeirat Energie und Klima erarbeitet 

wird, bilden die Grundlage für den „Energieatlas – Zu-

kunftskonzept Erneuerbares Wilhelmsburg“, der im 

Zwischenpräsentationsjahr 2010 in einer ersten Stufe 

erscheinen und die strategischen Instrumente und Pro-

jekte für eine postfossile Energieversorgung der Elb-

inseln darstellen wird. Im Rahmen des IBA-Labors 

„Klimaschutzkonzept Erneuerbares Wilhelmsburg“ 

im September 2010 wird er präsentiert und diskutiert 

und bis 2013 weiter ergänzt und konkretisiert werden. 

Ein großer Dank zum Schluss geht an alle, die den Pro-

zess rund um den Energieberg in den letzten Jahren so 

produktiv begleitet haben. 

Explizit sei der Arbeitskreis Georgswerder genannt, 

der mit viel Engagement nun auch schon seit gut 25 

Jahren die Belange des Stadtteils vertritt und in der 

Jury mit für die Realisierung dieses Wettbewerbsent-

wurfes gestimmt hat. 

Allen voran aber natürlich die Behörde für Stadtent-

wicklung und Umwelt mit der Abteilung Umwelt und 

Altlasten. Die IBA Hamburg begrüßt es sehr, mit welch 

positiver Energie die Abteilung nun die Umsetzung des 

Projektes als Bauherr übernommen hat. 

Nach dieser Tagung, der IBA Steleneinweihung und 

dem „Tag der offenen Tür“ auf dem Energieberg im 

IBA Hamburg Zwischenpräsentationsjahr 2010, steht 

nun gleich im nächsten Jahr die nächste Herausforde-

rung vor der Tür: im Sommer 2011 werden wir dann 

gemeinsam das neue Informationszentrum am Fuß der 

Deponie im Rahmen von „European Green Capital“ 

als externen Info-Point eröffnen und den ersten Teil 

der Ausstellung „von alten Lasten zu neuen Energien“ 

der Öffentlichkeit präsentieren.



Schrägluftaufnahme der Deponie Georgswerder mit Photovoltaikanlage (aufwind-luftbilder)
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Dr. Michael Beckereit, 
Geschäftsführer HAMBURG ENERGIE

Vom Deponiehügel zum Energieberg. Die Deponie Ge-

orgswerder, die bereits nach ihrer Schließung als Stand-

ort für Windkraftanlagen diente, bekommt ein neues Ge-

sicht. Zurzeit laufen die Planungen für das Repowering 

dieser bestehenden Windkraftanlagen. Auch konkrete 

Projekte wurden schon auf dem Energieberg umgesetzt. 

Im Dezember 2009 ging hier die größte freistehende Pho-

tovoltaikanlage Hamburgs ans Netz (siehe Abb. 1). Sie 

ist die erste Energieerzeugungsanlage von HAMBURG 

ENERGIE, dem ersten kommunalen Energieversorger 

in einer europäischen Metropole, der durchgängig auf 

lokale, nachhaltige Energieerzeugung setzt – frei von 

Kohle- und Atomstrom. HAMBURG ENERGIE etab-

liert somit ein neues Versorgungsmodell – transparent, 

nachhaltig und im Interesse der Stadt und ihrer Bürger. 

Motivation zur Gründung von HAMBURG ENERGIE
Durch die Auszeichnung der Freien und Hansestadt 

Hamburg als „Umwelthauptstadt Europas 2011“ 

würdigt die EU-Kommission das Engagement der 

Stadt Hamburg im Umwelt- und Klimaschutz. Grund-

lage für die Vielzahl der Klimaschutzaktivitäten des 

Senats bildet das Klimaschutzkonzept, in dem die 

ehrgeizigen Klimaschutzziele Hamburgs verankert 

sind. Die in dem Konzept vereinbarten Senkungen des 

Kohlendioxid-Ausstoßes bis 2020 um 40% und bis 

2050 sogar um 80% können nur mit umfangreichen 

Maßnahmen erzielt werden. Durch die Etablierung ei-

nes eigenen städtischen Energieunternehmens, so der 

breite politische Konsens, könne ein wesentlicher Teil 

zum Klimaschutz beigetragen werden. 

Auf Basis dieses Wunsches entwickelte HAMBURG WAS-

SER, qualifiziert durch Erfahrungswerte im Bereich kom-

plexer Infrastrukturen, in der Energieerzeugung sowie in 

der Kundenbetreuung, ein Konzept für einen solchen städ-

tischen Energieversorger, der ausschließlich auf ressour-

censchonende und regenerative Energieerzeugung setzt 

und somit auf den Einsatz von Atom- und Kohlestrom 

komplett verzichtet. Sein Name: HAMBURG ENERGIE.

Im Ergebnis der konzeptionellen Arbeiten zeigte sich, 

dass der Zeitpunkt für den Einstieg in den Energie-

markt nicht günstiger hätte gewählt werden können. 

Die Energiepreise befanden sich auf einem niedrigen 

Niveau und die durchgeführte Marktforschung ergab 

durchgehend positives Feedback zum Vorhaben.

Nach dem Senatsbeschluss vom 12. Mai 2009 stimmte 

der Aufsichtsrat der Hamburger Wasserwerke GmbH 

unter dem Vorsitz von Umweltsenatorin Anja Hajduk 

am 15. Mai 2009 der Gründung der Tochter HAM-

BURG ENERGIE GmbH zu. Das Firmenlogo ist in 

Abb. 2 dargestellt. Mit dem anschließenden Eintrag 

ins Handelsregister hat Hamburg offiziell wieder einen 

öffentlichen Energieversorger, der sich zu 100% im Ei-

gentum der Stadt befindet.

Grundsätze von HAMBURG ENERGIE
Mit HAMBURG ENERGIE hat die Freie und Han-

sestadt Hamburg die Möglichkeit, bei der umweltbe-

wussten Zukunftsentwicklung der Stadt wieder ein 

Stück Handlungsfreiheit zurück zu gewinnen. Somit 

Nachhaltige Energie aus Hamburg: 
der Energieberg heute und morgen
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trägt das Unternehmen aktiv seinen Teil zu Lebensqua-

lität und Klimaschutz in Hamburg bei und tritt für eine 

umweltfreundliche, zukunftsorientierte und nachhalti-

ge Energieversorgung ein. 

Privatwirtschaftlich organisiert erhält HAMBURG 

ENERGIE keine Subventionen, sondern unterliegt den 

üblichen Wettbewerbsbedingungen auf dem Strom-

markt und handelt nach den Prinzipien der Wirtschaft-

lichkeit. Das Geschäftsmodell ist zukunftsweisend und 

dementsprechend auf Nachhaltigkeit ausgelegt. HAM-

BURG ENERGIE arbeitet rentabel und erwirtschaftet 

eine angemessene Rendite, damit kontinuierlich In-

vestitionen in neue regenerative ressourcenschonende 

Energieerzeugungsanlagen in Hamburg und Umgebung 

getätigt werden können, um den angestrebten Eigen-

produktionsanteil von 50% zu erreichen. Je mehr Ham-

burger zu HAMBURG ENERGIE wechseln, umso mehr 

wird HAMBURG ENERGIE dies leisten können. Das 

stärkt nicht nur Hamburgs Beitrag zum globalen Klima-

schutz, sondern fördert den Wirtschafts- und Technolo-

giestandort sowie die Lebensqualität in der Hansestadt. 

Produkte von HAMBURG ENERGIE
HAMBURG ENERGIE versteht sich als kommunaler 

Energieversorger für alle Menschen in Hamburg und 

Umgebung mit der Verantwortung für die Stadt und 

die Region. Die Stromprodukte sind umweltfreund-

lich, haben aber auch den Anspruch, allen Menschen 

in Hamburg gerecht zu werden. Wer nur wenig Geld 

für umweltfreundliche Energie ausgeben kann, findet 

ebenso ein geeignetes Produkt, wie diejenigen, die dazu 

beitragen wollen, dass insbesondere neue regenerative 

Erzeugungsanlagen gebaut werden. 

Um die hohe Stromqualität zu gewährleisten, bedient 

sich HAMBURG ENERGIE dreier unterschiedlicher 

Energiequellen. Zum einen wird der Strom aus überre-

gionalen umweltfreundlichen Quellen zugekauft – vor-

wiegend aus Wasserkraft. Zusammen mit der Energie, 

die in hocheffizienten Kraftwärmekopplungsanlagen auf 

Gasbasis in Hamburg und Umgebung erzeugt wird, bil-

det dieser Strom den Energiemix für das Wettbewerbs

produkt „TOR ZUR WELT“. Zum anderen stammt 

der Strom aus neuen regenerativen Energiequellen, vor 

allem aus eigenen Windkraftanlagen. Dieser Strom wird 

direkt in Hamburg und Umgebung erzeugt und an die 

Kunden als Premiumprodukt „HORIZONT“ verkauft. 

Abb. 1: Photovoltaik- und Windkraftanlagen auf dem Energieberg
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Energieberg Georgswerder
Um das Versprechen des Baus eigener Anlagen 

schnellstmöglich einzulösen, begannen gleich nach 

dem Marktstart im September 2009 die Planungen für 

die ersten Anlagen von HAMBURG ENERGIE, die 

auf der ehemaligen Deponie Georgswerder errichtet 

werden sollten.

Energieberg heute
Nach dem zweiten Weltkrieg wurden auf der nord-

östlich von Wilhelmsburg gelegenen Wiesenfläche, 

der heutigen Deponie Georgswerder, Bauschutt und 

Bodenaushub, Haus- und Sperrmüll sowie giftige Son-

derabfälle abgeladen. Vier Jahre nach der offiziellen 

Schließung der Deponie 1979 wurde hochgiftiges Di-

oxin im Sickerwasser nachgewiesen, das zu einer bis 

1995 andauernden aufwändigen Sanierung führte. Um 

die Deponiefläche nicht ungenutzt zu lassen und einen 

Vorteil aus der Höhenlage des Berges im flachen Elb-

marschbereich zu erzielen, kam die Stadt Hamburg auf 

die Idee, auf dem städtischen Gelände Windkraftanla-

gen zu errichten (siehe Abb. 3).

Bei der Planung der Anlagen ergaben sich jedoch, auf-

grund der Vorgeschichte des vorhandenen Baugrundes, 

einige Besonderheiten. Neben einer mehrmonatigen 

Vorbelastung, die kontrollierte Setzungen hervorrufen 

sollte, mussten die Windkraftanlagen, um den Depo-

niekörper nicht zu verletzten, flach gegründet werden. 

Im Zeitraum von 1992-2004 wurden somit insgesamt 

vier Windkraftanlagen auf der Deponie errichtet, de-

ren Daten in Tabelle 1 unten aufgeführt sind. 

Energieberg morgen
Im Rahmen der Internationalen Bauausstellung und 

der internationalen gartenschau 2013, die hauptsäch-

lich im Bereich Wilhelmsburg stattfinden werden, wird 

die Deponie Georgswerder nun als Energieberg umge-

rüstet und anschließend der Öffentlichkeit zugänglich 

gemacht. In Zukunft können die Besucher vor Ort 

mehr zur Geschichte der Mülldeponie, zum Umgang 

mit Altlasten und den vielfältigen Potenzialen für die 

Gewinnung erneuerbarer Energien erfahren.

2011 wird auf der Bergkuppe statt der kleinen, veralte-

ten Anlagen eine größere, moderne Windkraftanlage ste-

hen. Vom Fuße der Windkraftanlage auf der Bergkuppe 

wird Besuchern ein einmaliger Ausblick über Hamburg 

geboten. Der Südhang der Deponie bietet Platz für eine 

bis zu 16.000 m² große Photovoltaikanlage. Im ersten 

Bauabschnitt wurde von HAMBURG ENERGIE auf 

rund der Hälfte dieser Fläche bereits eine Photovoltaik-

anlagen errichtet, die im Dezember 2009 mit einer Leis-

tung von 500 kWp in Betrieb genommen wurde. 

Abb. 3: Bestehende Windkraftanlagen auf dem Energieberg 

Tab. 1: Windkraftanlagen auf dem Energieberg Georgswerder - heute

Abb. 2: Logo von HAMBURG ENERGIE
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Zusätzlich zum bereits genutzten Deponiegas kann 

Biomasse aus dem Grünschnitt und Wärme aus dem 

geförderten kontaminierten Wasser gewonnen werden. 

Im Folgenden werden die von HAMBURG ENERGIE 

geplanten Projekte auf dem Energieberg – die Photo-

voltaik- und die Windkraftanlage – näher erläutert.

Photovoltaikanlage
Die Photovoltaik-Anlage ist das erste Energieprojekt, 

das im Rahmen der IBA Hamburg realisiert wurde. 

Sie gilt als erster Schritt zur Verwirklichung des IBA-

Klimaschutzkonzeptes „Erneuerbares Wilhelmsburg“, 

das vorsieht, die Energieversorgung auf den Elbin-

seln komplett auf regenerative Energien umzustellen. 

Im Dezember 2009 eröffnete HAMBURG ENERGIE 

mit ihr die größte freistehende Photovoltaik-Anlage 

Hamburgs. Nur drei Monate nach Markteintritt ist es 

HAMBURG ENERGIE somit gelungen, die erste eige-

ne Energieerzeugungsanlage ans Netz zu bringen. 

Bei diesem Bauvorhaben auf der Deponie Georgs-

werder handelt es sich um eine Freiflächenanlage, die 

am Südhang der Deponie unter Berücksichtigung der 

durchschnittlichen Hangneigung von 18° in einer Ge-

samtneigung von 30° nach Süden aufgeständert wur-

de. Die schwierigste Aufgabe beim Bau war die fach-

gerechte Gründung der Anlage auf einem Untergrund 

aus etwa 7.000.000 m³ Haus- und Sondermüll. Diese 

Herausforderung ließ sich durch den Einsatz flacher 

Spezialfundamente aus Ortbeton meistern, so dass die 

Beschädigung der Deponieabdeckung vermieden wer-

den konnte.

Die Photovoltaikmodule wurden auf den am Hang 

aufgestellten Modultischen montiert, an denen eben-

falls die zur Einspeisung des erzeugten Stromes not-

wendigen Wechselrichter befestigt sind.

Zum Anschluss an das auf der Deponie vorhandene 

Mittelspannungsnetz wurde eine Transformatorsta-

tion direkt nördlich des Generatorfeldes aufgestellt. 

Diese beinhaltet neben dem notwendigen Transforma-

tor eine Nieder- und Mittelspannungsschaltanlage so-

wie ein zur Regelung vorgesehenes Lastspitzenbegren-

zungssystem. Dieses System ist notwendig, um die vom 

Netzbetreiber vorgegebene Leistungsbegrenzung mit 

den gemeinsam angeschlossenen Windkraftanlagen 

einzuhalten. Hierfür wurden zwei Datenleitungen von 

den Windkraftanlagen im Norden der Photovoltaik

anlage zur Transformatorstation verlegt. 

Die über 2.100 Photovoltaik-Module mit einer Ge-

samtfläche von etwa 5.000 m² erreichen bei Standard-

testbedingungen (STC) eine Nennleistung von 497 

kW und erzeugen rund 420.000 kWh/a Energie aus 

Sonnenkraft – das entspricht dem Bedarf von bis zu 

170  Haushalten. Diese Energie wird auf Grundlage 

der im Erneuerbare Energien Gesetz festgelegten Ver-

gütung ins Netz eingespeist. HAMBURG ENERGIE 

investierte in den Bau dieser Anlage 2,4 Mio. Euro – 

rund 1/3 davon stammt aus EU-Fördermitteln.

Windkraftanlage
Auf dem Energieberg befinden sich zurzeit vier Wind-

kraftanlagen, die teilweise veraltet sind. Daher hat die 

BSU in Zusammenarbeit mit der IBA Hamburg GmbH 

beschlossen, ihre zwei bestehenden Windkraftanlagen 

im sogenannten Repowering-Verfahren gegen eine mo-

derne und leistungsfähige Anlage zu ersetzen. Ziel ist 

es, mindestens den zweifachen und maximal den fünf-

fachen Windenergieertrag der bestehenden Anlagen zu 

erreichen, so dass für die neue Windkraftanlage eine 

Leistung von 2-3,3 kW eingeplant wird. Aus diesen 

Rahmenbedingungen ergeben sich eine Nabenhöhe 

von 80 bis 130 m und ein Rotordurchmesser von 82 

bis 112 m. 

Weil die Baugrunduntersuchungen zurzeit noch an-

dauern und sich die Anlage in der Ausschreibungspha-

se befindet, können zum jetzigen Zeitpunkt noch keine 

genaueren Angaben zum Bau der Windkraftanlage ge-

macht werden. Im Juli 2011 soll der Bau der Anlage 

beginnen, so dass diese im November 2011 den ersten 

Strom für HAMBURG ENERGIE produzieren kann. 

Fazit
Mit HAMBURG ENERGIE wird die Voraussetzung für 

eine zukunftsfähige und nachhaltige Energieversorgung 

in der Hansestadt geschaffen. Die publikumswirksa-

men Anlagen auf dem Energieberg Georgswerder bil-

den den Anfang für den Aufbau der Eigenerzeugungs-

kapazitäten von HAMBURG ENERGIE.
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Winfried Häfner, Geschäftsführer, 
Häfner/Jimenez Büro für Landschaftsarchitektur, 
Berlin

Der Berg in Georgswerder ist eine stillgelegte und ge-

sicherte Mülldeponie, auf der von den 40er Jahren bis 

1979 Bauschutt, Industrieabfälle und Hausmüll abge-

lagert wurde. Die Deponie galt lange Zeit als Synonym 

für den sorglosen Umgang mit Umwelt und Ressour-

cen und hatte ein entsprechend schlechtes Image. In 

seiner heute sichtbaren Form ist der Berg das Ergebnis 

jahrzehntelanger Bemühungen um eine Sicherung der 

Deponie und aufgrund seiner aufwendigen Abdichtung 

nur bedingt veränderbar. Der notwendige Betrieb der 

Anlage stellt sich als ein aufwendiges Verfahren dar, 

das an sich schon Wert ist, kennen gelernt zu werden. 

Die an diesem Ort entwickelten Techniken zur Sanie-

rung von Altlasten dienen heute anderen Deponien als 

Vorbild. Ebenso ist die Nutzung der Standortvorteile 

für den Einsatz von regenerativen Energiequellen ein 

Beispiel für die Aufwertung negativ belasteter Orte.

Durch den Ausblick auf Verfahren und Techniken, 

die eine nachhaltige Verwendung von Energien und 

Stoffen ermöglichen, erhält der Berg nun eine dritte 

Dimension. In unserem Konzept fügen wir den beiden 

Schauwegen eine dritte Ebene hinzu, die uns die Sicht 

zum Horizont und in die Zukunft öffnen soll.

Als aufgeständerter Rundweg bildet der Steg eine drit-

te Ebene auf dem Energieberg. An bestimmten Orten 

werden besondere visuelle Bezüge ermöglicht und der 

Die Gestaltung der Deponie als „Energieberg Georgswerder“

Abb. 1: Der Steg wird zum Horizont
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Kontext in Form von Paneelen und durch die solarbe-

triebenen digitalen Ausstellungsobjekte dargestellt. Als 

herausragender Ort auf dem Berg wird der Steg zum 

Balkon über der Stadt und der Landschaft.

Der Horizontweg liegt als waagrechte Ebene auf einer 

Höhenlinie. Der variierende Abstand zum Gelände 

wird durch unterschiedlich hohe Stützen überbrückt. 

Die dadurch entstehende Ansichtsfläche zeichnet die 

Topographie des Berges nach. Diese Inszenierung der 

Landschaft bewirkt in ihrer eindrucksvollen Fernwir-

kung eine neue Wahrnehmung des Berges.

Der Horizontweg wird als Rundweg in einer Län-

ge von etwa 900 m hergestellt. Die Breite des Weges 

schwankt zwischen vier und sieben Metern, wobei die 

aufgeweiteten Abschnitte visuelle Bezüge zu besonde-

ren Ausblicken herstellen.

Der Aufbau des Horizontweges ist abschnittsweise als 

Stahlkonstruktion (Höhe oberhalb des Geländes von 

2,5 m bis max. 7,0 m) und abschnittsweise als Win-

kelstützkonstruktion (Höhe oberhalb des Geländes bis 

2,5 m) geplant. 

Die Konstruktion im Bereich bis 2,5 m besteht aus ei-

ner ein- bzw. beidseitigen Fassung mit Winkelstützen, 

zwischen welchen sandiger Boden eingebaut wird. Die 

Winkelstützen werden auf Betonfundamenten und 

Frostschutzschichten gegründet. Der Wegebelag des 

Horizontweges wird auf durchgehenden, bewehrten 

Betonbalken befestigt. Das Geländer an der Außensei-

te des Horizontweges wird leicht auskragend befestigt, 

so dass zwischen Geländer und Winkelstützen eine 

Schattenfuge entsteht. Die Stützwand tritt so in den 

Hintergrund. 

Die Stahlkonstruktion besteht aus Stützenpaaren aus 

kreisförmigen Hohlprofilen mit jeweils einer Auskreu-

zung aus Rundstahl und IPE-Profilen als Quer- und 

Längsträgern. Zusätzlichen zu den Auskreuzungen in 

Querrichtung sind etwa alle 20 m Auskreuzungen in 

Längsrichtung erforderlich. Die Stützen werden auf 

flachen Punktfundamenten aus Beton auf Frostschutz-

schichten oberhalb des Geotextils des Deponiekörpers 

gegründet. An den steilen Abschnitten des Geländes 

(Neigung ca. 30°) ist ein zusätzlicher Einbau von Geo-

gitter vorgesehen, um ein Abrutschen der Fundamente 

zu verhindern.

Das Geländer besteht aus T-Profilen als Pfosten, L-

Profilen als Ober- und Untergurt und Lochblechen als 

Geländerfüllung. Die Lochbleche werden als Reflexi-

onsfläche für die geplante Beleuchtung des Handlaufs 

genutzt. Ebenso ermöglichen sie aufgrund der Lo-

chung eine transparente Wirkung des Horizontweges. 

An der Bergseite des Horizontweges wird der Hand-

lauf in Form eines einfachen Rundprofils ausgebildet, 

auf der Talseite wird ein breiter Handlauf aus Stahl 

vorgesehen, welche PV-Module, Ausstellungstafeln 

und LED-Leuchten aufnimmt. An den Abschnitten der 

Winkelstützkonstruktion auf Geländehöhe wird das 

innere Geländer ausgesetzt, so dass ein direkter Zu-

gang zur oberen Abdeckung möglich ist.

Abb. 2: Perspektive des Steges
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Als Belagsmaterial für den Horizontweg sind durchge-

hend feuerverzinkte Blechprofilbohlen vorgesehen. Die 

Blechprofilbohlen können auch konisch gefertigt wer-

den, so dass die Radien des Horizontweges sehr gut 

ausgebildet werden können. 

Die Blechprofilbohlen werden feuerverzinkt eingebaut, 

alle anderen Stahlbauteile werden zusätzlich mit einer 

Beschichtung versehen.

Im Bereich der neuen Windkraftanlage auf dem höchs-

ten Punkt der Deponie, soll ein Aussichtspunkt und ein 

Veranstaltungsplatz entstehen. 

Für die neue WKA wird im Bereich der Bergkuppe eine 

ebene Fläche mit den Abmessungen von etwa 30x40 m 

als Kranaufstellfläche erforderlich. Diese Fläche wird 

in die Gestaltung des Eventplatzes mit einbezogen. Als 

Gestaltungselement werden die Kanten der Platzfläche 

besonders ausgebildet. Bezüglich der Umgebung gibt 

es zwei Schwerpunkte auf der Fläche: die südöstliche 

Ecke als Aussichtspunkt Richtung Autobahntrasse und 

die nordwestliche Ecke als Aussichtspunkt Richtung 

Hamburg Innenstadt. Diese beiden Schwerpunkte wer-

den durch Kanten aus weißem Beton betont, gleichzei-

tig erhält der Platz dadurch eine räumliche Fassung. 

Die Kante Richtung Autobahn wird als Schräge aus-

gebildet, welche aus dem Boden bis auf eine Höhe von 

1,2 m anwächst. Dadurch wird die Form des Gipfels 

nachgezeichnet. Gleichzeitig entstehen eine Brüstung 

und damit ein Aussichtspunkt zur Autobahn hin. Am 

Blickpunkt Richtung Innenstadt wird die Kante auf 

gleicher Höhe wie die Platzfläche angelegt, so dass die-

se sich zum Berg und zur Stadt öffnet, aber trotzdem 

eine Markierung erhält.

Die Befestigung der Fläche erfolgt großflächig mit 

Schotterrasen, um den Eindruck einer grünen Berg-

kuppe zu erhalten. Es wird ein umlaufendes Wegeband 

hergestellt, sowie Querverbindungen in Verlängerung 

des Weges zur WKA, um barrierefreie Verbindungen 

zu ermöglichen.

Abb. 3: Eventplatz an der WKA

Abb. 4: Schnittansicht
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Abb. 5: Lageplan
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Auf dem Eventplatz werden Stühle als bewegliches 

Mobiliar vorgesehen. Damit können die Besucher 

den gesamten Platz in Besitz nehmen. Im Falle einer 

Wartung der WKA kann das Mobiliar auf die Seite ge-

räumt werden, so dass die gesamte Kranaufstellfläche 

genutzt werden kann.

Der Weg zum Horizont
Von der Fiskalischen Straße kommend, gelangt der 

Besucher zu den Parkplätzen vor dem Ausstellungsge-

bäude. Das Besucherdeck vermittelt zwischen dem An-

kunftsort, dem Ausstellungsgebäude und dem Rund-

weg. Dieser beginnt direkt gegenüber dem Zugang 

zum Ausstellungsgebäude. Er verläuft als barrierefreier 

Weg in Serpentinen zum Steg. Als zusätzliche, direkte 

Erschließung wird eine Treppe eingefügt, welche den 

visuellen Bezug zum Horizont stärkt.

Erschließung bedeutet aber auch Eröffnung von Zu-

sammenhängen. An den Wendepunkten des barriere-

freien Weges, wie auch auf dem Steg, werden Infosta-

tionen installiert, welche dem Besucher Informationen 

zum Berg offen legen. An den Infostationen werden 

die Inhalte mit den jeweiligen sichtbaren Objekten der 

Umgebung verknüpft.

Entlang des Weges reihen sich Stationen zu Themen der 

Deponie und der Sanierung wie Betrieb, Biotopentwick-

lung, Deponiesicherung und Entwässerung auf, entlang 

des Steges werden Inhalte zu regenerativer Energie-

nutzung und Recyclingprozessen erläutert. Zu diesen 

Themen gehören Windkraft, Photovoltaik, Biomasse-

nutzung, das Auto der Zukunft, wie auch die Darstel-

lung heutigen Umgangs mit Müll. So wird zum Beispiel 

am Aussichtspunkt auf den Energiebunker das Thema 

Biomassenutzung dargestellt. Die Erläuterung der De-

poniegasnutzung erfolgt am Aussichtspunkt auf die 

Kupferhütte. Beim Blick auf die Autobahn werden dem 

Besucher mögliche Automobile der Zukunft vorgestellt.

Die Brisanz des Ortes basiert vorwiegend auf dem vo-

lumenmäßig geringen Anteil der Sonderabfälle. Die 

Lage der Fasslager und Flüssigabfallbecken ist deshalb 

von besonderem Interesse und wird für die Besucher 

sichtbar gemacht. Mit Bändern aus Betonplatten wer-

den die Umrisse der Fasslager und Flüssigabfallbecken 

als die eigentlichen Problemgründe nachgezeichnet. 

Kreise und Wellen werden aus Platten mit denselben 

Radien zusammengesetzt und bodenbündig in die 

Grünfläche eingelassen.

Lichtkonzept
Durch die lineare Beleuchtung des äußeren Geländers 

des Horizontweges wird der Energieberg auch nachts 

als markante Landmarke inszeniert. Vor Ort gewonne-

ne Energie aus regenerativen Energiequellen versorgt 

die Beleuchtung mit dem erforderlichen Strom. 

Die Beleuchtungselemente sind unter dem äußeren 

Handlauf angebracht und strahlen die hell gestrichene 

Geländerfläche an. Es werden RGB LEDs mit einer Leis-

tung von 15 Watt pro Meter Geländer installiert. Um 

Energie zu sparen und die tägliche Leuchtzeit der Anlage 

zu verlängern, wird durch eine Steuerung nur ein Teil 

Abb. 6: Nachtperspektive
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der LEDs mit der vollen Leistung betrieben, der weitaus 

größte Teil wird mit einer erheblich geringeren Energie 

angesteuert. So wird eine umlaufende Stegbeleuchtung 

ermöglicht, einzelne Abschnitte können besonders her-

vorgehoben werden. Durch die hellen Abschnitte ist die 

Fernwirkung des Lichtkonzeptes gewährleistet. 

Gleichzeitig soll die Dauer und Intensität der Beleuch-

tung dabei direkt Zeugnis über die absorbierte regene-

rative Energie geben und kann jahreszeitlich bedingten 

Schwankungen entsprechend inszeniert werden. Bei-

spiele sind glimmendes Nordlicht im Winter, farbige 

Effekte im Frühling, Lichtblitze im Sommer.

Die Energiegewinnung erfolgt über PV-Module im 

Handlauf des Steges vor. Die PV-Anlage ist dabei gut 

‚begreifbar’ für die Besucher und dient als Bereiche-

rung des Ausstellungskonzeptes. Auch liefern die in 

den Horizontweg integrierten PV-Module einen Bei-

trag zur Diskussion um die ästhetische Einbindung von 

PV-Anlagen in der Landschaft.

Für die Speicherung der durch die PV-Anlage gewon-

nenen Energie wurde eine dezentrale Speicherlösung 

(beispielsweise durch einen Akku mit Redox-Flow-

Technik) vorgeschlagen. Momentan werden von der 

IBA Hamburg die technischen Details des vorgeschla-

genen Speichermediums mit den Herstellern geklärt 

und auf eine Eignung geprüft. Sollte sich ein derartiger 

Akku sinnvoll einsetzen lassen, soll er voraussichtlich 

nicht ausschließlich zur Speicherung der Energie für 

die Beleuchtung des Horizontweges dienen. 

Zugänglichkeit und Sicherheitskonzept
Der Eingang für Besucher der Deponie liegt an der Fis-

kalischen Straße und folgt dem ersten Abschnitt der un-

teren Ringstraße bis zum neuen Ausstellungsgebäude.

Außerdem werden dem Besucher die Fläche der Obe-

ren Abdeckung einschließlich der oberen Ringstraße, 

der bestehende Verbindungsweg zwischen unterer und 

oberer Ringstraße, sowie ein Korridor zwischen den 

beiden Ringstraßen mit einem neuen, barrierefreien 

Weg und die Fläche vor dem Ausstellungsgebäude zu-

gänglich gemacht.

Die Fläche der Oberen Abdeckung wird innerhalb 

des Horizontweges während des IBA-Jahrs durch re-

gelmäßige Mahd als nutzbare Rasenfläche hergestellt. 

Die zugänglichen Flächen außerhalb des Horizont-

wegs dienen als wiesenartige Pufferzonen und werden 

zweimal im Jahr gemäht. Die zweimalige Mahd erfolgt 

in der Regel im Juni und im September. Im Ausstel-

lungsjahr der IBA wird die erste Mahd vorgezogen, um 

Probleme bei der Mahd aufgrund der zu erwartenden, 

großen Zahl von Besuchern zu vermeiden.

Das Sicherheitskonzept sieht nach unterschiedlichen 

Zonen gegliederte Maßnahmen vor, die die Besu-

cher vor Unfällen und dem Kontakt mit gesundheits-

schädlichen deponiebürtigen Stoffen schützen sollen. 

Zusätzlich sollen die für die Nachsorge der Deponie 

vorhandenen Betriebs- und Überwachungseinrichtun-

gen vor unsachgemäßen Eingriffen durch die Besucher 

geschützt werden. Die Durchführung der betrieblichen 

Abb. 7: Perspektive der Eingangssituation
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Maßnahmen zur Überwachung und Instandhaltung 

der Deponie in der Nachsorge muss weiter gewährleis-

tet werden.

Im Sicherheitskonzept werden folgende Zonen mit 

steigender baulicher und organisatorischer Einschrän-

kung der Zugänglichkeit unterschieden:

•	 für Besucher zugängliche Bereiche

•	 Bereiche, die durch niedrige, noch einfach über-

windbare Barrieren (Handläufe, niedrige Zäune) 

als für Besucher gesperrte Bereiche gekennzeichnet 

werden

•	 Bereiche, die durch nur aktiv und mit Absicht 

überwindbare „Hauptbarrieren“ (mindestens 

1,3 m hohe Zäune mit Dornstrauchhecken) für Be-

sucher gesperrt werden

•	 nicht zugängliche und durch hohe Zäune abge-

trennte Außenanlagen (z.B. Photovoltaikanlage, 

Gasverdichterstation, WKA) 

•	 nicht zugänglicher Betriebshof im Norden (hoher, 

mindestens dem äußeren Deponiezaun entspre-

chende Umzäunung; ggf. mit Videoüberwachung

Die erforderliche Höhe und die konstruktive Ausbildung 

der verschiedenen Barrieren ist von der Intensität der un-

terstützenden Maßnahmen (wie Kameras, Ranger) ab-

hängig und wird wie auch der Zaunverlauf im Detail im 

weiteren Planungsverlauf entwickelt. Die in dem Zaun 

erforderlichen Tore, welche von Fahrzeugen passiert 

werden, werden soweit möglich und erforderlich mit 

elektrischen Antrieben versehen und schließen automa-

tisch. Durch die Lage der Hauptbarriere unterhalb der 

Ringstraße und entlang der bestehenden Strauchflächen 

ist sie gut in das Gelände integriert. Ein zusätzlicher 

niedriger Zaun wird um die Testfelder errichtet. Er soll 

Besucher lediglich vom Betreten der Testfelder abhalten 

und muss sie nicht vor Gefahrenstellen schützen.

In den verschiedenen Zonen werden die Betriebs- und 

Überwachungseinrichtungen unterschiedlich aufwän-

dig gesichert. 

Zusätzlich zu dem beschriebenen Sicherheitskonzept 

ist ein Katastrophenschutzkonzept für einen möglichen 

Störfall der AURUBIS zu erstellen. Dies wird nicht im 

Rahmen dieser Planung, sondern separat erfolgen.

Ausstellungskonzept
Die Leitidee der Vermittlungsstrategie bezieht die Be-

sucher ein, macht sie zu forschenden, aktiv Beteiligten. 

Die Ausstellungsgestaltung wird umfassend verstan-

den und erfordert mehr als nur Informationstafeln. 

Der Energieberg selbst ist in seiner Gesamtheit das ei-

gentliche Exponat.

Die Aufgabe ist, den Energieberg auch als technologi-

sche Herausforderung zu verstehen und mit den The-

menstellungen der Entsorgung und Energiewirtschaft 

offensiv umzugehen. Informationen über die einge-

setzten aber auch darüber hinaus, zukunftsweisenden 

Technologien erschließen sich über interaktive Instal-

lationen.

Das Besucherzentrum empfängt seine Besucher mit ei-

nem physischen Modell des Geländes. Zusammenhän-

ge der Energiegewinnung und -wandlung werden an-

schaulich an einer interaktiven Installation dargestellt. 

Das Exponat verdeutlicht auf spielerische Weise die 

Zusammenhänge an einem »Energiewandler-Modell«. 

Informationstafeln tragen die notwendigen Basisinfor-

mationen.

Weitere Informationen erschließen sich den Besuchern 

durch den Gang zur Aussichtsplattform auf dem Berg.

Auf dem Weg dorthin finden sich sog. »Erdschichten-

Scanner«, die einen virtuellen Eindruck vermitteln, 

man würde mit einer Sonde in den Boden fahren. In-

formationen sind auf einem auf- und abwärts bewegli-

chen Kontrollbildschirm ablesbar. Bewegt man diesen 

nach unten, so erfährt man etwas über die tiefer liegen-

den Schichten, bewegt man ihn nach oben, etwas über 

darüber liegende Schichten.

Auf dem Gipfel des Energiebergs angekommen bieten 

»digitale Ferngläser« einen Blick in die Landschaft und 

auf Knopfdruck wird das reale Bild durch zusätzliche 

Informationen ergänzt.
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